Editorial 
23,2% oder die Folgen des realen Tschernobylismus 


Man sagt, die Schulkinder würden heute wie vor hundert Jahren, und dies zu Recht, lernen, 
in der Atmosphäre der Erde betrage der Anteil des Sauerstoffs genau 23,2%. Daran habe 
offensichtlich die Luftverschmutzung nichts ändern können; die Verarbeitungskapazität 
der Lufthülle zwischen Troposphäre und Exosphäre sei größer als in grün gängigen Kata- 
strophen-Szenarien ausgemalt. Und Klimatologen sind sich ja auch gar nicht sicher, ob die 
weitere Abholzung des tropischen Regenwaldes tatsächlich die CO,-Absorption so sehr 
beeinträchtigt, daß nördlich des Wendekreises des Krebses das Klima verschlechtert wird 
und die Luft, die wir zu atmen haben, nur noch durch Filtermasken respirierbar ist. In Pa- 
ranthese sei angemerkt, daß der ehemalige Planungsminister Brasiliens, Delfim Netto, auf 
schwedische Vorhaltungen gegen die Abholzung des amazonischen Regenwaldes wegen 
der katastrophalen Folgen für das globale Klima bemerkte: »Ja, wenn Ihr uns für den Sauer- 
stoff Royalties zahlen würdet...« Die Effekte ökonomischen Handelns auf die natürliche 
Umwelt sind also gar nicht so schlimm wie die tagtäglichen Meldungen über die großen 
Bhopals und die vielen kleinen Salzeinleitungen in Rhein und Werra vermuten lassen? Die 
Versöhnung von Ökonomie und Ökologie ist also möglich? 

Man weiß aber auch von den Smogwintern in Berlin und Duisburg, von den Rauchfahnen 
der US-Kraftwerke, die in Kanada die Seen übersauern, von der krankmachenden Luft 
von Cubatäo im Süden Brasiliens, von der reizenden Dunstglocke über Mexico-City, über 
die »unsere« Nationalmannschaft während der Fußballweltmeisterschaft klagte... Durch 
menschliches Handeln, insbesondere ökonomische Aktivitäten, werden also offensichtlich 
die lokalen und regionalen Umweltbedingungen der Existenz beeinträchtigt; gleichzeitig 
weist das globale System der Atmosphäre eine beeindruckende Elastizität auf, mit der die 
produzierten Stick- und Kohlenstoffdioxyde, die Millionen Tonnen Ruß und Staub »weg- 
gesteckt« werden. Nur die kleinen Spraydosen und das große Loch in der Ozon-Schicht be- 
reiten da noch Kopfzerbrechen. Aber ist nicht durch die sorgende Berichterstattung dar- 
über das Umweltproblem bereits im politischen System und im System gesellschaftlichen 
Handelns kommunizierbar und daher wohl auch lösbar geworden? Hat die Natur nicht ge- 
sellschaftliche Anwälte gefunden, zum Beispiel in Gestalt von Bürgerinitiativen und der 
Grünen Partei? Können wir uns nicht theoretisch auf Luhmann verlassen, der für alle 
Probleme dieser Welt die systemtheoretische Kasparklatsche parat hat? 

Vordergründig handelt es sich um Einstellungen zur natürlichen Umwelt, und daher auch 
um Einstellungen der Menschen zu sich selbst und zur Gesellschaft, die eine eher optimi- 
stische oder eine eher pessimistische Sichtweise erzeugen. Da sind diejenigen, die das »Um- 
weltproblem« auch nach Tschernobyl im Griff zu haben meinen und mit der Schaffung 
eines Ministeriums für Umweltfragen Aktivitäten an den Tag legen, mit denen nicht nur 
Lösungen angeboten sondern dafür auch Legitimitäten besorgt werden. Und auf der ande- 
ren Seite die Betroffenen durch die vielen kleinen und mittelgroßen Katastrophen — von 


Editorial 3 


Tschernobyl und der Rheinverseuchung, der strahlenden Molke und dem Dreck schleu- 
dernden Buschhausen, der Dünnsäure in der Nordsee und den Ölteppichen im Watt, der 
versalzenen Weser und den verkoksten Böden im Ruhrgebiet — und so weiter und so wei- 
ter. Sie drängen auf eine grundlegende Veränderung der regulierenden Zielgrößen von 
wirtschaftlichem Prozeß und gesellschaftlichem Handeln. Und tatsächlich verbirgt sich 
hinter dieser kontroversen Reaktion auf Umweltschädigungen eine grundlegende Frage, 
die weder in der Naturwissenschaft noch in den Sozialwissenschaften bislang eindeutig be- 
antwortet worden ist: Bedeutet menschliches Handeln, sofern es dabei um Veränderungen 
von Stoffen und Energie geht, unbedingt und in jedem Fall eine Zunahme der Entropie, ist 
es also ein wenn auch winziger Schritt in die Richtung, die unausweichlich zum »Wärme- 
tod« des Kosmos führt? Ist die Versöhnung von Ökonomie und Ökologie also doch nicht 
möglich? 

Tatsächlich, so lehren die thermodynamischen Sätze von Clausius aus dem Jahre 1865, re- 
sultiert die Stoff- und Energietransformation in einem Anstieg der Entropie, d.h. Stoffe 
und Energie stehen nach dem Handeln weniger und in dissipierter Form, d.h. für mensch- 
liche Zwecke nicht mehr oder weniger nutzbar, zur Verfügung. In der Zeit finden also 
durch menschliches Handeln irreversible, unilineare Prozesse statt, die erst die stichhalti- 
ge Unterscheidung von Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft möglich machen. Aller- 
dings ist dieses »Gesetz des Todes«, wie es erschrocken bezeichnet worden ist, durchaus 
interpretationsbedürftig: denn erstens belegen offene Biosysteme die Fähigkeit zu nachge- 
rade wucherndem Wachstum, also zum Entropieaustausch, bzw. zur »entropy migration« 
(Georgescu-Roegen). Die thermodynamischen Sätze gelten mithin nicht für offene Syste- 
me, in reinster Form nur für isolierte Systeme, die von jeder Stoff- und Energiezufuhr ab- 
geschnitten sind; und selbst die Erde ist wegen der Zufuhr ungeheurer Energiemengen von 
der Sonne kein geschlossenes System. Zweitens ist, wie insbesondere Prigogine hervorge- 
hoben hat, Entropiesteigerung keineswegs die unaufhaltsame Erzeugung strukturlosen, 
gräulichen Mülls, sondern die Herstellung komplexer Strukturen. Und qrittens ist festzu- 
halten, daß Stoff- und Energietransformation intelligent durchgeführt werden kann, also 
die Steigerungsrate der Entropie, so sie denn unvermeidlich, so doch auch variabel ist. Oh- 
ne diese Variabilität der »Entropieproduktionsrate« (von Weizsäcker) gäbe es gar keine 
Möglichkeit für einen wie auch immer gearteten »Öko-Reformismus«, für die Konstruk- 
tion sparsamer Benzinmotoren oder die institutionellen Vorkehrungen für die Reduzie- 
rung von Schadstoffbelastungen des Wassers und der Luft. Ralf Fücks gibt in seinem Bei- 
trag zu diesem Heft ein Beispiel für regionalpolitische Konzepte, die auf dieser Möglichkeit 
der Anwendung von »systemischer Intelligenz« (vgl. dazu den Aufsatz von Elmar Altva- 
ter) gründen. 

Bis zu diesem Punkt dürften Kontroversen nicht bestehen, allenfalls unterschiedliche 
Stimmungslagen gegeben sein. Doch konfliktreich wird die Debatte sofort dann, wenn 
nach den angemessenen Mitteln gefragt wird, mit denen die »Versöhnung« von Ökono- 
mie und Ökologie herbeigeführt werden soll. Durch eine Vermarktwirtschaftlichung der 
Natur, die die Neoliberalen ebenso vorschlagen wie die »ökolibertär« genannten Gruppie- 
rungen in und am Rande der Grünen, oder durch staatliche Kontrollen, Auflagen, Gebote 
und Verbote, mit denen schädliche Auswirkungen ökonomischer Tätigkeiten auf die Um- 
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welt eingedämmt werden sollen? Also spitzt sich die Frage auf die gesellschaftlichen For- 
men der Regulation zu, die den ökonomischen Prozeß steuern und für den Grad an »syste- 
mischer Intelligenz« verantwortlich sind, mit der das Ausmaß von Entropieproduktion, al- 
so der Grad der Zerstörung von Natur bestimmt wird. Darauf geht Frank Beckenbach in 
seinem Beitrag über Möglichkeiten und Grenzen einer »Ökologisierung der Ökonomie« 
ein. Offensichtlich ist »systemische Intelligenz« nicht nur von der Gesellschaftsformation 
abhängig; im realen Sozialismus sind bis heute die Bedingungen für den schonenden Um- 
gang mit Ressourcen und mit der Umwelt keineswegs besser als im ebensorealen K.apitalis- 
mus. Lutz Mez zeigt in seinem Aufsatz, daß der »reale Tschernobylismus« nicht Zufalloder 
Panne, sondern in Kauf genommene Begleiterscheinung einer auf Produktivkraftsteige- 
rung »sans phrase« ausgerichteten Energiepolitik ist. 
In der ökonomischen Theorie hat Nicholas Georgescu-Roegen gegen den mainstream von 
Theoriemodellen einer raum- und zeitlosen Ökonomie die Bedeutung der Entropiesteige- 
rung, die mit jedem Prozeß der Stoff- und Energietransformation einhergeht, hervorgeho- 
ben. Seine »bio-economics« sind daher als ein außerordentlich wichtiger, leider innerhalb 
der Zunft vernachlässigter Beitrag zum Verständnis des ökonomischen Prozesses und sei- 
ner Widersprüche einzuordnen. Sowohl Frank Beckenbach als auch Elmar Altvater gehen 
kursorisch auf Georgescu-Roegen ein. Tatsächlich ist hier in den Sozialwissenschaften 
noch »paradigmatische Arbeit« zu leisten: Ist es nämlich klar, daß durch soziales Handeln 
irreversible Fakten dissipativer Strukturen geschaffen werden, dann erhalten Zeit und 
Raum als Koordinaten des gesellschaftlichen Handelns eine nicht mehr auszublendende 
Bedeutung: Die Dynamik zeitlicher Abfolge muß als asymmetrische erfaßt werden, d.h. 
Vergangenheit und Zukunft sind explizit in ihrer Gerichtetheit zu unterscheiden — wasfür 
die Interpretation des ökonomischen Prozesses gar nicht selbstverständlich ist, geht diese 
doch entweder von zeitlosen Abläufen (wie in den neoklassischen Modellen üblich) oder 
von der Reversibilität und Zirkularität der Abläufe (zum Beispiel in der volkswirtschaftli- 
chen Gesamtrechnung) aus. Und auch die räumliche Gebundenheit von »Vergesellschaf- 
tung« erlangt im Rahmen dieser »thermodynamischen« Betrachtung einen neuen Stellen- 
wert: Der Raum ist einerseits Substrat von Gesellschaften, ist andererseits soziales Faktum, 
ist demnach sozialer Raum. 
Wie soll mit dieser Erkenntnis umgegangen werden? Dieter Groh versucht einen Zugang, 
durch den im historischen Vergleich steuernde Prinzipien der gesellschaftlichen Lebensge- 
staltung identifiziert werden können: Jenseits der Marktrationalität moderner Gesellschaf- 
ten können Umgangsformen ausgemacht werden, die nicht auf maximale Ausschöpfung 
aller Resourcen abzielen, sondern auf Subsistenzsicherung, Risikominimierung und »Mu- 
Bepräferenz«. Der Quantitativismus der Produktion von Werten wie in kapitalistischen 
Gesellschaften gilt in vormodernen Gesellschaften nicht. Arbeit im Sinne der Stoff- und 
Energietransformation hört auf, wenn die Lebensbedürfnisse erfüllt sind; und diese sind be- 
grenzt und nicht überschießend wie in den auf Produktivkraftsteigerung und Wachstum 
organisierten Gesellschaften. Der Widerspruch zwischen Ökonomie und Ökologie ergibt 
sich ja erst, wenn die »Tragfähigkeit« (carrying capacity) oder Verarbeitungskapazität 
durch die Grenzenlosigkeit des Verwertungsstrebens überfordert wird. 
Die in diesem Heft gestellte Frage nach dem Zusammenhang, genauer: nach dem Wider- 
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spruch von Ökonomie und Ökologie hat weitreichende Implikationen, zielt also auf mehr 
als die »Umweltproblematik« in hochentwickelten Industriegesellschaften, kapitalisti- 
schen wie real-sozialistischen. Natürlich werden hier allenfalls Ansätze in Richtung der 
geforderten »paradigmatischen Ausweitung« der sozialwissenschaftlichen Herangehens- 
weise an diese Frage vorgestellt. Darunter eine frühe Auseinandersetzung mit der energe- 
tischen Deutung von Arbeit, die Podolinsky ausgearbeitet und Karl Marx zur Kommen- 
tierung vorgelegt hat. Dieser wiederum bat Engels um eine Interpretation, die hier auf . 
Hintergrund der »energetischen Debatte« von Juan Märtinez-Alier diskutiert wird. H 2 
gesehen für dieses Heft war auch ein Beitrag über »Wirtschaft und Ethik« von Eberhar 

Seifert, der uns freilich — aufgrund postalischer Unzulänglichkeit (der Eilbrief aus Ham- 
burg nach Berlin war drei Tage unterwegs!) — zu spät erreichte, als daß er noch in Sy 
Heft hätte aufgenommen werden können. In einer der nachfolgenden Ausgaben der PR 5 
KLA wird also vermutlich die Frage diskutiert werden, wie noch die Normen ökonomi- 
schen Handelns in bezug auf menschliche Lebensbedürfnisse festgelegt werden können, 
wenn denn schon deren Imperative auf Verwertungdes Kapitals oder die Erreichung eines 
anderen »Fortschrittskriteriums« (z.B. Steigerung der Produktivkraft der Arbeit) abzielen. 


Außerhalb des Schwerpunkts setzt sich Heide Gerstenberger mit einem bedeutenden histo- 
rischen Werk, das nun in deutscher Sprache vorliegt, auseinander: mit Fernand Braudels 
»Sozialgeschichte des 15.-18. Jahrhunderts«. Dieser Beitrag ist durchaus im Kontext des 
Groh’schen Versuchs zu sehen, die Logik des historischen Prozesses in Kategorien zu ent- 
schlüsseln, die nicht der Begriffswelt des »okzidentalen Rationalismus« entnommen sind 
und sowohl strukturgeschichtliche als auch »barfußhistorische« Vereinseitigungen zu Ver- 
meiden versuchen. Die Redaktion schließt an diese Publikationen den »call for papers« an, 
mit denen die initiierte Debatte fortgesetzt werden kann. 


„Es ist ein Gemeinplatz, daß sich der Wohlfahrtsstaat in der Krise befindet«, so jedenfalls 
Bob Jessop in PROKLA 65. Der Beitrag von Heiner Ganßmann/Rolf Weggler/Michael 
Wolf in diesem Heft meldet gegen diese in der Tat weit verbreitete Vorstellung vehementen 
Widerspruch an: Der Sozialstaat, verstanden als Ensemble von Institutionen und Program- 
men, befinde sich — zumindest in der Bundesrepublik — keineswegs In einer Krise. In einer 
Kike stecke allenfalls das politische Projekteiner Bändigung und Transformation des Kapi- 
talismus, wie es von den Gewerkschaften und der Sozialdemokratie formuliert und getra- 
gen werde. Die These ist provokant und dürfte den Widerspruch geradezu herausfordern. 
Die Autoren rütteln mit ihrer Argumentationsfigur schließlich an theoretischen wie empiri- 
schen Gewißheiten, und zwar nicht nur der linken und marxistischen Debatte. Ihr Plädoyer 
für einen präziseren Umgang mit dem Krisenbegriff ist angesichts des inflationären Ge- 


brauchs dieser Kategorie durchaus bedenkenswert, allerdings auch der Gefahr ausgesetzt, 
über das Ziel hinauszuschießen. Zum einen unterlegen Ganßmann/ Weggler/Wolf ihreKri- 
tik einen naiven Krisenbegriff, der im sozialwissenschaftlichen und marxistischen Diskurs 
bereits seit geraumer Zeit keine Rolle mehr spielt. Zum zweiten, und das ist bedeutender, 
hat ihr Verzicht auf eine theoretische Analyse des inneren historischen Zusammenhangs 
der Form des Sozialstaates und der dominanten Form des Akkumulationsregimes zugun- 
sten einer systemtheoretisch inspirierten Departmentalisierung der Gesellschaft in Subsy- 
steme einen Stabilitätsoptimismus zur Folge, der krisenhafte Entwicklungen leicht ver- 
kennt. 2, 

Ob eine sozusagen linksgewendete Systemtheorie die Analyse des Sozialstaates voranzu- 
bringen vermag, kann nachgelesen werden. Die Debatte über die »Krise oder Nicht-Krise 
des Sozialstaates« ist eröffnet. 
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Dieter Groh 

Strategien, Zeit und Ressourcen. 

Risikominimierung, Unterproduktivität und Mußepräferenz 
— die zentralen Kategorien von Subsistenzökonomien" 


Einleitung 


Seit Jahrzehnten wird der Ruf nach einer »theoriegeleiteten« Geschichtswissenschaft, be- 
sonders aber nach einer »theorieorientierten Sozialgeschichte« erhoben. Von vornherein 
gab es unter denjenigen, die solche Forderungen stellten, propagierten und begründeten, 
Richtungen. Die eine, die ich der Einfachheit halber kurz die »Bielefelder« nennen möchte, 
forderte, daß »middle range theories« im Sinne einer als Eklektizismus — positiv — bezeich- 
neten Haltung aus dem Angebot der meist aus USA reimportierten sozialwissenschaftli- 
chen Theorien empirisch getestet werden sollten. Man dachte dabei vor allem an Makro- 
theorien: ökonomische Wachstumstheorien, die Theorien der langen wirtschaftlichen Wech- 
sellagen, Theorien sozialer Schichtung, mit Maßen eine Klassentheorie mehr Weber’schen 
denn Marx’scher Provienz, vor allem und in erster Linie aber eine kritisch rezipierte Moder- 
nisierungstheorie, eine Art amerikanisierter Max Weber, dem man allerdings die Zweifelan 
den bereits zu seiner Zeit sichtbar werdenden negativen Folgen des »okzidentalen Rationa- 
lisierungsprozesses« ausgetrieben hatte. 

Die andere Richtung, der ich mich selber zugehörig fühle, orientierte sich mehr an Frank- 
reich, konkret: an der Historikergruppe, die sich seit Jahrzehnten um die »Annales« gebil- 
det hatte. Hier ging es weniger um die Übernahme bestimmter Theorien oder etwa des 
Schlagworts Strukturgeschichte, sondern eher um die Übernahme einer bestimmten Hal- 
tung gegenüber dem Phänomen der Geschichte, vor allem aber um die Weite des Blicks: 
von der Mentalitätsgeschichte bis zur Wirtschaftsgeschichte, wie sie die großen Meister 
dort praktizierten. Es ging auch nicht um die Übernahme bestimmter Methoden, denn wie 
ich glaube, in einem Aufsatz über Strukturgeschichte als »totale Geschichte« (1971) nach- 
gewiesen zu haben, besteht die Leistung der Gruppe um die »Annales« oder z.B. die Lei- 
stung Fernand Braudels nicht darin, theoriegeleitete Geschichte im strengen Sinn in metho- 
disch stringenter Weise vorzuführen. Dieser Anspruch wurde auch nie erhoben. Ich erinnere 
mich noch an eine Diskussion mit Braudel Ende der 50er Jahre in Heidelberg, als er zu Wer- 
ner Conze, halb spöttisch-halb ernsthaft sagte: “Werner, das ist eine theoretische Frage und 
die überlassen wir euch Deutschen. Vous, pas nous autres Francais, vous ätes les Carte- 
siens!« Was mich und andere am Beispiel der Gruppe um die »Annales« besonders faszi- 
nierte und anregte, war die Offenheit gegenüber der Anthropologie im weitesten Sinn. Da- 


* Andere Fassungen dieses Textes erschienen in: Prometeo. Rivista trimestrale di scienze e storia 3, 
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zu kam dann zu Beginn der 70er Jahre noch der Einfluß E.P. Thompsons, der uns aber 
nicht dazu verführte, ihm auf seinem kulturalistischen Weg zu folgen (Groh 1980). In ei- 
nem Aufsatz »Basisprozesse und Organisationsproblem« (1976), dessen englische Fassung 
(1979) wohl besser verständlich ist, entwickelte ich ein Forschungsprogramm für eine theo- 
riegeleitete Geschichtswissenschaft: nicht auf der Basis von Theorien mittlerer Reichweite, 
sondern auf der Basis einer Makrotheorie — der undogmatisch rezipierten Marx’schen 
Theorie — und von Mikrotheorien, z.B. sozialpsychologischen und anthropologischen 
Theorien. 1980 modifizierte ich dann dieses Konzept, was die Makrotheorie betraf, in Rich- 
tung auf die Übernahme der von David Lockwood in einem berühmten Aufsatz von 1964 
getroffenen analytischen Unterscheidung zwischen Systemintegration und Sozialintegra- 
tion. Meinen Mitarbeitern und mir erschien dieser Lockwood’sche Vorschlag forschungs- 
strategisch sinnvoller zu sein als die allein für moderne Verhältnisse passende Marx’sche 
Theorie, die noch dazu mit einigen Defiziten behaftet war. Denn inzwischen hatten wir 
auch unsere primären Forschungsinteressen vom 19. und 20. Jahrhundert abgewandt und 
— so hoffe ich — eine Menge bei Pierre Bourdieu und Maurice Godelier gelernt. Dies ge- 
schah in Auseinandersetzung mit Thompson, dessen subjektivistischen Reduktionismus es 
ebenso zu vermeiden galt wie den objektivistischen, der von anderer Seite drohte (Groh 
1980, 1982). Das Programm, auf den beiden analytisch geschiedenen Ebenen verschiedene 
Arten von Theorien zu verwenden — Makrotheorien auf der systemintegrativen, Mikro- 
theorien auf der sozialintegrativen — wurde zuerst im Bereich der Handwerksforschung in 
die Praxis umgesetzt (Grießinger 1981; Grießinger-Reith 1986; Eggers 1984). 

Der heute in der Bundesrepublik in Form eines Weltanschauungskampfes geführten Aus- 
einandersetzung zwischen Vertretern einer theoriegeleiteten Sozialgeschichte und soge- 
nannten Alltagshistorikern stehen wir mit Gelassenheit gegenüber, da er uns kaum berührt; 
jedenfalls nicht, was die wissenschaftliche Seite betrifft. Fachpolitisch dagegen bedauere 
ich diese Auseinandersetzung und vor allem ihre Formen auf das nachdrücklichste: Man 
glaubt, einer Auseinandersetzung zwischen zwei wissenschaftlichen Paradigmen i.S. von 
Th.S. Kuhn beizuwohnen, zwischen deren Vertretern es definitionsgemäß keine Diskus- 
sion mehr geben kann. Ich habe dies in meinem Diskussionsbeitrag am letzten Tag des Berli- 
ner Historikerkongresses im Oktober 1984 vorausgesagt (Groh 1985) und bedauere, daß 
meine Voraussage eingetroffen ist. Während die Alltagshistoriker und Geschichtswerkstät- 
ten verschiedenster Genese und Ausrichtung in Hans Ulrich Wehler und der als»Bielefeld« 
apostrophierten Richtung beinahe eine Art Gottseibeiuns erblicken, der ihnen in satani- 
scher Manier den Blick von »innen und von unten« vernebeln will, sieht Wehler — immer- 
hin einer der verdienstvollsten Historiker der Bundesrepublik — in den oft nur halbprofes- 
sionalisierten, aber hoch motivierten und engagierten Historikern und Historikerinnen des 
Alltags eine Bedrohung der Errungenschaften des »okzidentalen Rationalismus«. Es ist 
wohl kaum zu leugnen, daß die »Bielefelder« Tendenzen zu einem objektivistischen Reduk- 
tionismus von Anfang an nachgegeben haben, während die jüngeren Alltagshistoriker im 
Gegenzug dazu einem spiegelbildlichen Reduktionismus huldigen. Auch müssen sich Weh- 
ler und Kocka bis zu den dei minores dieser Richtung mit Recht vorhalten lassen, sich bei 
ihrem Theorieeinkauf zu stark aus dem Arsenal der instrumentellen Vernunft bedient zu 
haben. Damit verlagert sich diese Diskussion auf das Feld der durch das Erscheinen von 
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Jürgen Habermas’ Hauptwerk 1981 aktualisierten und verschärften Diskussion um instru- 
mentelle und kommunikative Vernunft (Groh 1986). 

Ich möchte heute ein weiteres Angebot zur Integration von Geschichte und Theorie ihrer 
kritischen Aufmerksamkeit unterbreiten. Es handelt sich um einen Versuch im Bereich der 
ökonomischen Anthropologie. Diese Unterdisziplin der Anthropologie hat sich seit den 
30er Jahren etabliert und zählt so berühmte Anthropologen wie Borislaw Malinowski, Ri- 
chard Thurnwald und Marcel Mauss zu ihren Vätern. Beim Lesen archäologischer und 
anthropologischer Literatur, bei der Diskussion mit Ethnologen, Ökonomen, Biologen und 
Philosophen stieß ich auf das Problem, ob und wie sich Subsistenzökonomien von den Öko- 
nomien marktwirtschaftlichen oder verwaltungswirtschaftlichen Typus kategorial unter- 
scheiden. Im Laufe meiner Überlegungen schälte sich mehr und mehr eine zentrale Kategorie 
heraus, nämlich die der Risikovermeidung oder Risikominimierung, die mit zwei anderen 
Kategorien wie eine Art Regelsystem zusammenhängt: mit der Unterproduktivität und der 
Mußepräferenz. 


1. Zur sozialen Logik von Subsistenzökonomien 
Paradigmenwechsel 


Im Jahre 1968 veröffentliche der amerikanische Anthropologe Marshall Sahlins einen 
Aufsatz mit dem herausfordernden Titel »La premiere societe d’abondance«. Die Heraus- 
forderung bestand darin, daß Sahlins die erste Überflußgesellschaft in den Jäger- und 
Sammlerkulturen auf Steinzeitniveau sah. Von deren Angehörigen hatte man nämlich bis 
dahin angenommen, sie hätten ihr Leben am untersten Rand des Existenzminimums gefri- 
Stet, vom ersten Tageslicht bis in die Nacht hinein Tieren nachgejagt und Früchte und 
Knollen gesammelt, ohne für Dinge jenseits der Befriedigung der täglichen Notdurft auch 
nur die geringste Zeit übrig zu haben. Überfluß und damit auch Kultur, so die gängige Auf- 
fassung weiter, hätten Seßhaftigkeit, Ackerbau und Viehzucht zur Vorbedingung. Mit 
dem Übergang zu letzteren, mit der universalgeschichtlichen Innovation, die man gemein- 
hin Neolithische Revolution nennt, beginne eine Entwicklung, die konsequent in der mo- 
dernen »affluent society« ende. 

Freilich war eine solche Auffassung unter Anthropologen am Ende der sechziger Jahre 
kaum noch verbreitet. Aber Sahlins’ Aufsatz, der 1972 mit anderen in seinem Buch »Stone 
Age Economics« zusammengefaßt wurde, machte doch ein breiteres Publikum mit einem 
Prozeß innerhalb der Forschungsdisziplin Anthropologie bekannt, den man ohne Übertrei- 
bung mit dem Begriff Paradigmenwechsel bezeichnen kann. Paradigmenwechsel meint 
hier den Abschied von der lange Zeit auch in der Anthropologie die theoretische Reflexion 
beherrschenden und die Interpretation der empirischen Daten leitenden impliziten Moder- 
nisierungstheorie. Wissenschaftsgeschichtlich läßt sich dieser Wandel der Forschungsper- 
spektive als eine historistische Wende in der Anthropologie bezeichnen: Sie begann, vom 
Präsentismus und Ethnozentrismus Abschied zu nehmen. Im Verlauf des 20. Jahrhunderts 
hatte der Ethnozentrismus die Form modernisierungstheoretischer Thesen angenommen. 
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Sie sind übrigens in vielen Humanwissenschaften, die Geschichte nicht ausgenommen, 
noch weit verbreitet. Einer der Väter der modernen Geschichtsschreibung und des Historis- 
mus, Leopold von Ranke, wandte bekanntlich gegen die erste Modernisierungstheorie, die 
teleologische Geschichtsauffassung der Aufklärung, ein, daß »jede Epoche unmittelbar zu 
Gott« sei. Zeitgemäß könnte man das mit dieser Aussage verbundene Postulat variieren 
und als neohistoristisches Programm gegen modernisierungstheoretische Auffassungen 
wenden mit der Forderung, jede soziale Logik sei vor dem Anthropologen oder Historiker 
gleichwertig und müsse zunächst einmal gemäß den ihr immanenten Prinzipien rekonstru- 
iert werden. Was ist aber diese soziale Logik? 

Als soziale Logik bezeichne ich eine aus dem Ensemble handlungsorientierter Normen und 
verhaltenssteuernder Regeln rekonstruierbare je spezifische Rationalität. Zu ihrer Bestim- 
mung sind also beide Faktoren, Handlungen und Verhalten, unerläßlich. Denn Handlun- 
gen orientieren sich an gesellschaftlich sanktionierten Normen; Verhalten wird indes durch 
unbewußte Regeln gesteuert, die durch Traditionen überliefert werden und im Normalfall 
desymbolisiert, also nicht diskursfähig sind. Evidentermaßen ist die neohistoristische Per- 
spektive eine relativistische. Ihr erscheint die soziale Logik, die spezifische Rationalität, die 
in unserer Gesellschaft herrscht, als nur eine unter vielen möglichen. Im Sinne des sozialen 
Regel- und Orientierungssystemns, das ich als soziale Logik bezeichnet habe, lassen sich un- 
sere gängigen Urteile und Betrachtungsweisen mit anderen Vorstellungen konfrontieren. 
Wenn Menschen nur das besitzen, was sie leichtfüßig über längere Strecken mit sich tragen 
können, also ihre zum Jagen und Sammeln notwendigsten Gerätschaften, dann müssen sie 
nicht arm sein, obwohl sie nach unseren Maßstäben am Rande äußerster Armut leben: Sie 
besitzen nämlich nur sehr wenige Gegenstände. Nach ihren eigenen Maßstäben lebensieal- 
lerdings im Überfluß: Sie haben alles, was sie benötigen, nämlich Nahrung und Kleidung 
reichlich und brauchen nur zu »arbeiten«, um es sich zu verschaffen. Wenn Menschen 
nicht solange arbeiten, bis sie alles das besitzen, von dem wir meinen, es gehöre unbedingt 
zu einem lebenswerten Leben, obwohl sie viel Zeit haben, dann müssen sie nicht fau/ sein. 
Sie können ja Muße als einen höheren Wert betrachten als wir. Wenn Menschen keine Vor- 
räte aufhäufen, obwohl sie solche in möglichen Notzeiten unserer Meinung nach sehr gut 
gebrauchen könnten, sondern wenn sie statt dessen mit ihren Überschüssen Feste feiern 
und sich scheinbar sinnloser Verschwendung hingeben, dann müssen sie nicht leichtfertig 
und kurzsichtigsein. Sie können ja aus langer Erfahrung gelernt haben, daß es für einen sel- 
ber sicherer ist, anderen — Nachbarn, benachbarten Stämmen oder Dörfern — das, was 
man zuviel hat, zu geben, als es aufzubewahren, wos oft verdirbt oder ein Raub von Tieren 
wird. Denn die Nachbarn revanchieren sich dann, wenn sie auch eine gute Ernte einge- 
bracht, einen guten Fang getan oder ein besonders großes Tier erlegt haben. Wenn Men- 
schen nicht zu Ackerbau und Viehzucht übergehen, sondern am altgewohnten Jagen und 
Sammeln oder an der nomadisierenden Viehzucht festhalten, obwohl sie doch die soge- 
nannten Segnungen der angeblich höheren Kulturstufe Ackerbau und Seßhaftigkeit seit 
Jahrhunderten, manchmal sogar seit Jahrtausenden vor Augen haben, dann müssen sie 
nicht primitiv und rückständig sein. Vielleicht wissen sie, daß ihre Lebensform ihnen mehr 
Muße erlaubt oder in dem von ihnen bewohnten Gebiet mehr Überlebenssicherheit bietet 
als Seßhaftigkeit und Ackerbau. Und zwar, weil sie die Möglichkeiten, die ihnen die ökolo- 
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gische Nische bietet, in der sie leben, mit ihrer traditionellen Lebensweise nicht ganz aus- 
nutzen, also unterproduktiv sind, und so z.B. bei nichtvorhersehbaren Klimaschwankun- 
gen noch über einen Sicherheitsspielraum verfügen. Wenn Menschen sich als Ackerbauern 
hartnäckig weigern, z.B. die modernen hochgezüchteten und ertragreichen Getreidesorten 
anzubauen, um lieber ihre traditionellen Sorten, noch dazu in einem bestimmten Mi- 
schungsverhältnis, zu kultivieren, dann müssen sie nicht in dumpfen Vorurteilen befangen 
sein. Ähnliches gilt für das Beharren auf der traditionellen Einteilung der Acker- und Feld- 
flur mit ihren zahlreichen kleinen und kleinsten Landstücken, die jeder modernen rationel- 
len Bodenbearbeitung buchstäblich im Wege stehen. Auch in diesen Fällen kann es eine 
Einsicht sein, die längst nicht mehr sprachlich artikuliert werden kann, also desymbolisiert 
ist und in Traditionen und Regeln sich verfestigt hat: die Einsicht in das, was man in moder- 
ner Wissenschaftssprache Risikominimierung nennen könnte. Doch davon später. 

Der englische Sozialhistoriker E.P. Thompson hat die methodische Regel aufgestellt: »De- 
code the evidence of behaviour«. »Evidenz« würde dann in unseren Beispielen » Armut«, 
»Faulheit«, »Leichtsinn« und »Kurzsichtigkeit«, »Befangenheit in Vorurteilen« meinen. 
Nachdem wir diese Evidenz einem Decodierungsverfahren im Lichte der je spezifischen 
sozialen Logik unterworfen haben, hätten wir es zu tun mit: Überfluß aufgrund geringer 
Bedürfnisse, Mußepräferenz aufgrund anderer Vorstellungen davon, was das »gute und 
richtige Leben« im Sinne etwa von Aristoteles sei; dem Knüpfen und Erhalten verwandt- 
schaftlicher und nachbarlicher Beziehungen zum Zwecke gegenseitiger Hilfe; dem Kalkül 
bestimmter Nutzungsarten der Umwelt im Sinne der Ausschaltung existenzbedrohender 
Risiken für Gruppe, Stamm oder Dorf in einer Lebensform, in der es keine übergreifende 
Daseinsfürsorge oder gar Daseinsvorsorge, etwa vonseiten eines Staates gibt. 


Ökonomische Anthropologie 


Wir haben mit den zitierten Beispielen die Steinzeitökonomie, die den Ausgangspunkt un- 
serer Betrachtungen bildete, bereits längst hinter uns gelassen. Wir bewegen uns in einem 
Gebiet, das man seit den dreißiger Jahren »ökonomische Anthropologie« nennt und das in- 
zwischen aufeine umfangreiche Diskussion (vgl. van der Pas 1973) zurückblicken kann. Zu 
ihren ersten Vertretern in den beginnenden zwanziger Jahren zählen so berühmte Anthro- 
pologen wie Richard Thurnwald (1923), der aus Polen stammende und dann in England 
lehrende Bronislaw Malinowski (1921), der Erforscher der polynesischen Trobriand-Insu- 
laner, und der französische Anthropologe und Soziologe Marcel Mauss mit seinem 150- 
Seiten-Essay über Form und Funktion des Austausches in archaischen Gesellschaften mit 
dem Titel: »Die Gabe« (1975). 

Die Erkenntnisse, die diese Unterdisziplin der Anthropologie oder Ethnologie in den folgen- 
den Jahrzehnten gewann, vor allem aber die systematische Reichweite dieser Erkenntnisse, 
wurden dann in den vierziger Jahren in eingängige Formeln gebracht. Der aus Ungarn 
stammende, zuerst in Wien und später in London lehrende Ökonom und Ethnologe Karl 
Polanyi veröffentlichte 1944 ein Buch mit dem Titel: »The Great Transformation«, womit 
er die Zeit zwischen ca. 1750 und 1850 in Europa meinte. In dieser Zeit habe sich in den ok- 
zidentalen Gesellschaften das Ökonomische als eigene Institution, die wir heute Wirtschaft 
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nennen, im wörtlichen Sinn herausgebildet. Polanyi sagt »disembedded«. Vorher habe es 
nur »embedded’economies« gegeben, das heißt, ökonomisches Handeln war stets in über- 
greifende soziale Handlungszusammenhänge und in übergreifende Institutionen »einge- 
bettet«. Ein autonomes Feld, das wir alsökonomisches bezeichnen, mit einer eigenen, nicht 
ausschließlich handlungstheoretisch beschreibbaren Logik und einer eigenen Theorie, der 
modernen Ökonomietheorie, habe es bis in die Mitte des 18. Jahrhunderts in unserer Kultur 
nicht gegeben. Andere Kulturen hätten es dann in einem Prozeß, der bis in unsere Zeit 
reicht, teils freiwillig, teils gezwungen übernommen. Die von Polanyi begründete Richtung 
innerhalb der ökonomischen Anthropologie wurde die substantivistische genannt (vgl. 
Humphreys 1969; Valensi 1974); ihre Gegner, die Formalisten (vgl. Le Claire/Schneider 
(Hg.) 1968; Salisbury 1962), verfochten die universelle und überzeitliche Gültigkeit der mo- 
dernen Ökonomietheorie. Mit im Zentrum der mehr empirisch orientierten Auseinander- 
setzungen standen und stehen Themen wie die Ausbildung von Märkten und die Entwick- 
lung des Handels sowie die Verbreitung von Reziprozität. 

Die Steinzeitökonomien oder andere Ökonomien, von denen hier die Rede ist, fallen alle 
unter die Kategorie der »embedded economies«. Wenn wir von ihnen sagen, sie seien zum 
großen Teil Subsistenzökonomien gewesen, die in ihnen Lebenden hätten oft Muße der Ar- 
beit vorgezogen, um Zeit zum Miteinanderreden, zur Verehrung ihrer Ahnen, für rituelle 
Feiern usw. zu haben, sie hätten die Produktivität ihrer ökologischen Nische nur minimal 
genutzt, sie hätten Strategien benutzt, um Risiken zu vermeiden, so sind das alles Aussagen 
in einer Sprache, die denen, über die wir sprechen, nicht zur Verfügung gestanden hat. Und 
zwar nicht etwa, weil deren Sprache zu primitiv gewesen wäre. Auch das Griechische, La- 
teinische oder die europäischen Sprachen bis ins 16. oder manchmal sogar bis ins 18. Jahr- 
hundert kannten Begriffe wie Arbeit, Muße, Risiko, Ökonomie, Produktivität, Zeit in un- 
serem Sinne nicht, obwohl es manche dieser Wörter bereits gegeben hat. Die Parole, die 
Walter Rathenau nach dem Ersten Weltkrieg prägte: »Die Wirtschaft ist unser Schicksal«, 
wäre aus dem Munde des Perikles für seine Landsleute nicht nur unverständlich gewesen, 
der athenische Staatsmann hätte sie auch gar nicht formulieren können, weil ihm der Be- 
griff in seiner Sprache nicht zur Verfügung gestanden hätte. Gleichwohl benützen wir heu- 
te solche Begriffe wie Ökonomie, Arbeitszeit, Muße, Risiko als analytische Kategorien, also 
als Kategorien, von denen wir wissen, daß sie sich, wenn überhaupt, nur mit verhältnismä- 
Big großem wissenschaftlichen Aufwand in der empririschen Welt anderer Kulturen nach- 
weisen lassen. Wenn wir uns ständig bewußt sind, daß es sich nur um solche analytischen 
Kategorien handelt, nämlich um unser wissenschaftliches Sprachspiel, vermeiden wir ei- 
nen modernistischen Fehlschluß. Ein nicht minder gravierender Fehlschluß wäre es aller- 
dings, unser wissenschaftliches Instrumentarium, unsere Wissenschaftssprache zugunsten 
eines modischen Irrationalismus aufzugeben. Wir könnten dann nämlich nur ahnen oder 
erfühlen, daß andere Kulturen anders waren, auf welche Weise aber könnten wir ebenso- 
wenig begreifen, wie wir aus ihrem Verhalten und Handeln lernen könnten. 
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Subsistenzökonomien 


Gleichsam den Prototyp solcher anderen, solcher eingebetteten Ökonomien im Sinne Karl 
Polanyis bilden die Subsistenzökonomien, unter die auch die von Marshall Sahlins beschrie- 
bene Steinzeitökonomie zu subsumieren ist. Sie folgen einer gänzlich anderen Logik als die 
moderne Marktökonomie, wie sie sich seit dem 18. Jahrhundert zuerst in Europa und Nord- 
amerika, später dann in weiten Teilen der Erde durchgesetzt hat. 

Als Subsistenzökonomie bezeichne ich solche Ökonomien, in denen die wichtigsten Mittel 
zum Leben und zum Überleben im weitesten Sinn im Haushalt, Dorf oder Stamm erzeugt 
werden und deren Handlungsorientierungen und Normen bestimmt werden durch das, 
was jeweils gruppenspezifisch als »gutes und richtiges Leben«, als »ausreichende Nah- 
rung« und ähnliche sozialregulative Ideen definiert wird. Subsistenz umgreift immer so- 
wohl die physische oder materielle als auch die soziale Existenz und meint nie die alleinige 
materiellen Bedürfnisse im engeren, d.h. in unserm Sinn. Subsistenzökonomien sind also 
stets materiell und kulturell definiert, was angesichts der Tatsache, daß sie »eingebettete« 
Ökonomien sind, selbstverständlich ist. Auch Jäger-Sammler-Ökonomien und agrarische 
Subsistenzwirtschaften sind nicht identisch mit Autarkie, denn es gibt in solchen subsi- 
stenzwirtschaftlichen Zusammenhängen meist auch Märkte und Warentausch, sei es als 
Tausch von zufällig, d.h. aufgrund günstiger Witterungsbedingungen produzierter Über- 
schüsse, sei es aufgrund planmäßig erzeugter Überschüsse. Betont man die kulturelle und 
soziale Seite des Lebenszusammenhangs Subsistenzökonomie, so fielen alle Wirtschaftsfor- 
men darunter, in denen sozialregulative Ideen vorherrschen, die primär auf Erfüllung von 
sozialkulturell definierten Bedürfnissen ausgerichtet, aber noch nicht auf das Wachstums- 
paradigma hin orientiert sind. Die traditionelle europäische Handwerksökonomie bis ins 
18. Jahrhundert (vgl. Grießinger 1981) ließe sich dann z.B. auch einer so definierten Subsi- 
stenzökonomie zuordnen. Eine solche Zuordnung ist freilich nicht ohne Probleme, ja der 
Begriff der Subsistenzökonomie selber wird neuerdings in Frage gestellt (vgl. Elwert/Wong 
1980). 

Vergleicht man eine derart definierte Wirtschaftsform mit unserer industriegesellschaftli- 
chen, so stößt man auf erhebliche Unterschiede des Verhaltens und Handelns. Ließen sie 
sich zumindest tendenziell in allen Subsistenzökonomien nachweisen, so wären sieein Aus- 
fluß von deren sozialer Logik. Ich meine, daß sich die soziale Logik von Subsistenzökono- 
mien qualitativ von der sozialen Logik von kapitalistischen Marktökonomien unterschei- 
det. Als kategoriale Differenzen möchte ich für meine Zwecke hier folgende auswählen, 
wobei die zuerst genannten Begriffe jeweils für Subsistenzökonomien, die dann genannten 
für unser Wirtschaftssystem gelten: Unterproduktivität versus Produktionsmaximierung; 
Mufßepräferenz versus Maximierung materiellen Nutzens aus höchstmöglicher Arbeitslei- 
stung; Risikominimierung versus Ertragsmaximierung; Gebrauchswertorientierung versus 
Tauschwertorientierung; das Prinzip »ausreichende Nahrung« versus Profitprinzip; Grup- 
peneinkommen versus individueller Einkommen. 

Die letzten drei Begriffe, nämlich »Nahrungsprinzip«, Gebrauchswertorientierung und 
Gruppeneinkommen sind von den ersten drei derart abhängig, daß ich sie hier nicht für sich 
thematisieren muß. Ich kann mich deshalb auf Unterproduktivität, Mußepräferenz und Ri- 
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sikominimierung beschränken. Die erste Hypothese im Rahmen meiner kategorialen Re- 
konstruktion lautet: Diese drei Kategorien sind für die Erklärung des Verhaltens und Han- 
delns in Subsistenzökonomien zentral und grundlegend. Meine zweite Hypothese läßt sich 
etwa so formulieren: Daß man die Möglichkeiten einer ökologischen Nische nicht voll aus- 
nutzt, daß man der Mußeeinen sehr hohen Wert zumißt, daß man Jagd- und Sammelaktivi- 
täten, Weidestrategien und Anbautechniken derart wählt, daß auch bei ungünstigsten äu- 
Beren Bedingungen das Überleben der Gruppe, des Dorfes oder des Stammes gesichert ist, 
diese drei Verhaltensweisen hängen zusammen wie ein Regelsystem. Meine dritte Hypo- 
these lautet, daß man die erwähnten drei Kategorien auf eine einzige, nämlich auf die Ver- 
meidung oder Minimierung von Risiko reduzieren kann. Sollte sich eine solche Hypothese 
verifizieren lassen, so könnte man den »harten Kern« der sozialen Logik von Subsistenz- 
ökonomien und damit auch von deren Verhaltensregeln und Handlungsnormen mit Hilfe 
dieser einen Kategorie erklären. Wäre die Risikominimierungsstrategie die zentrale Kate- 
gorie, dann stellte Unterproduktivität ihre Abbildung auf einer strukturanalytischen Ebene, 
Mußepräferenz ihre Abbildung auf einer kulturell-symbolischen Ebene dar. Denn Muße- 
präferenz ist auch lebensweltlich zugänglich, während Unterproduktivität eine analytische 
Kategorie ist, deren objektiver Sinn sich in subjektiven Sinnzusammenhängen durch kultu- 
rell-symbolische Praktiken nur höchst vermittelt zur Geltung bringt. 


2. Unterproduktivität 


Als Unterproduktivität bezeichne ich das Phänomen, daß Menschen oder Tiere das von ih- 
nen bewohnte Gebiet, ihre ökologische Nische, nicht bis zur höchstmöglichen Grenze aus- 
nutzen, sondern deutlich unter dieser Grenze bleiben. Gegen die Theorie von Thomas 
Malthus, formuliert 1798 in dessen »Essay on the Principle of Population«, könnte man sa- 
gen: »checks« für die jeweiligen Populationen resultieren unter den hier untersuchten Be- 
dingungen nicht daraus, daß sie die Obergrenze ihrer Nahrungsbasis überschreiten und sich 
infolgedessen durch Krankheiten und Kriege wieder drastisch reduzieren. Unterprodukti- 
vität läßt sich auf eine Formel bringen, läßt sich quantifizieren, indem man von der »Carty- 
ing capacity« oder Tragekapazität eines Gebietes ausgeht. Die Tragekapazität wird in 
Anthropologie und Biologie definiert als die Population, die von einem bestimmten Stück 
Land oder See, ihrer ökologischen Nische also, leben kann, ohne das ökologische Gleichge- 
wicht auf Dauer zu stören. Die Obergrenze wird dabei mit 100% angenommen. Nebenbei 
sei angemerkt, daß ein ökologisches Gleichgewicht nie ein stabiles, sondern stets ein dyna- 
misches ist und daß die Eigenart eines Ökosystems sich ständig verändert, sei es, daß neue 
Artenin ihm auftreten, z.B. der Mensch, sei es, daß Arten verschwinden. Die Tragekapazi- 
tät eines Ökosystems wurde in der Regel von Gruppen und Stämmen, die von J agd und 
Sammeln oder von Kulturen mit langer Waldbrache leben, nur zu einem Prozentsatz ausge- 
nutzt, der zwischen 10 und 70% schwankt (vgl. u.a. Polgar 1975; Lee/Vore 196 8; Rappa- 
port 1971; Sahlins 1972). Alfred Sauvy (1966) bezeichnet einen solchen N utzungsgrad als 
»optimum economic population«. 


Strategien, Zeit und Ressourcen 15 
Verhältnis von Unterproduktivität zu Mußepräferenz und Risikominimierung 


Unterproduktivität, definiert als eine geringere Ausnutzung der Tragekapazität einer öko- 
logischen Nische durch die darin Lebenden, scheint aufs engste mit der Bevorzugung von 
Muße und mit der Vermeidung von existenzbedrohenden Risiken zusammenzuhängen. 
Man kann sogar weitergehen und vermuten, daß Unterproduktivität auf Mußepräferenz 
und Risikominimierungsstrategien reduzierbar ist. Ich stütze die Reduzierbarkeitsvermu- 
tung mit folgenden Begründungen: 

Zuerst zum Zusammenhang von Unterproduktivität und Mußepräferenz: Je höher man 
die Tragekapazität auslastet, desto geringer ist der Ertrag pro Einheit, etwa einer Stunde, 
der aufgewendeten Arbeit. Er entfernt sich immer mehr vom »economic optimum« (Sauvy 
1966). Formuliert man diesen Satz im Licht der modernen Ökonomietheorie, so lautet die 
gesetzesförmige Aussage: Der Grenznutzen der Arbeit nimmt jenseitseiner Auslastungder 
Tragekapazität von 50% immer rascher ab. Eine solche Annahme hat der französische 
Minister zur Zeit Ludwigs XV. und Anhänger der physiokratischen Lehre, Turgot, zum 
ersten Mal für die landwirtschaftliche Produktion als »Gesetz des abnehmenden Ertrags- 
zuwachses« formuliert (ca. 1767). Er ging dabei von der Beobachtung aus, daß etwa die 
Verdoppelung des Arbeitsaufwandes oder die Verdoppelung der Düngung auf einem be- 
stimmten Stück Land keine Verdoppelung des Ertrages herbeiführt und daß bei einer Ver- 
vierfachung des Aufwandes der Ertrag noch weiter hinter der Erwartung zurückbleibt, al- 
so z.B. nur um das Doppelte ansteigen wird. Verschärft wird die Wirkung, die dieses Gesetz 
zum Ausdruck bringt, noch durch folgende Tatsache: Bei einer hohen Ausnutzung der Tra- 
gekapazität bis gegen 100% kann sich die Ausnutzung von Jagd-, Sammel- und Fischgrün- 
den oder von Weide- und Ackerböden nicht nur auf die ertragreichsten beschränken, son- 
dern muß sich auch auf.die Grenzgegenden oder Grenzböden ausdehnen. Diese sind aber 
bereits dadurch definiert, daß sie pro Einheit der aufgewendeten Arbeit einen geringeren 
Ertrag abwerfen als die besseren Böden. So gilt auf Böden minderer Qualität das Gesetz des 
abnehmenden Ertragszuwachses gleichsam auf zweifache Weise. Setzen wir dieses Gesetz 
nun zur Tatsache in Beziehung, daß Menschen in Subsistenzökonomien Muße mit als 
höchsten Wert einstufen, so wird deutlich, warum, falls kein Bevölkerungsdruck oder poli- 
tischer Druck vorhanden ist, die Tragekapazität nicht voll ausgenutzt wird: Der Arbeits- 
aufwand für den Lebensunterhalt steige andernfalls überproportional an. — Das Gesetz 
des abnehmenden Ertragszuwachses gilt übrigens nicht nur für die landwirtschaftliche Tä- 
tigkeit, sondern für jede menschliche Tätigkeit: für wissenschaftliche Arbeit ebenso wie für 
die künstlerisch-reproduktive Tätigkeit, etwa des Musikers, für die Ernährung ebenso wie 
für das Training im Sport. Außerdem bildet es in modifizierter Form als Theorem vom ab- 
nehmenden Grenzertrag im »Marginalismus« die Grundlage der subjektiven Wertlehre 
und der modernen Ökonomietheorie überhaupt. 

Als nächstes möchte ich den Zusammenhang von Unterproduktivität und Risikominimie- 
rungsstrategien kurz skizzieren. Je höher die Tragekapazität einer ökologischen Nische un- 
ter normalen Bedingungen ausgelastet wird, desto geringer sind die Reserven für den Fall, 
in dem ungünstige und praktisch unvorhersehbare Bedingungen, wie z.B. extreme meteoro- 
logische Schwankungen, die Nahrungsbasis drastisch vermindern. Das heißt, im Not- oder 
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Katastrophenfall bietet die geringe Ausnutzung der Ressourcen (= Unterproduktivität) die 
Möglichkeit, über Raum- und Nahrungsreserven zu verfügen. Der damit aufgewiesene Zu- 
sammenhang steht in offenbarem Widerspruch zur Definition der Tragekapazität, wie ich 
sie zuerst gegeben habe. Ein solcher Widerspruch läßt sich jedoch auflösen, wenn man fol- 
gende Überlegungen anstellt: 

a) Die Grenzen der Tragekapazität einer ökologischen Nische sind sowohl in Richtung auf 
den höchsten als auch auf den niedrigsten Ertrag äußerst elastisch. Mit anderen Worten: 
Umwelt ist stets von zeitlich variabler und komplexer zyklischer Natur. Eine solche Varia- 
bilität und Komplexität kann noch gesteigert werden, denn die mittelfristigen Durch- 
schnittswerte, die wir als Tragekapazität definieren, sind technisch beeinflußbar: Man kann 
Konkurrenten ausschalten, neue Nahrungsmittel entdecken, einführen oder genießbar ma- 
chen, z.B. indem man sie kocht. 

b) Die Tragekapazität einer ökologischen Nische ist ein wissenschaftlich mit Hilfe statisti- 
scher Methoden aus Ober- und Unterwerten ermittelter Durchschnittswert, also ein analy- 
tisches Instrument, das den in ihr Lebenden gar nicht zugänglich ist. Für Risikovermei- 
dungs- oder Minimierungsstrategien, die die Überlebens- und Vermehrungschancen einer 
Population oder Gattungerhöhen, sind solche Mittelwerte aber irrelevant. Die Evidenz die- 
ses Arguments erhellt am besten ein Gedankenexperiment: Eine Orientierung an solchen 
Durchschnittswerten, wären sie ihr je zugänglich gewesen, hätte über kurz oder lang zum 
Untergang jeder Population geführt. 

Trotzdem erscheint es mir nicht sinnvoll, auf den Begriff der Tragekapazität wegen des Ein- 
wandes zu verzichten, er sei allein ein analytisches Instrument. Denn ist man sich seiner. 
mangelnden Reichweite bewußt, ist er sicher für wissenschaftliche Untersuchungen nütz- 
lich. In unserem Fall etwa bringt er eine Tendenz sämtlicher Ökonomien, die nicht unter 
dem Zwang stehen, ein Mehrprodukt zu erzeugen, zum Vorschein: Solche Ökonomien nut- 
zen in der Regel die Tragekapazität nur bis zu einem Grad aus, der weit unter der oberen 
Grenze liegt (vgl. u.a. Löfgren 1976; Wrigley 1969). 


3. Mußepräferenz 


Die Mußepräferenz ist der Vorzug oder der hohe Nutzen, den die in Subsistenzökonomien 
Lebenden der Nichtarbeit einräumen. Von Entwicklungsökonomen wird eine solche Wert- 
schätzung oft als verborgene Arbeitslosigkeit angesehen. Über eine solche, allzu ethnozen- 
trische Perspektive sind Autoren wie Colin Clark und Margaret.Haswell allerdings hinaus: 


»Der Entwicklungshelfer, der versucht, den Subsistenzbauern dahin zu bringen, viel länger zu arbei- 
ten, als er es heute tut, muß ihm als Entgelt einen hohen Grenznutzen pro Arbeitsstunde anbieten. 
Stellt für den Subsistenzbauern seine Muße also einen Wert dar? Einige Ökonomen haben diese Frage 
allzuschnell verneint. Aber untersucht man dieses Problem näher, macht eine solche Antwort kaum 
Sinn. Wenn Muße wirklich keinen Wert hätte, dann würden Menschen für nichts oder für beinahe 
nichts arbeiten. Die seltsame Tatsache, daß an sämtlichen Orten und zu sämtlichen Zeiten, über die 
wir Bescheid wissen, auch der arme Landarbeiter nicht für weniger als das Äquivalent vonca. 3 kgGe- 
treide pro Tag arbeitet, gibt uns ein interessantes, wenn auch nur annäherndes Maß für den Wertan 
die Hand, den sehr arme Menschen ihrer Muße zumessen« (Clark/Haswell 1970, S. 139) 
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Eine weitere Möglichkeit, sich eine Vorstellung quantitativer Art vom Arbeitsaufwand in 
Subsistenzökonomien zu bilden, bietet die Messung der durchschnittlichen Arbeitsleistung 
pro Tag. Hier ist jedoch eine Einschränkung zu machen: Wie wir wissen, gibt es den Begriff 
‚Arbeit in solchen Wirtschaftsformen nicht; Menschen arbeiten auch nicht in unserem Sinn 
so, daß Arbeit zeitlich exakt meßbar wäre, Arbeit ist »eingebettet« in vielfältige Kommuni- 
kationsweisen bis hin zu religiösen Ritualen. Die sorgfältigste Messung kann uns also nur 
Anhaltswerte an die Hand geben, die tendenziell eher zu hoch als zu niedrig liegen. Liest 
man die anthropologische Literatur im Hinblick auf diese Frage, so erreicht der durch- 
schnittliche Arbeitsaufwand in Ökonomien auf Jäger-, Sammler-, Hirtennomaden- oder 
agrarischer Basis, natürlich ohne Surplus erzwingende Institutionen, eine bis allerhöch- 
stens vier Stunden pro Tag, umgerechnet auf das gesamte Jahr (vgl. u.a. Boserup 1965, S. 
24-28; Clark/Haswell 1970; Lee 1968; Sahlins 1972, S. 51-69). — Die Bevölkerungsdichte 
schwankt bei diesen Wirtschaftsweisen zwischen einer Person pro km? in reinen Jägerkul- 
turen und über 80 Personen pro km? bei bestimmten Brandrodungskulturen. Das Produkti- 
vitätskriterium, d.h. der Energieaufwand in Beziehung gesetzt zum Energieertrag, ergibt 
für eine Kalorie Aufwand bis zu 50 Kalorien Ertrag; ein in moderneren, »fortgeschrittene- 
ren« Wirtschaftsformen allenfalls in China erreichbares Ergebnis. 


Die Wirkung technologischer Innovation und das Problem der Neolithischen Revolution 


Eine Probe auf die Triftigkeit der Annahme, daß die hohe Wertschätzung der Muße einzen- 
trales Moment der hier behandelten Subsistenzökonomien darstellt, ist die Reaktion sol- 
cher Kulturen auf die Einführung von neuen technischen Möglichkeiten. Hierzu nur zwei 
Beispiele. Die Reaktion kann verlaufen wie in dem von Richard Salisbury (1962) geschilder- 
ten Fall der Einführung von Stahläxten bei den Siane auf Neuguinea, bei einem Stamm, der 
Brandrodung praktiziert. Salisbury berichtet, daß die Siane diese technische Innovation 
ausschließlich dafür benutzen, um die Arbeitseffizienz, d.h. um das Verhältnis zwischen 
aufgewendeter Arbeit und Ertrag zu erhöhen, nicht aber dazu, um mehr zuerzeugen als bis- 
her. Das wäre auch insofern sinnlos gewesen, weil die Produktion über den unmittelbaren 
Bedarf hinaus verrottet wäre. Die für den Lebensunterhalt notwendige Arbeitszeit wurde 
um ein Drittel reduziert, so daß mehr Muße zur Verfügung stand, um Zeremonien und Fe- 
ste zu feiern, rituelle Kämpfe zu veranstalten und anderes mehr. — Oder die Reaktion kann 
verlaufen wie bei den gut erforschten Kalaharı-Buschmännern, die ethnologisch und lin- 
guistisch den San zugehören {vgl. Lee 1968; Lee/de Vore 1968). Sie sehen sich durch ihre 
Nachbarn mit einer technologischen Innovation, dem Ackerbau, konfrontiert, der eviden- 
termaßen einen höheren Arbeits- sprich Zeitaufwand erfordert und eine Veränderung der 
gesamten Lebensweise bedeutet. Sie mußten zwar angesichts ihrer Umwelt komplizierte 
Strategien entwickeln, um sich in der Trockenzeit ausreichend mit Wasser zu versorgen, 
Nahrung haben sie aber im Überfluß, wobei bestimmte Nußarten bei einigen Gruppen 
Grundnahrungsmittel sind. Als Richard Lee einen Dobe !kung-Buschmann fragte, warum 
seine Gruppe sich nicht wie ihre Nachbarn von Ackerbau ernährte und statt dessen jagte 
und sammelte, antwortete dieser: »Why should we plant, when there are so many mangon- 
go nuts inthe world’%« 


. I 
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Voraussetzung für solche Reaktionen im Sinne der Mußepräferenz ist natürlich die Tatsa- 
che, daß Ressourcen (gleich Land) reichlich zur Verfügung stehen, weil kein Bevölkerungs- 
druck vorhanden ist, sowie daß Arbeit und Zeit keine knappen Güter darstellen. Deren 
Knappkheit (wie die jeder anderen Ressource auch) ist ja das Hauptaxiom der heute herr- 
schenden ökonomischen Theorie. Sie definiert ökonomisches Handeln folgendermaßen: 
Wenn alle Individuen nach höchstmöglichem Nutzen streben, der jeweils noch zu bestim- 
men ist, dann ist ökonomisches Handeln die Entscheidung darüber, an welcher Stelle knap- 
pe Mittel eingesetzt werden können, um eben den höchsten Nutzen zu erzielen. Oder, an- 
ders ausgedrückt: Wenn alle Individuen Nutzen optimieren, ist ökonomisches Handeln die 
optimale Allokation knapper Ressourcen. Die geschilderten und die Reaktionen, die die 
einschlägige Literatur reichlich verzeichnet, sind auch ein Beleg für Richard Wilkinsons 
(1973) These, daß nur Kulturen, die ökologisch, soziokulturell oder auf andere Weise aus 
dem Gleichgewicht und deshalb in »poverty« oder »stress« geraten, Angebote größerer 
technologischer Effizienz in Entwicklungen technischer, organisätorischer oder ökonomi- 
scher Art, nach unserer Definition in.Fortschritt umsetzen. »Progress« resultierte dann 
nicht aus Überfluß, sondern im Gegenteil aus »poverty«. Ein Blick in die Geschichte 
scheint diese These zu bestätigen. So sind offenbar die Anfänge der Industriellen Revolu- 
tion mit einer Energiekrise — Holzknappheit! — ursächlich verbunden (vgl. Sieferle 1982). 


Materielle und soziale Ressourcen 


Die Siane, von deren Reaktion auf die Einführung von Stahläxten, und die Dobe !kung, 
von deren Ablehnung des Ackerbaus oben die Rede war, folgten offenbar der Idee des »gu- 
ten und richtigen Lebens«, als sie technologische Innovationen entweder dazu ausnutzten, 
weniger als bisher zu arbeiten, oder aber nicht übernahmen, weil sie dann hätten mehr ar- 
beiten müssen. Diese Idee orientiert sich immer am materiellen und sozialen Leben. Eine 
solche wissenschaftliche Unterscheidung wird allerdings nur von uns getroffen, denn in der 
hier untersuchten Okonomieform gibt es die Unterscheidung zwischen Arbeit und Interak- 
tion oder zwischen instrumentellem und kommunikativem Handeln nicht. Um die soziale, 
die kommunikative Seite des Handelns aufrechtzuerhalten und fortzusetzen, oder, anders 
ausgedrückt, um sie zu reproduzieren, werden periodisch Feste gefeiert und religiöse Ritua- 
le zelebriert. Alle diese Handlungen sind nicht nur solche reiner Kommunikation unterein- 
ander, mit den Ahnen, mit höheren Wesen oder Göttern. Man benötigt für sie außerdem eine 
Menge Zeit und auch beträchtliche Mengen an Nahrungsmitteln und Getränken. Funktio- 
nal betrachtet erfüllen solche Feste, Feiern und Rituale vor allem den Zweck, die Gruppen- 
identität und damit den Gruppenzusammenhalt und die Gruppensolidarität zu stärken. 
Über die meist weitverzweigten Verwandtschaftsverhältnisse hinaus wird damit das soziale 
Netz gegenseitiger Hilfe stets wieder neu geflickt und gestärkt. Ohne dieses Netz wäreauch 
die rein materielle Subsistenz auf Dauer nicht gesichert. Wir wollen das, was eben skizziert 
wurde, den Komplex sozialer Ressourcen nennen. 

Er gehört einmal in den Zusammenhang von Mußepräferenz, weil für seine Aufrechterhal- 
tung in kommunikativen Akten ein großer Zeitaufwand erforderlich ist. Muße wäre dann 
gleichsam eine Ressource für soziale Ressourcen. Zweitens gehört dieser Komplex sozialer 
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Ressourcen in den Zusammenhang der Vermeidung von das Überleben bedrohender Risi- 
ken, denn der dafür getriebene hohe Aufwand an Zeit und Mitteln kommt der Daseins- 
sicherung zugute. Da es ohne die Bevorzugung der Muße wohl kaum genügend Zeit für das 
Miteinanderreden, das Miteinanderfeiern, das Miteinander-die-höheren-Wesen-Anbeten 
in dem Umfang gäbe, wie es in solchen Gesellschaften nötig ist, um die sozialen Sicherheits- 
netze zu erhalten und zu verstärken, kann man annehmen, daß Mußepräferenz als kulturel- 
les Phänomen auf Risikominimierung reduzierbar ist. 
Die von der neoklassischen Mikrotheorie als universell gültig angenommene Vorausset- 
zung, alle Individuen optimierten Nutzen, trifft zwar auf Subsistenzökonomien dann zu, 
wenn man Muße als Nutzen definiert, aber die als ebenso universell gültig angenommene 
Definition, ökonomisches Handeln sei die optimale Allokation knapper Ressourcen, trifft 
auf Subsistenzökonomien nicht zu, denn die Rede von Arbeit und Zeit als knappen Gütern 
macht in solchen Ökonomien in der Regel keinen Sinn. Eine andere Barriere, die in Sub- 
sistenzökonomien die Anwendung moderner Mikrotheorie erschwert, oder, wie manche 
Autoren meinen, gänzlich verhindert, ist die sozialregulative Idee des »guten und richtigen 
Lebens«. Sie wird konkretisiert gemäß den Standards der jeweiligen Gruppe, und diese 
Standards orientieren sich immer, wie oben bereits gesagt, an der Reproduktion des mate- 
riellen und sozialen Lebens. Die analytische Unterscheidung zwischen materieller Repro- 
duktion und Kultur verweist aber genau auf das Problem einer »formalistischen« ökono- 
mischen Reduktion: Die Kosten eines Festes z.B. bringen Nutzen in Form »symbolischen 
Kapitals« (Bourdieu) und, nicht zu vergessen, Freude undSpaß. Wieviel von diesen Kosten 
kann als investiv, wieviel kann als konsumtiv definiert werden? Allgemeiner ausgedrückt 
handelt es sich um das Problem, verschiedene Gebrauchs wertgrößen auf eine einzige Qua- 
lität zu reduzieren, eine Reduktion, die man empirisch erst in modernen Marktökonomien 
vornehmen kann (vgl. Elwert/Wong 1980). 


4. Risikominimierungsstrategien 
Evolutionsgeschichtliche Aspekte 


Nach den als Mußepräferenz bezeichneten Arbeitsvermeidungsstrategien nun zu den Risi- 
kominimierungsstrategien. Zwar waren, wie wir heute wissen, Mangel und Not nicht stän- 
dige Begleiter unserer Vorfahren in ihrer langdauernden Geschichte. Gleichwohl bildete 
deren Vermeidung ihre ständige Sorge. Die durch Tradition, Erfahrung und Lernen einge- 
übten Verhaltensweisen, die am besten mit dem Begriff »Habitus« im Sinne Bourdieus zu 
erklären sind, kumulierten sich zu einer Strategie. Lernen durch trial and error war bei der 
Ausbildung solcher Überlebensstrategien nur begrenzt möglich, da Lernprozesse mit tödlı- 
chem Ausgang einen bestimmten Anteil nicht überschreiten durften, sollte die Gattung 
überleben. Risikominimierungsstrategien wirkten sich evolutionsgeschichtlich positiv aus, 
da sie die Überlebens- und Vermehrungschancen eines bestimmten Habitus erhöhten. Of- 
fenbar gehört auch der von der Soziobiologie in den Jetzten Jahren untersuchte »Mutualis- 
mus« oder »Altruismus« in der Tierwelt ins Repertoire einer solchen Strategie (vgl. z.B. 
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Axelrod 1982; Fox 1975; Krebs/Davis 1978, 1931). Esmuß jedoch darauf hingewiesen wer- 
den, daß die starke Betonung des Vorherrschens von Risikominimierungsstrategien die Pla- 
stizität des Verhaltens der Arten etwas unterbewertet. Vielleicht ist »risk avoiding« nur ein 
Weg, denn es gibt auch Arten, die sehr »risk prone« operieren. Die hinter beiden »Strate- 
gien« sich zeigende Tendenz zur Stabilisierung ist vielleicht das Hauptprinzip der Evolu- 
tion. Was die Anthropologie betrifft, so bilden Risikominimierungsstrategien den »harten 
Kern« der sozialen Logik vormoderner Gesellschaften oder Ökonomien. Wie wir gesehen 
haben, hängen sie sehr eng mit Unterproduktivität und der Bewertung der Muße als hohem 
Nutzen zusammen, oder letztere, so könnte man vermuten, lassen sich sogar auf erstere re- 
duzieren. u 

Das auf den ersten Blick oft unerklärlich anmutende Verhalten und Handeln der in Subsi- 
stenzökonomien Lebenden kann nur dann entschlüsselt werden, wenn man diesen harten 
Kern zum Angelpunkt der Untersuchung macht. Das allesandereinden Hintergrund drän- 
gende Bestreben, Risiken möglichst niedrig zu halten, kann aber nie allein unter instrumen- 
tellen oder technischen Gesichtspunkten (und das heißt auch unter einer ‘ökonomischen’ 
Perspektive in unserem Sinn) betrachtet werden. Eine solche Betrachtungsweise ist auch 
deshalb zu eng, weil kommunikatives Handeln ein integraler Bestandteil solcher Strategien 
ist: Sie beziehen sich nämlich stets auf dieGruppe und nie auf den einzelnen. Unter dem Ge- 
sichtspunkt der Risikominimierungsstrategien kann man einige weitverbreitete Praktiken 
betrachten und in ihrer Funktion zum Teil auch erklären. 


Tauschsysteme 


Etwa die komplizierten Tausch- und Geschenkregeln sogenannter primitiver oder archa- 
ischer Gesellschaften, die Marcel Mauss in seinem »Essai sur le don« (1923/ 24) alserster sy- 
stematisch untersucht und in ihrer zentralen Funktion für solche Gesellschaften gewürdigt 
hat. Das Netz gegenseitiger Hilfe, das mit dem des Gabentausches weitgehend identisch ist, 
wird durch sie noch weiter gespannt und durch Magie und Rituale religiös gleichsam abgesi- 
chert. Tausch bedeutet ja, ökologisch betrachtet, eine geographische Erweiterung der Tra- 
gekapazität einer ökologischen Nische und damit gleichzeitig eine Verminderung des Risi- 
kos. Die Verteilungs-, Schenkungs-, ja Vernichtungsorgien, die letztlich wohl auch unter 
Gabentauschpraktiken zu subsumieren sind, wurden von Mauss und anderen Anthropolo- 
gen nach ihm als demonstrative Mittel interpretiert, soziale Differenzierungen zu verstär- 
ken sowie Prestige und Macht zu erwerben und zu sichern. So gesehen, sind sie nicht nur 
unter Risikominimierungsstrategien zu subsumieren, sondern sie sind Ausdruck einer kom- 
plexeren Stufe sozialer Evolution. 

Analysiert man solche »Praxis« im Lichte zentraler Begriffe der Theorie Pierre Bourdieus 
wie »symbolisches Kapital« und »symbolische Gewalt«, so wird hinter der »sozialen Alche- 
mie«, in deren Dienst der Prestige- und Machterwerb steht, sichtbar, welche immensen An- 
passungsleistungen an stark zyklische Umweltbedingungen z.B. solche Phänomene wie 
Akkumulation, Verausgabung und Transfer von »symbolischem Kapital« darstellen. Eine 
allgemeine Wissenschaft der Ökonomie praktischer Handlungen«, wie sie Bourdieu (1976) 
programmatisch entwirft, untersucht mit den Reproduktionsbedingungen von Gesell- 
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schaften, wenn sie auf möglichst optimaler ökologischer Anpassung beruhen, auch deren 
Risikominimierungsstrategien. 

Zu den institutionalisierten Tauschsystemen gehören, wenn ich recht sehe, auch die Ver- 
wandtschaftssysteme. Die Komplexität solcher Systeme wird von manchen Anthropolo- 
gen als adaptive Antwort auf äußerst unberechenbare materielle Produktionsbedingungen 
interpretiert. Eine vermehrte Zahl von Verwandtschaftsgruppen, wie man sie in den Step- 
pen und Wüstensteppen Australiens antrifft (vgl. Peterson 1972,S. 12 ff.; Yengogan 1968, 
1972), ermöglichen es offenbar, komplexere Netze von gegenseitigen Verpflichtungen und 
Austauschprozessen zu knüpfen. Auch in einem solchen Fall handelt es sich um soziale Rı- 
sikominimierungsstrategien. 


Exkurs: Godeliers universalgeschichtliche Theorie der Produktionsverhältnisse 


Die allgemein beobachtbare zentrale Rolle, die Verwandtschaftsbeziehungen in Stammes- 
kulturen spielen, hat Maurice Godelier dazu veranlaßt, solche Beziehungen in seinem Ent- 
wurf einer universalgeschichtlichen Theorie der Produktionsverhältnisse, die sich auf 
Marx beruft und ihn weiterführt, als die Produktionsverhältnisse solcher Gesellschaften zu 
definieren. Die Institution Verwandtschaftsbeziehungen übernimmt nach Godelier in sol- 
chen Kulturen die Funktion von Produktionsverhältnissen, weil sie den Zugang zu den ma- 
teriellen Ressourcen regelt. Die analoge Funktion hat dann im Inkareich — als Beispiel 
theokratischer Herrschaft — die Religion, im klassischen Griechenland die Politik und in 
unserer okzidentalen Kultur seit der »Great Transformation« die Ökonomie inne (vgl. Go- 
delier 1984, 1987). 


Formen der Aneignung von Natur 


Risikominimierungsstrategien können wir auch hinter spezifischen ‘Eigentums’- und An- 
eignungsformen von Natur, d.h. von Territorien, wie man sie bei Jäger-Sammler-Popula- 
tionen vorfindet, vermuten. Bei der Untersuchung von Stämmen, die in verschiedenen 
Ökosystemen leben — z.B. die Pygmäen in einem allgemeinen Ökosystem, dem Äquator- 
wald, die Buschmänner in einem speziellen Ökosystem, den Wüstengebieten —, werden 
verschiedene Formen ökologischer Determiniertheit sichtbar, die allerdings stets mit dem 
determinierenden Einfluß .der in solchen Gesellschaften jeweils vorhandenen produktiven 
Fähigkeiten zusammenwirken. Unterschiedliche ökologische Gegebenheiten stellen ähnli- 
che Probleme der Anpassung, auf die es immer mehrere mögliche Antworten gibt. Letztere 
sind aber insgesamt, d.h. weltethnographisch gesehen, begrenzt und zahlenmäßig gering: 
feste Territorien ohne feste Horden, feste Territorien und feste Horden, Reproduktion der 
gleichen Heiratsverbindungen und geschlossenen Verwandtschaftsgruppen, beständige 
Suche nach neuen Heiratsverbindungen und offene Verwandtschaftsgruppen (vgl. Gode- 
lier 1978a, 1978b). Als Regel kann man mit aller Vorsicht folgende Formel aufstellen: Je 
schwieriger die Umweltbedingungen, also je größer das Risiko für die Reproduktion der 
Gruppe, desto differenzierter und komplexer die Aneignungs- und ‘Eigentums’formen. Die 
stärkere Differenzierung und größere Komplexität dient hier eindeutig einer größeren 
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Streuung des Risikos. Die in diesem Sinn zielgerichtete Erweiterung des (Sicherungs-}Net- 
zes nenne ich die soziale Seite der Risikominimierungsstrategie. 
Hirtennomaden (vgl. u.a. Pastoral 1979; Flores Ochoa (Hg.) 1977) haben wieder andere 
Strategien entwickelt, um das Risiko für das Überleben ihrer Herden möglichst niedrig zu 
halten. So zum Beispiel die Bassari in Südpersien (vgl. Barth 1961). Deren jährlicher Wan- 
derweg, genannt Stammesstraße, ist über 500km lang, das von ihnen bewirtschaftete Ge- 
biet umfaßt über 10000km? und auf ihren jährlichen Wanderungen überwinden sie einen 
Höhenunterschied von 3400m, von 600m Meereshöhe im Süden bis 4000m im Norden, 
und wieder zurück. Nun wird das von den Bassari und ihren Herden durchzogene Gebiet 
noch von anderen Stämmen benutzt, allerdings zu anderen Zeiten. Der jährliche Weide- 
plan der einzelnen Stämme, wenn man das so sagen kann, ist genau aufeinander abge- 
stimmt. Auf dem Weg von Süden nach Norden folgt einer dem anderen und wieder zurück. 
Dieser durch Gewohnheitsrechte festgeschriebene ‘Plan’ führt zu einer beinahe ununter- 
brochenen, jedoch optimalen Nutzung der Weidegründe jedes Ortes zu jeder Jahreszeit. 
Durch die ausgewogene Anpassung menschlicher und tierischer Populationen an die lokalen 
Weideflächen und Wasserquellen wird auch dafür Sorge getragen, daß die Tragekapazität 
nie überschritten wird. Bei genauerer Betrachtung enthüllen sich also solche auf den ersten 
Blick hochkomplizierte Systeme, bei denen mehrere Stämme dasselbe Territorium benut- 
zen, als genau aufeinander abgestimmte Verfahren zur Reduzierung des Risikos für sämtli- 
“ che Nomadenstämme, die traditionell und durch Gewohnheitsrecht abgesichert bestimmte 
Wanderwege mit ihrem Vieh benutzen. Ähnliche Nutzungssysteme waren übrigens auch 
bei den mongolischen Hirtenvölkern verbreitet. Die politische Macht des jeweiligen Herr- 
schers, des Khans, leitete sich aus dessen Fähigkeit ab, die Regelung solcher Systeme in ei- 
nem Territorium zu optimieren, das die Stammesföderation als ihren Besitz betrachtete 
(vgl. Lattimore 1951). 
Ich will diese Serie mit einem Beispiel einer Gesellschaft abschließen, die nicht nur sozial be- 
reits stark differenziert war, sondern auch schon Strukturen politischer Herrschaft erken- 
nen ließ. Bei den präinkaischen und inkaischen Völkern, die John Murra (1975) untersucht 
hat, bildete jede Gesellschaft einen Kranz ökologisch-ökonomischer Inseln, die sich um ein 
Zentrum herum verteilten. In der Gemeinschaft von Chupaychu zum Beispiel befanden 
sich die Zentren in gut 3000m Höhe, wo der größte Teil der Bevölkerung lebte und Knol- 
lenfrüchte und Mais anbaute. Zwei periphere Gebiete ergänzten diese Kernzone: in ca. 
4000 m Höhe betrieben kleine Gruppen Salzgewinnung sowie Alpakazucht, ineinemande- 
ren, ca. 500m hoch über dem Amazonasbecken gelegenen Gebiet, baute man Baumwolle 
an und beutete die Holz- und Cocareserven aus. Die ökonomische Organisation dieser Ge- 
sellschaften beruhte auf der komplexen Bewirtschaftung verschiedener ökologischer 
»Stockwerke«, die jeweils durch mehrere Tagesmärsche voneinander getrennt waren (vgl. 
Dollfus 1978; Nüfez 1978; Salomon 1978). 
Je komplexer solche Gesellschaften in vertikaler Beziehung — sozial und politisch — sind, 
desto schwieriger, wenn überhaupt, ist die Frage zu beantworten, ob solche komplexen 
ökologisch-ökonomischen Strukturen letztlich als Anpassungsleistung an schwierige Um- 
weltbedingungen interpretiert werden können. Bei hoher Komplexität — Verwandtschafts- 
beziehungen — ist eine solche Frage im weltethnographischen Vergleich verhältnismäßig 
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einfach zu beantworten, sowie jedoch soziale Differenzierung wie Arbeitsteilung oder gar 
politische Herrschaft als weitere Faktoren hinzutreten, müssen die Entstehungsbedingun- 
gen komplizierter ökologisch-ökonomischer Systeme und ihre Entwicklung untersucht 
und die Frage nach Aneignungsinteressen gestellt werden: ein Unternehmen, das oft am 
Mangel an Quellen und Daten scheitert. Mir geht es in diesem Fall nur um die Frage, ob 
man überhaupt solche komplexen Systeme auch als Risikominimierungsstrategien analy- 
sieren kann. 


Quantifizierungsprobleme 


Ich will mich jetzt einem hochkontroversen Problem zuwenden: Ist es möglich, Risikomini- 
mierungsstrategien in Subsistenz’ökonomien’ mittels quantifizierender Verfahren zu ana- 
Iysieren? Selbstverständlich geht es bei dieser Frage allein um solche Strategien, die die ma- 
terielle Reproduktion sichern. Es gibt gewichtige Einwände gegen den Sinn oder sogar die 
Möglichkeit, Handlungsregeln, die Ergebnis einer von der unseren grundsätzlich verschie- 
denen Rationalität sind, mit Hilfe solcher Verfahren zu analysieren. Sie werden vor allem 
von den Substantivisten vorgebracht, die auf der totalen Andersartigkeit nichtkapitalisti- 
scher “Ökonomien’ insistieren, die eben noch nicht ausdifferenziert und strukturell »einge- 
bunden« sind. Die Formalisten beharren ihnen gegenüber auf der von Zeit und Ort unab- 
hängigen, also universellen Anwendbarkeit moderner Ökonomietheorien. Lassen wir hier 
die seit den fünfziger Jahren die ökonomische Anthropologie beherrschende Substantivi- 
sten-Formalisten-Kontroverse beiseite und gehen von der simplen Überlegung aus, daß es 
zumindest heuristisch sinnvoll sein könnte, quantifizierende Methoden in diesem Bereich 
anzuwenden. 

Einige subsistenzökonomische Risikominimierungsstrategien lassen sich mittels der Spiel- 
theorie im Anschluß an von Neumann und Morgenstern (1953; vgl. auch Jochim 1976; Ra- 
paport 1966) quantifizieren. Man kommt meist zu dem Resultat, daß das empirisch beob- 
achtete Verhalten jenem Verhalten sehr nahekommt, das man aufgrund der vorliegenden 
Daten als optimales Verhalten berechnen kann. Solche Berechnungen sind u.a. angestellt 
worden für Fischer auf Jamaica (vgl. Davenport 1960), für Bauern und Rinderhirten in 
Obervolta und Ghana (vgl. Gould 1963, S. 290 ff.) und für ein indisches Dorf (vgl. Lipton, 
1968a, 1968b). 

Eine indische Ökonomin, S. Das Gupa (vgl. Lipton 1968b, S. 348), wandte ein anderes Ver- 
fahren an, um solche Strategien in einigen der ärmsten indischen Distrikten mathematisch 
nachzuweisen. Sie berechnete den jährlichen Gewinn und gleichzeitig das Risiko für jede 
mögliche Mischung von Feldfrüchten und identifizierte die Mischung, die die Bauern be- 
nutzten. Da höheren Gewinn bei den dortigen Klimaverhältnissen nur Sorten abwerfen 
können, deren Ernteerträge bei wechselhaften meteorologischen Bedingungen stark schwan- 
ken, entschieden sich die Bauern in Das Guptas Beispielen fast immer für die Mischung, die 
zwar den niedrigsten Gewinn brachte, aber auch die größte Sicherheit bot, weil bei ihrem 
Anbau nur geringe Ernteschwankungen zu erwarten waren. 

Auch in allgemeintheoretische Abhandlungen über Modelle bäuerlicher Landnutzungsind 
Risikominimierungs- oder Maximinstrategien, die die Überlebenschancen in Krisenzeiten 
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maximieren, bereits eingegangen (vgl. Found 1974). Die neoklassische Theorie ökonomi- 
schen Handelns wurde 2.B. von M. Lipton (1968b,S. 331} in ihrem Allgemeingültigkeitsan- 
spruch mit dem Argument in Frage gestellt, daß in einer Subsistenzökonomie »an optimising 
peasant seeks survival algorithms, not maximising ones«. Für seinen »survival algorithm« 
plädiert er u.a. mit dem Argument (ebenda, $. 330): 


»Eine an der Grenznutzentheorie ausgerichtete Wert-Produkt-Gleichung für wahrscheinlichen Nut- 
zen ist notwendigerweise ein auf lange Dauer ausgerichteter Sequenzalgorithmus, was unter der An- 
nahme eines sicheren Nutzens nicht gilt. Verglichen mit einer auf niederen Durchschnittswerten und 
auf niederen Schwankungen basierenden Strategie verringert eine an der Grenznutzentheorie ausge- 
richtete Wert-Produkt-Gleichung die Aussichten derer erheblich, die ihr Verhalten an ihr orientieren, 
die gesamte Sequenz zu überleben.« 


Sein Argument erinnert an Berechnungen einer dreißigjährigen Sequenz der Erntemengen 
in einem Gebiet Südostasiens, die James Scott in seiner Untersuchung »The Moral Econo- 
my of the Peasant« (1976) zitiert. Daraus geht hervor, daß die dort in einer bestimmten Mi- 
schung angebauten traditionellen Reissorten zwar insgesamt weniger ertragreich waren als 
eine moderne, hochgezüchtete Sorte, daß aber bei Anbau letzterer ein großer Teil der Be- 
völkerung innerhalb dieses Dreißigjahreszyklus bereits zweimal verhungert wäre, weil die 
Ertragsschwankungen dieser Sorte einfach zu groß gewesen wären. Die drei traditionell an- 
gebauten Sorten hingegen sicherten auch in den zwei schlechtesten Erntejahren das Über- 
leben, erreichten jedoch in kaum einem anderen Jahr den Ertrag der modernen Sorte. 
Ferner demonstriert James Scott an einer weiteren Feldstudie über ein Thai-Dorf auf ein- 
prägsame Weise die Koexistenz zweier sozialer Logiken und der ihnen zugeordneten Strate- 
gien. Es handelt sich um ein Dorf, das von der vordringenden modernen Marktökonomie 
bereits erfaßt, aber noch nicht voll in sie integriert ist. In jeder Person leben gleichsam ne- 
beneinander ein Subsistenzbauer, der Risikominimierungsstrategien praktiziert, und ein 
marktorientierter Bauer, der seinen Profit soweit wie irgend möglich maximiert. Dabei wird 
allerdings das bäuerliche Leben, seine Reproduktion, absolut von der Strategie des gering- 
sten Risikos beherrscht: Die der Selbstversorgung dienenden Felder werden mit traditionel- 
len Feldfrüchten bestellt, wobei streng auf die überlieferten Mischungsverhältnisse geach- 
tet wird und die alten Techniken praktiziert werden. Diese Felder genießen bei Bestell-, 
Pflege- und Erntearbeiten absoluten Vorrang. Daneben haben die Dorfbewohner aber 
noch ein anderes Areal erschlossen, auf dem für den überregionalen Markt mit modernen 
Techniken, u.a. mittels Traktoreinsatz eine hochgezüchtete, ertragreiche Reissorte ange- 
baut wird. Kommt es dort zu einer Mißernite, so fallen zwar die Bargeldeinnahmen aus, die 
Subsistenz, das Überleben des Dorfes ist aber nicht im geringsten gefährdet. 
Wir stoßen angesichts solcher gemischten Strategien auf Probleme, die für die Bevölkerung 
vieler Länder der Dritten Welt im wörtlichen Sinn lebenswichtig sind: Erstens, wie lange 
kann sich dieses Nebeneinander zweier Anbauweisen bei absolutem Vorwiegen der Risiko- 
minimierungsstrategien angesichts der zunehmenden Integration in den internationalen 
Markt halten? Zweitens, wie lange kann dieses Nebeneinander bestehen, ohne daß etwa.der 
Erwerb von Bargeld und der dadurch ermöglichte Kauf von modernen Waren die soziale 
Struktur wesentlich verändert oder sogar sprengt? Drittens, können solche gemischten 
Strategien in den Ländern der Dritten Welt von seiten der staatlichen Planungs- und Ent- 
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wicklungsbehörden dort wieder eingeführt und schließlich auch durchgesetzt werden, wo 
die traditionellen Strukturen und Wertorientierungen bereits zerstört worden sind? 


Diversifizierung der Ressourcen 


Eine zentrale Rolle beider Vermeidung von Risiken spielt die Diversifizierung der Ressour- 
cen. Hier gibt es zwei fundamentale Verhaltensweisen, die allerdings beide auch zu einer 
Doppelstrategie verbunden und damit optimiert werden können. 

Die erste ist darauf angelegt, das Risiko durch möglichst breite lokale, regionale oder sogar 
überregionale Streuung der Ressourcen, seien diese nun solche materieller oder sozialer 
Art, zu vermindern. Ich nenne sie die Strategie optimaler horizontaler, d.h. geographischer 
Streuung der Ressourcen. Man kann sie bei Jäger-Sammler-Gruppen, bei ortsansässigen 
Hirtenvölkern und Hirtennomaden sowie bei Bauern, von der Brandrodungskultur bis an 
die Schwelle der modernen industriellen Landwirtschaft, nachweisen. Sie beruht auf der 
Tatsache, daß physikalische und meteorologische Bedingungen sowie Bodenqualität und 
Ökosysteme selbst auf verhältnismäßig engem Raum sehr verschieden sein und sehr unter- 
schiedliche Auswirkungen auf den Ertrag haben können. Um die mögliche Vielfalt in dieser 
Beziehung zu ermessen, genügt es, sich die je verschiedenen Kombinationen mehrerer Fak- 
toren auszudenken. 

Die zweite fundamentale Risikominimierungsstrategie besteht in der Diversifizierung der 
Techniken und/oder der Beute bei Jägern und Sammlern, auf der Diversifizierung der Tier- 
gattungen bei Hirten sowie auf der Diversifizierung der Feldfrüchte und der Wahl ihres Mi- 
schungsverhältnisses bei Ackerbauern. Bei dieser Strategie liegt das Schwergewicht des 
Aufwands für die Diversifizierung im Nach- und Nebeneinander sowie in seiner optimalen 
Mischung in einem kleineren, meist sogar geschlossenen Gebiet. Ich nenne sie die Strategie 
optimaler Mischung der Ressourcen in einem durch relativ homogene Umweltbedingun- 
gen bestimmten Gebiet. Sie läßt sich wie die zuerst skizzierte ebenfalls in sämtlichen Kultu- 
ren nachweisen. Sie beruht letztlich auf folgendem, freilich nicht unbestrittenen Gesetz: Je 
höher die Artenvielfalt bzw. der Informationsgehalt eines Ökosystems, desto geringer ist 
seine Störanfälligkeit gegen Abweichungen von den statistisch ermittelbaren ‘normalen’ 
Werten bis hin zu den physikalischen Umweltbedingungen. 


Der Urmensch als Spieler oder als ‘Beherrscher’ seiner Umwelt? 


Jäger-Sammler-Kulturen orientieren ihr Verhalten an beiden Typen von Risikominimie- 
rungsstrategien, wobei der erste Typus, die optimale horizontale Streuung von Ressourcen, 
zu überwiegen scheint. Bis vor kurzer Zeit war die Auffassung vorherrschend, daß es sich 
bei den Strategien von Jäger-Sammler-Populationen (wobei Fischer immer mitgemeint 
sind) um solche reiner Anpassung handelte, da sie wohl sich selbst und ihr Verhalten, von 
der Fortpflanzung über die Gruppengröße bis zur hohen Beweglichkeit, kontrollieren 
könnten, nicht aber die Umwelt und ihre Ressourcen. Dieser Umwelt stünden sieohnmäch- 
tig gegenüber: planen, und das heißt auch die Ergebnisse vorhersehen, könnten allenfalls 
die Erntevölker’ (vgl. Lips 1947, 1953), nicht aber die Jäger: über deren Erfolg oder Mißer- 
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folg entscheide der Zufall. Ich halte die Auffassung vom quasitotalen Ausgeliefertsein der 
Jäger-Sammler-Gruppen an die übermächtige Natur, der man sich nur anpassen, die man 
aber nicht beeinflussen könne, für einen Mythos. Anthropologische Forschungen der letz- 
ten Jahrzehnte zeigen, daß Jäger, Sammler und Bauern, z.B. in Nordamerika von den arkti- 
schen Regionen bis in die ‘Great Plains’, ihre Hauptnahrungsbasis, den Wildbestand, auf 
oft sehr umsichtige Weise kontrollieren. Man spricht in diesem Zusammenhang auch von 
symbiotischen Beziehungen etwa zwischen Büffelherden und nordamerikanischen India- 
nerstämmen (vgl. Cox 1973). 
Der Mythos, Aneignung der Natur vollziehe sich bei Jäger-Sammler-Gruppen allein nach 
den Gesetzen des Zufalls, speist sich aus’ zwei Quellen, die, vordergründig betrachtet, ihre 
Entstehung völlig verschiedenen geistigen Strömungen verdanken. Die eine Quelle ist die 
im 17. Jahrhundert entstehende und mit der Romantik in breiten Schichten sich durchset- 
zende Naturerfahrung, die universalgeschichtlich durchaus einmalig ist: “Wilde’, von 
Menschen noch nicht gezähmte Natur wurde Erlebnisraum und sowohl alltagskulturell 
als auch ästhetisch qualitativ neu erfahren als das Erhabene und ganze andere (vgl. Groh/ 
Groh 1988). Mit dieser neuen Naturerfahrung entstand ebenfalls ein Raum für soziale 
Imagination. Soweit sich diese an Geschichte orientierte, bevölkerte man den Raum der 
‘wilden’ Natur seit der wissenschaftlichen Entdeckung der Jäger-Sammler-Kulturen mit 
deren Angehörigen. Die andere Quelle war das genuin modernisierungstheoretische und 
mit der Idee des technischen Fortschritts vollkommen übereinstimmende Argument, un- 
sere Gattungsgeschichte sei eine Geschichte fortschreitender, ja schließlich exponentiell 
. wachsender Naturbeherrschung. Der Umkehrschluß schien ebenso plausibel wie die Rich- 
tigkeit des Arguments evident: Je weiter man in der Gattungsgeschichte zurückgehe, desto 
mehr seien Menschen von der Natur abhängig gewesen, desto mehr habe die Natur unsere 
Gattung beherrscht. Die Beherrschung der Natur und vor allem der daraus abgeleitete 
Umkehrschluß beruht indessen auf einer Fehleinschätzung: Es ist keineswegs der Fall, daß 
nur derjenige, der die Natur in unserem modernen, aggressiven, rein instrumentellen Sinn 
beherrscht, sie sich gleichsam unterwirft, die Ressourcen der Natur zu seinem Nutzen kon- 
trollieren kann. 
Da bis vor kurzem die Meinung beinahe einhellig vertreten wurde, Jäger-Sammler- Popula- 
tionen könnten die Ressourcen, von denen sie abhängig sind, und die Umwelt, in der sie le- 
ben, im Gegensatz zu Hirten und Ackerbauern kaum kontrollieren, war es konsequent, daß 
die bisherige Forschung vor allem Verhaltensweisen untersucht hat, die man als Kontrolle 
der Menschen über sich selbst bezeichnen kann. Hier sind vor allem zu nennen: Verwandt- 
schaftsbeziehungen, Gruppengröße und Beweglichkeit. Weiter oben habe ich bereits dar- 
auf hingewiesen, daß komplexe Verwandtschaftssysteme als soziale Sicherungssysteme ge- 
gen Umweltrisiken interpretiert werden können. Sie gehören also zum ersten Typus von 
Risikominimierungsstrategien, der optimalen horizontalen Streuung von Ressourcen. Die 
Größe der Gruppe, im statistischen Schnitt bei 25 Personen liegend und je nach Ressour- 
cenbasis jahreszeitlich variabel (vgl. u.a. Birdsell 1958; 1968), sowie die Beweglichkeit der 
Gruppe zwischen einzelnen Lagern, die in der Regel sehr hoch ist und dem oft der gesamte 
Lebensrhythmus bis hin zu Geburt und Tod untergeordnet wird, sind ebenfalls diesem Ty- 
pus zu subsumieren. Die Schonung der Ressourcen — im Sinne einer nur geringen Ausnut- 


an: Dei 


Strategien, Zeitund Ressourcen 27 


zung der Carrying capacity — gekoppelt mit der Vermeidung zu langer Wege beim Jagen 
und Sammeln von einem Lager aus scheinen der objektive Sinn von Gruppengröße und ho- 
her Beweglichkeit zu sein. 

Bereits die Primaten regulieren den Umfang ihrer Horden entsprechend den Umweltbedin- 
gungen, erst recht natürlich unsere Gattung {vgl. u.a. Shantzis/Behrens 1973). Je schmaler 
die Nahrungsbasis, desto kleiner die Gruppe. Der Systemimperativ hoher Beweglichkeit, 
Ausdruck der Dominanz von Risikominimierung und Mußepräferenz, hatte bei Jäger- 
Sammler-Populationen, d.h. bis ungefähr vor 12.000 Jahren überall aufder Erde, bewußtes 
‘child spacing’ mittels Enthaltsamkeit, Abtreibung und Kindstötung sowie Tötung der Al- 
ten — oft als rituelle Selbsttötung — zur Folge (vgl. Birdsell 1958; Polgar 1972; Sussman 
1972). Die Geburten durften nicht zu nahe beieinander liegen, sollte die Gruppe ihre opti- 
male Beweglichkeit behalten und die optimale Ernährung der Kinder sichern; denn die 
Mütter konnten auf längeren Märschen nur ein Kind tragen und stillten ihre Kinder in der 
Regel bis zu vier Jahren. Als natürliches Regulativ wirkte darüber hinaus ein physiologi- 
scher Mechanismus: Die körperliche Anstrengung auf langen Märschen bei Verlegung des 
Lagers sowie lange Stillzeiten setzten die Empfängnisfähigkeit stark herab. 


Horizontale Streuung bei Ackerbauern 


Kehren wir nach dem systematischen Exkurs über die zwei Haupttypen von Risikomini- 
mierungsstrategien und der historischen Betrachtung von Jäger-Sammler-Kulturen wieder 
zurück zu Ackerbauern und Viehzüchtern und deren Diversifizierung der Landressourcen. 
Die Strategie optimaler horizontaler Streuung der Ressourcen stand im Mittelpunkt der 
Kontroverse zwischen Donald McCloskey (1975; 1977) und Stefano Fenoaltea (1976; 
1977) Mitte der siebziger Jahre. Es ging dabei um die Frage, ob »English open fields« und 
das mit ihnen verbundene exzessive »scattering« der Bodenanteile der einzelnen Familien 
auf dem Gesamtareal der Landgemeinde, das vor den »enclosures« des 17. und 18. Jahr- 
hunderts sehr weit verbreitet war, als»behaviour toward risk« interpretiert werden könnte. 
Dies bejahte McCloskey mit dem Argument, es lasse sich empirisch belegen, daß die Bau- 
ern dafür Ertragseinbußen von mindestens 10% freiwillig in Kauf genommen hätten und 
daß sich kein anderer Grund für ein solches Verhalten als eben »risk aversion« nachweisen 
lasse (McCloskey 1976). Fenoaltea hielt dem im Sinne eines die Meinung McCloskeys aus- 
schließenden Arguments entgegen, der Grund für die extreme Streulage und für den gerin- 
gen Umfang der Feldstücke in den »open fields«, die Gemeindeeigentum waren, sei die 
Tendenz zur Optimierung des Arbeitseinsatzes im Sinne einer möglichst gleichmäßigen 
Verteilung und der Vermeidung von zu großen Arbeitsspitzen im jährlichen Zyklus ange- 
sichts der Schwierigkeit, saisonal zusätzliche Arbeitskräfte zu beschäftigen. Die englischen 
Bauern hätten also Ertragseinbußen, nehme man die von ihm angeführten Bedingungen 
als gegeben an, überhaupt nicht hinnehmen müssen, sondern im Gegenteil: »the commu- 
nal organization of their land was designed to enhance its productivity rather than to redu- 
ce it« (Fenoaltea 1976, S. 236). 

McCloskey wählte nun eine Argumentationsweise, die ihm einen deutlichen Vorteilsicher- 
te, den er argumentativ jedoch nicht derart explizit machte, wie ich es hier tue. Er beriefsich 
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nämlich nicht nur auf die zwischen beiden Kontrahenten bis zuletzt strittig bleibende empi- 
rische Evidenz für ihre jeweilige Interpretation im englischen Fall, sondern er ging einen 
entscheidenden Schritt weiter, indem er die empirische Basis auf andere Länder und andere 
Kulturen ausdehnte. Eine kleine Stichprobe aus der internationalen Fachliteratur fördert 
eine Fülle von Belegen zutage für die offensichtliche Dominanz von Risikominimierungs- 
strategien über andere Motive für die möglichst breite Streuung möglichst kleiner Feld- 
stücke in Europa, Asien und Afrika, vom Hochgebirge bis ins Schwemmland der Flüsse 
(vgl. u.a. Beidelman 1971; Forde 1934; Johnson 1971; Netting 1972; Thompson 1963). Ei- 
ne solche positive Bewertung im Licht der von uns favorisierten These setzt natürlich bei 
manchem der genannten Autoren eine’entsprechende Neuinterpretation der von ihm auf- 
geführten empirischen Befunde voraus. England vor der Enclosure-Bewegung wird so zu 
einem speziellen Fall, möglicherweise subsumierbar unter ein allgemeines Gesetz. Die Ur- 
sachen für die englische Praxis, »scattering plots« in »open fields«, wären also, folgte man 
der Argumentation Fenoalteas, eine universalgeschichtliche Ausnahme. 

Von dieser Diskussion und aus der Perspektive der Risikominimierungsstrategien kann 
vielleicht auch neues Licht auf die Entstehung agrarkommunistischer Institutionen fallen. 
Diese nahmen wohl zumeist von der universell verbreiteten shifting cultivation (vgl. u.a. 
Clark 1945; Russell 1969) oder der Brandrodungskultur ihren Ausgang. Das zu dieser Art 
von Agrikultur gehörende institutionelle Prinzip ist offenbar ursprünglich das des Ernteei- 
gentums, aber nicht des Landeigentums gewesen: Land war genügend oder im Überfluß 
vorhanden, und wer das Land rodete, dem gehörte die Ernte, aber nicht mehr. Erst als die 
Bevölkerung wuchs und man zu häufigerem Wechsel von Brache und Kultur oder gar zur 
ständigen Kultivierung übergehen mußte, haben sich dann einerseits eigentumsähnliche 
Besitzverhältnisse am Boden und nicht nur am Ertrag eingeschliffen und andererseitsagrar- 
kommunistische Verhältnisse ausgebildet. Agrarkommunismus, wie er vielerorts angetrof- 
fen wurde, ist also alles andere als ein “Urzustand’, denn solange Langzeitbrache vor- 
herrschte, gab es kaum Anlaß, sich über gleiche Chancen aller Gedanken zu machen. 

Ob aber die Entstehung der für agrarkommunistische Institutionen typischen periodischen 
Umverteilung des Bodens nach Qualität und Lage sich allein egalitären Traditionen und 
Motivationen verdankt, wie manche Autoren annehmen, möchte ich bezweifeln. Daß bei 
der periodischen Neuverteilung meist schr sorgfältig darauf geachtet wurde, daß jede Fami- 
lie der Kommune Landanteile erhielt, die nicht etwa nur nach Größe, sondern auch nach 
Qualität und Lage gleich bemessen wurden und deshalb über die gesamte Flur gestreut la- 
gen, läßt eher das Streben nach Risikominimierung denn egalitäres Bewußtsein als Ursache 
vermuten. Denn die ökonomischen Nachteile, die bei einem solchen System in Kauf ge- 
nommen werden mußten, nämlich oft sehr kleine Landstücke und sehr lange Wege, waren 
erheblich, wie die Diskussion zwischen McCloskey und Fenoaltea gezeigt hat. Es ist un- 
wahrscheinlich, daß eine bis ins letzte Landstück vorgetriebene Vorstellung von Gleichheit 
und gleichem Recht für alle über evidente und jedem lebensweltlich zugängliche Nachteile 
den Sieg davon getragen hätte. Es spricht einiges dafür, daß universell verbreitete agrar- 
kommunistische Institutionen mit ihrer starken Streuung kleiner Landanteile über ein ver- 
hältnismäßig großes Gebiet nur einen Sonderfall jener Risikominimierungsstrategie dar- 
stellen, die ich als Diversifizierung der Landressourcen bezeichnet habe. 
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Risikominimierung und Widerstand gegen Innovationen 


Als letztem Problem will ich mich der Frage zuwenden, ob sich uns bisher unverständlich 
erscheinendes passives Beharren auf Traditionen oder aktiver Widerstand gegen Verände- 
rungen im Lichte der hier thematisierten Kategorien besser oder überhaupt erst verstehen 
lassen. 

Inden 1960er Jahren widersetzten sich die Amhara-Bauern in Äthiopien der von der Regie- 
rung betriebenen Landreform, die zum Ziel hatte, die über eine große Fläche verteilten klei- 
nen Feldstücke im Sinne moderner agrotechnischer Rationalitätsvorstellungen zusammen- 
zulegen. Als die Regierung die Reform mit Gewalt durchsetzen wollte, kam es 1967/68 zu 
bewaffneten Aufständen, die mehreren hundert Menschen das Leben kosteten. Alan Ho- 
ben, der die äthiopische Landreformpolitik untersucht hat, schreibt dazu: 


»If a program of land reform is to be effective it must be based on a.model ... illuminating the rational 
process through which people make decisions about land instead of simply attributing these decisions 
to the dead hand of tradition.« Die spezifische Rationalität, der der Amhara-Bauer bei der Verteilung 
seines Landes folgt, ist die der Risikominimierungsstrategie: »Scattering of plots is for him highly des- 
ireable ... for by providing him with fields of different qualities it enables him to diversify his crops and 
to reduce the risk of total crop failure.« (Hoben zit. McCloskey 1976, S. 127 f.) 


Die von vielen Forschern erörterte und lange ungelöste Frage, warum Subsistenzbauern, 
die Surplus erzeugen, bestimmte Abgabesysteme, nämlich solche, die von der Erntemenge 
abhängig sind, anderen, die fix sind, sie aber im Durchschnitt viel weniger belasten, vorzie- 
hen, findet ebenfalls eine einfache Erklärung, wenn man Risikominimierungsstrategien als 
verhaltenssteuernde Größe einführt. James C. Scott (1976) konnte zeigen, daß bäuerliche 
Rebellionen in Südostasien in der Regel genau dann ausbrachen, wenn Surplus-Abschöp- 
fung oder Ausbeutung in solchen Formen vor sich ging, daß sie das Überleben in möglichen 
kritischen Situationen, auf die hin die Maximinstrategien ja angelegt sind, gefährdeten. Die 
»Moral economy of the peasant« — so der Titel von Scotts Buch — steht dabei in Frage. Sie 
bildet eine Legitimationsinstanz und gleichzeitig eine Instanz für die Ableitung von Regeln, 
nach denen sich Widerstand vollzieht. Ähnlich empfanden die englischen Unterschichten 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, als sie von der Protoindustrialisierung erfaßt 
wurden, die Kommerzialisierung der Märkte durch den vordringenden Handelskapitalis- 
mus, also die beginnende Marktintegration, als Bedrohung ihrer Subsistenz undrebellierten 
gegen die sich ausbreitende neue Politische Ökonomie im Namen einer »moral economy«. 
Andiesem von Edward Thompson {197 1) in die Forschungsdiskussion eingeführten Begriff 
orientiert sich auch Scott bei der Untersuchung bäuerlicher Aufstände in Südostasien. 

Für europäische Bauernaufstände in der frühen Neuzeit, d.h. in der Phase der Ausbildung 
von Territorialstaaten, scheint Ähnliches zu gelten, auch wenn diese Bauern vom hier skiz- 
zierten Idealtypus einer Subsistenzökonomie sich bereits ziemlich weit entfernt hatten. Inter- 
pretiert man die bisher vorliegenden Forschungen im Lichte von Risikominimierungsstra- 
tegien, so gibt es besonders kritische Phasen für Subsistenzbauern, die die große Mehrheit 
bildeten. Eine solche Phase war z.B. der Übergang von Naturalabgaben, die sich zumeist 
am jeweiligen Ernteertrag orientierten, zur Geldrente, die einmal fixiert, nicht elastisch 
war, und zwar bis zu dem Moment, in dem die zunehmende Münzverschlechterung einen 
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partiellen Ausgleich bot. Daraus läßt sich mindestens die Vermutung ableiten, daß man die 
Befunde Scotts für bäuerliche Subsistenzökonomien verallgemeinern kann (vgl. u.a. Elbs 
1988; Sabean 1973, S. 17 ff., Schulze 1980, 1982; Troßbach 1987). 

Die angeführten Beispiele scheinen aber noch eine weitere Vermutung zu rechtfertigen: 
Widerstand und Protest formieren sich in subsistenzwirtschaftlichen Produktionsweisen 
immer dann, wenn materielle, soziale und/oder symbolische Bestände und Mittel, die das 
Überleben im weitesten, d.h. auch kulturellen Sinn garantieren, bedroht und angegriffen 
werden. Einige Beispiele müssen hier genügen: Der Widerstand nordamerikanischer India- 
nerstämme gegen die Landnahme durch weiße Siedler war oft durch ein hohes Maß an 
Einsicht in ökologische Zusammenhänge und in die Unverträglichkeit zweier diametral 
entgegengesetzter Aneignungsweisen von Natur motiviert. Die bäuerlichen Aufstandsbe- 
wegungen, die sich auf ‘Altes Recht’, ‘Göttliches Recht’ und Herkommen beriefen, woll- 
ten die relative politische Autonomie der Dorfgemeinde, mit anderen Worten, das kom- 
munal-bündische Modell bewahren sowie die relativ autonome bäuerliche Produktion 
durchsetzen (vgl. u.a. Blickle 1981). War zuerst die Grundherrschaft der Hauptadressat, so 
später der Territorialstaat. Jedesmal ging es dabei auch um die Sicherung und Bewahrung 
der rein materiellen Existenz der einzelnen Bauernwirtschaften, die mit der sozialen Exi- 
stenz der Gemeinde vielfach verwoben war. Handwerksgesellen verteidigten in der zwei- 
ten Hälfte des 18. Jahrhunderts in deutschen Städten ihre Ehre, die sich von heute aus de- 
finieren läßt als ‘symbolisches Kapital’, gegen die zuerst ihren sozialen Status, mit diesem 
Status dann aber auch ihre kulturelle und materielle Existenz bedrohende vordringende 
Kommerzialisierung. Zu deren Fürsprechern und historischen Agenten machten sich Ma- 
gistrate und Handwerksmeister, sonst energische Verteidiger des Herkommens und des 
‘Alten Rechts’ (vgl. Grießinger 1981). 

Barrieren gegen sozialen Wandel im Sinne des Übergangs zu einer anderen Produktionswei- 
se oder ‘Ökonomie’ lassen sich vermutlich auf die Dominanz von Risikominimierung und 
Mußepräferenz ursächlich zurückführen. Beispiele wären etwa der nichterfolgte Übergang 
von Hirtennomaden zu Ackerbauern — nachdem erstere sich aus letzteren einige Jahrhun- 
derte oder ein bis zweitausend Jahre zuvor herausdifferenziert hatten — oder von der 
Brandrodung zur Pflugkultur. Die Resistenz einer Kultur gegen solchen Wandel ist offen- 
bar direkt abhängig vom Ausmaß ihrer ökologisch-kulturellen Integration. Es eröffnet sich 
damit eine Möglichkeit zu erklären, warum gerade bestimmte Stämme oder Gesellschaften 
“fortgeschrittenere’ Ackerbau- oder andere Techniken von ihren Nachbarn nicht übernah- 
men, obwohl sie sie Jahrhunderte, manchmal sogar Jahrtausende vor Augen hatten (vgl. 
Thurnwald 1932). 

Zur Demonstration will ich ein zeitgenössisches Beispiel anführen. Die Pakot, Hirtenno- 
maden in Westkenia, wie auch die anderen Nilotischen Hirtenstämme, die rund drei Millio- 
nen Menschen umfassen, haben bis in die fünfziger Jahre allen Versuchen der britischen 
Kolonialverwaltung, ihre angestammte Lebensweise im Sinne europäisch-amerikanischer 
Vorstellungen im politischen, ökonomischen und religiösen Bereich zu verändern, wider- 
standen; ganz im Unterschied zu den ihnen benachbarten Bantu, ebenfalls Viehzüchter, 
die teilweise ‘erfolgreich europäisiert’ werden konnten. Im Gegensatz jedoch zu den Bantu, 
die nebenher auch Ackerbau treiben und bei denen Vieh keine ökonomisch derart dominie- 
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rende Rolle spielt, beruht die Subsistenzökonomie der Pakot fast ausschließlich auf Vieh- 
zucht. Ihre Lebensweise ist der Umwelt ökologisch derart eingepaßt und sie haben darüber 
hinaus ein derartig hohes Maß an sozialer und politischer Integration erreicht, daß kein ein- 
zelnes Element aus ihrem gesamten Lebenszusarmmenhang herausgenommen werden 
kann, ohne eine möglicherweise existenzbedrohende Kettenreaktion auszulösen. Mit den 
hier vorzüglich benutzten Termini könnte man die Motivationsbasis für den Widerstand 
der Pakot gegen Innovationen so beschreiben: Die pastorale Produktionsweise bietet ihnen 
die besten Risikominimierungsstrategien, denn trotz häufig auftretender Rinderpest sind 
ihre Nahrungsressourcen weniger von Krankheiten und Trockenheit bedroht, als wenn sie 
primär Feldfrüchte anbauen würden. In dem von ihren Herden beweideten Gebiet sind die 
regionalen Differenzen in der Niederschlagshäufigkeit sehr groß. Die Herden sind beweg- 
lich und können sich diesen Schwankungen anpassen, was man mit Ackerbau natürlich 
nicht könnte. Auch die Mußepräferenz spielt eine entscheidende Rolle, denn beinahe eben- 
so wichtig wie die Überlegenheit der Viehhaltung gegenüber dem Ackerbau, was die Risiko- 
minimierung betrifft, ist für die Nilotischen Stämme, wie Harold Schneider schreibt, »the 
fact, that cattle, sheep, and goats increase ‘by themselves’ and need comparatively little at- 
tention« (Schneider 1959, S. 166). 


Schlußbetrachtung 


Zusammenfassend und abschließend kann man folgendes feststellen: Von der Vorgeschich- 
te und Anthropologie bis hin zu den Forschungen über ‘Peasant Society’ und ‘Peasant Eco- 
nomy’ lassen sich Risikominimierungsstrategien als zentrale Kategorie und als harter Kern 
der Verhaltens- und Deutungsmuster von Subsistenzökonomien nachweisen, auch wenn 
diese sich vom hier im Mittelpunkt stehenden Idealtypus von Subsistenzökonomien bereits 
weit entfernt haben. Von unserer Gattung sind die dem ‘Mutualismus’ in der Tierwelt ent- 
sprechenden Verhaltensweisen als Strategien im engeren Wortsinn, d.h. als mehr oder we- 
niger bewußtes Handeln ausgebildet worden. Gleichwohl können die Individuen und 
Gruppen, die sie handhaben, über solche das Überleben sichernden Strategien nicht 
schlichtweg disponieren, ohne die Reproduktion ihrer Gruppe oder Gesellschaft in Frage 
zu stellen. 
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Ökologische und ökonomische Modalitäten 
von Zeit und Raum" 


Wenn man den Zeitraum des Handelns auf Null reduzieren könnte, dann würde der physi- 
kalische Raum bedeutungslos werden. Solange dies nicht möglich ist, bleiben die Raum- 
koordinaten der Bezugsrahmen für jedes, also auch das soziale und ökonomische Handeln 
des Menschen. Die raum- und zeitlose Ökonomie gibt es folglich nur in neoklassischen Mo- 
dellen der »reinen Ökonomie«(»the neoclassical mode of representing the production func- 
tion ignores the time factor«, Georgescu Roegen 1971, S. 245), deren theoretische Qualität 
schon wegen dieser heroischen Abstraktionsleistung beschränkt ist. Auch wenn die Zeit des 
Handelns nicht auf Null reduziert werden kann, so heißt das noch lange nicht, daß nicht ge- 
rade dies angestrebt wird. Die Verkürzung der Zirkulationszeiten ist ein der ökonomischen 
Entwicklung immanentes Prinzip. Durch moderne Transport- und Kommunikationstech- 
nologien ist die Bedeutung des Raums in seiner Quantität, d.h. mit seinen Distanzen und sei- 
ner Qualität, d.h. mit seinem physischen Relief und den ihn konkret charakterisierenden so- 
zialen Strukturen, gemindert worden: Heute ist es möglich, in weniger als 10 Stunden die 
Distanz zwischen Berlin und New York zu überwinden, wozu noch vor 100 Jahren an die 
20 Tage benötigt wurden. Auf»Knopfdruck können heute 500 Millionen Dollar von Singa- 
pur via London zu den Bahamas getelext werden, so, als ob zwischen diesen Orten keinerlei 
physische Distanz bestünde« (Smith, 1984). Mit der Loslösung des Geldes von seinem Ma- 
terial (Metall, Papier) und seiner Verwandlung in energetisches (elektronisches) Geld wird 
tatsächlich die Räumlichkeit der Geldzirkulation ein verschwindendes Moment, da mit 
Lichtgeschwindigkeit der Raum überwunden wird. 

Die Zeit wird also verkürzt, um den Raum bedeutungslos zumachen. Und umgekehrt wird 
der physische Raum so zugerichtet, daß die Zeit des Handelns zusammengedrängt werden 
kann. Für die Beschleunigung des materiellen Transports ist der Raum nichts als ein En- 
semble von Hindernissen; also sind die natürlichen, kulturellen, sozialen Hindernisse zu be- 
seitigen. Die »Bemächtigung des Raums« (Moraes/da Costa 1984; Santos 1978; Lefebvre 
1974; Soja 1985) zum Zwecke der Beseitigung von — der Beschleunigung von Produktions- 
und Transporthandeln im Wege stehenden — Hindernissen ist gleichzeitig »die Produktion 
des Raums«, die Errichtung einer »zweiten Natur«. 


* Es handelt sich beim nachfolgenden Aufsatz um Überlegungen, die ausführlicher in einem im 
Herbst im VSA -Verlag erscheinenden Buch unter dem Titel »Sachzwang Weltmarkt — Verschul- 
dungskrise, gescheiterte Industrialisierung, ökologische Gefährdung. — Der Fall Brasilien« dar- 
gelegt werden. 
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Der physische Raum muß) also speziell zugerichtet werden, um die Zeiträume des ökonomi- 
"schen Handelns abzukürzen. Die Logik der Abkürzung von Zeiten des Handelns und der 
Beseitigung qualitativer und quantitativer Hindernisse im Raum ist diejenige kapitalisti- 
scher Verwertungsimperative bzw. (um es in den Kategorien Max Weber’s auszudrücken) 
der »Rationalität okzidentaler Weltbeherrschung«, die sich ja wesentlich auf die Gestal- 
tung der Raum- und Zeitkoordinaten des Handelns nach den Prinzipien der Zweck -Mittel- 
Optimierung bezieht. Von den tradierten, ursprünglichen, vielleicht natürlichen räumli- 
chen und zeitlichen Koordinaten des menschlichen Lebens wird so weitgehend wie möglich 
abstrahiert, indem durch Erzeugung materialer Strukturen und immaterieller Normen ein 
neues, formspezifisch gesellschaftliches (räumliches und zeitliches) Koordinatensystem ge- 
schaffen wird. Dies ist ja die Herstellung von Gesellschaftlichkeit: »Eine einheitliche Auf- 
fassung der Zeit, des Raumes, der Ursache, der Zahl usw... Die Gesellschaft (kann) die Kate- 
gorien nicht der Willkür der Individuen überlassen, ohne sich selbst aufzugeben. Um leben 
zu können, braucht sie nicht nur einen genügenden moralischen Konformismus, es muß 
auch ein Minimum an logischem Konformismus vorhanden sein« (Durkheim, S. 38). Ähn- 
lich formuliert auch Norbert Elias: Zeit habe »den Charakter einer sozialen Einrichtung, ei- 
nes Regulators sozialer Ereignisse, eines Modus menschlichen Erlebens; und Uhren sindein 
integrativer Teil einer Gesellschaftsordnung, die ohne sie nicht funktionieren kann...« 
(Elias 1984, S. 93) — dem freilich anzumerken wäre, daf} Uhren, also Meßgeräte der Zeit, 
erst spät erfunden werden; nachdem nicht nur Zeit als Maß des Lebens und Erlebens, Er- 
fahrens definiert worden war, sondern diese selbst noch gemessen werden sollte: Zeit ist das 
Maß, die Uhr mit der Minuten- und Stundenskala ihr Maßstab. Also sind Raum und Zeit 
gesellschaftliche Kategorien, und darüber hinaus: durch ihre normierte Festlegung defi- 
niert sich die je spezifische Gesellschaft. Daher erklärt sich auch das wiedererwachte Inter- 
esse an der Verknüpfung zwischen »social relations and spatial structures« (Gregory/Urry 
1985), das in einer engen Zusammenarbeit von Sozialwissenschaftlern und Human-Geo- 
graphen resultiert, nachdem von wenigen Ausnahmen (Lefebvre; Poulantzas) abgesehen, 
weder bei den einen noch bei den anderen der (territoriale) Raum als eine soziale Matrix 
theoretisch einbezogen worden ist. 

Doch ist dies nicht das entscheidende und gravierende Problem, das uns hier beschäftigen 
soll. Denn es geht nicht um die Gesellschaftlichkeit von Raum und Zeit schlechthin, son- 
dern um ein gesellschaftliches Prinzip, das die Zeitintervalle zu reduzieren trachtet, indem 
Quantität und Qualität des Raums dem Prinzip der Beschleunigung unterworfen werden. 
Gänzlich läßt sich natürlich (nicht im füllwörtlichen Sinne, sondern sans phrase) weder von 
Raum noch von Zeit abstrahieren; denn jedes Handeln, jedes Produzieren und Konsumie- 
ren zumal, resultiert in einer Transformation von Stoffen und Energie aus einer Form, über 
die wir verfügen, in eine andere Form, die wir (wir Menschen, und daher ist das Konzept 
eindeutig anthropozentriert) brauchen. Folglich ist es weder bei Produktion noch Konsum- 
tion möglich, die quantitativen und qualitativen Eigenschaften von Raum (Räumlichkeit) 
und Zeit (Zeitlichkeit) sowie die Gebrauchswertseite (Materialität) der Produkte und Pro- 
zesse außer acht zu lassen. Selbst die systemtheoretische Reduktion des ökonomischen Pro- 
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zesses auf Zahlung mit dem Medium Geld kann dem nur um den Preis der destruktiven 
Selbstaufhebung der eigenen Voraussetzungen entgehen: Denn schließlich haben selbst die 
kommunikativen Informationen noch ein materielles Substrat — zum Beispiel den Geld- 
schein — der noch zu produzieren ist und daher Resultat von gezielter intelligenter Stoff- 
und Energietransformation ist, von deren Folgen auch im System ökonomischer Kommu- 
nikation nur zu abstrahieren ist, wenn man Kommunikation informationslos gestalten 
könnte — eine offensichtliche Absurdität. 

Produzieren heißt auf der einen Seite Produktion des Raums, Produktion der Natur. Die 
Resultate der Produktion (und der Konsumtion) manifestieren sich im Raum als Kultur- 
landschaften, Gebäude, Städte, Straßen, Atomruinen, Kanäle, Kloaken und Smogwolken, 
Wüsten, Müllberge etc. Was den Raum zu einem Jagdgebiet macht, sagt Marx, ist die Tat- 
sache, daß gewisse Stämme darin jagen. Was eine Region zu einer Erzprovinz macht, ist der 
Sachverhalt, daß Erz durch Minengesellschaften geschürft wird. Waseine Region zueinem 
Industriegebiet macht, ist die räumliche Realisierung von Unternehmensentscheidungen 
oder von staatlicher Planung, die die Ansiedlung von Industriebetrieben zum Ziel hat. Was 
einen Raum zu einem Erholungsgebiet macht, ist die Zerstörung anderer Räume und die 


- Translokation der Befriedigungsmöglichkeiten von Erholungsbedürfnissen der Menschen 


in ein als Erholungsgebiet definiertes Territorium. Kurz, was die regionale (Um)welt der 
Menschen gestaltet, ist deren eigener, gesellschaftlich organisierter und normierter und po- 
litisch beeinflußter Produktions- und Konsumtionsprozeß. Dieser hat allerdings einen dop- 
pelten Charakter. Die Produktion des Raums ist zugleich seine Verwertung. Produktion 
(und Konsumtion) haben eine stoffliche und eine wertmäßige Seite. Ihre Raum- und Zeit- 
koordinaten sind also ökologisch und ökonomisch dimensioniert. Im gleichen territorialen 
Gebiet sind also die Logiken unterschiedlicher »Funktionsräume« wirksam. Dies wird 
schon daran deutlich, daß der Stoff- und Energieumsatz im Produktions- und Konsum- 
tionsprozeß zunächst singulär und als solcher räumlich und zeitlich gebunden ist. Jedoch 
verwandelt der Zirkulationsprozeß mit seiner Logik der Zeitkompression und Ausschal- 
tung qualitativer und quantitativer räumlicher Hindernisse ihn in ein Moment des globalen 
Reproduktionsprozesses, d.h. des Weltmarktes. Hier interessiert nicht mehr alleine die 
Transformation von Ressourcen in einen handelbaren Gebrauchswert (aus Eisenerz wird 
Roheisen). Die Stapelware Roheisen, gefördert und verarbeitet unter jespezifischen räumli- 
chen (also natürlichen, sozialen, ökonomischen) Bedingungen wird zu einem Element der 
gesamten auf dem Weltmarkt angebotenen Menge Roheisen, vergleicht sich also mit der 
gleichen Ware, die unter ganz anderen räumlichen Bedingungen extrahiert und produziert 
worden ist. 

Durch die Konkurrenz auf dem Weltmarkt wird also die Angleichung an Durchschnittsbe- 
dingungen erzwungen; die Spezialitäten, Singularitäten, Partikularitäten räumlich gebun- 
dener Produktion und Konsumtion werden auf diese Weise »gleichgemacht«. Länder und 
Landschaften verlieren ihre unverwechselbare Charakteristik und verwandeln sich in ein 
Segment der Weltmarktzirkulation und somit von globaler Kommunikation. Die lokalen, 
regionalen oder nationalen Besonderheiten der Kommunikation (von Eßgewohnheiten 
über Rechtsformen des gesellschaftlichen Verkehrs, wozu banalerweise auch die Regeln 
des Straßenverkehrs gehören, bis zum Medium einer lokalen oder regionalen Sprache) sind 
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eher hinderlich. Die durch den Zirkulationsprozeß und die Konkurrenz auf dem Weltmarkt 
transportierten Konsummuster drücken einer spezifischen räumlichen Realität ihren Stem- 
pel auf. Beider Produktion gilt Analoges. Die Produktionsbedingungen von Waren und die 
Verwertungsbedingungen von Kapital, wie sie auf dem Weltmarkt vorherrschen, müssen 
aus Gründen der »Konkurrenzfähigkeit« angepaßt werden. Der Weltmarkt erscheint als 
»Sachzwang«. In diesem Prozeß werden das natürliche Milieu ebenso wie die gesellschaftli- 
chen Verhältnisse verändert. Und zwar nach einem Plan, der den Weltmarktbedingungen 
außerhalb der konkreten Region Rechnung trägt und nicht unbedingt den natürlichen kul- 
turellen, sozialen Reproduktionsbedingungen der Region selbst. 

Konkurrenz gäbe es nicht, wenn es bei Produktion und Vermarktung von Produkten nicht 
um Profit ginge. Profit ist aber ein Überschuß über die mit Geld bewerteten Faktorinputs 
zur Produktion einer spezifischen Ware. Ökonomisches Handelns, speziell Produzieren, ist 
daher doppelt bestimmt: Auf der einen Seite ist es nichts anderes als die Transformation 
von Stoff und Energie. Auf der anderen Seite ist es die Erzeugung eines ın Geldeinheiten 
(also von der Qualität von Gebrauchswerten abstrahierend) gemessenen Überschusses. 
Stoff- und Energietransformation folgen qualitativ bestimmten Naturgesetzen, deren 
Koordinaten physische Zeit und physischer Raum sind. Georgescu-Roegen (1971) hat 
sinnvollerweise mit dem Zeitbegriff zwei Zeiten unterschieden (für den Raum ließe sich 
analog verfahren): Die Zeit »T«, die als »stream of consciousness« oder als eine »Kontinu- 
ierliche Abfolge von Momenten« beschrieben werden könnte, und die Zeit »t«, die das 
Maß eines Intervalls zwischen zwei Ereignissen durch eine mechanische Uhr angibt. Es ist 
gleichgültig, wann auf dem »stream of consciousness« ein bestimmter physischer Prozeß, 
d.h. das Pendeln eines Gewichts, abläuft: man kann die Intervalle messen; jedoch eine 
Verknüpfung mit der »historischen Zeit« (T), von der Schumpeter sprach, ist für die»dyna- 
mische Zeit« (t) nicht möglich. »In anderen Worten, mechanische Phänomenesind Zeitlos, 
aber nicht zeitlos« (Georgescu-Roegen 1971,S. 136). In diesem mechanisch-zeitlichen Sin- 
ne sind die Prozeßabläufe eindeutig prognostizierbar; jedoch müssen dazu alle Elemente 
von Zeit »T« eliminiert werden, ebenso wie das Zeitmessen durch die immer perfektere 
Uhr zur Herstellung einer Situation gehört, in der Zeit nur noch als Intervall zwischen zwei 
Ereignissen gilt, gleichgültig von ihrer historischen Verortung. 

Auch im sozialen Leben gibt es Tendenzen (die freilich niemals vollständig realisiert wer- 
den können) der Enthistorisierung von Zeit, z.B. beim Maß der Zeit eines 100-Meter-Laufs 
oder eines Skiabfahrtsrennens: Gleichgültig wo und wann diese Ereignisse stattfinden, es 
interessiert nur das Intervall (Entfernung und Zeitraum) zwischen Start und Ziel. Die Zeit 
»t« ist unabhängig von menschlichen Aktivitäten, sie findet auch keinen Niederschlag im 
Bewußtsein und ist daher als Koordinate der Verortung des Handelns irrelevant. Jedoch 
haben die physischen Prozeßabläufe in Raum und Zeit eine Folge, die für menschliches Be- 
wußtsein und Handeln allerdings bedeutungsvoll ist: In dem Intervall zwischen zwei Ereig- 
nissen, also im Verlauf eines Prozesses ist die Entropie angestiegen, es ist etwas /rreversi- 
bles geschehen. Die Welt des zeitlich nachgelagerten Ereignisses ist eine andere als die des 
vorangegangenen. Dazu aber unten mehr. In den physischen Raum-Zeit-Koordinaten ent- 
Taltet sich also eine eigene Logik, ebenso wie in den sozialen und ökonomischen: Die ökono- 
mische Überschußproduktion folgt dem quantitativen Imperativ der Steigerung durch Re- 
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duktion der Zeiträume menschlichen Handelns (insbesondere des Produzierens und Konsu- 
mierens), also durch Beschleunigung und Überwindung der quantitativen und qualitativen 
Hindernisse des Raums, um Zeit zu komprimieren, also »T« möglichst auf »t« zu bringen. Es 
sind zwei Koordinatensysteme von Raum und Zeit, die als zwei Schablonen oder »Funktions- 
räume« über eine territorial-gesellschaftliche Realität gelegt sind. Darin besteht das, was als 
»Widersprüchlichkeit von Ökonomie und Ökologie« bezeichnet worden ist. 

Daher hat Durkheim, den ich zustimmend hinsichtlich seiner Ausführungen zum Raum- 
und Zeitverständnis zitierte, nicht Recht, wenn er Gesellschaft als Teil der Natur, als deren | 
höchste Äußerungbegreift und von der Zeitkategorie lediglich ausführt, daß sie den Rhyth- 
mus des sozialen Lebens ausdrücke. Tatsächlich sind Raum und Zeit einer Gesellschaft, der 
kapitalistischen zumal, und physische Zeit und physischer Raum der Natur keineswegs 
identisch. Ihre funktionsräumlichen Logiken kollidieren, wie noch zu zeigen sein wird. 


Räumlichkeit und Zeitlichkeit 


Raum und Zeit, die Koordinaten der sozialen Verortung des menschlichen Lebens, werden 
im Zuge der Inwertsetzung (das ist die Integration von Regionen in den globalen Funktions- 
raum von Kapitalakkumulation, die bislang noch nicht »durchkapitalisiert« waren) ver- 
schoben. Der Maßstab auf den Koordinaten ist nicht mehr die physische Distanz oder der 
jahreszeitliche bzw. Tagesrhythmus, sondern die Tabellierung von Orten unterschiedlicher 
Verwertungsraten und das von der Kapitalzirkulation (Kommunikation und Transport) de- 
finierte Zeiterfordernis, das, wie ausgeführt worden ist, möglichst abgekürzt werden soll. 
Die Bewegung in Raum und Zeit folgt also immer weniger subjektiven Maßstäben und (re- 
gional) gesellschaftlichen Normen oder den Horizonten konkreter Menschen an konkreten 
Orten, und immer mehr dem »dromologischen« Beschleunigungstrieb von Verwertung 
und Akkumulation des Kapitals. Es wird also der Zeitgeber für die Rhythmen des gesell- 
schaftlichen und individuellen Lebens und der natürlichen Zyklen ausgetauscht (darauf 
wird im folgenden Abschnitt einzugehen sein) ebenso wie die Strukturierung des Raums 
nach Prinzipien gestaltet wird, die nicht seiner Physis und deren Reproduktionsbedingun- 
gen entsprechen müssen. Bezugspunkt von Handeln im Raum (Produktion an einem kon- 
kreten Ort) ist weniger die räumliche Beschaffenheit einer konkreten Region als vielmehr 
der Vergleich mit anderen Regionen und mit dort fungierenden Kapitalen in ganzanderen 
Weltgegenden. Die Suche nach einem geeigneten »Lokus« für die intelligente Stoff- und 
Energieumwandlung zur Produktion einer nachgefragten Ware vollzieht sich in planetari- 
schen Dimensionen. Die natürlichen Ressourcen einer Region zählen nicht mehr als natür- 
liche Bestände, einem in sich integralen Ambiente zugehörig, sondern als mit einem Welt- 
marktpreis (für Eisen, Kupfer, Gold, Holz, Weizen, Zucker etc.) bewertete Reserven, die 
sich als Waren mit spezifischer Qualität und Preisen auf dem Weltmarkt mit anderen Wa- 
ren desselben Gebrauchswerts vergleichen. 
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Räumlichkeit 


Die Verwandlung von Ressourcen in Waren ist also in jedem Fall ein Akt der Isolierung 
von anderen Bestandteilen des Raums, die nicht in Waren verwandelbar sind. Der Akt der 
Isolierung ist immer ein Akt der Destruktion der Integrität des konkreten Raums. Die Aus- 
beutung einer Erzmine ist gleichbedeutend mit der Vernichtung einer Landschaft. Die 
Nutzung des tropischen Regenwaldes als Weideland zur Rinderzucht, um Fleisch für 
Hamburger zu produzieren, also die Isolierung der Ressource Weideland aus einem inte- 
gralen Zusammenhang eines konkreten natürlichen Ambiente, impliziert die Zerstörung 
des Ökosystems Regenwald. Die Errichtung einer Tonerde- und Aluminiumfabrik setzt 
große Flächen für die Endlagerung des Abraums (Rotschlamm) voraus, der hochgradig ät- 
zend ist und daher sicher isoliert werden muß, um die Umweltschäden in Grenzen zu hal- 
ten. Die besondere historische Form der Industrialisierung des 19. Jahrhunderts erzeugte 
ein Ruhrgebiet, dessen Antlitz inzwischen durch De-Industrialisierung geprägt ist. 
Bevor Ressourcen einer Region ausgebeutet werden können, muß der Raum erkundet und 
erschlossen werden. Schon bei der Erschließung des Raums wird deutlich, daß ein neues 
Prinzip zur Geltung gebracht wird, sofern die Erschließung unter Verwertungsaspekten er- 
folgt. Man kann dieses Prinzip der Erkundung im Gegensatz zur Ortskenntnis als Raum- 
kenntnis, als Inwertsetzungskenntnis bezeichnen. Diese Art Kenntnis ist nicht in den Koor- 
dinaten des Raum-Zeit-Verständnisses der ursprünglichen Bewohner unterzubringen. 
Was darunter zu verstehen ist, läßt sich an einer Beobachtung von Ernst Cassirer verdeutli- 
chen. Das Raum-Zeit-Verständnis kann ganz unterschiedlich sein, den Lokus als konkre- 
ten Ort (place) oder als abstrakten Raum (space) identifizieren. »Der bloße Aktionsraum ... 
kennt noch keine freie Überschau über räumliche Bestimmungen und Verhältnisse; keine 
»Synopsis«, die das örtlich Getrennte nichtsdestoweniger in die Einheit eines simultanen 
Blicks zusammenzunehmen erlaubt. ... Die Berichte über Naturvölker lassen erkennen, wie 
sehr ihre räumliche »Orientierung«, so sehr sie an Genauigkeit und Schärfe der des Kultur- 
menschen überlegen zu sein scheint, sich nichtsdestoweniger durchaus in den Bahnen eines 
»konkreten« Raumgefühls bewegt. Jeder Punkt ihrer Umgebung, jede einzelne Stelle und 
jede Windung eines Flußlaufes zum Beispiel kann ihnen aufs genaueste vertraut sein, ohne 
daf} sie imstande wären, eine Karte des Flußlaufes zu zeichnen, ihn also in einem räumli- 
chen Schema festzuhalten...« (Cassirer 1977, Band 3, S. 178 £.). Sie würden, so kann man 
hinzufügen, nicht einmal die Frage nach einem solchen Verlangen verstehen. 

Die Unterscheidung von »place« und »space«, von konkretem Ort des Lebens und der Ar- 
beit und nach abstrakten Prinzipien und Schemata koordiniertem Raum ist offenbar nur 
nachzuvollziehen, wenn zivilisatorische Prozesse in Richtung Abstraktion und Rationali- 
sierung abgelaufen sind. Ja, sie ist selbst wesentliches Moment der Rationalisierung, der Or- 
ganisation und Modellierung von Welt und Umwelt nach abstrakten, d.h. aus dem konkre- 
ten Ort sich nicht unmittelbar durch Anschauung und Erfahrung ergebenden Prinzipien. 
Die Differenzierung von Orten ist die Grundlage einer Differenzierung der Inhalte, des Ich, 
des Du, des Er und Sie auf der einen Seite, und auf der anderen Seite hilft sie, die physischen 
Objekte zu identifizieren, ihnen eine konkrete Bedeutung beizumessen, also die Objektwelt 
für das individuelle und gesellschaftliche Leben anzueignen, mit Symbolen zu belegen. Die 
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Art und Weise der räumlichen Differenzierung ist also unabdingbares Moment der gesell- 
schaftlichen Strukturierung, also auch der »Verortung« des Individuums in der Gesell- 
schaft, und — so sei hinzugefügt — der Möglichkeit der Raumbemächtigung nach Prinzi- 
pien, die nicht unbedingt aus diesem Raum im Sinne von konkretem Ort selbst ableitbar 
sind. 

Exploration des Raums mit dem Zweck kapitalistischer Inwertsetzung erfordert die Ab- 
straktion von der tradierten Konkretheit des »place«, um ihn erstens in den »space« des 
Weltmarkts, also den globalen Funktionsraum zu integrieren und damit zweitens bis zur 
Unkenntlichkeit als konkreten place, aber bis zur Kenntlichkeit als Teil des globalen space 
umzuwälzen. Anders als das Wissen indigener Bevölkerung zum Beispiel um den Ort, an 
dem sie lebt, und das wie der Ort konkret und daher beschränkt ist, ist das Wissen um den 
Raum an einem allgemeinen Zweck orientiert, der mit der speziellen Region zunächst 
nichts zu tun haben muß. Dafür ist der konkrete Ort nur materielles Substrat, nicht mehr. 
Am konkreten Ort ist dieses Wissen so lange nicht interessant, wie dessen Eigenschaften für 
die Erfüllung des Zwecks bedeutungslos erscheinen. So erklärt sich auch das Streben, durch 
Exploration immer mehr über eine konkrete Region in der Hoffnung zu erfahren, noch 
nicht gefundene Ressourcen doch noch entdecken zu können. »Denn«, so schreibt Gün- 
ther Anders, »die Welt gilt als auszubeutende Mine. Nicht nur sind wird verpflichtet, alles 
Ausbeutbare auszubeuten, sondern auch dazu, die Ausbeutbarkeit, die angeblich in jedem 
Dinge {auch im Menschen) verborgen liegt, aufzufinden. Die Aufgabe der heutigen Wissen- 
schaft besteht also nicht mehr darin, das geheime, also verborgene Wesen oder die verborge- 
ne Gesetzmäßigkeit der Welt oder der Dinge aufzuspüren, sondern darin, deren geheime 
Verwertbarkeit zu entdecken« (Anders 1980, S. 32). 

Verwertbarkeit bedeutet aber unbedingt die Verwandlung der Dinge in Waren, also auch 
die »Kommodifizierung« der Bestandteile des Raums, die ihn als physische und soziale Ein- 
heit komponieren, und daher unbedingt die Auflösung der Einheit in Einzelteile. Voraus- 
setzung für die Kommodifizierung einzelner Teile eines konkreten Raumes ist, daß sie einen 
Gebrauchswert haben oder — in den Begriffen der Thermodynamik — niedrige Entropie 
aufweisen (Georgescu-Roegen 1971, S. 278). Wie die der Raumkenntnis folgende prakti- 
sche Inwertsetzung ist sie also unbedingt selektiv, d.h. sie folgt einem Erkenntnisinteresse, 
dem jene Eigenschaften der Gesamtheit Ort oder Region, gleichgültig sind, die von diesem 
Interesse nicht abgedeckt werden. Wer Erze sucht, wird sich für die Naturästhetik einer 
Landschaft nicht interessieren. Für den Prospektor sind Berge und Flüsse Hindernisse und 
nicht Bestandteil eines integralen Ambiente. Wer tropische Edelhölzer verkaufen will, wird 
sich um den Wald nicht scheren. Wer Weizen anbaut, ist an Kornblumen nicht interessiert. 
Wer einen Staudamm zur Elektrizitätsgewinnung errichtet, hat mit den in den Fluten ver- 
schwindenden Kulturdenkmälern nichts am Hut. Wer Abwässer loswerden will, kann »Vater 
Rhein« nur als einen Vorfluter wahrnehmen. Wenn Ressourcen des Ortes in Waren verwan- 
delt werden, die auf dem Weltmarkt mit gleichartigen Waren aus anderen Weltgegenden 
konkurrieren, dann müssen die zu verwandelnden Ressourcen gerade aus dem konkreten 
örtlichen Kontext isoliert werden, aus einem Kontext, der für die am Ort lebenden Men- 
schen auch Bezugssystem ihrer regionalen Identität ist. Isolierung kann gar nicht konse- 
quenzenlos für die Lebenswelt der Menschen bleiben. Inwertsetzung im Sinne der Erobe- 
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rung des Raums nach den abstrakten Schemata kapitalistischer Verwertungskalküle ist 
demzufolge auch Entwertung konkreter, örtlich gebundener und reproduzierbarer Lebens- 
welt: Der »Verlust der Heimat«. 

Nicht im chronologischen, wohl aber im logischen Sinne folgt der Erkundung und Kenntnis 
des Raums seine Erschließung. Der Raum wird zugänglich gemacht, und zwar nach einer 
Matrix, deren Isoquanten außerhalb der jeweiligen Region von ökonomischen Interessen 
definiert worden sind. Erschließung bedeutet die Eliminierung oder zumindest die Minimie- 
rung des Faktors Entfernung, die Ausschaltung möglichst aller räumlichen Hindernisse bei 
der kapitalistischen Durchdringung der Region. Je schneller der Transport von Waren, de- 
sto besser für die Verwertung des in ihnen gebundenen Kapitals. Daher wird von den natür- 
lichen Gegebenheiten einer Region (des konkreten Raums) auf der einen Seite im großen 
Maßstab Gebrauch gemacht (z.B. von Flußläufen), auf der anderen Seite die Hindernisse 
für eine verkehrsmäßige Erschließung aus dem Wege geräumt (mit Brücken und Tunnels 
wird das Relief einer Region, z.B. für moderne Hochgeschwindigkeitszüge, zum vernach- 
lässigenden Faktor, allenfalls noch als Motiv für photographierende Touristen interessant). 
Die Erschließung des Raums durch Eisenbahn, Straßen, Flugzeug etc. hat mehrere Konse- 
quenzen. Erstens wird mit dem Transport von Waren in Weltgegenden, die bislang schwer 
‚ oder gar nicht zugänglich waren, der Horizont der nationalen und internationalen Kapital- 
zirkulation ausgeweitet. Straßen, verbunden mit entsprechenden anderen Kommunika- 
tionssystemen (Telefon, Fernsehen) sind Venen für die Zirkulation des Kapitals in der 
Fließrichtung dieser Venen. Zweitens werden mit den Waren Konsummuster und Produk- 
tionsweisen transportiert, die eine »Kultur der Inwertsetzung bzw. der auf dem Wert beru- 
henden Produktionsweise« gegenüber traditionellen kulturellen Werten durchsetzen, also 
auf der einen Seite eine »Dekulturierung« (Santos 1985, S. 46) und auf der anderen Seite ei- 
ne »Rekultivierung« bewirken. Erschließung des Raums ist immer mit Urbanisierung ver- 
bunden, und daher mit der Auflösung ruraler oder silvestrer und der Schaffung urbaner 
Kulturen. Drittens sind die Wege der Erschließung, vor allem Straßen, angesichts des domi- 
nanten Verkehrsmittels des 20. Jahrhunderts, Rollbahnen für Siedler, die vom Raum Besitz 
ergreifen. In bislang noch nicht erschlossenen Regionen wird die »frontier« vorwärtsge- 
rollt, und dies ist gleichbedeutend mit der Zurückdrängung sozialer und natürlicher Cha- 
rakteristika, die dem Raum bislang seine Qualität gegeben haben. 

Der Raum wird uninteressant, wenn die Ressourcen erschöpft oder beispielsweise wegen 
Preisverfalls auf dem Weltmarkt nicht mehr profitabel als Waren verwendet werden kön- 
nen. Obendrein kann die Zerstörung des Raums im Zuge der Isolierung von Ressourcen so 
weit gehen, daß schließlich eine Wüste übrig bleibt. Die Geschichte der Menschheit kennt 
viele Beispiele der definitiven Verwüstung von einst fruchtbaren Landstrichen, nicht erst 
seit der Heraufkunft des kapitalistischen Weltsystems. Die Entwaldung der mediterranen 
Küstengebirge durch die Römer, um ihre Flotte zu bauen, die Vernichtung der Kulturen 
auf den Österinseln im Pazifik durch übermäßigen Holzeinschlag, die Entwaldung Haitis 
unter der Duvalier- Diktatur mit der Zerstörung der Lebensbedingungen für große Teile der 
Bevölkerung, die Versteppung der Sahelzone, etc. Also hat die Strategie der Erkundung 
und Erschließung des Raums zur Verwertung von Ressourcen in ihm eine Zeitdimension. 
Die ökologischen Reproduktionszyklen einer konkreten Region werden durch Isolierung 
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einzelner Ressourcen aus dem Fließgleichgewicht gebracht, so daß ein Prozeß in Richtung 
eines neuen »Gleichgewichts« in Gang gesetzt wird. Die Wüste ist ein funktionierendes, al- 
lerdings anthropophobes Ökosystem. 


Zeitlichkeit 


Alle Prozesse in der Natur sind im Zeitkontinuum irreversibel, und allesökonomische Han- 
deln, das Material- und Stofftransformation bewirkt, hat irreversible Effekte. Diese Aussa- 
ge ist gleichbedeutend mit der anderen, die uns unten noch beschäftigen wird: die Entropie 
steigt an. Das Erdöl, das heute verbraucht wird, steht in der Zukünft nicht ein zweites Mal 
zur Verfügung. Der Wald, der zu Papier verarbeitet wird, um die pfundschwere Sonntags- 
ausgabe der New York Times drucken zu können, braucht Jahrzehnte, um sich regenerie- 
ren zu können, und dann ist es nicht mehr der gleiche Wald wie zuvor. Diesem physischen 
Zeitmodus entspricht der ökonomische keineswegs. Denn in der Ökonomie der auf dem 
Wert beruhenden Produktionsweise gibt es entweder in der Zeit zwar irreversible Prozesse 
(Herausbildung und Zerstörung von institutionellen Arrangements beispielsweise), die frei- 
lich anders als im physischen Raum nicht mit Entropiesteigerung verbunden sind. Oder die 
Prozesse dürfen gar nicht irreversibel, sie müssen im Gegenteil reversibel sein. Dies ist im 
Begriff von Zirkulation und Zirkularität ökonomischer Abläufe abgelegt. Das Geld, das in 
der Form des Kredits vom Gläubiger einem Schuldner gegeben wird, muß zum Gläubiger 
zurückkehren. Das Kapital, das ein Unternehmer vorschießt, um Waren zu kaufen, die wei- 
terverkauft werden sollen, muß sich durch die Verkaufseinnahmen rentieren. Makroöko- 
nomisch betrachtet finanzieren Investitionen der Unternehmer (Geldausgaben) ihre Profite 
(Geldeinnahmen). Besonders klar ist die Zirkularität ökonomischer Prozesse im Unter- 
schied zur Unilinearität der physischen in den Modellen der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung. Die Ökonomie wird darin als ein geschlossenes, mechanisch funktionierendes 
System konzipiert, dessen zirkuläre Prozesse — zumindest im Modell — nach der Zeit »t« 
ablaufen und nicht in der historischen Zeit »T«. Es ist dies nicht als eine bei der Konstruk- 
tion von Modellen übliche und unvermeidliche Abstraktion zu bewerten; denn es handelt 
sich dabei schlicht um eine Transposition eines Modells historischer sozialer Prozesse in ein 
Modell eines nicht-historischen, nicht-sozialen mechanischen Systems. Freilich ist dies 
nicht Resultat vereinseitigenden Denkens allein, sondern Reflex der realen Funktionsme- 
chanismen des ökonomischen Systems: Kapitalmußsich verwerten und das heißt nichtsan- 
deres, als daß das Resultat eines Produktionsprozesses sich auf sich selbst bezieht. Das Maß 
dafür ist die Profitrate (Profit/Kapitalvorschuß), für die in der ökonomischen Theorie und 
Praxis eine Vielfalt von Maßstäben (Renditen des Eigenkapitals, Umsatzrendite etc.) ent- 
wickelt worden sind. Die Reversibilität ökonomischer Prozesse ist mithin das sine qua non 
des ökonomischen Funktionsraums, während in der historischen Zeit irreversible Prozesse 
ablaufen. 

Neben der physischen und ökonomischen gibt es die soziale Modalität von Zeit. Wie Cassirer 
(1977) hervorhebt, sind Zeitbewußtsein und Raumbewußtsein nicht unabhängig voneinan- 
der, wovon schon sprachlich die gleichen Bezeichnungen für das »Ferner« und »Näher«, 
das »Vor« und »Danach« Zeugnis ablegen, da sie sowohl zeitliche wie räumliche Unter- 
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scheidungen machen. »Zeit — unsere im existentiellen Sinne fundamentale Kategorie — ist 
nichts anderes als ein Vektor unserer Werte und Handlungen« (Sachs 1983, S. 46), ist also, 
wie Durkheim darlegt, sozial normiert. Infolgedessen ist Zeit derjenigen, die ineinen Raum 
mit ökonomischen Interessen eindringen, ihn also in Wert zu setzen versuchen, und Zeit 
der Bewohner, die ihren Lebensprozeß nach regionalspezifischen Rhythmen organisieren, 
nicht auf einer abstrakten Stunden- oder Minutenskala, gar in Sekunden oder Nanosekun- 
den meßbar und vergleichbar. Natürliche Phänomene, astronomische Faktoren, Erntezy- 
klen etc. sind die »Zeitgeber« für den Arbeits- und Lebensrhythmus und daher auch für den 
gesellschaftlichen Umgang, für religiöse Feste, die jeweils anfallenden Arbeiten etc. Town- 
send (1985) weist auf die Widersprüche zwischen seasonality, z.B. bei Ernteperioden oder 
klimatischen Schwankungen, einerseits und den Zirkulationszeiten von Waren und Geld 
bei kapitalistischer Durchdringung des Raums andererseits hin. Es sind nun »Zeitgeber« 
am Werk, die aus unterschiedlichen Funktionsräumen stammen. Dies hat auch Konse- 
quenzen für »counterseasonal strategies«, die darauf abzielen, den saisonalen Streß zu ver- 
ringern: Wanderung mit der Verschiebung von Klimagrenzen; Verlagerung der Aktivitä- 
ten auf unterschiedliche Arbeitsfelder; Kredite, mit denen Zeiten zwischen Pflanzen und 
Ernten (beispielsweise) überbrückt werden können — und entsprechende Abhängigkeiten 
erzeugen. Die Artikulation verschiedener Produktionsweisen kann auch als das Nebenein- 
ander und Gegeneinander verschiedener Zeitgeber in gesellschaftlicher Arbeit und im ge- 
sellschaftlichen Leben interpretiert werden. 

Jede Region hat ihre eigene soziale Modalität von Zeit, bestimmt durch den sozialen Rhyth- 
mus von Arbeit und Leben. Dieser Rhythmus ist Resultante des Zusammenwirkens von 
verschiedenen Zeitgebern. Diese ergeben sich zunächst aus dem regionalen (sozialen, öko- 
logischen) Ambiente. Mit der Integration einer Region in den Funktionsraum des Welt- 
markts jedoch wird ein Zeitregime eingeführt, das von den Zirkulationsrhythmen des Kapi- 
tals geprägt ist. Dieses ist gegenüber klimatischen Gegebenheiten, Wachstumsrhythmen 
der Nutzpflanzen, jahreszeitlichen Schwankungen etc. rücksichtslos und kann daher den 
saisonalen Streß, der sowieso gegeben ist (vgl. Townsend 1985, S. 143 ff.), verschärfen. Ern- 
tezyklen können beispielsweise mit den Tilgungsfristen von aufgenommenen Krediten kol- 

lidieren. Die Notwendigkeit, fixes Kapital möglichst voll auszulasten, um die Stückkosten 

zu senken, durchbricht den Tagesrhythmus der Menschen (Einführung von Nachtschich- 

ten) und erzeugt den Gegensatz zwischen Betriebszeit und sozialer bzw. individueller Zeit. 

Klimatische Spannungsperioden, z.B. in der Regenzeit oder in der Winterzeit, werden in 

Produktion und Zirkulation so weitgehend wie möglich ignoriert. Trotz schlechtester Be- 
dingungen wird der Transport aufrecht erhalten, werden Baustellen weitergeführt, werden 

Früchte in Treibhäusern gezogen, wird gearbeitet. 

Ignacy Sachs hebt hervor, daß es kulturübergreifend vier (soziale) Zeitmodi gibt, in die sich 

der 24stündige Tag teilt: Erstens die bezahlte, formelle Arbeitszeit; zweitens ökonomische 

Zeit für Arbeit, deren Resultat dann nicht für den formellen Markt bestimmt ist (z.B. infor- 

melle und Subsistenzarbeit); drittens Zeit für kulturelle Aktivitäten und die Aufrechterhal- 

tung und aktive Gestaltung sozialer Beziehungen; viertens Zeit für Erholung einschließlich 

der Schlafperiode (Sachs 1983, S. 46 ff.). Die Aufteilung der Tages- und Lebenszeit auf die 

vier Modi freilich ist kulturell sehr unterschiedlich. Das abstrakte Prinzip der kapitalistischen 
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Inwertsetzung aber verlangt eine Angleichung der unterschiedlichen Zeitregime. Insbeson- 

dere fordert es in eindeutiger Weise die quantitative Ausdehnung und qualitative Vorherr- 

schaft formeller Arbeitszeit über alle anderen Zeitmodi. Das industrielle Proletariat Euro- 

pas hat diese Erfahrung im Prozeß der kapitalistischen Industrialisierung machen müssen, 

als nicht nur der Arbeitstag extensiv immer weiter ausgedehnt und dadurch alle anderen 

Zeitmodirücksichtslos (bis zum Krankwerden) zusammengepreßt wurden, sondern die Zeit 

obendrein immer intensiver genutzt wurde — durch die Füllung aller »Poren des Arbeits- 

tages« (Marx) mit formeller Arbeit. 

Es hat eine lange Epoche gebraucht, um die Arbeiter an dieses Zeitregime (time ismoney«) 

anzupassen. Zeit wird dann zum Gegenstand sozialer Auseinandersetzungen: Es geht um 

Aufteilung der Zeit auf die verschiedenen sozialen Zeitmodi, und dann die Nutzung derein- 

zelnen Zeitmodi durch und für wen, zu welchen Kosten und Preisen. Dabei verändern sich 

die Inhalte und mit ihnen auch die Formen der Auseinandersetzungen. Zunächst geht es 
um verschiedene Zeitregime, die miteinander konfligieren. Es widerstreiten sich das Zeitre- 
gime des Kapitals mit seiner fabrikmäßigen Disziplin und Routine und das Zeitregime der 
kulturell traditionellen Arbeiter, deren Zeitgeber zu Beginn jeder Inwertsetzung aus nicht- 
kapitalistischen Verhältnissen stammen. Diese Auseinandersetzung hat im Industrialisie- 

rungsprozeß Europas eine große Rolle gespielt, und sie ist auch heute noch präsent, wenn ei- 
ne noch nicht durchkapitalisierte Region »in Wert gesetzt wird«. Haben aber die Arbeiter 
erst einmal das Zeitregime des Kapitals akzeptiert, dann geht es um die Quantität der Zeit, 
in derfür das Kapital gearbeitet wird. Das Kapital hat jamit der wissenschaftlichen Arbeits- 
organisation und mit den verschiedenen Systemen der Zeitmessung versucht, sich mög- 
lichst viel Zeit und Leistung in der Zeit anzueignen, während die Arbeiter und ihre Organi- 
sationen auf Arbeitszeitverkürzung in den unterschiedlichsten Formen und Ausmaßen 
drängen. 

Auf der einen Seite wird im Zuge der technologischen Entwicklung der Modus formeller 
Arbeitszeit immer weniger wichtig; seinen Ausdruck findet dies in Arbeitslosigkeit, Unter- 
beschäftigung und Kurzarbeit in den Industrieländern und in den Ländern der »Dritten 
Welt«. Demgegenüber wird ökonomische Tätigkeit (Subsistenzarbeit, informelle Arbeit) 
immer bedeutender, was seinen Ausdruck im zahlenmäßigen Anstieg des informellen Sek- 
tors findet. Die Ökonomie wird »dualisiert« und mit ihr auch der Modus von Zeitauftei- 
lung. Allerdings entspricht der Veränderung, der Artikulation der vier Zeitmodi weder die 
soziale Organisation und Regulierung noch die Kultur der Gesellschaft. Die Zeit des Kapi- 
tals, durch die das Verhältnis von Raum und Zeit »umgestürzt« (Moraes/Da Costa 1984, 
S. 170) worden ist, bleibt gesellschaftlich dominant, obwohl sich bereits neue Formen des 
Zeitregimes ankündigen. Das Zeitregime ist träge. Mit der quantitativen Aufteilung der 
Zeitmodi macht es die Qualität des Alltagslebens aus. Und die Trägheit des Alltagslebens 
bestimmt, wie Braudel (vgl. den Aufsatz von H. Gerstenberger in dieser Ausgabe der PRO- 
KLA) gezeigt hat, die welthistorischen Entwicklungsperioden von »langer Dauer«. 


46 Elmar Altvater 


Raum und Zeit in der Ökonomie: Externalities 


Ökonomisches Zeitregime und Ressourcenzeit sind ebenso unterschiedlich wie die räumli- 
che Reichweite von Stoff- und Energietransformation und Horizont der Zirkulation von 
Werten. Wieist mit dieser Unterscheidung umzugehen? Ein Problem ist dies so langenicht, 
wie Ökologische Auswirkungen ökonomischer Aktivitäten vom System natürlicher Res- 
sourcen intern verarbeitet, also »weggesteckt« werden können. Die Endlichkeit und Er- 
schöpflichkeit von Ressourcen (Irreversibilität) und die Zirkularität (Reversibilität) ökono- 
mischer Prozesse ist solange ein unproblematischer Widerspruch wie die Ausbeutung von 
Ressourcen, die Nutzung eines natürlichen Ambiente, die Reichweite von Energie- und 
Stoffumsätzen nicht an Kapazitätsgrenzen der ökologischen Systeme zur Neutralisierung 
und Kompensierung negativer Auswirkungen ökonomischen Handelns geraten. Inökono- 
mischer Terminologie läßt sich dieser Sachverhalt auch als nicht vorhandene Knappheit 
von Umweltgütern (geringe Entropie) umschreiben. Macht sich aber Knappheit geltend, 
dann tritt die Ressourcenökonomie auf den Plan, dieden Versuch unternimmt, das ökono- 
mische Prinzip auf die Welt der Ressourcen, auf das natürliche Ambiente auszudehnen. 

Ökonomisch bewertete Inputs und Outputs sind nicht unbedingt mit den stofflichen und 
energetischen Inputs und Outputs von Produktion und Konsumtion identisch, es entsteht 
vielmehr ein »throughput« (Daly 1977) durch das natürliche System hindurch, der für an- 
dere als die Verursacher fühlbar wird. Dies sind externe Effekte mikrorationalen ökonomi- 
schen Handelns. Sie können nur wegen des Doppelcharakters des Transformationsprozesses 
von Energie und Materie einerseits und des Verwertungsprozesses von Kapital andererseits 
entstehen. Für die ökonomische Theorie wird dies zum Problem, weil die Divergenz zwi- 
schen ökonomisch bewerteten und materiell und energetisch entstehenden Inputs und Out- 
puts eine informationelle Seite hat, d.h. die Preise der Inputs und Outputs geben nicht zur 
Gänze die Kosten, aus denen sie abgeleitet worden sind, wieder. Dadurch wird der ökono- 
mische Allokations- und Distributionsprozeß etwa in dem von Pigou (1960) erwähnten Sin- 
ne beeinflußt: Privates und soziales Nettoprodukt können nicht deckungsgleich sein, wenn 
externe Effekte, Diskrepanzen zwischen privaten und gesellschaftlichen Kosten (K.W. 
Kapp 1958) vorkommen. Also zielt die allenthalben in der ökonomischen Theorie vorge- 
schlagene Strategie zur Internalisierung externer Effekte darauf, das dem ökonomischen 
Rationalitätsbegriff zugrundeliegende Kostenkalkül wieder so in Ordnung zu bringen, daß 
Allokations- und Optimierungsstrategien mikro- und makroökonomisch stimmen. Das 
heißt aber auch, daß die Analyse im System ökonomischer Kategorien verharrt und die na- 
türlichen Ressourcen sowie deren Transformationen durch ökonomisches Handeln als 
»schwarzen Kasten« behandeln kann. Diese Ökonomisierung der Ökologie in der Ressour- 
cenökonomie und in der Theorie externer Effekte ist allerdings nicht sehr befriedigend, 
auch wenn es so der ökonomischen Wissenschaft erleichtert wird, nun ihren in ganz ande- 
ren Feldern des ökonomischen Handelns entwickelten formalen Apparat auch auf diesen 
Sektor anzuwenden. In anderen Worten: Durch Internalisierung externer Effekte kann die 
Ökonomie theoretisch und (intentional) praktisch wiederum das anzielen, was im Vorange- 
gangenen diskutiert worden ist: sich um die Anerkennung der historischen Zeit, in der 
durch ökonomisches Handeln ausgelöste irreversible Prozesse ablaufen, herummogeln. ' 
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Um den formalen Apparat nutzen zu können, müssen allerdings die physikalischen Res- 

sourcen mit Preisen ausgestattet werden. Die Auspreisung der Ressourcen — vonder Luft, 

die wir atmen, über Planquadrate des Ozeans, Wälder und Flüsse bis hin zu den minerali- 

schen Reserven und den registrierten Teilen von Flora und Fauna — ist ja Voraussetzung 

dafür, daß die Natur in handhabbare Einzelteile zerlegt werden kann, die sich entweder als 

Waren auf den Weltmärkten handeln lassen, oder doch so zu betrachten sind, als ob sie als 

Waren auf Märkte geworfen werden könnten. Im letzteren Fall werden die Ressourcen mit 

»Schattenpreisen« ausgestattet. Die Voraussetzung für die Auspreisung von Parzellen der 

Natur ist freilich, daß »neue Eigentumsrechte« geschaffen werden (Lepage 1981, S. 170). 

Und umgekehrt entstehen mit der Tendenz der Auspreisung Eigentum und Besitz. Wo es 

keinen spontanen Markt für Waren gibt, der Preise hervorbringt, muß dieser artifiziell ge- 

schaffen werden, indem entweder Ressourcen mit Schattenpreisen versehen oder für die 

Nutzung der natürlichen Ressourcen (z.B. für die Luft durch Abgase, für das Wasser durch 
Abwässer) Zertifikate ausgegeben werden (Bonus 1979, S. 197). Diese Art der Ökonomisie- 

rung der Natur hat einige fragwürdige Voraussetzungen und Konsequenzen. Erstens müs- 

sen die Marktpreise, in denen die Kosten von Extraktion, Prozessierung und Vermarktung 
von Ressourcen ausgedrückt werden, »richtig« und dürfen nicht »falsch« sein. Dabei ist 
aber in Rechnung zu stellen, daß weder Schattenpreise noch Zinsen »rationak« sind, wer- 
den sie doch »durch den Rest der Volkswirtschaft vorgegeben« (Solow 1979, S. 322), und 
das heißt heute: durch: die Preisbildungs- und Zinsbildungsmechanismen im Funktions- 
raum Weltmarkt, deren Rationalität inzwischen selbst von eingefleischten Neoklassikern 
nicht mehr selbstbewußt verteidigt wird. Zweitens müssen alle Inputs und Outputs im Pro- 
zeß der Stoff- und Energietransformation in Geldpreisen durch den Marktmechanismus 
bewertet werden, was aber wegen des »throughputs« und der externen Fffekte niemals der 
Fall sein kann. Drittens wäre zu unterstellen, was schlechterdings unzulässig ist, daß öko- 
nomische, durch die Mechanik der Kapitalverwertung bestimmte Zeiten und ökologische, 
durch die natürlichen Gesetzmäßigkeiten bestimmte Zeiten kompatibel seien. Die Inkom- 
patibilität der ökonomischen und ökologischen Zeitvektoren wird ökonomisch durch den 
Zins zu beseitigen versucht: Mit dem Zins werden Zukunftserträge auf den Gegenwarts- 
wert gebracht und damit die lange Zeitstrecke zwischen Zukunft und Gegenwart auf die 
kurze der Gegenwart reduziert. Ökonomische Kalkulierbarkeit wird dadurch erleichtert; 
allerdings werden auf diese Weise die Irreversibilitäten der in der Zeitstrecke von Gegen- 
wart bis Zukunft stattfindenden Stoff- und Energietransformationen, aus deren Resulta- 
ten (produzierte Waren) ja der Zins zu zahlen sein wird, nicht aufgehoben. Der Wider- 
spruch zwischen Ökonomie und Ökologie bleibt, auch wenn die Ökologie ökonomisiert 
wird. 

Die ökonomischen Anstrengungen zur Internalisierung externer Effekte gelingen also nur 
um den Preisder Ausklammerung der Ökologie von Ressourcen: Die Ressourcenökonomie 
ist der Feind der Ressourcenökologie. Die Auspreisung von Ressourcen bedeutet jadie Par- 
zellierung der Natur, also Isolierung ihrer einzelnen Komponenten, und antizipiert insofern 
innerhalb des ökonomischen Rationalkalküls die Destruktion des integralen Zusammen- 
hangs, den das System natürlicher Ressourcen darstellt. Die ökologische Degradation wird 
also durch Ressourcenökonomie und Internalisierungsversuche von externen Effekten 
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nicht nur nicht aufgehalten, sondern nachgerade gefördert. Infolgedessen muten auch alle 
diejenigen Versuche naiv an, die darauf abzielen, mit der Natur bzw. mit natürlichen Res- 
sourcen schonend umzugehen, indem der Natur ein »Wert« beigemessen wird (Immler 
1984; Bunker 1985). 


Entropie und Knappheit 


Energie kann nicht produziert, sondern nur von einer Form in eine andere umgewandelt 
werden. Die beiden Sätze der Thermodynamik von Clausius aus dem Jahre 1865 lauten: 
Die Energie des Universums ist konstant, stoffliche und energetische Inputs sind immer den 
Outputs gleich. Und: Die Entropie der Welt strebt einem Maximum zu (Faber/Niemas/Ste- 
phan 1983; Prigogine/Stengers 1986, S. 128). Energie und Materie, die verwendet worden 
sind, sind aus der Ordnung der Ungleichverteilung in die Unordnung der Gleichverteilung 
gebracht und daher weniger oder gar nicht mehr verwendbar. »Eine bestimmte Menge 
niedriger Entropie kann von uns nur einmal genutzt werden« (Georgescu-Roegen 1971, 
S. 278). Keine Energie- oder Stofftransformation ist unter dem Blickwinkel des Nutzens für 
den Menschen hundertprozentig. Immer gehtein Teil irreversibel als Wärme verloren. Und 
wenn Wärme gleichverteilt ist, kommt der Wärmefluß, aus dem Energie gewonnen werden 
kann, zum völligen Erliegen. Georgescu-Roegen (1971) gibt dafür das überzeugende Bei- 
spiel, daß im Vergleich zur Wärmemenge des Ozeans die des Heizkessels eines Schiffes ver- 
schwindend ist. Und dennoch kann die erstere nicht oder nur mit erheblichem Aufwand ge- 
nutzt, die letztere hingegen in Bewegung des Schiffes umgewandelt werden. Als Prozeß der 
Stoff- und Energieumwandlungsind auch Produktion und Konsumtion dem Gesetz zuneh- 
mender Entropie unterworfen. Dasökonomische System und seine Tendenzen können also 
nicht ohne die Bedingtheit durch die Wirkungsweise von Naturgesetzen gedacht und be- 
grifflich erfaßt werden. 

Entropiesteigerung ist in geschlossenen Systemen unvermeidlich. In offenen Systemen hin- 
gegen kann die Entropie durch »entropy migration« (Georgescu-Roegen 1971, S. 278) 
gleichbleiben oder gar sinken. Daraus erklärt sich das wuchernde Wachstum mancher Bio- 
systeme, die in der Lage sind, sich aus anderen Systemen Nährstoffe und Energie anzueig- 
nen. Doch auch in geschlossenen Systemen ist bei der Umwandlung von Energie und Stoff 
die Effizienz variabel. Diese bemißt sich am Verhältnis von Energie- und Stoffinput und 
demjenigen Teil des Output, der für den Menschen nützlich ist (nur nebenbei sei bemerkt, 
daß so formuliert das thermodynamische Gesetz eindeutig anthropozentrisch ist). In die- 
sem Sinne kann von der vorhandenen Energie und Materie effizient und wenig effizient, 
sparsam oder verschwenderisch, sinnvoll und sinnlos Gebrauch gemacht werden, so daß die 
Ei der unvermeidlichen Entropiesteigerung sich erhöhen, aber auch sinken 

ann. 
In Biosystemen beispielsweise hängt die »Entropieproduktionsrate« (von Weizsäcker 1974) 
offensichtlich vom Grad der Komplexität und Diversität ab, durch den das Ausmaß des 
Recyclings von Nährstoffen und die Notwendigkeit von äußerer Energie- und Stoffzufuhr 
bestimmt wird, sowie von der Anfälligkeit für und die Reaktionsfähigkeit auf externe 
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Schocks. Am Beispiel des tropischen Regenwaldes ließe sich zeigen, daß der Übergang zu 
monokulturellen Formen die Verletzbarkeit des Ökosystems (dazu vgl. Weischet 1980; Sioli 
1983) durch externe Schocks extrem erhöht, bis hin zu seinem möglichen Zusammenbruch. 
In Soziosystemen hingegen ist die »Entropieproduktionsrate« von dem abhängig, was »sy- 
stemische Intelligenz« genannt werden könnte. Diese entscheidet darüber, wie hoch der 
Ausbeutungsgrad nicht erneuerbarer Ressourcen ist, ob und wie Substitutionsprozesse bei 
erschöpflichen Ressourcen durchgeführt werden, inwieweit es gelingt, Zeit- und Raumnut- 
zungssysteme zu entwickeln, die der Ressourcenausstattung und ihren Reproduktionszy- 
klen optimal Rechnung tragen. Soziale Bedingungen und Regulierungsmechanismen sind 
eine immaterielle und daher prinzipiell erneuerbare Ressource, die für die Entropieproduk- 
tionsrate entscheidend ist. Tatsächlich beruhen ja die Ansätze eines »ökologisch verträgli- 
chen Wirtschaftens«, angefangen beim Recycling des Mülls bis hin zur elektronisch gesteu- 
erten Einsparung von chemisch in fossilen Energieträgern gebundener Energie, alle auf der 
gesellschaftlichen und politischen Option, die Entropiesteigerung durch Einsatz systemi- 
scher Intelligenz zu reduzieren bzw. irreversible Prozesse in ihrem Tempo und in ihrem 
räumlichen Umfang zu begrenzen. Die Frage ist allerdings, ob das Ausmaß} systemischer In- 
telligenz nicht Restriktionen unterliegt, die in Struktur und Funktion des sozioökonomi- 
schen Systems selbst eingeschrieben sind. 
Auch wenn die Entropieproduktionsrate verringert werden kann, ist sie in geschlossenen 
Systemen doch niemals auf Null reduzierbar. Daher ist das Problem der alternativen Ver- 
wendung aufgeworfen: Ressourcen sind knapp. An dieser Stelle findet die Ökonomie als 
Wissenschaft der rationalen Verwendung knapper Ressourcen ihren Gegenstand. Ohne 
Knappheit keineÖkonomie. Wäre die Entropiezunahme gleich Null oder gar negativ, gäbe 
es keine Knappheit, und der Ökonomie wäre folglich ihr Gegenstand abhanden gekommen. 
In der thermodynamisch orientierten »bioeconomics« von Georgescu-Roegen (1971) wird 
konsequenterweise Knappheit mit dem zweiten Hauptsatz der Thermodynamik begrün- 
det. Es ist dies eine Ökonomie der irreversiblen Prozesse, während die »main stream«-Öko- 
nomie die Reversibilität ökonomischer Kreislaufzusammenhänge zugrunde legen muß. Sie 
ist infolgedessen ahnungslos hinsichtlich der thermodynamischen Grundlage ihres zentra- 
len Begriffs. 
Wir sind an dieser Stelle wieder mit der Modalität von Zeit, mit der prozeßhaften Verknüp- 
fung von Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft konfrontiert. In der Ökonomie ist diese 
ja, wie bereits gezeigt worden ist, durch die Einführung der Kategorie des Zinses weitge- 
hend eliminiert. Demgegenüber betont die »bioeconomics«, daß »we must emphasize that 
every cadillac let alone any instrument of war means fewer ploughshare for some future ge- 
nerations and some future human beings too« (Georgescu-Roegen 1976, S. 26). Das Erzder 
größten Erzmine der Welt von Carajäs im östlichen Amazonien (ca. 18 Milliarden Tonnen 
Eisenerz mit einem Eisengehalt von 66%) hält nach heutigen Berechnungen bei einer Jah- 
resförderung von 35 Millionen Tonnen ca. 500 Jahre. 500 Jahre sind eine lange, aber auch 
endliche Zeit; verglichen mit den Jahrmillionen, seitdem sich das Lager gebildet hat, ein 
winziger Zeitabschnitt. Erdenzeit, Ressourcenzeit und Menschenzeit bedienen sich unter- 
schiedlicher Zeitintervalle zur Messung der Zeitstrecke zwischen Vergangenheit, Gegen- 
wart und Zukunft. In diesem Zusammenhang haben auch die Berechnungen des Club of 


50 Elmar Altvater 


Rome (vgl. Meadows 1973) und von global 2000 (1980) über die Ressourcenbestände und 
den Ressourcenverbrauch ihre Berechtigung und finden ihren Sinn. Denn damit wird ein 
Eindruck von der Endlichkeit der Ressourcenbestände und ihrer Erschöpfbarkeit im Zeit- 
verlauf vermittelt, auch wenn die Erschöpfung noch in — für den Zeithorizont der gegen- 
wärtigen Generation — weiter Ferne liegen sollte. Ressourcen werden durch den ökonomi- 
schen Prozeß in vergleichsweise (Bezugspunkt ist Ressourcenzeit) kurzer Zeit mobilisiert 
und stehen danach nurmehr quantitativ reduziert und qualitativ degradiert zur Verfügung 
oder sind gänzlich, und das heißt irreversibel, konsumiert. Ihre Erinnerungsposten sind 
dann allenfalls die lebensfeindliche Hinterlassenschaft: vom strahlenden Müll der Atom- 
industrie bis zu den Rotschlammseen der Aluminiumproduktion. 

Diese thermodynamische Dimension von Knappheit wird durch die ökonomische Scha- 
blone überlagert. Denn Ressourcen können ökonomisch bereits dann knapp sein, wenn 
sich ihre Erkundung, Erschließung und Ausbeutung wegen des in (auf dem Weltmarkt ge- 
bildeten) Preisen gemessenen Aufwandes nicht »lohnt« (vgl. dazu die Ausführungen von 


Faber/Niemes/Stephan 1983). Knappheit definiert sich also nicht nur von der Endlichkeit ° 


der Ressourcenbestände und der Irreversibilität ihres Verbrauchs her, sondern auch öko- 
nomisch durch die Rationalitätsprinzipien, die der Funktionsraum Ökonomie (gleich 
Weltmarkt) bereitstellt. Paradoxerweise kann Knappheit im ökonomischen Funktions- 
raum sogar Überfluß herbeiführen: Dann nämlich, wenn »knappe Ressourcen« teuer wer- 
den und wegen des gestiegenen Preises nun der ökonomisch attraktive Bestand einer Res- 
source ansteigt. Beispiele aus der jüngsten Zeit sind die Ausbeutung der Erdöllager in der 
Nordsee, die Erschließung von neuen Ölfeldern in Texas oder die Entwicklung von Ölsur- 
rogaten (die zum Beispiel mit dem Proalcool-Programm in Brasilien aus Zuckerrohr ge- 
wonnen werden). Umgekehrt können eine Ressourcenlagerstätte oder ein Programm zur 
Produktion von Ressourcensubstituten im Fall der Senkung des Ressourcenpreises (hier: 
Erdöl) unrentabel werden. Preise indizieren im ökonomischen Funktionsraum die verän- 
derlichen Knappheiten, lautet die simple Erklärung der Ökonomie für die Mobilisierung 
von Ressourcenbeständen und deren Stillegung, wenn es die Rentabilität erforderlich 
macht. Die Ökonomie kann also mit diesem Knappheitsbegriff und der auf ihm basieren- 
den Rationalität der Kalkulation beanspruchen, entweder alle Probleme lösen zu können, 
oder sie aber zu eskamotieren. 

Freilich sind die Probleme komplizierter. Und zwar nicht nur aus den bereits erwähnten 
Gründen, daß Preise (und Zinsen) auf erratische Reaktionen hervorbringenden Weltmärk- 
ten gebildet werden. Wichtiger ist, daß die zeitlichen Reichweiten ökonomischer Kalküle, 
die daraus resultierenden Preisbewegungen einerseits und auf der anderen Seite Ressour- 
cenzeiten eklatant divergieren. Der Planungshorizont von Betreiberfirmen der Atomkraft- 
werke beispielsweise beträgt allenfalls einige Jahrzehnte. Die Halbwertzeit des produzier- 
ten radioaktiven Mülls hingegen beträgt einige 10.000 Jahre. DieÖkonomie ist — so könnte 
zugespitzt formuliert werden — die Wissenschaft des»avant ledeluge«. Und aufihr Banner 
könnte sie schreiben: »apres moi le deluge«. 
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Thermodynamik und ökonomische Überschüsse 


Nach den Gesetzen der Thermodynamik ist Produktion nichts als Stoff- und Energietrans- 
formation, bei der ein Input, über den wir verfügen, in einen Output, den wir benötigen, ver- 
wandelt wird. Daß dabei ein »throughput« produziert wird, der als externe Effekte jenseits 
des Zeit- und Raumhorizonts ökonomischer Agenten wirksam wird, ist bereits ausgeführt 
worden. Die ökonomischen Agenten (Unternehmer, Kapitalisten) begnügen sich freilich 
nicht mit der bloßen Stoff- und Energietransformation. Diese ist ihnen sogar reichlich gleich- 
gültig, sofern ein Überschuß des Kapitals, das den Transformationsprozeß in Gang setzt, 
erzielt werden kann. In der Kategorie des Überschusses ist wieder die schon diskutierte Zir- 
kularität des ökonomischen Prozesses ausgedrückt, nämlich die Rückbezüglichkeit desRe- 
sultats auf seine Voraussetzungen: Input- und Outputgleichheit in der Thermodynamik 
(Ökologie) und Überschußproduktion in der Ökonomie — dieser Widerspruch strukturiert 
das Verhältnis von Ökonomie und Ökologie in der kapitalistischen Produktionsweise. 
Dieser Widerspruch hat eine soziale Dynamik. Der Produktionsprozeß ist, wie Marx bereits 
herausgefunden hatte, sowohl Arbeitsprozeß, in dem Stoff- und Energietransformationen 
nach den Gesetzen der Natur vollzogen werden — der Mensch kann nur so verfahren wie 
die Natur selbst —, und Verwertungsprozeß, in dessen Verlauf dem vorgeschossenen Kapi- 
tal ein Zuwachs hinzugearbeitet wird. Möglich ist dieser Doppelcharakter von Produktion 
und Reproduktion durch die gesellschaftliche Form, in der sie erfolgt. Es ist vorausgesetzt, 
daß Arbeit in Lohnarbeit verwandelt wurde und daß die Lohnarbeiter Mehrarbeit leisten, 
also ausgebeutet werden. Ohne diese gesellschaftliche Formspezifik gäbe es den Unter- 
schied zwischen ökologischen Stoff- und Energietransformationen und ökonomischer Über- 
schußproduktion nicht. Nur innerhalb der gesellschaftlichen Form ist es möglich, daß Stoff 
und Energie einerseits nach einem intelligenten Plan umgewandelt werden und anderer- 
seits eine qualitativ wirksame Umverteilung der Energie- und Stofflüsse zwischen gesell- 
schaftlichen Klassen, von der Arbeit zum Kapital nämlich, stattfinden kann. Die Prozesse 
im Funktionsraum der Ökonomie haben also einen Formwandel des Maßes zum Ergebnis, 
in dem Energie- und Materieeinheiten bewertet werden. Die in Gebrauchswert transfor- 
mierten Materialien sind zugleich Tauschwerte. Sie sind der Wertform und damit auch der 
Geldform subsumiert. Dies ist die Voraussetzung dafür, daß sich die »Logik« des ökonomi- 
schen Funktionsraums zu realisieren vermag, die prinzipiell zweierlei leistet: Erstens werden 
als Geldströme alle Energie- und Materiekonversionen qualitativ auf eine gleiche Maßein- 
heit gebracht und können sich daher nur noch quantitativ unterscheiden. Dies ist tatsäch- 
lich etwas ganz anderes als die Betrachtung der Transformationen von Energie und Materie 
unter dem qualitativen Aspekt ihrer Verfügbarkeit und Nützlichkeit für die Befriedigung 
menschlicher Bedürfnisse. Zweitens tritt die qualitative Unterscheidung, die lediglich Ver- 
änderungen wahrzunehmen vermag, hinter die quantitative Unterscheidung zurück, mit 
der die Orientierung auf räumliche Expansion und mengenmäßige Akkumulation histo- 
risch erst möglich geworden ist. 

Gerade die Formseite ökonomischer Prozesse wird in den meisten Analysen, die Räumlich- 
keit und Zeitlichkeit berücksichtigen und daher den »Widerspruch« von Ökonomie und 
Ökologie erfassen können, vernachlässigt. In platter Weise wird sie ausgeklammert, wenn 
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der Natur Wert beigemessen wird (Immler 1984; Bunker 1985), ohne daß der Form des 
Werts der Natur Aufmerksamkeit geschenkt wird. Arbeit erzeugt ja nur Werte, sofern sie 
Lohnarbeit ist; welche Form muß dann die Natur annehmen, um Werte herstellen zu kön- 
nen? Georgescu-Roegen, dem die ökologische Interpretation von Ökonomie so viel ver- 
dankt, hat gegenüber dieser Frage das Handtuch geworfen. Für ihn löst sich der Ursprung 
des Werts in das des »enjoyment of life itself« (Georgescu-Roegen 1971,S. 289) auf, womit 
ebenfalls die Formspezifik ausgeklammert und der Wert auf eine subjektive Kategorie ver- 
kürzt wird. In dem Sammelband über »soziale Beziehungen und räumliche Strukturen« 
(Gregory/Urry 1985) wird von keinem der Autoren dieses Problem angeschnitten, zumal 
der Raum nur als Realsubstrat von Vergesellschaftung gedacht wird und nicht als Naturzu- 
sammenhang, in dem Prozesse durch soziales Handeln in Gang gesetzt werden, die thermo- 
dynamischen Gesetzen unterworfen sind. Nach Tschernobyl ist dies eine Reduktion, die 
nicht mehr zu rechtfertigen ist. Offensichtlich ist in den Sozialwissenschaften der Problem- 
horizont auszuweiten. 

Die gesellschaftliche Form also macht es möglich, daß zweierlei geschehen kann: Erstens 
abstrahiert die quantitative Verwertungslogik des Kapitals im Zuge der Entwicklung von 
der qualitativen Begrenztheit des Gebrauchswerts. Sie findet gar ihre Erfüllung darin, alle 
der quantitativen Wertsteigerung (Profitproduktion und Akkumulation) hinderlichen Kräfte 
technologisch zu überwinden, ökonomisch zu externalisieren, sozial zu marginalisieren 
und politisch zu reprimieren. Die Möglichkeit der Überschußproduktion und der Akkumu- 
lation von Kapital erzeugt eine gesellschaftliche Tendenz der Loslösung des ökonomischen 
Prozesses von jeder qualitativen Begrenzung. Die Rationalität der Reduzierung aller quali- 
tativen Besonderheiten auf einen gemeinsamen Nenner, der sich in Geld ausdrücken läßt, 
hat einerseits den enormen Fortschritt der eurozentrischen Zivilisation in den vergangenen 
500 Jahren möglich gemacht, auf der anderen Seite aber soziale Formationen vernichtet, 
Produktionsweisen zum Untergang verurteilt. Auch die natürliche Umwelt ist in diesem 
Prozeß gewaltsam und gewaltig verändert und dabei in der Regel degradiert worden. Ganze 
Berge sind abgetragen, ganze Meere leergefischt, Arten ausgerottet, Urwälder abgeholzt, 
riesige Arealein Müllhalden und Giftseen verwandelt worden: Alles im Dienste der Inwert- 
setzung und des Wachstums. 

Zweitens hat der in der ökonomischen Logik von Überschußproduktion angelegte Expan- 
sionsdrang eine territoriale Dimension, da Produktion immer und notwendig räumlich 
(»Räumlichkeit«) ist. Überschußproduktion ist folglich gleichbedeutend mit der ökonomi- 
schen Eroberung, also der Erkundung, Erschließung, Durchdringung und Ausbeutung des 
Raums, d.h. der »Produktion des Raums«. Zunächst wird der Raum extensiv erobert, um 
dann intensiv durchkapitalisiert zu werden. Die »propagandistische Tendenz des Welt- 
markts«, von der Marx schrieb (Grundrisse, S. 353), folgt aus der Verwertungslogik des Ka- 
pitals. Die Folge ist die Globalisierung des Prinzips widersprüchlicher Funktionsräume von 
Ökonomie und Ökologie; keine weißen Flecken mehr auf der Landkarte. 
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Frontier und Grenzen 


Der Prozeß kapitalistischen Wachstums und räumlicher Expansion kennt keine immanen- 
ten Grenzen, stößt aber an äußere. Wenn »der letzte Baum gefällt worden ist, wird man 
merken, daß man Geld nicht essen kann«. Ökologische Grenzen für das Vorwärtsschieben 
der /rontier des Kapitals gibt es, doch befinden sich diese in weiter Ferne. Noch lassen sich 
die zerstörten Landschaften in den industriellen Ballungszentren in artifizielle Parks der tri- 
sten Naherholungsindustrie verwandeln oder durch Fernreisen in die »heile Welt« der un- 
beschädigten Natur vermeiden. Voraussetzung ist die Monetisierung der Schädigungen, 
ein Mechanismus, der zumindest in den reichen Industriegesellschaften des Nordens noch 
funktioniert. 

Irgendwann freilich sind die letzten Refugien destruiert, und was dann? Vorher also müs- 
sen Grenzen errichtet werden, keine ökologischen sondern soziale. Es ist gezeigt worden, 
daß es die gesellschaftliche Form ist, die den Widerspruch von Ökonomie und Ökologie 
nicht nur erzeugt und verhüllt, sondern bis zur Unerträglichkeit zuspitzt. Daher können lo- 
gischerweise immanente Grenzen nur gesetzt werden, indem die Formen gesellschaftlicher 
Reproduktion verändert werden. Der Widerspruch zwischen physischen und sozialen Mo- 
dalitäten des historischen Zeitregimes und der historischen Räumlichkeit ist nur zu min- 
dern (denn er kann wegen des Entropiegesetzes niemals vollständig aufgehoben werden), 
wenn die systemische Intelligenz gesteigert wird, indem die in den gesellschaftlichen For- 
men eingeschriebenen Hindernisse ihrer Entfaltung für den bewußten und schonenden 
Umgang mit der Natur beseitigt werden: das Prinzip der Überschußproduktion (Profit) und 
der Expansion (Akkumulation). Soziale und politische Grenzlinien sind zu ziehen, bevor die 
frontier kapitalistischer Expansion an die letzte — und für die Überlebensbedingungen der 
Menschheit fatale — ökologische Grenze stößt. An diesem Punkt könnte die Diskussion 
um Ökologische Reformen beginnen, die uns in die vertrauteren Gefilde der sozialwissen- 
schaftlichen Reformismus- Debatte zurückführen würde. 
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Frank Beckenbach 5 \ 
Möglichkeiten und Grenzen einer Okologisierung der Ökonomie 


Vorbemerkung 


»Das überraschende (!) Auftreten eines neuartigen Ökologiebewußtseins hat wenig Zeit gelassen für 
theoretische Überlegungen. Zunächst denkt man deshalb das neue Thema im Rahmen der alten Theo- 
rie. Wenn die Gesellschaft sich durch ihre Einwirkungen auf die Umwelt selbst gefährde, dann solle sie 
das eben lassen; man müsse die daran Schuldigen ausfindig machen und davon abhalten, notfalls sie 
bekämpfen und bestrafen. Das moralische Recht dazu sei auf der Seite derer, die sich gegen die Selbst- 
destruktion der Gesellschaft einsetzen. Unversehens geht so eine Theoriediskussion in moralische 
Frageformen über, und das Theoriedefizit wird mit moralischem Eifer kompensiert. Die Absicht der 
Demonstration guter Absichten bestimmt die Formulierung der Probleme. So diskutiert man aufs Ge- 
ratewohl über eine neue Umweltethik, ohne die Systemstrukturen zu analysieren, um die es geht«. 
(Luhmann 1986, 18 £.) 


Eine ‘klammheimliche Freude’ bezüglich der »Überraschung« des mit allumfassenden 
theoretischen Erklärungsgaben ausgestatteten Systemtheoretikers kann der Verfasser 
nicht verhehlen; dennoch teilt er die in diesem Zitat gegebene Problemformulierung. Die 
folgenden Bemerkungen verstehen sich daher als Anregungen für eine erforderliche Theo- 
riediskussion. In den Abschnitten eins bis drei werden gängige wirtschaftswissenschaftliche 
Interpretationsmuster des ökologischen Problems diskutiert und zwar die neoklassische 
Deutung im allgemeinen, die Theorie der externen Effekte und der öffentlichen Güter im 
besonderen sowie die thermodynamische Interpretation des ökonomischen Prozesses. In 
Abschnitt vier schließlich werden »die Systemstrukturen (selber), um die es geht« im Blick 
auf ihre ökologische Reformierbarkeit skizziert. 


1. Das Ökologieproblem als Allokationsproblem? 


Die Neoklassik erhebt den Anspruch, aus dem einzelwirtschaftlichen Verhalten der vielen 
Wirtschaftssubjekte deren gesellschaftlichen Zusammenhang zu erklären. Ausgegangen 
wird zudem von einer gegebenen Ausstattung mit Produktionsfaktoren bei den Produzen- 
ten und von einer gegebenen Präferenzordnung bei den Konsumenten. Dann wird behaup- 
tet, daß sowohl Unternehmen als auch Konsumenten einem einheitlichen Verhaltensmu- 
ster, nämlich der Maximierung des Profits (bzw. Überschusses) bzw. der Maximierung des 
Nutzens folgen. Bei Annahme vollständiger Information aller Wirtschaftssubjekte über al- 
le anderen soll dies zu einem für alle (pareto-) optimalen Gesellschaftszustand führen. Die 
Betrachtung der Allokation vorgegebener Ressourcen ist mithin zentral für die Neoklassik. 
Entscheidend für die Vermittlung von individuellem Handeln und gesellschaftlicher Allo- 


. kation sind die Preise. Diesen Preisen soll die individuelle Bewertung der Güter zugrunde- 


liegen. Diese ist abhängig von der Präferenzordnung der Individuen einerseits und den für 
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Möglichkeiten und Grenzen einer Okologisierung der Ökonomie 
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wird zudem von einer gegebenen Ausstattung mit Produktionsfaktoren bei den Produzen- 
ten und von einer gegebenen Präferenzordnung bei den Konsumenten. Dann wird behaup- 
tet, daß sowohl Unternehmen als auch Konsumenten einem einheitlichen Verhaltensmu- 
ster, nämlich der Maximierung des Profits (bzw. Überschusses) bzw. der Maximierung des 
Nutzens folgen. Bei Annahme vollständiger Information aller Wirtschaftssubjekte über al- 
le anderen soll dies zu einem für alle (pareto-) optimalen Gesellschaftszustand führen. Die 
Betrachtung der Allokation vorgegebener Ressourcen ist mithin zentral für die Neoklassik. 
Entscheidend für die Vermittlung von individuellem Handeln und gesellschaftlicher Allo- 


. kation sind die Preise. Diesen Preisen soll die individuelle Bewertung der Güter zugrunde- 


liegen. Diese ist abhängig von der Präferenzordnung der Individuen einerseits und den für 


56 Franz Beckenbach 


sie verfügbaren Gütermengen andererseits. Entsprechend dieser grundsätzlichen Sichtwei- 
se ist in der neoklassischen Deutung das Ökologieproblem v.a. ein Allokationsproblem 
(bzw. ein die optimale Allokation störendes Problem), das durch die Korrektur der Preisge- 
staltung gelöst werden muß. Der Preis wird hier im allgemeinen daraus erklärt, daß ein Gut 
in einer geringeren Menge zur Verfügung steht, als es von den Individuen gewünscht wird 
(»Knappheit«). Zwar ist diese Bedingung auch für die Umweltgüter zunehmend erfüllt, aus 
“technischen’ Gründen ist aber ihre Bewertung durch den Markt eingeschränkt oder verun- 
möglicht. 

»Aus der Perspektive des Ökonomen ist die Umwelt längst zu einem knappen Gut geworden. Beiknap- 
pen Gütern tritt die Frage auf, wie diese Güter auf die konkurrierenden Verwendungen aufzuteilen 
sind. Die Umwelt wird sowohl als öffentliches Konsumgut als auch als Aufnahmemedium für Schad- 
stoffe und als Rohstofflieferant eingesetzt. Da die Nachfrage dieser verschiedenen Verwendungsmög- 
lichkeiten das Angebot an Umweltleistungen überschreitet, Kann die Lösung des Umweltproblems nur 
darin bestehen, einige der bisherigen Umweitnutzungen zurückzudrängen undeine Entscheidung dar- 
über herbeizuführen, welchen der möglichen Verwendungen das Gut (oder die Ressource) Umwelt 
vorrangig zuzuweisen ist. Die Nutzung der Umwelt stellt sich damit als ein Allokationsproblem dar«. 
(Siebert 1978, 2) 

Diese Verknappung der Umweltgüter soll unabhängig von der institutionellen Verfaßtheit 
der Gesellschaft und der Art derindividuellen Präferenzen der Gesellschaftsmitglieder sein 
(!). Für die Diagnose von Marktversagen gibt es insoweit keinen Grund (vgl. Bärsch/Frank 
1985, 144). Für eine ökologische Komplettierung der Geldsteuerung scheint daher das 
neoklassische System auf den ersten Blick ein geeigneter Referenzpunkt zu sein. 
Fragwürdig an dieser Interpretation ist zunächst die präferenztheoretische Interpretation 
der Preise, und zwar deshalb, weil diese Art der gesellschaftlichen Synthetisierung Erklä- 
rungslücken offenläßt: Unmöglich ist es, aus der subjektiven Nutzenschätzung das Tausch- 
verhältnis zweier Güter zu erklären; ebenso unmöglich ist es aber auch, aus der subjektiven 
Nutzenschätzung die Gesamtheit der ‘relativen Preise’ und ihre Normierung durch eine 
Maßware (nume£raire) zu erklären. DieseSchwierigkeiten werden durch die Annahme gege- 
bener Preise, durch die Annahme von recontracting, tätonnement oder durch schlichtes 
Voraussetzen eines gesellschaftlichen Gleichgewichtszustandes als Referenzpunkt für An- 
passungsbewegungen gelöst. (vgl. Fradin 1975; Ganßmann 1979). Gänzlich unmöglich 
wird die präferenzgesteuerte Herstellung eines gesellschaftlichen Zusammenhangs, wenn 
Interdependenzen bei der Präferenzbildung unterstellt werden (vgl. Michalski 1965, 50 f.). 
Eine isolierte individuelle Nutzenmaximierung ist dann nicht möglich bzw. Marktpreise 
können nicht als nutzenmaximale Allokationsmittel angesehen werden (vgl. Vogt 1973, 
191 £f.). Ist dies aber der Fall, dann stellt sich die Frage, welche Ziele mit einer ökologisch in- 
spirierten Preiskorrektur verfolgt werden sollen? Dieser Preiskorrektur vorausgesetzt wäre 
also ein Prozeß der gesellschaftlichen Präferenzbildung. 

Fragwürdig an dieser Interpretation ist aber auch, daß die Preisbildung selbst hier an Gren- 
zen stößt. Die erste Schwierigkeit einer ökonomischen Bewertung des Naturkonsums be- 
steht darin, daß jede Preisbildung eine individuelle Zuweisung von Nutzungseinheiten vor- 
aussetzt. Zumindest der Zugang zu den Naturmedien Luft und Wasser kann aber nicht 
(vollständig) individualisiert werden. Die zweite Schwierigkeit ergibt sich daraus, daß das 
Ausmaß des Naturkonsums schwer quantifizierbar ist: Weder die Schadstoffmengen ver- 
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schiedenster Art geben darüber Aufschluß noch die mit diesen verbundenen Nutzeneinbu- 
ßen — da sie allenfalls einen Teil des Naturkonsums erfassen und nicht aggregierbar sind. 
Beschränkt man sich beider Bemessung des Naturkonsums auf die dadurch bei Dritten ent- 
stehenden monetären Auswirkungen, so ergibt sich die dritte Schwierigkeit, daß damit eine 
(unrealistische) vollständige Information über gesamtwirtschaftliche Wirkungszusammen- 
hänge unterstellt wird und darüber hinaus die nichtmonetarisierbaren Schäden unerfaßt 
bleiben. Aber selbst die bei Dritten entstehenden Schäden als bekannt unterstellt, stellt sich 
die vierte Schwierigkeit, wie diese allokationseffizient zugewiesen werden können, da die 
Verursacher schwer spezifizierbar sind. 

Ein Zieleiner für den Naturkonsum simulierten Preisbildung soll die Neufestsetzung der re- 
lativen Preise sein und zwar dergestalt, daß die relative Überproduktion? jener Güter abge- 
baut wird, mit deren Konsum oder Produktion eine Umweltzerstörung verbunden ist. 
Selbst wenn diese Simulierung — unter Umgehung der oben genannten Schwierigkeiten — 
gelingen sollte, bleibt ihre Mengenwirkung fraglich: 

— Das Handeln der Wirtschaftssubjekte ist von einer Vielzahl von Preisen abhängig (bei 
den Unternehmen: Kosten/Erlös-Relation), kann also durch Einzelpreise nur begrenzt be- 
einflußt werden (besonders dann, wenn es zwischen einzelnen Gütern ‘konventionell-limi- 
tationale’ Zusammenhänge gibt). 

— Selbst für eine gegebene Preisbelastung gibt es innerhalb ein und desselben Umweltmedi- 
ums Ausweichmöglichkeiten und darüber hinaus die Möglichkeit zum Übergang auf ande- 
re Umweltmedien (bzw. neue Schadstoffe). i 

— Die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen möglicher Preisstrukturveränderungen sind 
wegen der Verflechtungs- und Wettbewerbsbedingungen auf den verschiedenen Märkten 
unbestimmt. 

Die begrenzte Reichweite einer derartigen Deutung des Wirtschaftens wird innerhalb des 
neoklassischen Horizonts im Theorem der ‘externen Effekte’ reflektiert. Dessen Ausgangs- 
punkt bildet die Einsicht in die Unzulänglichkeit einer allein einzelwirtschaftlich orientier- 
ten Erklärung des gesellschaftlichen Zusammenhangs. Die nicht-intendierten und nicht 
durch formalisierte Medien (wie Tausch und Vertrag) vermittelten Auswirkungen der öko- 
nomische Aktivität einzelner Wirtschaftssubjekte auf Dritte werden entweder als Erträge 
oder Kosten zum gesellschaftlichen Restposten erklärt (vgl. Marshall 1920 [1899]; Pigou 
19621912]; Sraffa 1936 [1925]). Der Versuch, diesen gesellschaftlichen Restposten wieder 
zurückzuvermitteln an seine privaten Verursacher war dann Anlaß für eine Debatte, in de- 
ren Verlauf sich das ganze Problem in ein Problem der Verteilung externer Kosten zwi- 
schen den Wirtschaftssubjekten auflöst und damit in den allokationstheoretischen Hori- 
zont des neoklassischen Grundmodells zurückgeholt wird. Strittig in dieser Debatte um die 
externen Effekte (vgl. Coase 1960, Veljanovski 1982) bleibt die Frage, erstens ob sie über- 
haupt staatliche Intervention erfordern oder einem privaten bargaining-Prozeß überlassen 
werden können und zweitens in welcher Form eine ggf. erforderliche staatliche Interven- 
tion erfolgen soll: Als Zuweisung von Eigentumsrechten oder als Zuweisung eines ‘Preises’ 
in Gestalt einer Abgabe. Gemeinsam ist diesen ‘Internalisierungsstrategien’ der Versuch, 
externe Kosten der Form und der Größe nach so aufzulösen, daß sie von den nutzenmaxi- 
mierenden individuellen Wirtschaftseinheiten ‘verstehbar’ sind. Mittels politischer Hilfe- 
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stellung werden die sozialen Kosten auf diese Weise wieder in private Kosten transformiert. 
In der Optik der ‘externen Effekte’ sind die sozialen Kosten also erstens nicht ein Indiz für 
gesellschaftliche Bedingungen, die sich der individuellen Aneignung prinzipiell entziehen 
und zweitens nicht ein Indiz für ein jenseits der Allokation liegendes Reproduktionspro- 
blem (vgl. Kneese et al. 1974; Riese 1975). In dieser Sichtweise können sie vielmehr in Kom- 
ponenten zerlegt werden, die der individuellen Aneignung und Nutzenschätzung wieder 
zugänglich sind. Insofern soll auch die individuelle Nutzenschätzung als das hauptsächli- 
che gesellschaftliche Steuerungsmittel davon unberührt bleiben.? 

Insgesamt ist mit der neoklassischen Deutung des Wirtschaftens eine Überschätzung der 
Reichweite der Preissteuerung und eine Unterschätzung der Reichweite des ökologischen 
Problems verbunden. Die Preissteuerung wird überschätzt, weil die Beschränkungen, denen 
die Mengenwirkung von Preissignalen unterliegt, nicht analysiert, sondern präferenztheo- 
retisch vernebelt werden. Das ökologische Problem wird unterschätzt, weil weder mittels 
der Kategorie »Knappheit« noch mittels der auf »externe Effekte« reduzierten Abhängig- 
keit der Wirtschaftssubjekte die gestörten ökologischen Reproduktionsbedingungen und 
die mit diesen zusammenhängende gemeinschaftliche Verknüpfungder Wirtschaftssubjek- 
te erfaßt werden kann. Diese gemeinschaftlichen Reproduktionsgrundlagen sollen im fol- 
genden genauer charakterisiert werden. 


2. Die ökologischen Reproduktionsgrundlagen als öffentliche Güter 


Auch in der Optik der Neoklassik gibt es Güter, die sich einer Steuerung durch individuelle 
Präferenzen entziehen. Das sind die sogenannten öffentlichen Güter. Der Grund für dieses 
Steuerungsdefizit liegt aber in dieser Sichtweise nicht etwa darin, daß die Wirtschaftssub- 
jekte bezüglich der öffentlichen Güter keine Präferenzen bilden würden, sondern darin, 
daß es stofflich-technische Eigenschaften gibt, die Wirtschaftssubjekte an der Artikulation 
ihrer Präferenzen hindern. In der ‘weichen’ Fassung der öffentlichen Güter ist dies die 
Nichtrivalität beim Konsum (bzw. der Nutzung) dieser Güter, in der ‘harten’ Fassung ist 
dies die Nichtanwendbarkeit des für den ökonomischen Tausch vorausgesetzten Aus- 
schlußprinzips. Wird nun unter Nichtrivalität beim Konsum (bzw. der Nutzung) verstan- 
den, daß »... der Konsum von A den Konsum von B nicht stört« (Musgrave 1969, 8), daß al- 
so durch den Konsum die Menge des Gutes, das der Gesellschaft zur Verfügung steht, nicht 
reduziert wird, dann kann dies nur das Vorliegen von Nichtknappheit im absoluten Sinn be- 
deuten: das betreffende Gut ist frei verfügbar. Wäre dies aber der Fall, dann wäre es für eine 
ökonomische Betrachtung ohne jedes Interesse. Aufschlußreicher ist denn auch die ‘harte’ 
Fassung.des öffentlichen Gutes. Die für den regulären Austausch unabdingbare Vorausset- 
zung, »... (daß) der vom Genuß jeden Gutes oder jeder Dienstleistung ausgeschlossen wird, 
sofern er nicht bereit ist, dem Eigentümer (!) den festgesetzten Preis zu zahlen« (ebenda, 10), 
ist hier außer Kraft gesetzt. Dies ist keine rein stofflich-technische Betrachtung. Deutlich 
wird das, wenn man sich vergegenwärtigt, daß das Ausschlußprinzip bei raum-zeitlicher 
Spezifizierung technisch so gut wie immer realisiert werden kann {notfalls durch Ausbürge- 
rung, Mobilitätsbeschränkungen usw.). Sinn macht diese Charakterisierung der öffentlichen 
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Güter erst, wenn ein privates Eigentumsverhältnis unterstellt wird, dessen Garantierung 
der Durchsetzung des Ausschlußprinzips Grenzen setzt. Öffentliche Güter wären demge- 
mäß jene Güter, die gesellschaftlich erforderlich sind, aber nicht in einer Weise individuell 
angeeignet werden können, die vereinbar mit der Garantierung des Privateigentums ist. 
Privateigentum und öffentliche Güter sind insoweit komplementäre Begriffe. Den Hinter- 
grund für die (neoklassische Deutung einer) Störung der Präferenzsteuerung bilden also 
handfeste institutionelle Strukturen (vgl. Roloff/Wild 1986, 174 ff.).* 

Mit Hilfe dieser Differenz von privaten und öffentlichen Gütern läßt sich nun das Verhält- 
nis von Ökologie und Ökonomie aufschlüsseln. Ausgegangen wird von der Überlegung, daß 
die »materielle Grundlage« sowohl für die ‘weiche’ wie für die ‘harte’ Fassung der öffentli- 
chen Güter deren bloß gemeinschaftliche Konsumierbarkeit/Nutzbarkeit ist (vgl. schon 
Marx 1953 [1857/8], 413, 613). Bezieht man dies nun auf die Naturgrundlagen der gesell- 
schaftlichen Reproduktion, dann scheint dem zunächst zu widersprechen, daß zumindest 
die Medien Boden und (teilweise) Wasser teilbar, individuell appropriierbar und damit auch 
individuell konsumierbar sind. Die verschiedenen Naturmedien sind aber durch vielfältige 
Abhängigkeitsbeziehungen (Synergismen, Kreisläufe usw.) untereinander verknüpft, so 
dal} die Naturgrundlagen in ihrer internen Dynamik — eben als ‘Ökologie’ betrachtet — als 
Einheit aufgefaßt werden müssen. Die individuelle Aneignung eines Stücks Bodens ver- 
wirklicht daher streng genommen nicht das Ausschlußprinzip: Jenseits des Eigentumtitels 
sind an der Nutzung — über ökologische Interdependenzen vermittelt — eine Vielzahl von 
anderen Wirtschaftssubjekten beteiligt.° Insofern ist die Gesamtheit der ökologischen Re- 
produktionsgrundlagen als ein öffentliches Gut 1.0.S. zu verstehen. Im Unterschied zu an- 
deren öffentlichen Gütern (wie z.B. dem Geld) sind die ökologischen öffentlichen Güter das 
Ergebnis eines Naturprozesses. Dies und ihre nur gemeinschaftliche Nutzbarkeit begrün- 
den, warum sie keine Warenform annehmen und nicht als Privateigentum firmieren kön- 
nen. Insofern gehen auch Versuche fehl, die ökologischen Reproduktionsgrundlagen in der 
‘Sprache’ der Ökonomie dadurch sichtbar werden zu lassen, daß sie als Kapital aufgefaßt 
werden (vgl. z.B. Baltensprenger 1972, 409). Allerdings haben die ökologischen Reproduk- 
tionsgrundlagen längst ihre ‘Erdursprünglichkeit’ eingebüßt. Als öffentliche Güter sind sie 
geprägt durch gesellschaftliche Nutzungsstrukturen, die in der ymodernen« Gesellschaft 
hauptsächlich durch die Komplementärinstitution Privateigentum geprägt werden. Cha- 
rakteristisch für diese Form der Nutzung ist das Auseinanderfallen von Verarbeitung und 
Bearbeitung der öffentlichen Umweltgüter. 

Die Verarbeitung der Umweltgüter, ihre Vernutzung im gesellschaftlichen Reproduktions- 
prozeß, bringt zum einen sie selber in — ökologisch wie ökonomisch bedingt — veränderter 
Gestalt hervor (natürliche Güter) und zum anderen die neu produzierten Güter (gesell- 
schaftliche Güter). Diese zerfallen in Nutzungsgüter (goods) und Schadensgüter (bads). Die- 
se goods und bads sind selbst keine öffentlichen Güter, sondern private Güter. Sie sind das 
unmittelbare Ergebnis eines individuellen Produktions- oder Konsumtionsaktes. Die Scha- 
densgüter können auch als ökologische Kuppelprodukte bezeichnet werden (vgl. Siebert 
1978, 11). Sie sind aber nicht — wie dieser Begriff nahelegt — eine ‘neutrale’ technische 
Notwendigkeit, sondern das Ergebnis der Verfügung über die in der Form der öffentlichen 
Güter gegebenen ökologischen Naturgrundlagen, seien diese als Produktions- und Kon- 
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sumtionsumgebung (wie z.B. bei Verbrennungsprozessen) oder seien sie direkt als Produk- 
tionselement (wie z.B. bei Kühlwasser) verwendet. Die öffentlichen Güter werden denn 
auch nicht nur zum Träger dieser Schadstoffe, sondern — bedingt durch ökologische Ab- 
sorbtions-, Verteilungs-und Assimilationsprozesse — zu einem untrennbaren Bestandteil 
derselben. Diese ‘anonymisierende’ Nutzbarkeit macht die ökologischen öffentlichen Gü- 
ter aus der Perspektive des Privateigentums so attraktiv. 

Die bisher genannten Unterscheidungen lassen sich in folgendem Schema zusammenfassen: 


Schema 1: 


natürliche Güter gesellschaftliche Güter 


gesellschaftl. private Güter 
öffentliche 


Güter 


ökologische öffentl. Güter 


goods bads 


Der Einfluß der Schadensgüter auf die Umweltgüter führt dann zur Notwendigkeit der Be- 

arbeitung der letzteren. Diese Bearbeitung kann in privater, kollektiver oder staatlicher 

Form erfolgen. Im Blick auf die faktische Vielfalt können diese umweltpolitischen Bearbei- 

tungsaktivitäten auf der Angebotsseite nach der Produktionsform (privater/staatlicher An- 

teil), nach der Art der Entscheidungsfindung (privat/kollektiv) und nach den Adressaten so- 

wie auf der Nachfrageseite nach der Finanzierungsform (Preise, Gebühren, Steuern), nach 
den Nutzern (Einzelne, Gruppen, Gesellschaft) und nach den Umgehungsmöglichkeiten 
differenziert werden (vgl. Zimmermann 1985, 39 £.).® 

Die bisherige Betrachtung sollte verdeutlicht haben: Es gibt jenseits desökonomischen Ho- 
rizonts liegende Bedingungen für die ökonomische Reproduktion. ‘Naturgemäß’ bereitet 
die Fassung dieser Bedingungen in ökonomischen Kategorien Schwierigkeiten. Für die Er- 
fassung von ökonomisch-Öökologischen Gesamtzusammenhängen ist aber zumindest die 
ökologische Öffnung der ökonomischen Kategorien erforderlich. Was die mainstream-Fach- 
ökonomie angeht, kann davon aber bisher keine Rede sein. Zwei Hinweise mögen dies ver- 
deutlichen: Zum einen gibt es bis heute keine vollständige Porträtierung des ökonomischen 
Produktionsprozesses, der die Vernutzung der Naturgrundlagen als Input und den Scha- 
densgüteroutput mitberücksichtigt’; zum anderen gibt es kaum Ansätze, die jenseits der 
Produktion im engeren Sinne liegenden Nutzungsstrukturen der Umwelt zu erfassen. Die 
ökologische Öffnung ökonomischer Kategorien ist aber auch erforderlich, um neue Inter- 
dependenzstrukturen zwischen den Wirtschaftssubjekten zu erfassen, die sich im Gefolge 
der vielfältigen Formen ergeben, die die Verarbeitung und Bearbeitung der Umweltgüter 
annimmt. Schließlich verändern sich durch diese gesellschaftliche Aneignung die ökologi- 
schen Reproduktionsbedingungen selber, und es stellt sich die Frage wie diese Veränderun- 
gen in generalisierbarer Weise beschreibbar sind und welche Folgerungen sich daraus für 
die ökonomische Betrachtung ergeben. Auf diese Fragen versucht der thermodynamische 
Entropieansatz Antworten zu geben. 
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3. Der Entropiezuwachs als Reproduktionsproblem 


Die Thermodynamik formuliert zunächst Gesetzmäßigkeiten für diemit dem Wirtschaften 
verbundenen Stoffwechselprozesse. Sie lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

— Die Masse und Energie wird durch den Stoffwechselprozeß zwar in ihrer Form nicht 
aber in ihrer Menge verändert. 

— Der Stoffwechsel bedeutet eine Verwandlung von ungebundener (verfügbarer) Energie 
in gebundene (nicht verfügbare) Energie und damit eine Zunahme von Entropie. 

— Ein thermodynamisches Gleichgewicht gibt esnur vorübergehend und — als Folgerung 
— eine dauerhafte steady-state Reproduktion eines gegebenen Systems ist unmöglich (vgl. 
Georgescu-Roegen 1971, 5 f., 129 f.; 1972, 7 1., 22 f. und 1986, 6 £.). 

Allerdings gelten diese Aussagen nur für geschlossene Systeme, für die es Keine externen 
Zu- und Abfuhrmöglichkeiten für Masse bzw. Energie gibt. Auch wenn wirkliche (wirt- 
schaftende) Stoffwechselsysteme i.d.R. offene Systeme sind (selbst das Weltsystem ist nicht 
geschlossen), so werden doch mittels der thermodynamischen Gesetzmäßigkeiten die stoff- 
lich-energetischen Anforderungen für den Austausch mit der Umwelt formuliert (ganz wie 
in den in der Ökonomie üblichen Modellen einer »geschlossenen« Wirtschaft ggf. der Rah- 
men für eine ‘externe’ Intervention abgesteckt wird). 

Auf diese Weise verdeutlicht die Thermodynamik in generalisierbarer Weise sowohl die 
Abhängigkeit des Wirtschaftens von stofflich-energetischen Voraussetzungen wie auch die 
Rückwirkungen der Wirtschaftsaktivitäten auf dieses Umfeld: 

— Sie bilanziert den stofflich-energetischen Input und den Output von Wirtschaftsprozessen. 
— Sie beschränkt insbesondere die Betrachtung des Outputs nicht auf die produzierten Gü- 
ter bzw. Dienstleistungen, sondern bezieht auch die Nebenprodukte (wie Schadstoffe, Ab- 
fall usw.) mit in die Betrachtung ein. 

— Sie charakterisiert Produktions- und Konsumtionsprozesse als Einschränkungen für 
künftige Entwicklungsmöglichkeiten.3 

Die thermodynamische Betrachtungsweise stellt dem ökonomischen Optimismus stetigen 
Zuwachses ökologische Kontraproduktivität entgegen. Die Frage muß daher gestellt wer- 
den, wie beide Prozesse miteinander vermittelt sind. 

Für den ökonomischen Prozeß und die in ihm erfolgende Bewertung ist die niedrige Entropie 
lediglich eine notwendige aber keine hinreichende Bedingung. Denn im Unterschied zum 
Naturprozeß ist Wirtschaften mit zweckgerichteter sozialer Aktivität verbunden. Diese 
Aktivität beschreibt Georgescu-Roegen als »Sortieren« (sorting) und deren Zweck als »Ge- 
nuß« (enjoyment of life). Erst wenn sich der nierigen Entropie diese Nützlichkeit für den 
Menschen beigesellt, erhält das Ding einen »ökonomischen Wert« (vgl. Georgescu-Roegen 
1971, 18, 276 ff. und 1986, 8 f.). Das ‘objektive’ Gradmaß für die öklologische Gestaltbar- 
keit (Entropie) und die ‘subjektive’ Nutzenschätzung (enjoyment of life) werden damit in ei- 
ner Kategorie zusammengefaßt. Ihre qualitative und quantitative Unterschiedlichkeit 
kann damit nicht erfaßt werden (z.B. müßte ein Gut mit relativ niedriger Entropie und mit 
relativ niedrigem Genußgehalt »gleich wertvolk sein wie ein Gut mit relativ hoher Entro- 
pie und relativ hohem Genußgehalt). Durch diese Zusammenfassung von Entropiegehalt 
und Genußgehalt eines Gutes zu seinem ökonomischen Wert schwenkt auch die thermody- 
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namische Betrachtungsweise in die breite Fahrstraße des ökonomischen common sense 
ein, in der Bedürfnis- (oder Natur-)bezug und Gesellschaftsbezug nicht unterschieden oder 
— marxistisch gesprochen — Gebrauchswert und Wert identifiziert werden. Die so be- 
stimmten Werte sollen sich denn auch in den Preisen widerspiegeln, allerdings mit der Ein- 
schränkung, daß die bewerteten Güter individuell appropriierbar sein müssen (vgl. Geor- 
gescu-Roegen 1971, 287).? Die spannende Frage wie Entropie- und Genußgehalt die Preise 
möglich machen und deren Bewegung bestimmen wird — der neoklassischen Konvention 
folgend — ‘beantwortet’, indem einfach die Preise als die entsprechenden Indikatoren vor- 
ausgesetzt werden. '® u 

Mit dieser nahtlosen Integration des Entropieansatzes in das nach neoklassischer Lesart für 
die Preisbildung entscheidende Spannungsverhältnis von Nützlichkeit (hier: enjoyment of 
life) und Knappheit (hier: Mangel an niedriger Entropie) (vgl. ebenda, S. 292 ff.), Kann die 
Gegensätzlichkeit in der Entwicklung ökologischer undökonomischer Produktivität nicht 
eingefangen werden: die Gleichzeitigkeit von Entropiezunahme (ökologisches Defizit) und 
volkswirtschaftlicher Wertschöpfung (ökonomischer Überschuß). Vor dem Hintergrund 
der in den Abschnitten eins und zwei vorgetragenen Kritik läßt sich das Dilemma der Argu- 
mentation von Georgescu-Roegen charakterisieren als der Versuch, für das ökologische 
Reproduktionsproblem eine allokationstheoretische ökonomische Lösung vorzuschlagen. 
Insbesondere die Integration des jenseits von individuellen Handlungskalkülen liegenden 
thermodynamischen Strukturzusammenhangs in eine allein an individuellen Handlungs- 
kalkülen orientierten Preiskonzeption ist das zentrale Problem seiner Argumentation. Zur 
Erklärung der Gegensätzlichkeit von ökologischer und ökonomischer Produktivitätsent- 
wicklung bietet sich daher eine andere Argumentation an. Ausgangspunkt für diese ist die 
Überlegung, daß sich — im Anschluß an Marx — gerade überindividuelle Strukturbildun- 
gen durch den Rückgriff auf Arbeit erklären lassen. 

Arbeitsverausgabung kann als Freisetzung, Übertragung und Bindung von Energie ver- 
standen werden (vgl. schon Podolinsky 1883, 422). Die von Marx als Ware bezeichnete Ar- 
beitskraft zeichnet sich dann dadurch aus, daß zu ihrer Reproduktion eine geringere Ener- 
giemenge (verkörpert in den Lebensmitteln) nötig ist, als sie selbst übertragen kann — und 
insofern findet ein Stoff- und Energieaustausch zwischen den Klassen statt (vgl. Engels 
1973a[1882], 133 und neuerdings Adams 1975 sowie Altvater 1986, 144). Dies ist gewisser- 
maßen eine thermodynamische Verdopplungder sozialen Ausbeutung, die die obige ökolo- 
gisch-ökonomische Paradoxie erklären soll. — Doch durch diese “Übersetzungsarbeit’ wird 
überhaupt nichts erklärt: Erstens kann ein Produkt mit hohem Entropiegehalt einenhohen 
(Arbeits-) Wert verkörpern und damit als Verkörperung eines ökonomischen Überschusses 
dienen. Zweitens dürfte die Ermittlung der thermodynamischen Ausbeutungsrate an der 
Vielzahl der involvierten Größen und deren unüberschaubaren Interdependenzen schei- 
tern.!! Dies verweist drittens auf das entscheidende Problem, daß in der Ökonomie — auch 
dann wenn sie vom » Arbeitsprozeß« (Marx) oder dem »Mengensystem« (Sraffa) handelt — 
nur ein Teil der stofflichen Grundlagen des Wirtschaftens abgebildet werden — und daher, 
um im Bild zu bleiben, eine Übersetzung von ökologischen in ökonomische Sachverhalte an 
der fehlenden Wort- und Grammatikentsprechung scheitern muß.!? Weder die naturalen 
Grundlagen von Produktion und Konsumtion noch der Naturprozeß, der die leibhaftigen 
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Arbeiter hervorbringt, werden durch die Optik der Ökonomie erfaßt. Die Entschlüsselung 
dieser Ökologischen Interdependenzen der Wirtschaftssubjekte und ihrer Gesetzmäßigkei- 
ten kann daher auch nicht durch Rückgriff auf die Kategorie Arbeit erfolgen, die auf die 
Entschlüsselung gesellschaftlicher Zusammenhänge zielt.'? Anders formuliert: Es gibt Inter- 
dependenzen zwischen den Wirtschaftssubjekten, die nicht durch Arbeit (bzw. genereller: 
Wirtschaftsaktivität) vermittelt sind und daher auch nicht als Teilung der Arbeit u.ä. be- 
schrieben werden können. 


- Es läßt sich also zusammenfassen: die bisher vorliegenden Ansätze verweisen darauf, daß die 


Integration der thermodynamischen Betrachtungsweise in die neoklassische ebenso wie die 
marxistische Deutung des Wirtschaftens entweder mit Inkonsistenzen oder mit einer Kastra- 
tion des thermodynamischen Grundgedankens verbunden ist. Bleibt also nichts außer der 
Feststellung, daß die Thermodynamik einer anderen, ökonomiefremden Logik folgt? 

»The sciences do not-develop in complete isolation. On the contrary, there is an interaction between 
the disciplines. By way ofsimply analogizing, the borrowing of jargon analytical tools and techniques 
or, in some cases by a mere tranfer of metaphor. So far as economists are concerned, they have always 
hada sharp eye in looking for new tools they could borrow from other disciplines« (Thoben 1982, 292) 


Vor diesem Hintergrund kann die thermodynamische Sichtweise als "heuristisches Sensibi- 
lisierungsmittel "eingesetzt werden, um die Metaphern und Leitbilder der bisherigen main- 
stream-Okonomie sowohl herauszuarbeiten als auch zu relativieren — und insoweit die 
ökonomischen Kategorien für ökologische Fragestellungen zu öffnen. Dies kann gesche- 
hen, indem dem mechanischen Leitbild der bisherigen Ökonomie ein biologisches gegen- 
übergestellt wird. Der entscheidende Anknüpfungspunkt dafür ist die beständige, nicht um- 
kehrbare Veränderung der ökologischen Grundlagen des Wirtschaftens, die sich mit dem 
Wirksamwerden der Gesetzeder Thermodynamik ergibt. Dadurch werden auch die ökono- 
mischen Prozesse irreversibel (vgl. Georgescu-Roegen 1971, 281) (objektive Nichtzirkulari- 
tät). Darüber hinaus sieht Georgescu-Roegen die Unumkehrbarkeit ökonomischer Prozesse 
auch durch das darin eingeschlossene menschliche Handeln bedingt: die damit zusammen- 
hängenden »wants, beliefs, expectations, institutional attitudes etc.« (ebenda, 336) sind be- 
ständigen Veränderungen unterworfen (subjektive Nichtzirkularität). Eine um das Entro- 
piegesetz und die sozio-kulturellen Bedingungen erweiterte Betrachtung des Wirtschaftens 
steht mithin im Gegensatz zu der bisher in der Ökonomie gängigen Annahme der Umkehr- 
barkeit von ökonomischen Prozessen. Auf dieser Grundlage ergeben sich weitere Unter- 
schiede zwischen dem mechanischen und dem biologischen Leitbild: 

— Die beständigen qualitativen Wechsel schränken die Identifizierbarkeit bzw. die Ermit- 
telbarkeit eindeutiger Identität ein. 

— Die Grundeinheiten (Moleküle) einer Gesellschaft (eines Organismus) gehen beständig 
neue Kombinationen ein mit der Folge, daß das Ganze Eigenschaften aufweisen kann, die 
nicht in den Grundeinheiten enthalten sind, bzw. daß die Gesamtheit »mehr« ist als die 
Summe seiner Teile. !* 

— Die Gesamtheit tendiert nicht zu einem Gleichgewicht (als auf die Gesamtheit bezogene 
Entsprechung der für das Einzelelement bestimmten Identität) sondern zu einer beständi- 
gen Neumischung von Desorganisation und Reorganisation (vgl. Georgescu-Roegen 1971, 
6,13 f., 326 f., 330 ff.; 1979, 320 ff. und Thoben 1982, 293 ff.). 
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Zusammenfassend läßt sich also konstatieren, daß die Berücksichtigung des Umfeldes der 
Wirtschaft, nämlich der ökologisch-entropischen Grundlagen einerseits und des sozio-kultu- 
rellen Milieus andererseits, zu einer Ablösung der Vorstellung von einem Gleichgewichtsau- 
tomatismus durch die Vorstellung eines endogen instabilen irreversiblen Entwicklungspro- 
zesses führt. Allerdings sollte diese per Analogieschluß gewonnene Arbeitshypothese nicht 
mit einer Theorie verwechselt werden. Um erstere in letztere zu verwandeln, wird es noch ei- 
ner gründlichen Diskussion bedürfen. Hier soll dazu nur der Hinweis gegeben werden, daß 
insbesondere das Verhältnis von Desorganisation und Reorganisation einer sozialwissen- 
schaftlichen Präzisierung bedarf.!5 Von der sich aus einer solchen Präzisierung ergebenden 
Resultante wird nicht zuletzt auch abhängen, inwieweit die o.g. subjektive Nichtzirkularität 
sich zu einem sozialen Lernprozeß verdichten kann und damit die objektive Nichtzirkularität, 
die Entropiezunahme, zumindest in Grenzen gehalten werden kann.'® 


4. Folgerungen und (wirtschaftspolitischer) Ausblick 


Es sollte deutlich geworden sein, daß das Ökologieproblem nicht mit einem Ansatz ange- 
messen interpretiert werden kann, der davon ausgeht, daß ».... (die Konsequenzen indivi- 
dueller Handlungen ... bewertet (werden) mit Bezug auf die Präferenzen der Individuen der 
Gesellschaft« (Bärsch/Frank 1985, 142) und der diese Präferenzbildung als isolierbaren in- 
dividuellen Vorgang unterstellt. Die Gründe dafür sind: Die Präferenzbildung ist interde- 
pendent und durch gesellschaftliche Strukturbildungen geprägt; v.a. die ökologische Inter- 
dependenzstruktur entzieht sich in ihrem Kern der Individualisierbarkeit und ist insoweit 
gesellschaftlich betrachtet ein öffentliches Gut; schließlich begründen die ökologischen 
Reproduktionsgrundlagen einen Regelungsbedarf, der über die Allokation hinausgehend 
auch Produktions- und Konsumweisen miteinbezieht. Insofern muß das ökologische Pro- 
blem als Reproduktionsproblem von spezifischen nicht privatisierbaren Gütern verstanden 
werden. Hinweise auf die ökologische Seite dieses Reproduktionsproblems gibt die Thermo- 
dynamik mit der Behauptung des Entropiezuwachses. Die gesellschaftliche Seite dieses Re- 
produktionsproblems stellt die Frage nach den Strukturen der gesellschaftlichen Steuerung 
und deren »ökologischer Resonanzfähigkeit« (Luhmann 1986). 

Die Ordnungsleistung entwickelter gesellschaftlicher Systeme beruht auf ihrer Fähigkeit 
zur Selbstreproduktion. Alle elementaren Einheiten, aus denen sie bestehen, können sich 
durch elementare Handlungen eben dieser Einheiten reproduzieren (vgl. Luhmann 1985). 
Diese Ordnungsleistung wird aber dadurch beschränkt, daß die Reproduktion Keinen ge- 
schlossenen Kreislauf darstellt. Die Gesellschaft als ganze ist zu ihrer Reproduktion auf die 
externe Zufuhr von Naturressourcen als Input und auf die externe Bereitstellung von Na- 
turelementen als ‘Behälter’ für Abfall und Schadstoffe angewiesen. Schließlich firmiert die 
Natur im weitesten Sinne als Speicher für Risikopotentiale, die sich insbesondere im Gefol- 
ge von spezifischen modernen Technologien ergeben (vgl. Beck 1986). Derart gesellschaft- 
lich ‘benutzt’ wird die Natur selbst verändert und wirkt damit auf die gesellschaftlichen 
Nutzungsstrukturen zurück. Der dadurch begründete gesellschaftlich-ökologische Ge- 
samtkreislauf läßt sich wie folgt schematisieren:'7 
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Schema 2: 
an\ Gesellschaft Natur 

von: Ressource Schadstoff Risiko 
Gesellschaft A B 

Ressource I 
Natur Zait — — 6 D 

Wasser 

Boden 


In diesem Kreislaufschema kommt nur unvollständig zum Ausdruck, daß der Gebrauch der 
Naturgrundlagen zu einem Gestaltungsmittel für die gesellschaftsinternen Beziehungen 
wird. Generell kann dieser Einfluß zunächst so beschrieben werden, daß durch die Ver- 
schiebung von Teilen der Aufwendungen in die externen Naturgrundlagen die gesell- 
schaftsinterne Reproduktion erleichtert wird. Insofern besteht ein strukturelles Interesse 
an der ‘Ausbeutung’ der Naturbedingungen. Die Eigentümlichkeit ökologischer Prozesse 
bringt es nun mit sich, daß diese gesellschaftliche Ausbeutung v.a. aufgrund von Regenera- 
tions- und Diffusionsfähigkeiten flexibel verarbeitet werden kann. Bei Erreichen bestimm- 
ter Schwellenwerte wird dies aber durch Kumulationseffekte (Synergismen, Anreicherungs- 
prozesse usw.) überkompensiert, so daß es definitive Belastungsgrenzen bzw. Grenzen für 
die Verarbeitungskapazitäten bei den Naturgrundlagen gibt. — Bei der Erfassung dieses 
grundlegenden Widerspruchs zwischen dem sozialen Ausbeutungsinteresse und den ökolo- 
gischen Verarbeitungsgrenzen der Natur gibt es nun informative Schranken. Diese ergeben 
sich im wesentlichen daraus, dal einerseits der Umweltverbrauch bzw. -gebrauch in un- 
überschaubar vielzähligen Dimensionen erfolgt und andererseits die naturinternen Verar- 
beitungsprozesse (in ihren Auswirkungen) teilweise noch unbekannt sind. Dazu kommt, 
daß die Zerstörung der Naturgrundlagen nur indirekt wahrgenommen wird: Sie wird erst 
dann zum Problem, wenn sie die gesellschaftsinterne Reproduktionslogik stört. 

Diese allgemeine Problembeschreibung kann nun dadurch weiter konkretisiert werden, 
daß} die Gesellschaft als ein Komplex aufgefaßt wird, der sich in funktionale Subsysteme un- 
tergliedert: Wirtschaft, Politik, Recht, Wissenschaft usw. Dies bedeutet, daß die Beziehung 
der Gesellschaft zu den Naturgrundlagen ebenso wie die Rückwirkung derselben auf die 
Gesellschaft von den innerhalb und zwischen den genannten Subsystemen herrschenden 
Beziehungen abhängig ist. Die Beziehung dieser Subsysteme ist nun aber nicht durch ein 
einfaches arbeitsteiliges Zusammenwirken (z.B. Wissenschaft als Informationsgeber, Poli- 
tik als Implementeur usw.) gekennzeichnet. Einerseits folgen diese funktionalen Subsyste- 
mezum Zwecke ihrer Selbstreproduktion (‘Autopoieses’) einer durch spezifische Codes und 
Programme zusammengesetzten Eigenlogik (vgl. Luhmann 1986, 89 ff.).'® Andererseits 
sind diese Subsysteme keine geschlossenen selbstreproduktiven Systeme, sondern sie ‘belie- 
fern’ sich gegenseitig. Diese Belieferung erfolgt auf Basis einer funktionalen, interessensbe- 
zogenen, machtgesteuerten usw. Verknüpfung (vgl. Matzner 1982; Jänicke 1986). Durch 
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diese Einheit von Independenz und Interdependenz ergibt sich für den Bereich Gesellschaft 
(Feld A von Schema 2) folgende Binnendifferenzierung: 


Schema 3: 
von: an: Wirtschaft Politik Recht 
Unternehmen 
Wirtschaft | private Haushalte 1 
Staat 
1: 
Politik “= 2 
Recht 3 


1, 2, 3: Selbstreproduktiver Bereich. 


Die beschränkte ‘Resonanzfähigkeit’ der Gesellschaft gegenüber einer Beeinträchtigung der 
Naturgrundlagen kann vor diesem Hintergrund präzisiert werden. Soweit dies ein globales 
System-Umwelt Problem ist, liegt es quer zu der genannten Differenzierung in Subsysteme, 
übergreift diese. Dem entspricht, daß es vorwiegend im Bereich der institutionalisierten Selbst- 
beschreibung der Gesellschaft, im Bereich der Öffentlichkeit, artikuliert wird und seine Rück- 
führung in den Steuerungsbereich der Subsysteme sowohl konzeptionelle Schwierigkeiten 
macht als auch durch enorme Trägheitsmomente gekennzeichnet ist. Soweit aber die Beein- 
trächtigung der Naturgrundlagen sich ‘hinterrücks’ als Gestaltungsmittel in die Subsysteme 
einschleicht, liegt es jenseits der dort relevanten Codes und Programme. Wird aber dennoch 
auf Subsystemebene eine Störung sichtbar, so wird ihre Bearbeitung über die genannten In- 
terdependenzen in das Subsystem mit der geringsten Eingriffstiefe verschoben (ein gängiger 
Verschiebungsmechanismus läuft von der Wirtschaft zur Politik und von dort zum Recht). 
Insgesamt läßt sich sagen, daß sowohl die funktionale Differenzierung als auch die funktiona- 
len Interdependenzen eine Reaktionsträgheit des sozialen Systems bezüglich des ökologi- 
schen Problems begründen: Erstere wegen der erforderlichen Code- und Programmspezifik 
der relevanten Informationen (vgl. Luhmann 1986), letztere wegen der strukturellen Innova- 
tionsfeindlichkeit der für die Subsystemverknüpfung entscheidenden Kräfte (vgl. Jänicke 
1986). Daraus folgt, daß eine Reaktion des Sozialsystems auf die Beeinträchtigung der Natur- 
grundlagen nur im Wege einer diffusen Rückkopplung erfolgt und auch nur dann wenn (v.a. 
durch die Öffentlichkeit) das Überschreiten von kritischen Alarmschwellen signalisiert wird. 
Eine derartige Reaktion wird in der Regel vom Typ Nachsorge sein. 

Darüber hinaus gibt es spezifische, für das ökologische Problem zentrale Verknüpfungen 
zwischen den Subsystemen. Staatliche Infrastrukturversorgung, hoheitliche Absicherung, 
unternehmerische Profitmaximierung und individuelle Nutzenmaximierung führen zu ei- 
ner Verbindung von bestimmten Produktionstechnologien mit bestimmten konsumtiven 
Nutzungsmustern, Reproduktionsmustern (z.B. Chemisierung, privater Autoverkehr, Ag- 
glomeration etc.). In ökologischer Hinsicht sind diese durch einen hohen Verbrauch an Res- 
sourcen und Naturelementen und durch große Risikopotentiale gekennzeichnet (vgl. Bek- 
kenbach 1987 c). Ihre Veränderung steht aber eine allgemeine ‘Konsenssperre’ entgegen. 
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»... [Djer hochdifferenzierten Arbeitsteilung entspricht eine allgemeine Komplizenschaft und dieser ei- 
ne allgemeine Verantwortungslosigkeit. Jeder ist Ursache und Wirkung und damit Nichrursache. Die 
Ursachen verkrümeln sich in einer allgemeinen Wechselhaftigkeit von Akteuren und Bedingungen, 
Reaktionen und Gegenreaktionen« (Beck 1986, 43). 


Die in diese Reproduktionsmuster eingeschlossenen ökologischen Beeinträchtigungen sind 
in ihrer gesellschaftsinternen Beeinträchtigung ebenso ausgeprägt wie kompliziert. Die Ge- 
winnung entsprechender Informationen ist daher sehr schwierig und ihr Wirksamwerden 
unter den gegebenen Bedingungen sehr gering. Die Betrachtung der Reproduktionsmuster 
verdeutlicht zweierlei: Erstens die Streuungsbreite und Formenvielfalt in den gesellschafts- 
internen Folgen der Naturvernutzung und zweitens die zentrale Rolle des Subsystems 
Wirtschaft für den Naturverbrauch ebenso wie für die Verteilung der sich daraus ergeben- 
den gesellschaftsinternen Folgen. 

Innerhalb des Systems Wirtschaft lassen sich — der üblichen kreislauftheoretischen Lesart 
folgend — die Sektoren Unternehmen, private Haushalte und Staat unterscheiden. Für ih- 
re Verknüpfung ist ihre gemeinsame Anbindung an Marktprozesse von zentraler Bedeu- 
tung. Darin ist die Annahme enthalten, daß die Ordnungsleistung des Marktes insoweit le- 
gitim sei, als der Marktpreis ein geeignetes Instrument für die Zuweisung von Aufwand und 
Ertrag darstellt und darauf gegründete Kosten, Einkommen usw. geeignete Strukturie- 
rungsgrößen für die ökonomische Allokation und Reproduktion darstellen. Innerhalb des 
Subsystems Wirtschaft macht sich nun aber das ökologische Problem als nichtmarktförmi- 
ge Zuweisung von Aufwand und Ertrag (bzw. als Zunahme dieser Art von informeller Zu- 
weisung) geltend. !? Obwohl selber Mitverursacher des ökologischen Problems sind private 
Haushalte (v.a. Arbeitnehmerhaushalte) und Staat (v.a. Gemeinden) die Hauptträger der 
sich im Gefolge ökologischer Schädigungen ergebenden gesellschaftsinternen Belastungen. 
Dies folgt erstens aus der Vorleistungs- und Nachsorgefunktion dieser Sektoren gegenüber 
dem Unternehmenssektor und zweitens daraus, daß die interne Reproduktion von privaten 
Haushalten und Staat nicht marktförmig organisiert ist. Die übliche Verknüpfung der Sek- 
toren über Marktpreise (bzw. davon abgeleitete Einkommen, Steuern usw.) bzw. Kosten ist 
daher mit der Zunahme des ökologischen Problems immer weniger in der Lage, die jeweili- 
ge Rolle der Sektoren im gesellschaftlichen Reproduktionszusammenhang zu erfassen. 
Zusammenfassend läßt sich also festhalten, daß das gegenwärtige gesellschaftliche Regelsy- 
stem ein in sich komplex strukturiertes Gebilde darstellt, das auf vielfältige Weise auf die 
Naturgrundlagen Einfluß nimmt wie durch diese beeinflußt ist. Diese Komplexität läßt sich 
in zwei Komponenten zerlegen: Das Regelungsverfahren und die Regelungsdimension. 
Ausgedrückt in diesen beiden Komponenten läßt sich das gesellschaftliche Regelsystem wie 
folgt schematisieren. 

Die ‘Dimensionen’ (Geld, Menge, Recht) fungieren zugleich als Informationsträger. Um es 


. Inden Regelungsverfahren wirksam werden zu lassen, muß das ökologische Problem in die- 


se drei Dimensionen zerlegt werden und ggf. mit spezifischen Verfahrensmodifikationen 
verbunden werden. Wo dies nicht möglich ist, bedarf es der Erweiterung der Dimensionen 
um eine spezielle ökologische Kennziffer. Der analytische ebenso wie der soziale Anknüp- 
fungspunkt für eine derartige steuerungsbezogene Behandlung des Ökologieproblems liegt 
dabei nicht primär in der Tatsache, daß überhaupt Naturzerstörung stattfindet, sondern in 
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Schema 4: 
Dimension: 
Verfahren: Geld Menge Recht 
Markt 


Sozialgruppenbargaining 


Politische Willensbildung 


der Tatsache, daß die gesellschaftsinternen Relationen dadurch gestört werden. Erst da- 
durch wird das Ökologieproblem auf soziales Handeln beziehbar und die ‘Subjektlosigkeit’ 
der Natur kompensiert. 

Es scheint die Hoffnung nicht unbegründet, daß das ökologische Problem und die entspre- 
chende Artikulation von Problembewußtsein als praktische Kritik an der »funktionalen Dif- 
ferenzierung« Prozesse in Gang setzt, die in das gesellschaftliche Steuerungssystem rück- 
führbar sind. Es ist nicht auszuschließen, daß durch eine von der Öffentlichkeit vermittelte 
‘ökologische Selbstreferenz’ eine systemspezifische ‘Code’-Reform, eine Erweiterung des In- 
formationshorizonts, eine Stärkung der ‘Scharniere’ zwischen den Funktionssystemen usw. 
möglich ist. Die programmatischen Umrisse für eine derartige ökologische Reform des gesell- 
schaftlichen Steuerungssystems haben sich in der Diskussion über den » Umbau der Industrie- 
gesellschaft« herausgebildet. Die Zukunft wird zeigen, ob es für derartige, auf den gegebenen 
Komplexitätsgrad der gesellschaftlichen Steuerung Bezug nehmende ‘mischwirtschaftliche’ 
ökologische Programmvorschläge auch die erforderliche soziale Unterstützung gibt. 


Anmerkungen 


1 Alle darüber hinausgehenden Komponenten des Ökologieproblems — etwa die Rückwirkungen auf 
die Faktorausstattung oder auf die Präferenzbildung — sind als von der Theorie nicht weiter erklärba- 
re Datenänderungen zu behandeln (vgl. Georgescu-Roegen 1971, 320 und Riese 1975, 125 ff.). 

2 Diese ist im neoklassischen Modellzusammenhang beschreibbar als ein Zustand, in dem der 
Grenzerlös kleiner als die Grenzkosten ist, wenn die externen Kosten mitberücksichtigt werden. 

3 Vor diesem Hintergrund löst sich die Ermittlung der sozialen Kosten in folgende Paradoxie auf: 
Einerseits sind die sozialen Kosten das Ergebnis eines Bewertungsversagens des Marktes und da- 
mit als Versagen der gesellschaftlichen Regulierung durch individuelle Nutzenschätzung interpre- 
tierbar. Andererseits soll aber gleichwohl entsprechend dem über Umwege gültig bleibenden preis- 
theoretischen Dogma, die individuelle Nutzenschätzung für die Bewertung herangezogen werden. 
Die Lösung dieses Paradoxons besteht im Abfragen der Zahlungsbereitschaft der Wirtschaftssub- 
jekte für die nichtmarktfähigen Güter. Dem Bewertungsversagen des Markts entsprechen die 
strukturellen Ermittlungsschwierigkeiten für eine derartige Zahlungsbereitschaft. 

4 Siebert (1978, 9) sieht demgegenüber das Ausschlußprinzip entweder technisch oder normativ 
(durch ein gesellschaftliches Werturteil) begründet. 

5 Privat appropriierbar sind jeweils nur einzelne Nutzungsmöglichkeiten des Bodens: als Bebau- 
ungsfläche, als Pflanzen{mit}produzent usw. — Analoges gilt auch für die gesellschaftlichen öf- 
fentlichen Güter. Zum Beispiel ist auch Geld als einzelne Geldsumme individuell appropriierbar. 
Seine individuelle Nutzung ergibt sich aber aufgrund seiner öffentlichen Funktionen. 
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6 Zimmermann begründet diese Differenzierung zurecht mit der Unzulänglichkeit der ‘polar-case- 
Hypothese’ (rein privat/rein öffentlich) für die Erklärung der empirischen Gütertypenvielfalt (vgl. 
ebenda, 8). Allerdings unterscheidet er »Umwelt« nicht in Naturgüter und Schadensgüter und um- 
weltbezogene Wirtschaftsaktivitäten nicht in Verarbeitung und Bearbeitung der Umwelt. 

7 Als Ansatz in diese Richtung vgl. Georgescu-Roegen 1971, 211 ff. 

8 Unerfaßt bleibt allerdings die von Schadstoffen, Abfall usw. ausgehende Zerstörungsdynamik in- 
nerhalb ökologischer Kreisläufe. Diese könnten als sekundärer Entropiezuwachs charakterisiert 
werden. 

9 Der zusätzliche Hinweis, daß die »fiscal power of the public administration« die Preise beeinflussen 
soll (ebenda, 287) verschiebt nur das Problem auf die Frage nach den Determinanten dieser Größe. 

10 Vgl. auch die Behauptung, Geldvermögen diene dem »enjoyment of life« (ebenda, 284) und der 
einfachen »Übersetzung« von (Gebrauchs-) Wertgleichungen in Preisgleichungen (ebenda, 288). 

11 Vgl. Engels 1973a, der auf den Energieverlust durch Reibung, Ausstrahlung von Körperwärme 
und die Verschwendung vergangener Energie verweist: »Was Podolinsky total vergessen hat, ist, 
daß der arbeitende Mensch nicht nur ein Fixierer gegenwärtiger, sondern ein noch viel größerer 
Verschwender vergangener Sonnenwärme ist. Was wir in Verschleuderung von Energievorräten, 
Kohlen, Erze, Wälder usw. leisten, kennst Du (Marx — F.B.) besser als ich« (ebenda, 134). 

12 Vgl. auch die Verweise bei Engels 1973a, 133, 134 und 1973b, 567 sowie bei Georgescu-Roegen 
1986, 9 und Altvater 1986, 144 f. 

13 Auf die auch damit verbundenen Kamalitäten sei hier nur verwiesen: aus ökonomischer Sicht 
Krause 1979 und aus soziologischer Sicht Offe 1984. 

14 Ein gutes Beispiel dafür, wie das Einzelelement zum Abbild der Gesamtheit und damit die letztere 
aus dem ersteren deduzierbar gemacht wird, ist der in der Lehrbuchökonomie beliebte homo oeco- 
nomicus. 

15 Ist diese ‘Doppelnatur’ der gesellschaftlichen Strukturbildung eine sinnvolle Leitfigur, dann ist 
auch aus diesem Grund für eine marxistische Erklärung der Verzicht auf einen substanztheore- 
tisch begründeten (Arbeits) Wertbegriff — gewissermaßen als das der Mechanik verpflichtete von 
der klassischen Ökonomie übernommene Erbstück — dringend zu empfehlen. Für erste Ansätze 
in diese Richtung vgl. Aglietta/Orlean 1984 und Beckenbach 1987 a. 

16 »Wir sehen also, daß die Gefahr eines Tages an umwandlungsfähigen Kräften auf der Erdoberflä- 
che Mangel zu leiden, noch weit entfernt ist; zugleich aber bemerken wir bei näherer Beobachtung, 
daß die Verteilung dieser Kräfte nicht immer die vorteilhafteste für die Befriedigung der Bedürfnis- 
se der organischen Welt im Allgemeinen und des Menschengeschlechts im besonderen ist. Wir 
glauben aber, daß es bis zu einem gewissen Grade in der Macht der Menschheit steht, Veränderun- 
gen in dieser Verteilung hervorzurufen, welche es ermöglichen, einen größeren Teil der Weltener- 
gie zum Vorteil der Menschen zu benutzen« (Podolinsky 1883, 414). 

17 Für eine ausdifferenzierte Fassung dieses Schemas vgl. Daly 1968, 402. 

18 Zur Kritik der Behandlung des ökologischen Problems durch Luhmann vgl. Beckenbach 1987b. 

19 Diesen Mangel zu beheben, setzen sich die zahlreichen Versuche zur Monetarisierung von Um- 
weltschäden zum Ziel. Zu entsprechenden Untersuchungen in der BRD vgl. den Überblick von 
Schulz/Wicke 1987. 

20 Nach Ansicht des Verfassers stellt das Umbauprogramm’der GRÜNEN bis dato immer noch den 
fortgeschrittensten Stand dieser Diskussion dar. Vgl. DIEGRÜNEN 1986 und Beckenbach 1986. 
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Juan Märtinez-Alier 
Energieberechnung und der Begriff der »Produktivkräfte«! 


In den letzten Jahren haben eine Reihe von Studien, die mit der bemerkenswerten Ausnah- 
me Georgescu-Roegens alle von Nichtökonomen verfaßt wurden, die Bedeutung der Kate- 
gorien »technischer Fortschritt«, »Investition« (als Wachstum des Produktionsvermögens) 
sowie den Begriff »Entwicklung der Produktivkräfte« in Zweifel gezogen. Die Frage wurde 
aufgeworfen, was »Produktion« bedeuten könnte, oder zumindest, wie sie bewertet werden 
sollte. Ich spiele im folgenden weder auf die Tatsache an, daß wir Preise benötigen, um hete- 
rogene Produkte bewerten zu können, noch auf Sraffas Darlegung, derzufolge Preise von 
der Verteilung abhängen, so daß das Produktionsergebnis je nach den Einkommensvertei- 
lungen zwischen Löhnen und Profiten verschiedene Werte aufweisen wird. Ich beziehe 
nich vielmehr auf die Energieanalyse, in deren Sichtweise die »Produktion« gewachsen ist, 
das »Produktionsvermögen« zugenommen hat und sich die »Produktivkräfte« entwickelt 
haben, weil die auf den Vorrat an fossilen Brennstoffen einwirkenden Zerstörungspotentia- 
le und -kräfte im Zeitablauf stark gestiegen sind. 

Mit der Energieanalyse läßt sich beispielsweise zeigen, daß die Leistungsfähigkeit der mo- 
dernen Agrarwirtschaft viel geringer ist als die der traditionellen Landwirtschaft (Leach 
1976; Pimentel 1979). Die Energieanalyse zielt jedoch nicht darauf ab, ein neues Kriterium 
für ökonomische Leistungsfähigkeit und Effizienz bereitzustellen, etwa das Verhältnis von 
Energiegewinn zu Energieinput, das das übliche Kriterium wirtschaftlicher Effizienz erset- 
zen könnte. Es ist zwar richtig, daß verschiedene landwirtschaftliche Produkte Gebrauchs- 
werte besitzen, die sich nicht immer auf ihren Energiegehalt, sondern auf ihren Eiweiß- 
bzw. Vitamingehalt beziehen, oder schlicht das Vergnügen, das es bereitet, sie zueessen oder 
zu trinken. Nichtsdestotrotz vermögen energieanalytische Studien zu zeigen, daß die Ar- 
beitsproduktivität in der Landwirtschaft sehr stark zugenommen hat (und weiter zunimmt, 
Anm. d. Ü.), die Energieergiebigkeit aber in bemerkenswerter Weise gesunken ist. Die Ent- 
scheidung darüber, ob ein solcher Prozeß wirklich »technischer Fortschritt« genannt wer- 
den darf (oder Entwicklung der Produktivkräfte«), kann erst in der Zukunft, die gerade hin- 
sichtlich der Verfügbarkeit von Energieressourcen äußerst unsicher ist, getroffen werden. 
Es gibt mit anderen Worten keine Möglichkeit zu entscheiden, ob der Gesamtwirkungsgrad 
zugenommen hat, ehe wir nicht über rationale oder allgemein akzeptierte Methoden verfü- 
gen, mit denen wir den Energieströmen aus dem Vorrat fossiler Brennstoffe bewerten kön- 
nen, was wiederum eine Entscheidung darüber verlangt, wie sehr und wie weit in die Zu- 
kunft hinein wir uns um die Belange der nächsten Generationen kümmern. 

Das Hauptanliegen dieses Artikels besteht nicht darin, die für den Bereich der Landwirt- 
schaft vorgenommenen Energieanalysen zusammenzufassen, und auch nicht darin, ihre 
Bedeutung für die Lebensfähigkeit oder Notwendigkeit von kleiner (oder arbeitsintensiver) 
Landwirtschaft zu diskutieren, noch geht es darum, einen Beitrag zu dem schwierigen Pro- 
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Juan Märtinez-Alier 
Energieberechnung und der Begriff der »Produktivkräfte«! 
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haben, weil die auf den Vorrat an fossilen Brennstoffen einwirkenden Zerstörungspotentia- 
le und -kräfte im Zeitablauf stark gestiegen sind. 
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dernen Agrarwirtschaft viel geringer ist als die der traditionellen Landwirtschaft (Leach 
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zu trinken. Nichtsdestotrotz vermögen energieanalytische Studien zu zeigen, daß die Ar- 
beitsproduktivität in der Landwirtschaft sehr stark zugenommen hat (und weiter zunimmt, 
Anm. d. Ü.), die Energieergiebigkeit aber in bemerkenswerter Weise gesunken ist. Die Ent- 
scheidung darüber, ob ein solcher Prozeß wirklich »technischer Fortschritt« genannt wer- 
den darf (oder Entwicklung der Produktivkräfte«), kann erst in der Zukunft, die gerade hin- 
sichtlich der Verfügbarkeit von Energieressourcen äußerst unsicher ist, getroffen werden. 
Es gibt mit anderen Worten keine Möglichkeit zu entscheiden, ob der Gesamtwirkungsgrad 
zugenommen hat, ehe wir nicht über rationale oder allgemein akzeptierte Methoden verfü- 
gen, mit denen wir den Energieströmen aus dem Vorrat fossiler Brennstoffe bewerten kön- 
nen, was wiederum eine Entscheidung darüber verlangt, wie sehr und wie weit in die Zu- 
kunft hinein wir uns um die Belange der nächsten Generationen kümmern. 

Das Hauptanliegen dieses Artikels besteht nicht darin, die für den Bereich der Landwirt- 
schaft vorgenommenen Energieanalysen zusammenzufassen, und auch nicht darin, ihre 
Bedeutung für die Lebensfähigkeit oder Notwendigkeit von kleiner (oder arbeitsintensiver) 
Landwirtschaft zu diskutieren, noch geht es darum, einen Beitrag zu dem schwierigen Pro- 
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blem zu leisten, wie natürliche Ressourcen für eine effiziente und optimale Allokation über 
die Zeit hinweg bewertet werden sollten. Mein Anliegen ist eher, zu überlegen, ob Energie- 
analysen in die marxistische Theorie eingebaut werden können. Meine Schlußfolgerung 
dabei lautet, daß dies ein schwieriges Unterfangen wäre, da die marxistische Ökonomie ein 
gewachsenes System darstellt — mit einer Werttheorie, die mit Energieanalysen unverein- 
bar ist, und mit einer Vorstellung der Beziehungen zwischen Mensch und Natur, wie sie 
sich auch in der main stream-Ökonomie findet. Die Begründer des Marxismus, zumindest 
Engels, haben es uns selbst mitgeteilt, daß Wirtschaftswissenschaften nicht mit Physik 
durcheinandergebracht werden sollten. Die von der Standardtheorie vorgenommene Ana- 
logie zur Mechanik findet sich auch bei Marx, so beispielsweise in den Schemata einfacher 
Reproduktion, wo es gar keine Frage ist, daß der Reproduktionsprozeß endlos fortgesetzt 
werden könnte. Dem Problem der Herkunft der Rohstoffe oder der Triebkraft der »Ma- 
schine« (mit »Maschine« spricht Märtinez- Alier den Motor des kapitalistischen Prozesses 
an, also das Kapitalverhältnis; d.Ü.) wird keine Wichtigkeit beigemessen. Die marxistische 
Vorstellung des kapitalistischen Prozesses unterscheidet sich zwar in dem Sinne von der 
funktionalistischen Ökonomie, als Marx ihren Zusammenbruch aufgrund von Widersprü- 
chen postulierte, die sich notwendig entwickeln müssen, weil im Falle erweiterter Repro- 
duktion ein Teil der Maschine schneller als der andere anwächst. Trotz seiner gelegentli- 
chen Bemerkungen über den Mißbrauch der Natur im Kapitalismus ist aber unübersehbar, 
daß ökologische Probleme ausgeblendet werden. Da Energieanalyse nicht nur ein wichti- 
ges Instrument zum Verständnis der Wirtschaftsgeschichte der Welt ist, sondern auch 
hilft, zu erfahren, wohin sich die Weltwirtschaft bewegt, will dieser Aufsatz mit der drin- 
genden Bitte an die marxistischen Theoretiker schließen, den allgemeinen Begriff der »Pro- 
duktivkräfte«, den ich für metaphysisch halte, zugunsten präziserer Konzepte über den 
Charakter der »materiellen Basis« der Ökonomie beiseite zu legen. 

Einer der Pioniere auf dem Sektor des Verhältnisses von ökonomischer Theorie und Ener- 
gieanalyse, Frederick Soddy, war der Meinung, daß kein Zweifel bestehe, daß Marx’ scharf- 
sinniger und gelehrter Verstand die Bedeutung der modernen Lehre über Energie (d.h. das 
erste und zweite Gesetz der Thermodynamik) für die Sozialwissenschaften verstanden hät- 
te, wäre diese nur noch zu seinen Lebzeiten formuliert worden. Tatsächlich wurde das von 
Sadi-Carnot, Clausius u.a. begründete zweite Gesetz der Thermodynamik aber noch wäh- 
rend Marxens Wirkungszeit formuliert, ohne daß dieser es allerdings in seinen ökonomi- 
schen und historischen Studien berücksichtigt hätte. Nun ist zwar richtig, daß auch hundert 
Jahre nach Marx’ Tod praktisch alle Wirtschaftswissenschaftler immer noch die Thermo- 
dynamik ignorieren, und es wäre deshalb ungerecht, Marx’ Verständnis hervorzuheben, 
wäre da nicht das Faktum, daß er außer Wissenschaftler auch der Gründer einer politischen 
Bewegung war, die auf seinen Lehren fußt. Selbst wenn wir bei der Wissenschaft bleiben, 
gilt doch, daß der Marxismus auch heute noch eine Menge historischer und sozialwissen- 
schaftlicher Arbeiten inspiriert. 

Engels untersuchte in seinen vielleicht nicht zur Veröffentlichung gedachten, aber später in 
die Dialektik der Natur einbezogenen Lesenotizen von 1875 und 1876 Clausius’ zweites 
thermodynamisches Gesetz, verwarf es aber in unzweideutigen Begriffen als im Wider- 
spruch zu dem ersten Gesetz stehend (vgl. MEW 20,8. 545). Sowohl Marx als auch Engels 
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hatten die Gelegenheit, das Werk Serge Podolinskys, eines ukrainischen Sozialisten, zu stu- 
dieren, der einer der ersten Autoren zu sein scheint, die einige Schlußfolgerungen darüber 
getroffen haben, wie ökonomische Analyse modifiziert (oder vielleicht aufgegeben) werden 
müßte, wenn die Energieanalyse berücksichtigt würde. Der vorliegende Aufsatz ist in erster 
Linie ein Kommentar zu Podolinskys Werk und zu Engels’ Reaktionen auf diese Arbeit. 
Marx’ Reaktion auf Podolinsky ist nicht bekannt, obwohl der Ton in Engels Briefen an ihn 
vermuten läßt, daß er mit Engels Argumenten einverstanden war und Podolinskys Thesen 
nicht teilte. 


Der Aufsatz von Podolinsky 


Im Jahre 1883 veröffentlichte Podolinsky in Die neue Zeit einen zweiteiligen Artikel unter 
dem Titel »Menschliche Arbeit und Einheit der Kraft«?. Zuvor hatte er ihn mit einer Bitte 
um einen Kommentar an Marx geschickt (am 30. März 1880 aus Montpellier, wo er lebte), 
demer erklärte, daß »ihr Werk«, das Kapital, »die erste Anregung gegeben hat«. Jener Arti- 
kel gibt Podolinsky ein gutes Anrecht, als einer der Gründer der Sozioenergetik angesehen 
zu werden. Seinen eigenen Worten zufolge war es sein Ziel, »die Mehrarbeit mit den herr- 
schenden physikalischen Theorien in Einklang zu bringen« (Brief an Marx vom 18. April 
1880)°. 

Auch wenn Podolinsky von Marx’ Werk inspiriert worden war, und trotz der Absicht, der 
Arbeitswerttheorie eine Grundlage in den Naturwissenschaften zu verschaffen, trafen die 
Bemühungen von Podolinsky nicht auf Marx’ und Engels’ Zustimmung. Konfrontiert mit 
einem derartig neuen Gesichtspunkt und zudem, im Fall von Marx, dem Ende des Lebens 
nahe, gelang es ihnen nicht, die Bedeutung von Podolinskys Ansichten für die Marxsche 
Theorie und insbesondere für eine genauere Definition des Begriffs der »Produktivkräfte« 
zu würdigen. Ob es auf Marx’ und Engels’ Seite ideologische Hindernisse in der Wahrneh- 
mung dieser neuen Auffassung gab — die beinhaltete, daß Wachstumsgrenzen in der Ökono- 
mie nicht nur in den Fesseln der alten Produktionsverhältnisse sondern auch, und vielleicht 
hauptsächlich, in den physikalischen und biologischen Tatsachen des irdischen Lebens un- 
ter der Sonne gesucht werden müßten —, ist eine Frage, der ich mich am Ennde dieses Auf- 
satzes zuwenden werde. Zunächst möchte ich Podolinskys Argumente zusammenfassen, 
die trotz einer Veröffentlichung in dem theoretischen Organ der SPD nur geringen Einfluß 
auf Entwicklungen im marxistischen Denken, insbesondere in der Entwicklung des ökono- 
mischen und anthropologischen Denkens gehabt zu haben scheinen. Von heute aus betrach- 
tet sind Podolinskys Ideen nicht mehr sehr neu, aber ihr geringer Einfluß ist ein Symptom 
für die Trennung, die zwischen den Naturwissenschaften und den Sozialwissenschaften 
(einschließlich des Marxismus) existiert. 

Podolinsky verstand die Gesetze der Thermodynamik ziemlich gut. Er war sich auch dar- 
über im klaren, daß er sich in einer Nachfolgelinie zu den Physiokraten befand, die versucht 
hatten, den Wirtschaftsprozeß in Begriffen von Materie zu analysieren, auch wenn sie die 
Beziehungen zwischen ökonomischem System und natürlichem Umfeld nicht in Begriffen 
von Energie zu formulieren vermochten, weil die Energietheorie erst im 19. Jahrhundert 
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entwickelt wurde. Sein Anliegen bestand darin, die Lehre von der Arbeit als Quelle von 
Wert mit-der Energieanalyse des Wirtschaftsprozesses in Übereinstimmung bringen zu 
können. Er war sich der Tatsache bewußt, daß die Abgabe von Energie durch lebende Orga- 
nismen (einschließlich des Menschen) mit der Weiterführung von Leben vereinbar ist, weil 
die Erde ein offenes thermodynamisches System darstellt, das seine Energie von der Sonne 
bezieht. Die Umwandlung von Sonnenenergie in pflanzliche Substanz, die ihre Abgabe in 
Form von Wärmeenergie in die Atmosphäre verhindert oder verzögert, ist der Schlüsselfak- 
tor, derttierisches und menschliches Leben auf der Erde erlaubt hat. Podolinsky betonte die- 
ses grundlegende ökologische Faktum, das auf den ersten Blick zu beinhalten schien, daß 
die vom Menschen genutzte Energie (in Form von Nahrung, Kleidung, Wärme usw.) nicht 
aus Arbeit sondern von der Natur stammte, und Arbeit demzufolge nicht wertschaffend 
sei. Das war sein ursprünglicher Standpunkt. Podolinsky verstand die grundlegenden Prin- 
zipien von Ökologie durchaus richtig, wenn er schrieb: 


»Wir haben hier vor uns zwei parallele Prozesse, welche zusammengenommen den sogenannten Kreis- 
lauf des Lebens bilden. Die Pflanzen besitzen die Eigenschaft, Sonnenenergie anzuhäufen, die Tiere 
aber, indem sie sich von Pflanzenstoffen nähren, verwandeln einen Teil dieser ersparten Energie in me- 
chanische Arbeit und zerstreuen sie nachher inden Weltraum. Wenn die Menge der von den Pflanzen 
angehäuften Energie größer bleibt als diejenige der von den Tieren zerstreuten, so entsteht eine Vor- 
ratssammlung der Energie, z.B. in der Periode der Steinkohlenbildung, in welche augenscheinlich das 
Pflanzenleben ein bedeutendes Gewicht über das Tierleben besaß. Wenn im Gegenteil das Tierleben 
die Oberhand bekäme, so würde bald der angehäufte Energievorrat zerstreut werden, und das Tierle- 
ben müßte in das von dem Pflanzenreichtum bestimmte Maß wieder zurücktreten. Auf diese Weise 
müßte sich also ein gewisser Gleichgewichtszustand zwischen der Anhäufung und der Zerstreuung der 
Energie ausbilden« (»Die Neue Zeit«, S. 420). 


Den Ausdruck »Kreislauf des Lebens« hat er vermutlich von Jakob Molleschots gleichna- 
migem Werk übernommen‘. Laut Alfred Schmidt hatte Molleschot auch bereits Marx’ Ge- 
brauch des Konzepts vom »Stoffwechsel« zwischen Mensch und Natur beeinflußt (I 971,8. 
86). Auch besaß Molleschot bereits eine moderne ökologische Vorstellung über den Kreis- 
lauf des Lebens als Kreislauf von Materie und Kreislauf von Energie, auch wenn er die Ge- 
setze der Erhaltung (in den Schriften aus den Jahren 1840 und 1850) und nicht die Gesetze 
der Abgabe betonte. Schmidt ist der Ansicht, »daß Marx den Begriff des Stoffwechsels nicht 
nur metaphorisch sondern auch unmittelbar physiologisch versteht«, was aus seiner Kritik 
der für die kapitalistische Produktion seiner Zeit typischen schroffen Trennung von Stadt 
und Land deutlich werde (vgl. Schmidt 1978, S. 89), und überzeugend zitiert er die Passagen 
aus dem ersten Band des »Kapital«, wo Marx die Tatsache kommentierte, daß die Städte 
Güter vom Land in Anspruch nahmen, wohingegen der Dungder Städtennicht auf das Land 
zurückkehrt, und daraus eine Reihe stichhaltiger Fragen über die Fruchtbarkeit formulier- 
te. Man könnte diesen Anmerkungen weitere Passagen hinzufügen, in denen sowohl Marx 
als auch Engels die Landerosion, den maßlosen Kohleverbrauch durch die kapitalistische 
Industrie usw. kommentieren. Aber darauf kommt es mir nicht an. Es geht mir vielmehr 
darum, daß die marxistische Theorie über keine Instrumente für eine Analyse der Energie- 
ströme im Wirtschaftsprozeß verfügt‘. Die Konsequenzen dieses Versäumnisses sind weit- 
reichend, sowohl hinsichtlich der Definition der »Produktivkräfte« als auch einer angemes- 
senen Perspektive der Quellen und Grenzen wirtschaftlichen Wachstums. Sobald sich die 
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marxistische Theorie überhaupt mit natürlichen Ressourcen befaßte, geschah dies nicht in 
Begriffen der ökologischen sondern der ricardianischen Theorie, d.h. die Form der Renten 
der Eigner natürlicher Ressourcen verändert das Muster der Verteilung, des Sparens und 
der Investition. Marx und Engels waren von Podolinskys Analyse verblüfft; viele zeitge- 
nössische Marxisten, und zwar Zeigenossen der 80er Jahre des 20. Jahrhunderts und nicht 
des 19. Jahrhunderts, mögen sich immer noch verwirrt fühlen. 
Podolinsky begann seinen Artikel mit der Feststellung, daß nach dem ersten Gesetz der 
Thermodynamik Energie nicht erzeugt werden kann, woraus folge, daß nichts durch die 
Arbeit geschaffen werden kann. Arbeit seinur nützlich, insofern sie Mengen von Energie in 
irgendwelche anderen Mengen transformiere. Wie sehen die Regeln solcher Transforma- 
tionen aus? Wir müssen berücksichtigen, antwortet er, daß nach Clausius’ Prinzip, d.h. dem 
zweiten Gesetz, Energie auf eine Weise umgewandelt wird, so daß gilt: 

Diese Tendenz der Energie zu einem allgemeinen Gleichgewichte wird Dispersion (Zerstreuung) der 
Energie, oder nach dem Vorgange von Clausius, Entropie genannt. Letzterer Ausdruck bedeutet die 
Quantität der umgewandelten Energie, welche keiner rückführenden Umgestaltung mehr fähig ist« 


(»Neue Zeit«, S. 414). (Bei dieser Behauptung bezog sich Podolinsky auf die französische, im Jahre 
1868 veröffentlichte Ausgabe von Clausius’ Werk.) 


Im weiteren nimmt Podolinsky eine Aufstellung über den Bestand an vorhandener Energie 
vor, und zwar sowohl der direkt von der Sonne kommenden als auch jener, die geothermi- 
sche oder eolithische Form oder die Form fließenden Wassers annimmt. Bei dieser Aufstel- 
lung berücksichtigt er auch die Gezeitenenergie. Er gibt plausible Darstellungen für Kohle- 
vorräte in Großbritannien, in den Vereinigten Staaten, ferner erwähnt er auch das Erdöl. 
All diese Energieformen (oder fast alle) sind Transformation von Sonnenenergie. Die Erde 
empfängt »ungeheure Mengen physischer Kräfte, welche noch fähig sind, die verschieden- 
sten Umgestaltungen zu erfahren, als deren Ausdruck alle physischen, biologischen Phäno- 
mene (Erscheinungen) erscheinen« (»Neue Zeit«, S. 414). Jene Energieformen seien nichts 
anderes als Formen der Verzögerung von Energiedissipationen, die von der Sonne stam- 
men. Sein Wissen über die Sonne bezog Podolinsky von Secchis Werk, das öfter in Engels 
»Dialektik der Natur« zitiert wird. Er konnte nicht wissen, wie die Sonne wirklich funktio- 
niert (durch Nuklearfusion nämlich), noch erwähnte er ausdrücklich die Photosynthese. 
Meine Absicht ist es nun nicht, Podolinskys Ausführungen in die Geschichte der Naturwis- 
senschaften einzuordnen (wozu ich nicht qualifiziert bin), sondern ihn einfach zusammen- 
zufassen, um anschließend Engels’ Kommentare darauf interpretieren zu können. 

So beeindruckt Podolinsky von der täglich von der Sonne kommenden Energiemenge und 
der in verschiedenen Formen in der Erde enthaltenen Energie war, so war er zugleich auch 
scharfsichtig hinsichtlich der »Gefahr, eines Tages an umwandlungsfähigen Kräften auf 
der Erdoberfläche Mangel zu leiden«. Diese Gefahr war hoch, »zugleich aber bemerken wir 
bei näherer Beobachtung, daß die Verteilung dieser Kräfte nicht immer die vorteilhafteste 
für die Befriedigung der Bedürfnisse der organischen Welt im allgemeinen und des Men- 
schengeschlechts im besonderen ist« (»Die Neue Zeit«, S. 414). 

Nachdem er erklärt hatte, wieviel größer der Energieinput der Sonne als die umgewandel- 
ten Formen von Energie auf der Erde war, und ebenso die Rolle pflanzlichen Lebens für die 
Verzögerung der Energiezerstreuung der Sonne (dabei auch darauf hinweisend, daß Pflan- 
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zen zu Kohle werden müssen, um diese Rolle zu erfüllen) erläutert hatte, fährt Podolinsky 
mit seinem Argument fort, wie menschliche Arbeit in der Tat die Anhäufung von Energie 
vergrößern kann. Zur Illustration seiner Schlußfolgerungen gibt er Beispiele von Energiebe- 
rechnungen für verschiedene Ökosysteme in Frankreich an (er bedient sich einer Methodo- 
logie, die viel später von Anthropologen wie Rappaport (1968), Richard Lee (1979) oder von 
Naturwissenschaftlern wie Pimentel oder Gerald Leach neben vielen anderen benutzt wer- 
den sollte). Er betrachtet einerseits Wald und natürliche Weiden und andererseits künstli- 
che Weideflächen und Getreideanbau. Im Wald gibt es It. seiner Quelle, der »Statistique de 
la France«, für die Jahre 1874, 1875 und 1879 eine durchschnittliche jährliche Zunahme 
von 9 metrischen Quintalen (900 kg) ari trockener Substanz pro Hektar. Jedes Kilogramm 
trockene Zellulose enthält 2550 kcal (Wärmeeinheiten), und daher beträgt die natürliche 
Produktion von Energie pro Hektar und Jahr 2295 000 kcal. Auf natürlichen Weiden be- 
trägt die Heuproduktion pro Hektar und Jahr 2500 kg. Der Energiegehalt beträgt ebenso 
2550 kcal jekg und daher beläuft sich die Jahresproduktion pro Hektar auf 6375000 kca. 
(»Produktion« ist der falsche Begriff, weil Energie nicht »produziert«, sondern lediglich 
umgewandelt und zerstreut wird. Podolinsky benutzt deshalb den Ausdruck »die Anhäu- 
fung der Energie«.) Er fährt dann fort, die »von Menschen erstellten« Ökosysteme zu be- 
trachten. Auf gesäten Weideflächen beträgt die durchschnittliche Weideproduktion pro 
Hektar und Jahr abzüglich der Saat 3 100 kg. Die Energie »Produktion« pro Hektar und 
Jahr ist dann gleich 7 905 000 kcal. Im Vergleich zu natürlichen Weiden »produzieren« ge- 
säte Weideflächen demnach zusätzliche 1 530.000 kcal pro Hektar und Jahr; dabei handelt 
es sich jedoch um keine Nettorechnung, da nicht nur die Saat abgezogen werden sollte, son- 
dern auch der Energieeinsatz von Tieren und Menschen. Genau in diesem Sinne verfährt 
Podolinsky und zwar unter der Annahme, daß pro Hektar und Jahr 50 Pferdestunden Ar- 
beit und 80 Menschenstunden Arbeit gebraucht würden. Der entsprechende Energieinput 
beläuft sich auf 37 450 kcal (diese Angabe ist durchaus plausibel, wenn wirerinnern, daßein 
PS = 0,735 kw und ein kw = 860 kcal, und daß die mechanische Arbeit eines normal arbei- 
tenden Menschen während eines Tages = 0,5 kw oder 430 kcal sein könnte). Er schlußfol- 
gert dann, daß menschliche (und tierische) Arbeit zu einer größeren »Produktion« von 
Energie beiträgt, und zwar im Verhältnis 37 450 zu 1530600, oder 1:41. Dies ist der Ener- 
gieertrag aus einem Energieinput durch menschliche {und tierische) Arbeit. 

Wennerssichim weiteren dem Getreideanbau zuwendet, findet er in seinen Quellen, daß die 
durchschnittliche Weizenproduktion pro Hektar (abzüglich der Saat) 800 kg Weizen und 
2.000 kgStroh beträgt (der niedrige Hektarertrag erklärt sich aus der geringen Verwendung 
künstlichen Düngers; auf jeden Fall zieht Podolinsky den Energieinput durch Dünger nicht 
ab). Er nimmt einen Energiegehalt prokg Weizen von 3750kcal und 2550 kcal prokgStroh 
an, was 8 100.000 kcal pro Hektar bedeutet. Im Vergleich zu natürlichen Weiden »produ- 
ziert« der Getreideanbau unter dem Energieeinsatz von schätzungsweise 100 Pferdestun- 
den Arbeit und 200 Menschenstunden Arbeit, die zusammen 77 500 kcal ausmachen, zu- 
sätzliche 1725 000 kcal pro Hektar und Jahr. Dabei bewirkt jede »Wärmeeinheit in Form 
von Arbeit zur Weizenkultur verwendet, eine Anhäufung von Sonnenenergie, welche 
1725 000 zu 77500 = 22 Wärmeeinheiten ist« (»Neue Zeit«, S. 421). Auch in diesem Fall 
sind die angenommenen Energieinputs für Pferde und Menschen durchaus plausibel. Ich 
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gehe jedenfalls davon aus, daß Podolinsky 25 Tage menschlicher Arbeit und 12 oder 15 Ta- 
ge Pferdearbeit pro Hektar (zum Pflügen, Transport, Dreschen) ansetzt und darüber hinaus 
annimmt, daß eine Stunde Pferdearbeit tatsächlich 1 PS/Stunde entspricht und 1 Tag 
menschlicher Arbeit ungefähr = 500 kcal entspricht. Es ließe sich anmerken, daß von dem 
Output jener Teil auszuschließen wäre, der zur Fütterung der Tiere benutzt wird, und man 
lediglich menschliche Arbeit in den Input einzubeziehen hätte, um wirklich zu dem Ver- 
hältnis Wärmeoutput/menschlicher Wärmeinput zu gelangen. Auch könnte man darauf 
hinweisen, daß nicht für alles Stroh Verwendung besteht (das würde davon abhängen, ob 
wir reinen Getreideanbau oder gemischte Landwirtschaft betrachten). Wichtiger festzuhal- 
ten ist, daß Podolinskys Quotienten in allgemeiner Weise mit jenen der modernen For- 
schung über traditionelle Landwirtschaft übereinstimmen (sowohl als Wärmeoutput/ge- 
samter Wärmeinput als auch als Wärmeoutput/menschlicher Wärmeinput gefaßt), was 
nicht überraschend ist, da er dieselbe Methode benutzte wie die moderne Energieberech- 
nung. 

Es gibt noch einen anderen Punkt, der von Interesse ist. Seine Angaben zeigen, daß die Bio- 
masseproduktion in der Landwirtschaft größer ist als die im Wald. Damit spielt Podolinsky 
auf die durch Pflanzen fixierte Gesamtenergiemenge pro Jahr abzüglich der für Atmung 
verbrauchten Energie an. Die Gesamtproduktion (im biologischen Sinne) magim Wald grö- 
Ber sein, doch landwirtschaftlicher Anbau würde auf jeden Fall die als Nahrung vorhande- 
ne Energiemenge vermehren. Weil Podolinsky zeigen wollte, daß der Energievorrat durch 
menschliche Arbeit zunimmt, entwickelte er das Konzept von der energetischen Produkti- 
vität menschlicher Arbeit. Seine Intention bestand darin, zu einer Definition von »nützli- 
cher Arbeit« oder »produktiver Arbeit« zu gelangen. Pflanzen besitzen aus sich selbst her- 
aus die Eigenschaft zu »akkumulieren«, zu »bewahren«, »anzusammeln«, die Zerstreuung 
von Energie zu verzögern, und dieser Prozeß wird durch die Mittel menschlicher Arbeit in- 
tensiviert: »Die Arbeit ist ein solcher Gebrauch der im Organismus angehäuften mechani- 
schen und geistigen Energie, welcher eine Vergrößerung des allgemeinen Energiebudgets 
der Erdoberfläche zur Folge hat« (»Neue Zeit«, S., 422)’. Arbeit schafft dann Wert, und 
dieser Wert wird in Energieausdrücken gemessen. »Nützliche« oder »produktive« Arbeit 
ist mit anderen Worten Arbeit, die energetisch einen positiven Beitrag leistet. 

Die Landwirtschaft ist mit Sicherheit ein Sektor ökonomischer Aktivität, die sich für solch 
eine Definition von »nützlicher« Arbeit am besten eignet, aber Podolinsky meinte, daß 
auch die Tätigkeiten eines Schneiders, Schusters oder Baumeisters als Arbeit in seinem Sin- 
ne die Bestimmungen erfüllen, soweit sie »Schutz vor der Zerstreuung in den Weltraum« 
bieten (ebd.,S. 422). Er diskutiert ebenfalls (nicht sehr überzeugend) und verwirft diese Idee, 
daß Tiere gemäß seiner Definition in der Natur arbeiten. 

Der zweite Teil von Podolinskys Artikel? betrachtet, wie der menschliche Organismus in 
der Lage ist, Arbeit zu verrichten: »Wir haben aber bis jetzt noch nichts über die Entste- 
hung der Fähigkeit zum Arbeiten im menschlichen Organismus gesagt, ohne welche die 
Anhäufung der Energie auf der Erdoberfläche unter dem Einflusse der Arbeit schwer zuer- 
klären wäre« (»Neue Zeit«,S. 449). Er versteht den menschlichen Organismus richtig als ei- 
ne Wärmemaschine, und unter Anwendung von Helmholtz’ Entdeckungen schlußfolgert 
er, daß der »Mensch die Fähigkeit besitzt, 1/5 der gesamten, mit der Nahrung zugeführten 
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Energie in Muskelarbeit zu verwandeln«. Diesem Verhältnis (das vollständig mit den heute 
gebräuchlichen Meßwerten übereinstimmt) gibt er den verwirrenden Namen »ökonomi- 
scher Koeffizient« (» Neue Zeit«, S. 449, 450), während es tatsächlich aber die energetische 
Leistung des Menschen als einer Maschine ist, die Wärmeenergie in mechanische Energie 
umwandelt, d.h. arbeitet. Dieser sogenannte »ökonomische K.oeffizient« oder die energeti- 
sche Leistung wird von Podolinsky nicht als feste Größe betrachtet, und zwar deshalb 
nicht, weil der Mensch nicht vom Brot allein lebt (und arbeitet), d.h. weil menschliche Be- 
dürfnisse auch Kleidung und Wohnung umfassen und weil nicht die ganze menschliche Be- 
völkerung in der Lage ist, zu arbeiten. Obwohl alte Menschen und Kinder beispielsweise 
auch Kalorien in mechanische Arbeit umwandeln (in einem rein physikalischen Sinne), lei- 
sten sie keinerlei Arbeit von ökonomischem Wert. Daher gestaltet sich der »ökonomische 
Koeffizient« nicht so günstig, wie es die absolute Größe 1/5 andeutet. Unter Berücksichti- 
gung solcher Faktoren und auch des Teils der gesamten Ausgaben, der für den Nicht-Nah- 
rungsmittelverbrauch verwendet wird’, schlußfolgert Podolinsky, daß eine gute Schätzung 
des »ökonomischen K.oeffizienten« der Betrag 1/10 wäre: Der Mensch kann ein Zehntel der 
verbrauchten Energie in Arbeit umwandeln. Eine derartige energetische Leistung kann mit 
der anderer Wärmemaschinen verglichen werden, was Podolinsky auch tat, indem er als 
Vergleichsausdruck die Dampfmaschine heranzog und ausdrücklich aus Sadi-Carnots 
Werk aus dem Jahre 1824 die Umwandlungsprinzipien von Wärmeenergie in mechanische 
Energie — die erste Aussage des zweiten Gesetzes — anführt. Auf diese Weise gelang er zu 
einem allgemeinen theoretischen Prinzip: »Wenn wir also den menschlichen Organismus 
alseine thermische Maschine mit dem ökonomischen Koeffizienten von 1/10 ansehen, wird 
es uns möglich, die Bedingungen des menschlichen Lebens auf der Erde etwas näher zu be- 
stimmen« (»Neue Zeit«, S.451). Ich glaube, daß es Podolinskys ausdrückliche Absicht war, 
auf den Marxschen Ausdruck »die ewige Naturbedingung desmenschlichen Lebens« anzu- 
spielen. 

Da menschliche Arbeit die Fähigkeit besitzt, den vorhandenen Energiestrom zu vermehren 
(wıe die landwirtschaftlichen Energieberechnungen gezeigt haben), ist also die 
»Menschheit eine Maschine, welche nicht nur die Wärme und andere physische Kräfte in Arbeit um- 
wandelt, sondern auch den rückkehrenden Operationszyklus zustandebringt, d.h. die Arbeit in Wärme 
und in andere physische Kräfte, welche zur Befriedigung unserer Bedürfnisse notwendig sind, verwan- 


delt, sozusagen mit ihrer eigenen, in Wärme umgesetzten Arbeit ihren Dampfkessel heizt« (»Neue 
Zeit«, S. 453). 


Um die Existenzbedingungen abzusichern, muß jede Kalorie menschlicher Arbeit eine Pro- 
duktivität (das ist sein eigener Begriff) von mindestens 10 Kalorien haben (unter der Annah- 
me eines »ökonomischen Koeffizienten« von 1/10). Natürlich kann den Bedürfnissen und 
Existenzbedingungen primitiver Völker leichter entsprochen werden, da ihr »ökonomi- 
scher Koeffizient« statt vielleicht bei ein Zehntel näher bei ein Sechstel liegt — ihre Bedürf- 
nisse sind auf Nahrungsmittel beschränkt und mit einer energetischen Produktivität oder 
einem Wärmeertrag zum menschlichen Input von 6: 1 ist ihre Existenz gesichert. Der zivili- 
sierte Mensch, mit einem ungünstigeren »ökonomischen K.oeffizienten«, muß eine größere 
energetische Produktivität haben, da der Nenner nicht bloß Energie für Nahrungsmittel 
sondern auch für andere Bedürfnisse umfaßt. Aus den Daten der französischen Landwirt- 


RITTER MEERE re TE HEHE 


Energieberechnung und »Produktivkräfte« 79 


schaft geht hervor, daß das tatsächlich der Fall war. Wenn die notwendige energetische 
Produktivität der Arbeit nicht erreicht wird, »entsteht die Not und oftmals eine Verminde- 
rung der Bevölkerung« (»Neue Zeit«, S. 454). 

Es sollte angemerkt werden, daß seit Podolinskys Tagen und sogar zu seiner Zeit der tägli- 
che Kalorien-» Verbrauch« »zivilisierter« Menschen viel größer als derjenige »primitiver« 
Menschen war, und daß daher der »ökonomische Koeffizient« oder die energetische Lei- 
stung der »zivilisierten« Menschheit als Wärmemaschine extrem niedrig ist. Wir wandeln 
immer noch ein Fünftel oder ein Sechstel unserer über Nahrungsmittel stattfindenden 
Energieaufnahme in mechanische Arbeit um (ob es sich um »produktive« Arbeit oder um 
Jogging oder um Schreibmaschineschreiben in Büros handelt, ist an dieser Stelle irrelevant), 
aber wir nehmen einen Typus von Nahrungsmitteln zu uns, dessen Produktion auf der Ebe- 
ne von Energie zunehmend aufwendig ist und wir verbrauchen auch für unsere anderen 
»Bedürfnisse« viel Energie. Die Verteilung ist innerhalb solcher Länder natürlich ungleich, 
aber wir könnten auch ihre Energieverbrauchsniveaus denen »primitiver« Menschen oder 
einfach armer Leute in der Dritten Welt gegenüberstellen, die viel weniger verbrauchen 
und deren Lebensbedingungen daher leichter ohne die Plünderung des Vorrats an fossilen 
Brennstoffen entsprochen werden kann. Für einige von ihnen werden selbst diese beschei- 
denen Anforderungen nicht erfüllt, sie leiden Hunger, was nicht weniger als einen Mangel 
an Energieversorgung bedeutet. 

Eine zweite Beobachtung ist von Bedeutung. Podolinsky unterschied in seiner Diskussion 
der energetischen Produktivität menschlicher Arbeit, trotz der Tatsache, daß er sich für 
Kohlevorräte interessierte, nicht weiter, ob die durch solche Arbeit gewonnene Energie aus 
erneuerbaren oder nicht-erneuerbaren Quellen stammte. Seine Beispiele sind auf die fran- 
zösische Landwirtschaft bezogen, die zu seiner Zeit noch hauptsächlich erneuerbare Res- 
sourcen verwendete, wobei er durchaus in der Lage war, prinzipiell zwischen dem Energie- 
vorratan Kohle und den von landwirtschaftlichem Getreide oder von Wäldern und Weiden 
ausgehenden Energieströmen zu unterscheiden. Nach seiner Definition sollten Arbeiter im 
Kohlebergbau vielleicht nicht unter denjenigen klassifiziert werden, die eine »nützliche« 
oder »produktive« Arbeit verrichten, da ihre Aktivität in der Tat die Akkumulation von 
Energie auf der Erde nicht erhöht, sondern im Gegenteil senkt. 

Versucht man die Argumente Podolinskys zusammenzufassen, dann ist festzuhalten, daß 
erauf korrekte Weise die grundlegende Feststellung unterbreitete, daß menschliches Leben 
davon abhänge, wie der Strom der Sonnenenergie genutzt wird. Er versuchte dabei, die Ar- 
beitswerttheorie mit einer Energiewertiheorie in Übereinstimmung zu bringen, und er war 
sich der Implikation, die seine ökologische, thermodynamische Analyse für die Wirtschafts- 
wissenschaften hatte, durchaus bewußt. Darüber hinaus setzte er sich mit einigen Aussprü- 
chen dreier berühmter Ökonomen auseinander. Quesnay vertrat die Ansicht, daß Arbeit 
unproduktiv sei; Adam Smith setzte entgegen, daß nur Arbeit produktiv sei, und Say formu- 
lierte, daß »Arbeit produktiv (ist), Naturkräfte produktiv (sind) und Kapitale produktiv 
(sind)« (»Neue Zeit«, S. 455). Obwohl sein Verständnis der Rolle pflanzlichen Lebens für 
die Umwandlung von Sonnenenergie in Nahrung und andere menschliche Lebensnotwen- 
digkeiten ihn zu einer Neuformulierung der von den Physiokraten eingenommenen Posi- 
tionen hätte führen können, dachte er eher, daß er vermittels seiner Entdeckungen Ques- 
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nay und Smith versöhnt hätte (oder, nach seiner Interpretation, Smith mit sich selbst, da 
Smith keine Arbeitswerttheorie hatte), daß nämlich die energetische Produktivität der Na- 
tur durch menschliche Arbeit zunehme. Seine Schlußfolgerung lautete, daß der energeti- 
sche Gesichtspunkt mit der Ansicht vereinbar war, derzufolge Arbeit Wert schafft. Damit 
wurde ein breites Untersuchungsfeld eröffnet: Wie vermehrt Arbeit den Energievorrat 
(und aus welchen Quellen) und wie werden die Arbeit und die energetischen Erträge dieser 
Arbeit zwischen der Menschheit aufgeteilt? Diese Herausforderung wurde von den Mar- 
xisten lange Zeit nicht angenommen (Auch nicht von anderen Ökonomen oder Sozialwis- 
senschaftlern, wenn wir einige am Rande der Theoriedebatte stehende Pioniere beiseite 
lassen) '°. Die moderne Energieanalyse hat ihre Ursprünge deshalb nicht bei marxistischen 
Ökonomen, sondern vielmehr bei Biologen und Ökologen. 


Engels’ Kommentare zu Podolinsky 


Betrachten wir nun Engels’ Reaktion auf Podolinskys Papier, das mit einem interessanter- 
weise »Einheit der Kraft und Volkswirtschaft« betitelten, kurzen Abschnitt endet, der je- 
doch einen nicht sehr erhellenden Exkurs enthält, in dem Podolinsky versuchte, Produk- 
tionsweisen (Sklaverei, Leibeigenschaft, Kapitalismus) und die »Akkumulation« von Energie 
durch Arbeit zu verknüpfen. In seinem zentralen Argument zeigt er, wie unterschiedlich 
das Verhältnis produktiver Arbeiter (in seiner Definition) in solchen Systemen ist. Soweit er 
sich mit dem Kapitalismus beschäftigt, weicht er von seinem konsequenten energetischen 
Standpunkt ab, und sagt: 


»Statt die Anhäufung der Energie auf der Erde zu vergrößern, verstärken jetzt oftmals die Maschinen 
die nutzlose Zerstreuung der bereits vorhandenen Arbeitskräfte, indem sie infolge Eintreten der Über- 
produktion ein Teil der Proletarier von der Produktion fortjagen.« (»Neue Zeit«, S. 457). 


Engels beachtete diesen letzten Abschnitt nicht besonders und wendete sich dem Kern des 
Artikels zu. Es war nicht das erste Mal, daß er über das zweite Gesetz und das Gesetz der 
Entropie gelesen hatte. In seinen Briefen an Marx bezog er sich allerdings nicht auf solche 
Grundprinzipien. Was er unternahm, war eine bloße Zusammenfassung von Podolinskys 
Energieberechnungen für Marx, um dann abzustreiten, daß man aus der Energieberech- 
nung irgendwelche interessanten ökonomischen Schlußfolgerungen ziehen könne. Er ging 
sogar weiter und lehnte jede Analyse industrieller Systeme in Begriffen von Energie ab. We- 
der interessierten ihn Podolinskys Versuche, die Arbeitswerttheorie neu zu definieren noch 
begriff er, daß Podolinsky einer physikalischen, empirisch abgefaßten Definition von »Pro- 
duktionskräften« tatsächlich sehr nahe kam. In seinen Briefen an Marx (vom 19. und 22. 
Dezember 1882, über zweieinhalb Jahre, nachdem Podolinsky an Marx geschrieben hatte) 
(vgl. MEW 35), bezieht sich Engels auf die italienische Fassung von Podolinskys Artikel!!. 
Zu Beginn seines ersten Briefes stellt Engels fest, daß Podolinskys wahre Entdeckung darin 
besteht, daß menschliche Arbeit Sonnenenergie länger auf der Erde halten kann, als esohne 
sie der Fall wäre, aber alle von Podolinsky aus dieser Tatsache abgeleiteten ökonomischen 
Schlußfolgerungen falsch seien. Er wiederholt dann Podolinskys Argumente, daß sich die 
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täglich vom Menschen verbrauchte Nahrungsmittelenergie, die Engels als Beispiel bei 
10000 Wärmeeinheiten'? festsetzt, in physikalische Arbeit umwandele, aber auf diesem 
Weg viel Energie verlorengehe: physikalische Energie sei nicht gleich der aufgenommenen 
Nahrungsmittelenergie, es sei viel weniger. Diese physikalische Arbeit wird ökonomische 
Arbeit werden, wenn sie eine zusätzliche Fixierung von Sonnenenergie erhält. Engels ver- 
stand beide Konzepte Podolinskys sehr wohl, d.h. den »ökonomischen K.oeffizienten« (die 
Leistung des Menschen als einer Wärmemaschine) und die »energetische Produktivität« 
menschlicher Arbeit. Engels fuhr dann fort, seine metaphysische Vorstellung wirtschaftli- 
chen Wachstums darzustellen, die von den meisten Ökonomen marxistischer und nicht- 
marxistischer Überzeugung geteilt wurden, und er schrieb: 


»Ob nun die durch Aufwendung der 10000 WE der täglichen Nahrung fixierten neuen WE 5000, 
10.000, 20.000 oder eine Million betragen, das hängt allein von einem Entwicklungsgrad der Produk- 
tionsmittel ab« (MEW 35, S. 134). 


Wie soll diese Behauptung von Engels verstanden werden? Solche Angaben wurden von 
Engels natürlich nicht als überlegte Schätzungen gegeben. Aber ich glaube, es wäre ange- 
messen, den Schluß zu ziehen, daß er (bei entsprechenden Produktionsverhältnissen) keine 
Grenzen für die Energiemenge sah, die durch die Arbeit des Menschen nutzbar gemacht 
werden könne. Vielleicht ist es von Interesse, zu bedenken, daß die Angabe von einer Mil- 
lion kcal ungefähr der jährlichen Nahrungsaufnahme eines Menschen entspricht, und En- 
gels sagt demnach, daß man mit einer Tagesarbeit Nahrungsmittel für ein Jahr erreichen 
könne, wenn die Produktionsmittel ausreichend entwickelt wären. Durch Zufall ist dies tat- 
sächlich die Art von Beträgen, die die »moderne Landwirtschaft« (Pimentel 1979; Leach 
1976; Naredo 1980) als Quotientenergieoutput zu menschlichem Energieinput mit der Grö- 
ße von 2000-3000 erzielt. Dies kann mit den Quotienten in der traditionellen Landwirt- 
schaft von 10: 60 verglichen werden (Rappaport 1968; Thomas 1976; Naredo 1980; außer- 
dem die von Pimentel und Leach angeführten Untersuchungen für Mexico und China). 
Wenn wir uns wieder Podolinskys Angaben über Weizenanbau in Frankreich mit einem 
Output von 800 kg/Hektar und etwa 25 Arbeitstagen pro Hektar zuwenden (unter der An- 
nahme, daß Pferde mit Stroh und Grünfutter von unbenutztem Land gefüttert werden und 
Stroh kein anderer Wert beigemessen wird), beträgt der Quotient aus Wärmeoutput und 
menschlichem Wärmeinput ungefähr 250°. In all diesen Beispielen — außer in der moder- 
nen Landwirtschaft — ist der menschliche Wärmeinput der einzige Input, der zählt, da 
Zusgtiere (soweit vorhanden) von Abfall oder auf Brachland leben, und man unter Dünger 
wiederverwendeten organischen Dünger verstehen kann. Obwohl in der »modernen« 
Landwirtschaft mit ihren vielen Inputs von außerhalb des Hofes das Verhältnis von Wär- 
meoutput zu Gesamtwärmeinput sehr hoch ist, ist das Verhältnis von Wärmeoutput zu Ge- 
samtwärmeinput viel geringer als in der traditionellen Landwirtschaft. Wenn man Dünger, 
Kraftstoff für Motoren, Pestizide usw. und auch die Energieaufwendungen für die Vertei- 
lung an die Haushalte berücksichtigt, sind bei einer nordamerikanischen Ernährungsweise 
10 Kalorien für jede zu Tisch gelieferte Kalorie notwendig. Dem von Engels gezeichneten 
optimistischen Bild mangelt es also an Gehalt für die Welt im allgemeinen, obwohl es für 
solche Länder angemessen wäre, die auf einen Energievorrat an Öl zurückgreifen können. 
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Aber wie Pimentel und Leach gezeigt haben, können die landwirtschaftlichen Methoden 
und (größtenteils auf Fleisch basierenden) Ernährungsweisen nordatlantischer Länder 
nicht auf die ganze Welt übertragen werden. 

Natürlich würden Ölarbeiter oder Arbeiter in Atomkraftwerken (auch Arbeiter in Wasser- 
kraftwerken) extrem hohe Quotienten von Energieoutput zum menschlichen Energieinput 
aufweisen. Zu Engels Zeit gab es solche Arten von Arbeit nicht, allerdings existierte mit Si- 
cherheit der Kohlebergbau, worauf sich Engels auch bezieht: 

»Was Podolinsky total vergessen hat, ist, daß der arbeitende Mensch nicht nur ein Fixierer gegenwärti- 
ger, sondern ein noch viel größerer Verschwender vergangener Sonnenwärme ist. Was wir in Ver- 


schleuderung von Energievorräten, Kohlen, Erze, Wälder usw. leisten, kennst Du besser als ich« 
(MEW 53, S. 134). 


Es ist nicht richtig, daß Podolinsky dies vergessen hatte — aber dies spielt keine Rolle. Was 
wirklich eine Rolle spielt, ist, daß Engels zur selben Zeit glaubte, daß die »Entwicklung der 
Produktionsmittel die Ursache (unbegrenzter?) Zunahme von Energievorrat« sei. Müssen 
wir dann die Entwicklung der Produktionsmittel durch die erreichten Quotienten Energie- 
output/menschlicher Energieinput messen? Podolinskys Ansatz implizierte dies in der Tat, 
aber Engels weigerte sich, die Linie anzunehmen, indem er weiter abstritt, daß Energieana- 
lyse auf eine industrielleÖkonomie anwendbar sei. Er schrieb, daß die Rechnungsweise von 
Energiequotienten und Energiekosten nur in den primitiven Produktionsbereichen wie 
Jagd, Fischerei, Viehzucht und Landwirtschaft möglich sei. In der Landwirtschaft — so 
sein scharfsichtiger Kommentar — sei eine solche Rechnungsweise bereits sehr schwierig, 
weil der energetische Wert von Düngern und anderen Hilfsmitteln einbezogen werden 
müßte. Betrachte man die Industrie, so Engels, dann müsse all solche Rechnungsart sogar 
ganz aufhören. 
Wert war durch Arbeit gegeben, und in der Industrie gäbe es keine Möglichkeit, derartige 
ökonomische Kategorien in physikalische Mengen zu übersetzen. »Der Energiewert, den 
Produktionskosten nach, eines Hammers, einer Schraube, einer Nähnadel ist eine unmög- 
liche Größe« (ebd.). Dies ist aber ein Fehler, weil genau dies in der Energieanalyse getan 
"wird. Aber Engels hatte ein Vorurteil gegen sie: » Aus meiner Sicht«, so schrieb er, »ist der 
Wunsch, ökonomische Beziehungen in physikalischen Maßstäben auszudrücken, völlig 
unmöglich.« Alles, was Podolinsky dargestellt habe, sei die alte Geschichte, daß alle Indu- 
strieproduzenten von Erzeugnissen der Landwirtschaft, Viehzucht, Jagd und Fischerei le- 
ben müssen — diese wohlbekannte Tatsache »kann man also, wenn’s beliebt, auch ins Phy- 
sikalische übersetzen, wobei aber kaum viel herauskommt.« Mit diesen Worten schließt er 
seinen zweiten Briefan Marx, und vielleicht hätten bis vor kurzem viele Ökonomen mit ihm 
übereingestimmt. Landwirtschaft ernährt die Städte, eine höhere landwirtschaftliche Pro- 
duktivität wird eine größere industrielle Expansion zulassen, höhere Einkünfte für diese 
Bauern oder Landarbeiter noch gar nicht mitgerechnet. Jeder Landarbeiter wäre in der La- 
ge, 10, 20, 50 oder 100 Stadtbewohner zu ernähren. Dies wurde von den Wirtschaftswiss- 
senschaftlern gelehrt (mit der soziologischen Ableitung, daß Landwirtschaft im kleinen 
Rahmen oder, genauer, arbeitsintensive Landwirtschaft ein Überbleibsel der Vergangen- 
heit sei). Aber. wenn die Tatsachen in die Sprache der Physik (ins Physikalische übersetzen, 
wie Engels schrieb) übersetzt werden sollen, sollte das, was in der ökonomischen Sprache 
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»größere Produktivität« genannt wird, eindeutig »geringere Produktivität« genannt wer- 
den. Dadurch gewinnt man ein Verständnis der realen Quellen des Wachstums und der 
Grenzen des Wachstums. Dasselbe gilt für die Industrie. Größere »Produktivität« in der 
Wirtschaft bedeutet größere »Destruktivität« gegenüber dem Vorrat an fossilen Brennstof- 
fen in der Energieanalyse. 


Schlußbemerkung 


Nach Engels’ Ansicht hatte Podolinsky gute Absichten, lag aber falsch, weil er Physik und 
Wirtschaftswissenschaft kombiniert hat. Ich glaube, Engels meinte, daß der Marxismus 
schon eine Werttheorie habe, die keinerlei Unterstützung durch die Physik benötige, wie 
Podolinsky sie bereitzustellen sich bemühte. Dinge besaßen Wert, weil sie durch Arbeit ge- 
schaffen wurden, und dieser Wert war größer als seine Arbeitskosten, weil die Arbeit zu ihren 
Reproduktionskosten verkauft wird. Die Dinge, aus denen sich die Produktion zusammen- 
setzte, konnten aggregiert werden, obwohl sie heterogen waren, indem ihre Werte benutzt 
wurden — und mit Sicherheit nicht, indem ihre Energiekosten oder ihr Energiegehalt zu- 
grundegelegt wurden. »Produktion« nahm in der Engelschen Perspektive jenach Entwick- 
lung der »Produktivkräfte« zu, die der Kapitalismus zu gegebener Zeit zwar nicht weiter 
würde erhöhen können, die aber durch den Sozialismus auf eine Weise vorangetrieben wür- 
den, so daß nach einer Phase der Verteilung je nach Menge und Qualität der Arbeit eine 
Verteilung entsprechend den Bedürfnissen möglich wäre. Es ist nicht notwendig, die Iyri- 
sche Passage von Marx in der »Kritik des Gothaer Programms« über das Wachstum der 
Produktivkräfte anzuführen. Eine durchgängige materialistische Analyse (auf der Energie- 
ebene und ebenso hinsichtlich materieller Ressourcen) fehlte damals und fehlt immer 
noch!*. Die Alternative besteht nun nicht darin, eine energetische Werttheorie zu ent- 
wickeln (wenige Leute haben das vorgeschlagen). Die Alternative besteht auch nicht darin, 
erneut aufeine Theorie von Werte = Preise zurückzufallen, da Preise weder Energiekosten 
widerzuspiegeln noch die Verfügbarkeit von Energie im Zeitlauf zu reflektieren vermögen, 
da diese unbekannt sind'°. Außerdem spiegeln Preise eine sehr ungleiche Verteilung von 
Einkommen wider, und Produktion über Preise zu lenken bedeutet folglich, diese Ungleich- 
verteilung zu akzeptieren. Die Alternative besteht vielleicht darin, ohne eine allgemeine 
Werttheorie auszukommen — dies würde es zulassen, die Weltwirtschaft in einer Weise zu 
steuern, daß sie die von den Menschen benötigten Gebrauchswerte produziert, während sie 
gleichzeitig in geringerem Maße nicht erneuerbare Energie zerstört und gerechter die Last 
der Arbeit verteilt, zumindest mag das den Menschen gestatten, ohne Schuldgefühle hin- 
sichtlich ihres Mangels an ökonomischer Rationalität entlang solcher Linien zu denken. In- 
dem der Marxismus sich weigerte, Energieprobleme zu behandeln, konnte er die Vorstel- 
lungen eines zukünftig unbegrenzten Überflusses am Leben erhalten. In der Zwischenzeit 
sollte Verteilung in den sogenannten sozialistischen Ländern nach dem Leistungsprinzip er- 
folgen (wofür man eine Theorie benötigen würde, die es nicht gibt, nämlich warum einige 
Typen von Arbeit in Menge und Qualität wertvoller sind als andere Typen von Arbeit). Ich 
habe den jüngsten Diskussionen über solche Probleme nur wenig hinzuzufügen, außer viel- 
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leicht die Bemerkung von Kropotkin in Erinnerung zu rufen, daß die Marxisten, während 
es der Ungleichheit im Kapitalismus an Legitimität mangele, darauf eingeschworen zu sein 
scheinen, Ungleichheit nach der Revolution im Namen revolutionärer Prinzipien mit einer 
positiven Sanktion zu belegen. Marxisten fanden es schwierig, von dieser Vorstellung von 
Fülle abzulassen. Energieanalyse und, im allgemeinen, ökologische Analysen waren dem 
Marxismus immer fremd, und dieser Aufsatz ist ein Versuch, Ursprünge dieser Trennung 
aufzuspüren. Vielleicht könnte man optimistisch sagen, daß Engels die Prinzipien der Ener- 
gieberechnung in der Landwirtschaft aber nicht in der Industrie verstand, daß er auch klar 
den Unterschied zwischen Verbrauch des Energievorrats an Kohle und Gebrauch des 
Stroms der Sonnenenergie verstand, und daß er vielen späteren Wirtschaftswissenschaft- 
lern, Soziologen und Historikern in seiner Kenntnis und seinem Interesse für Naturwissen- 
schaft weit voraus war. Gesagt werden muß aber, daß Marx und Engels die Gelegenheit 
hatten, das erste Bemühen um einen ökologischen Marxismus zu lesen und das nicht vor- 
teilhaft genutzt haben. Sicher ist zu berücksichtigen, daß diese Chance sich erst in einem 
späten Lebensabschnitt ergab. Es hätte späteren Marxisten überlassen bleiben sollen, den 
Marxismus im Licht der Energieanalyse zu modifizieren, aber es gab gegenüber einem sol- 
chen Unterfangen epistemologische (der Gebrauch von Kategorien aus der politischen 
Ökonomie) und ideologische Hindernisse (die Vorstellung eines zweistufigen Übergangs 
zur kommunistischen Gleichheit). 

Als abschließende Fußnote möchte ich anmerken, in welchem Maße die Erinnerung an 
Podolinskys Beitrag verloren gegangen ist. So bezog der Anthropologe Lesly White, der in 
seinen Untersuchungen über Evolution von Kultur einen marxistischen und einen energe- 
tischen Ansatz miteinander verband, seine Anknüpfungspunkte nicht von Podolinsky, 
sondern von dem späteren deutschen Chemiker und Philosophen, dem Nobelpreisträger 
Wilhelm Ostwald. Ostwald wiederum wußte von Podolinskys Artikeln nichts und war 
scheinbar am Marxismus uninteressiert — er war Mitglied des von Heckel, einem über- 
zeugten »Materialisten« (oder eher »Energetiker«) gegründeten Monistenbundes'®. Ich 
habe bereits Frederick Soddy zitiert, auch ein Nobelpreisträger, der, denke ich, auf Öst- 
wald aufbaute und durchaus am Marxismus interessiert war — aber auch er kannte Podo- 
linsky nicht. Sein bedeutendster Beitrag war die Idee, daß »Kapital« in gewissem Sinne die 
Akkumulation von Produktionsmitteln bedeutete und in einem anderen Sinne Schulden 
gegenüber den Inhabern von Aktien und Wertpapieren; da in dem ersten, »realen« Sinne, 
Kapital in der Tat nicht eine Akkumulation der Produktionsmittel sondern eher das Er- 
gebnis bereits verbrauchter Energie war, erhöhte die Welt ihre Schulden gegenüber den Ei- 
gentümern eines Energievorrats, der nicht länger existierte. Die Schuldenzahlungen wür- 
den letztlich eingestellt werden. Er war jedoch hinsichtlich radioaktiver Energie — seines 
eigentlichen Untersuchungsfeldes als Naturwissenschaftler — hoffnungsvoll. Marxisten, 
die neuerdings Engels’ Position zu dem zweiten Gesetz der Thermodynamik wahrnehmen, 
verweisen weder auf Podolinsky noch auf Engels’ Kommentare zu ihm. Ähnlich schwei- 
gen sich moderne marxistische Schriften über die Kontroverse zu den Grenzen des Wachs- 
tums über Podolinsky und Engels aus, offensichtlich nicht absichtlich, sondern weil die Er- 
innerung an diese frühe Debatte verlorengegangen ist. Es gibt auch keine Erwähnung von 
Podolinskys Artikel und Engels Reaktion darauf bei Alfred Schmidt. Außer Lesly White 
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(1943) waren sich andere ökologische Anthropologen, die sich als Marxisten begriffen (wie 
in der Tat Podolinsky selbst), dieser frühen Beiträge nicht bewußt. Es ist bemerkenswert, 
dal} Marx und Engels fast 100 Jahre vor Lees Buch (1979) wußten, daß man die Energieströ- 
me in Sammler- und Ackerbaugesellschaften untersucht hatte (obwohl sie nicht dachten, 
daß das sehr nützlich war). 


Übersetzung aus dem Englischen von Jochen Lorenzen 
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Anmerkungen 


1 Dies ist eine neue und erweiterte Fassung des zweiten Teils eines von J. Märtinez- Alier und J.M. 
Naredo (in Cuadernos de Ruedo iberico, Nr. 63-66, Barcelona) 1979, und auf Katalanisch (in Oua- 
derns d’alliberament, Nr. 5, Barcelona) 1980 veröffentlichten Artikels. Auf die Briefe von Engels 
an Marx über Podolinsky stieß ich dank eines Hinweises von Naredo bei Marx und Engels, Lettres 
sur les sciences de la nature, Editions sociales, Paris 1973. Naredo hat Energiebilanzen für die spa- 
nische Landwirtschaft veröffentlicht und ich bin ihm für viele Gedanken über Energie, Wirt- 
schaftswissenschaft und Politik dankbar. Ich danke Verena Stolcke und Jordi Brandts für ihre Hil- 
fe mit der deutschen Sprache. 

2 Der Begriff »Kraft« wurde von ihm synonym mit »Energie« verwandt. 

3 Diese beiden kurzen, eher formellen und nicht informativen Briefe befinden sich beim Institut für So- 
zialgeschichte, Amsterdam. Ich danke Rudolf de Jong und dem Institut für die entsprechenden Pho- 
tokopien. Es gibt keine Briefe von Marx an Podolinsky in der veröffentlichten Korrespondenz {in 
MEW) oder in Amsterdam. Marx antwortete mit Sicherheit auf Podolinskys ersten Brief, aber nach 
Podolinskys Antwort scheint Marx’ Brief eine freundliche Bestätigung über den Erhalt des Papiers ge- 
wesen zu sein — er zeigte außerdem Interesse an Podolinskys Gesundheit, die schlecht war. 

4 Mainz 1857 (viele Auflagen). Molleschott hatte bereits 1850 Lehre der Nahrungsmittel (über Er- 
nährung) veröffentlicht. Er wurde 1822 in den Niederlanden geboren und starb 1893 in Rom, war 
Universitätsprofessor und ein militanter »Materialist«. 

5 Auch nicht für eine Analyse von materiellen Strömen, da »auch Materie eine Rolle spielt«, wie 
Georgescu-Roegens sagt; beispielsweise könnte durch Erosion verlorener Boden, der jetzt auf dem 
Grund des Meeres liegt, vielleicht wiedergewonnen werden, aber die Kosten (auf der Energieebe- 
ne) wären unerschwinglich. j 

6 Für diese Art von Ansatz, der von großem Interesse, jedoch der Energieanalyse der Ökonomie 
fremd ist, siehe beispielsweise M. Massarat 1974, 1980a, 1980b. 

7 Ich werde Podolinskys Kommentare über »geistige« Energie beiseitelassen, die abschweifender 
Natur sind und (durchaus zu Recht, wie ich finde) Engels Aufmerksamkeit nicht verdienten. 

8 In der folgenden Ausgabe von Die Neue Zeit, die auch Marx’ Todesanzeige enthielt. 

9 Er benutzt hier Geldwerte und läßt dabei seine energetische Weltanschauung beiseite (nicht mein 
eigener Begriff, sondern der Titel eines Muches von W. Schnenen von 1908, der einen Kommentar 
zu W. Ostwalds Lehren darstellt). 

10 Hauptsächlich einige Physiker und Chemiker und später einige ökologische Anthropologen und 
noch später einige sehr wenige Wirtschaftshistoriker mit einer entschieden nicht-marxistischen 
Neigung, wie Carlo Cipolla in seiner Economic History of World Population. 

11 Die ich nicht gesehen habe und die 1881 in La Plebe erschien. Nicht bekannt ist mir auch, in wel- 
cher Sprache Podolinsky seinen Artikel zuerst schrieb, wahrscheinlich auf Deutsch oder auf Fran- 
zösisch. In seinen Briefen an Marx verweist er auf Arbeiten, die er für die Revue socialiste schreibt, 
aber ich habe nicht überprüft, ob das veröffentlicht wurde. Vielleicht hatte Marx die Manuskripte 
oder Belege des Artikels in Die Neue Zeit gesehen oder vielleicht besaß er noch das Papier, das Po- 
dolinsky ihm 1880 geschickt hatte. Auf jeden Fall wird aus Engels’ Briefen deutlich, daß Marx ihn 
um seine Meinung zu Podolinsky gebeten hatte, und es ist offensichtlich, daß Engels’ Kommentare 
auf den in Die Neue Zeit veröffentlichten Artikel bezogen sind, der wahrscheinlich derselbe ist, 
den Podolinsky 1880 an Marx geschickt hatte. 

12 Wovon ich annehme, daß es sich um kcal handelt, was dann eine viel zu große Menge wäre, aber 
das ist weniger wichtig. 

13 Es gibt ein weites Spektrum von Unterschieden in den Quotienten für Energieoutput/menschli- 
chem Energieinput, die für die traditionelle Landwirtschaft angegeben werden. Einige der niedrig- 
sten, die ich gefunden habe, sind jene bei Thomas (1976) für Knollen in den Anden, nämlich unter 
10. Der bei Podolinsky auftauchende Quotient von 250 für französischen Weizenanbau vermin- 
dert sich in der Tat auf ungefähr 50, wenn wie üblich der menschliche Wärmeinput gemessen wird. 
Grundsätzlich gibt es drei Arten, den menschlichen Wärmeinput zu messen. Nehmen wir an, ein 
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Mensch ißt 1.) 3000 kcal pro Tag, arbeitet 2.) acht Stunden, während derer er 2000 kcal verbraucht 
(dieanderen 1000 kcal verbraucht er beim Schlafen und im Ruhezustand), 3.) die während der acht 
Stunden verrichtete Arbeit ist energiemäßig gleich, sagen wir, 400 kcal. Podolinsky maß menschli- 
chen Energieinput wie 3.), während Rappaport, Thomas etc. es wie 2.) messen. Es wie unter 1.) zu 
messen, wäre andererseits für Ochsen oder Pferde angebracht (obwohl Podolinsky dieses Maß 
nicht benutzte — auch er gebrauchte das Energieäquivalent verrichteter Arbeit), daman behaup- 
ten könnte, daß der einzige Zweck von Zuchttieren im Leben in Arbeit besteht. Für Traktoren wä- 
re 1.) und 2.) dasselbe (»Nahrung« wäre die Energie in Öl), und 3.) wäre ein Bruchteil, das von der 
Leistung des Traktors abhinge. 

14 Trotz der Tatsache, daß Marx in der Kritik des Gothaer Programms auch geschrieben hatte, daß 
nicht nur Arbeit sondern auch Natur eine Quelle von Gebrauchswerten und daß Arbeit selbst eine 
Manifestation einer natürlichen Kraft sei. 

15 Die Preise spiegeln auch keine materielle »Entropie« wider, um Georgescu-Roegens Gedanken 
aufzugreifen. 

16 Er war der Verfasser von Energetische Grundlagen der Kulturwissenschaft (1909), Der energeti- 
sche Imperativ (1912), Die Philosophie der Werte (1913). Ostwald erläuterte seine Ansichten zum 
ersten Mal 1895, wie er selbst indem Vorwort zu Der energetische Imperativ sagt. Er verweist auf 
Georg Helm und Ernst Solvay als Mitbegründer der soziologischen Energetik. Ich weiß nicht, was 
der Industrielle Solvay schrieb, während Helm 1887 und 1898 Bücher über Energie verfaßt hatte 
(die ich nicht gesehen habe). Ostwalds »energetischen Imperativ«, der in seiner Sicht ein morali- 
scher Imperativ war, formulierte er folgendermaßen: Vergeude keine Energie, verwerte sie! (...) 
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Alternative Regionalökonomie 

Chancen kommunal-genossenschaftlicher Ansätze 
am Beispiel Bremen 


Einleitung 


Seit einigen Jahren geistert durch die regionalwirtschaftliche Diskussion der Bundesrepu- 
blik ein Begriff, der mittlerweile auch Eingang in die Politik gefunden hat: das »Nord-Süd- 
Gefälle«. Die Analogie zum globalen Dualismus von »reichem Norden« und »armem Sü- 
den«, von dominierenden Metropolen und abhängiger Peripherie des Weltmarkts erscheint 
frivol, da es sich doch um Ungleichgewichte innerhalb einer Gesellschaft von außerordent- 
licher Wirtschaftskraft und hohem Konsumstandard handelt. 
Gleichwohl ist diese Analogie nicht ganz sinnlos: wenn sich Wirtschaftswachstum, Steuer- 
aufkommen, Beschäftigungsniveau und Wohlstand innerhalb der Bundesrepublik weiter 
so auseinanderentwickeln wie im letzten Jahrzehnt, wird sich die bisherige relative Einheit- 
lichkeit der Lebensverhältnisse auflösen. An ihre Stelle wird die wachsende Kluft zwischen 
dynamischen und prosperierenden Zentren von Industrie, Dienstleistungen, Forschung 
und Finanzen auf der einen Seite, industriellen Krisen- und sozialen Notstandsregionen auf 
der anderen Seite treten. Insofern nähert sich die Bundesrepublik nur der kapitalistischen 
Normalität, wie sie etwa in Italien, England oder den USA sehr viel schärfer ausgebildet ist 
(vgl. dazu Läpple 1986). Wirtschaftspolitische Konzepte einer weltmarktorientierten »Mo- 
dernisierung«, seien sie konservativer oder sozialdemokratischer Provinienz, verstärken 
entweder diese Entwicklungen oder nehmen sie schlimmstenfalls gar nicht zur Kenntnis. 
Wirtschaftspolitische Alternativen sind dünn gesät. In den nachfolgenden Ausführungen 
geht es um die Möglichkeit eines an ökologischen, sozialen und demokratischen Kriterien 
orientierten Entwicklungswegs für traditionelle Industrie- und Handelsregionen, die ge- 
genwärtig eher zu den Verlierern als zu den Gewinnern desrapiden Umbruchs von Techno- 
logien und internationaler Arbeitsteilung zählen. Konkret geht es um die Stadt Bremen. 
Im Mittelpunkt stehen vier Fragen: 
1. Wie können autonome Handlungs- und Entscheidungsräume für die Gemeinden und 
Regionen gegenüber den anonymen »Sachzwängen« des Weltmarkts erweitert werden? 
2. Wo liegen die Grenzen für eine »endogene«, selbst-reproduktive Entwicklung einer Re- 
gion, die so stark in den Weltmarkt eingebunden ist wie die alte Hafen- und Kolonialmetro- 
pole Bremen? 
3. Wie kann die »alternative Ökonomie« aus ihrer Nischenexistenz herauswachsen und die 
Phase der »ursprünglichen Akkumulation« bewältigen? 
4. Wie könnte ein gesellschaftliches und politisches Bündniskonzept aussehen, um eine 
Neuorientierung gegenüber der jetzt vorherrschenden Weltmarkt- und Wachstumskoali- 
tion durchzusetzen? 
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Das »Nord-Süd-Gefälle« — Ursachen und Folgen 


Die geographische Unterscheidung Nord-Süd ist zugleich treffsicher und verhüllend: sie 
trifft die Tatsache, daß sich die wirtschaftsgeographischen Wachstumspole vom Norden 
der Bundesrepublik in den Süden verschoben haben. Und sie verhüllt, daß diese geographi- 
sche Verschiebung Resultat eines tiefgreifenden technischen, ökonomischen und sozialen 
Wandels und von Umwälzungen der internationalen Arbeitsteilung ist. 

Es sind gerade die traditionellen Industriestandorte, die heute zu Krisenregionen geworden 


“ sind, während die Bundesländer, die erst nach dem zweiten Weltkrieg voll von der Indu- 


strialisierung erfaßt wurden, an der Spitze von Technologie und Wachstum stehen. Bayern, 
das noch bis in die 60er Jahre in Norddeutschlandals rückständig-provinziell belächelt wur- 
de, verzeichnet inzwischen das dynamischste Wirtschaftswachstum mit einem Wachstum 
des realen Sozialprodukts von 37 v.H. im Zeitraum 1975 bis 1985. Es folgen die Bundeslän- 
der Hessen (+ 29%), Rheinland-Pfalz und Baden- Württemberg (+ 27%). Am Ende die- 
ser Skala stehen Hamburg (+ 19%), Nordrhein-Westfalen (+ 18%) und als Schlußlicht 
Bremen (+ 14%) (vgl. dazu Friedrichs u.a. 1986). 

Selbstverständlich verdecken diese Zahlen, daß auch innerhalb der prosperierenden Länder 
krasse Disproportionen zwischen städtisch-industriellen Zentren und ländlichen Gebieten 
bestehen. So zählen etwa die östlichen Grenzregionen Bayerns zu den ausgesprochenen 
Krisengebieten mit hoher Arbeitslosigkeit, Abwanderung und niedrigem Einkommensni- 
veau. Und innerhalb Nordrhein-Westfalens existieren krasse Gegensätze zwischen den alt- 
industriellen Krisenregionen des Ruhrgebiets und den modernen, expandierenden Indu- 
strie- und Dienstleistungsstandorten. Insofern beschönigen diese globalen Vergleichsdaten 
sogar die reale Auseinanderentwicklung zwischen den wirtschaftlichen Ballungszentren 
der Bundesrepublik: Der Abstand zwischen München, Stuttgart und Bremen als den Ver- 
lierern des Strukturwandels ist noch erheblich größer, als im Vergleich der Flächenländer 
sichtbar wird. 

Die Ursachen für diesen Differenzierungsprozeß sind mittlerweile breit diskutiert. Ich werde 
deshalb nur stichpunktartig einige der wichtigsten strukturellen Entwicklungen benennen: 

(1) Im Ruhrgebiet und an der norddeutschen Küste ballen sich traditionelle Industrien, die 
dort vom 19. Jahrhundert bis in die 60er Jahre hinein Vorreiter von Wachstum und Be- 
schäftigung waren: Die Montanindusirie (Kohle, Stahl), der Schiffbau und die Textilindu- 
strie. Dazu kommen spezifische Küstenökonomien wie F ischfang und Fischverarbeitung. 
Alle diese Branchen befinden sich seit den 70er Jahrren in einem tiefgreifenden internatio- 
nalen Strukturwandel, in dem Westeuropa (und die USA) immer mehr Marktanteile zu- 
nächst an Japan und dann an die neu industrialisierten »Schwellenländer« verloren — zum 
Teil als direkte Folge von Kapitalexport in diese Regionen. 

(2) Rohstoffverarbeitende, energieintensive Großindustrien, die in den 60er und 70er Jah- 
ren mit Milliardensubventionen an Hafenstandorte in Norddeutschland gezogen wurden 
(Raffinerien, Chemieindustrie, Aluminiumproduzenten), wandern mittlerweile bereits wie- 
der ab: Dieser Typus von stark umweltbelastenden Industrien siedelt zunehmend an den 
Küsten der rohstoffproduzierenden Länder der »3. Welt«. 

(3) Im Vergleich zu ihren südlichen Konkurrenten haben die Küstenländer eine stark defizi- 
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täre Forschungs- und Technologie-Infrastruktur: Die große Mehrzahl der technologieori- 
entierten Forschungseinrichtungen der Bundesrepublik befindet sich in ihrer südlichen 
Hälfte. Dementsprechend sind die modernen Wachstumsindustrien verteilt: Firmen wie 
Siemens, Bosch, IBM, Nixdorf, MBB oder Daimler haben ihren Schwerpunkt in Bayern 
und Baden-Württemberg, wo High-Tech-Industrien, Rüstungsproduktion und staatlich 
organisierte Forschung eine enge Symbiose eingegangen sind. 

(4) Dazu kommen noch einige Sonderfaktoren wie etwa die Verlagerung gewichtiger Teile 
der Kaffee- und Tabakindustrie aus Bremen nach Westberlin aufgrund des starken Sub- 
ventionsgefälles zugunsten der ehemaligen »Reichshauptstadt«. 

(5) Die Teilung Deutschlands und Europas als Resultat.des zweiten Weltkriegs hat die 
nordwestdeutschen Wirtschaftszentren von ihrem traditionellen »Hinterland« in Mittel- 
und Osteuropa abgeschnitten. Das gilt insbesondere für eine Hafenstadt wie Hamburg. 
Umgekehrt hat die Gründung der EG und die Herausbildung eines integrierten westeuro- 
päischen Marktes die Wachstumstrends stark in die südwestlichen Regionen verlagert: 
heute bildet das Rhein-Main-Gebiet die zentrale Wirtschaftsachse der Bundesrepublik, 
die eng mit der Schweiz, dem Pariser Becken und den Benelux-Staaten korrespondiert. 
(6) Diese Entwicklung hat besonders die beiden Universalhäfen Hamburg und Bremen ge- 
troffen: mit der wirtschaftlichen Integration Westeuropas und dem grenzüberschreiten- 
den Ausbau der Verkehrswege (Autobahnen, Eisenbahnverbindungen und Binnenschiff- 
straßen) verlagerte sich der seewärtige Außenhandel der Bundesrepublik zunehmend auf 
die holländisch-belgischen Westhäfen, insbesondere auf Rotterdam, das zum Hauptex- 
porthafen der bundesdeutschen Industrie wurde. 

Das Resultat dieser knapp skizzierten Entwicklungstendenzen ist ein seit etwa Mitte der 
70er Jahre offenbar wartender Prozeß der »Abkoppelung« der norddeutschen Küstenre- 
gionen von der allgemeinen Wachstums- und Wohlstandsentwicklung in der Bundesrepu- 
blik. Zwei Momente sind besonders augenfällig: Die drastischen Beschäftigungsverluste 
im verarbeitenden Gewerbe (minus 30 % von 1970-1985 in Bremen) und das im Bundes- 
vergleich unterdurchschnittliche Wachstum des Dienstleistungssektors. Der De-Industria- 
lisierung dieser Wirtschaftsregion entspricht also kein beschleunigter Ausbau des tertiären 
Sektors, der die Arbeitsplatzverluste hätte kompensieren können. 

Die Dauerarbeitslosigkeit auf hohem Niveau ist nicht allein ein arbeitsmarktpolitisches 
Problem, sondern hat auch weitgehende finanzpolitische Auswirkungen: Immer mehr Er- 
werbslose müssen ganz oder teilweise von den Gemeinden im Rahmen der kommunalen 
Armutsverwaltung finanziell unterstützt werden. In einem Stadtstaat wie Bremen macht 
die »Sozialhilfe« bereits rund 10% aller öffentlichen Netto-Ausgaben aus. 

Gleichzeitig werden hohe Beträge für die Stabilisierung von Krisenbranchen aufgewandt: 
Allein für die angeschlagenen Werften hat die Bremer Landesregierung im letzten Jahr- 
zehnt ca. 300 Millionen DM an Zuschüssen und Bürgschaften aufgebracht (zusätzlich zu 
den Subventionen der Bundesregierung). Dennoch gingen fast 50% der Arbeitsplätze im 
Schiffbau verloren. Da zudem die Steuereinnahmen aufgrund der wirtschaftlichen Proble- 
me niedriger als im Bundesdurchschnitt ausfallen, klafft die Schere zwischen öffentlichen 
Einnahmen und krisenbedingten Ausgaben immer weiter auseinander. Logische Folge ist 
ein rapides Ansteigen der öffentlichen Verschuldung: ein steigender Anteil der Ausgaben 
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von Ländern und Gemeinden in den Krisenregionen muß per Kredit finanziert werden, 
was wiederum die Zinsbelastung in die Höhe treibt. In Bremen als dem relativ höchstver- 
schuldeten Bundesland hat die Zinsquote inzwischen 15% der Gesamtausgaben über- 
schritten — eine Tendenz, die die Gestaltungsspielräume der Haushaltspolitik gegen Null 
schrumpfen läßt. 

Während Baden-Württemberg und Bayern 1986 ihren Nettohaushalt zu 96% aus laufen- 
den Einnahmen finanzierten, konnten das Hamburg nur zu 88%, Bremen zu 82% und 
das Saarland zu 79%. Angesichts dieser Strukturen und Entwicklungen ist öffentliche 
Wirtschaftspolitik selten mehr als Mangelverwaltung und Krisenmanagement. 


Konturen einer alternativen Regionalpolitik 


Dieser Überblick über die sozio-ökonomische Krisenentwicklung der traditionellen Indu- 
strieregionen der Bundesrepublik illustriert die reale Grundlage für die Diskussion um »au- 
tozentrierte«, regionalorientierte Entwicklungswege, wie sie innerhalb der GRÜNEN, 
aber nicht nur dort, geführt wird. Es ist eben kein Zufall, daß diese Diskussion sich an den 
Orten konzentriert, an denen auch die Krise am ausgeprägesten ist (vgl. dazu Krumma- 
cher u.a. 1985; Einemann/Lübbing 1985). Im Ruhrgebiet und den norddeutschen Küsten- 
regionen. Das gilt auch für die Gewerkschaften. Insbesondere die norddeutsche IG Metall 
spielt dabei eine Vorreiterrolle: 
Konfrontiert mit massiven Arbeitsplatzverlusten im Schiffbau, der Stahlindustrie, auch im 
Maschinenbau und der Elektroindustrie ist diese Gewerkschaft über den Rahmen traditio- 
neller Tarifpolitik hinausgegangen und hat ein »Struktur- und Beschäftigungsprogramm 
Küste« vorgelegt, das zahlreiche Impulse aus den »neuen sozialen Bewegungen« aufgreift. 
Es geht dabei im Kern um die Verknüpfung einer regionalbezogenen Umwelt- und Be- 
schäftigungspolitik. Ausbau der öffentlichen Verkehrssysteme, Sanierung der Flüsse und 
Schutz des Grundwassers, großangelegte Wiederverwertung von Abfällen, Aufbau einer 
dezentralen, umweltfreundlichen Energieversorgung ohne Atomkraft, bauliche und sozia- 
le Umgestaltung von Großwohnanlagen und Trabantenstädten — das verkörpern die »ge- 
sellschaftlichen Bedarfsfelder«, in denen neue, sinnvolle Arbeitsplätze geschaffen werden 
sollen. 

Die Erfahrung, daß Weltmarktintegration und Exportorientierung für die industriellen 
Krisengebiete keine Garanten von Wachstum und Wohlstand mehr sind, hat bei der nord- 
deutschen IG Metall den Boden gedüngt für Argumente und Ideen, die aus dem neuen, 
wachstums-.und industriekritischen Diskurs stammt, wie er seit den 70er Jahren in der 
Ökologiebewegung, den 3. Welt-Solidaritätsgruppen, der Friedensbewegung oder bei den 
Feministinnen dominiert. Genau diese Kombination macht das Neue und den Reiz der 
Debatte um »alternative Regionalentwicklung« aus: Es geht nicht einfach um eine neue 
Variante von Industrie- und Wachstumspolitik, sondern um Ansätze für ein anderes Ent- 
wicklungs- und Lebensmodell in den Zentren des »Industrialismus«. 

Das Gegenbild zu der Strategie weltmarktorientierter Modernisierung, wie sie von den 
Strukturgewinnern des Südens der Bundesrepublik verfolgt wurde und wird, wäre eine 
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»rot-grüne« Perspektive (nicht zu verwechseln mit einer bloßen Kombination sozialdemo- 
kratischer und grüner Programme und Minister) einer alternativen Regionalpolitik. Kontu- 
ren undKriterien eines solchen politischen Projektes lassen sich bereits formulieren. Es um- 
faßt: 

— den Widerstand gegen »harte« Technologien mit hohem ökologischen und sozialen Risi- 
kopotential (wie Atom- und Gentechnologie), oder, positiv formuliert: das Ziel einer »sanf- 
ten«, umweltverträglichen Produktionsweise; 

— eine gebrauchswertbezogene, an der sozialen und natürlichen Lebenswelt orientierte 
Abwägung wirtschaftlicher und technischer Entscheidungen; 

— die Aufwertung der Qualität der Arbeit gegenüber bloßen Einkommens- und Karriere- 
motiven; 

— die Förderung kleinräumiger, kommunaler und regionaler Vernetzungen, Stärkung der 
Binnenkreisläufe gegenüber dem Weltmarkt; 

— die Betonung des Prinzips Kooperation (zwischen Betrieben, Produzenten und Konsu- 
menten, Gemeinden und Ländern) gegenüber dem Prinzip Konkurrenz; 

— die Entwicklung genossenschaftlicher Wirtschaftsformen; 

— eine Politik der Arbeitszeitverkürzung und der sozialen Mindestsicherung (auch außer- 
halb von Erwerbsarbeit); 

— die Erweiterung kommunaler und regionaler Eigenständigkeit und Gestaltungsfreiheit. 
Es geht mir im weiteren nicht darum, diesen Kriterienkatalog in ein kohärentes oder gar 
quantifiziertes Programm einer alternativen Regionalpolitik mit ökologischer Orientierung 
umzusetzen. Ich will vielmehr die Motive und Ansatzpunkte eines solchen Projektes disku- 
tieren, um so dessen Plausibilität und Notwendigkeit hervorzustreichen. 


Autonomie und Ökologie 


Politisch am entscheidensten ıst für mich das hartnäckige Beharren auf den verbliebenen 
Resten lokaler Autonomie gegenüber den Gleichschaltungs-Tendenzen, die von den Welt- 
markt-Kapitalen und den Bürokratien in Bonn und Brüssel ausgehen. Eine Form von »Lo- 
kalpatriotismus« also, die sich dagegen wehrt, daß die elementaren Entscheidungen über 
Wohl und Wehe ganzer Regionen vollends an unerreichbare, anonyme Instanzen ausgelie- 
fert werden: Weltmarkt, Börsenkonjunktur, Vorstände internationaler Konzerne, Behör- 
den-, Parteien- und Lobbyisten-Filz in den Hauptstädten. 

Ohne diesen Widerstand wird die Forderung nach kommunaler Selbstverwaltung eine hoh- 
le Formalität, weil es faktisch vor Ort nichts mehr zu entscheiden gibt, was die Gestaltung 
der materiellen Lebensverhältnisse betrifft: »Es ist die alleroberflächlichste Kategorie, der 
Zins, eine rein monetäre Kategorie, gebildet auf den abstraktesten Märkten, den ... interna- 
tionalen Kreditmärkten, die nun das ganz konkrete Leben der Menschen in vielen Teilen 
der Welt bestimmt, ohne daß die betroffenen Menschen auch nur die geringste Chance hät- 
ten, die Bewegung der Zinsen beeinflussen zu können« (Altvater 1986). Der Weltmarkt ist 
der klassische Schauplatz der Wertabstraktion, d.h. der Ignoranz gegenüber den konkreten 
Naturbedingungen wie gegenüber den besonderen kulturellen und sozialen Bedingungen 
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der Produktion. Dominanz des Weltmarkts heißt zugleich Tendenz zur Uniformierung der 
Welt; zur Nivellierung von Produktions- und Lebensweisen auf den Trümmern der regio- 
nalen Traditionen und Kulturen: Gleichförmigkeit auf unterschiedlichen Reichtumsni- 
veaus. 

Damit steht auch die Möglichkeit auf dem Spiel, die Verletzung der je besonderen Naturge- 
stalt von Regionen durch großräumig-uniforme Produktionsweisen, Verkehrssysteme und 
Baustile aufzuhalten. Eine neue, produktive Synthese zwischen Arbeit und Natur, Land- 
schaft und Siedlung, Stadt und Land setzt größere politische wie wirtschaftliche Eigenstän- 
digkeit der Kommunen und Regionen gegenüber nationalen und internationalen Zusam- 
menhängen voraus. 

Nur in regionalem Maßstab können deshalb das je spezifische Klima, die Bodenbeschaffen- 
heit, Wasserverhältnisse, Rohstoffvorkommen sowie die je besondere Kultur mit der Pro- 
duktion in Einklang gebracht und damit als Produktivkräfte erhalten statt zerstört werden. 
Und nur auf regionaler/kommunaler Ebene kann sich eine bewußte Gestaltung und Kon- 
trolle der gesellschaftlichen Entwicklung durch die Bevölkerung herausbilden: Dort, wo 
sich Arbeit, Freizeit und Politik überschneiden und der Zusammenhang zwischen be- 
stimmten Entscheidungen und ihren Konsequenzen für das eigene Leben noch überschau- 
bar ist. 

»Regionalisierung« hat gleichermaßen eine ökonomische, kulturelle und politische Dimen- 
sion. Sie zielt notwendig auch auf größere finanzielle, rechtliche und politische Kompeten- 
zen der Kommunen und Regionen, eine drastische Neuverteilung der Gewichte gegenüber 
dem Zentralstaat. Kein bescheidener Anspruch — es geht um nicht weniger als um die Um- 
kehrung der Tendenz zur wachsenden ökonomischen und politischen Zentralisierung, die 
mit der Entwicklung des Kapitalismus und des absolutistischen Staates vorherrschend wur- 
de. Ein politisch anspruchsvolles Konzept also, für das politische Mehrheiten geschaffen 
werden müssen, dessen Grenzen aber auch deutlich kenntlich gemacht werden müssen. 
»Regionalisierung« darf nicht als Allheilmittel mißverstanden werden. 


Grenzen der Regionalisierung 


Die faktische Zentralisierung von Produktion und Austausch und damit auch der ausihnen 
entspringenden Probleme drängt immer wieder zu zentralistischen Politikkonzepten, ob es 
um Antworten auf das Waldsterben oder um Programme gegen Arbeitslosigkeit geht. In- 
ternationale Arbeitsteilung und Weltmarktorientierung der Ökonomie scheinen so über- 
mächtig, daß eine regionalwirtschaftliche Orientierung von vorneherein als naiv und illu- 
sionär gilt. 

In der Tat müssen gerade die Verfechter regionalwissenschaftlicher Ansätze deren Gren- 
zen aufzeigen, um ein realistisches Bild ihrer Möglichkeiten zu vermitteln (vgl. Einemann, 
1986). Gerade in einer Region wie Bremen sind diese konkreten Schranken einer solchen 
Politik unübersehbar. Obwohl auch hier die Mehrzahl der Beschäftigten in kleinen und 
mittleren Betrieben arbeitet, ist die Wirtschaftsstruktur doch von weltmarktorientierten 
Großunternehmen geprägt. 
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Den Kern dieser Weltmarkt-Ökonomie bildet der Hafen, von dem direkt oder indirekt 25 
bis 30 Prozent aller Arbeitsplätze in Bremen und Bremerhaven abhängen. Um den Hafen 
gruppieren sich zahlreiche Dienstleistungsbetriebe, die auf ihn bezogen sind: Speditionen, 
Versicherungen, Außenhandelsagenturen etc. Auf diesen »inneren Kreis« der Hafenwirt- 
schaft folgen die importabhängigen und/oder exportbezogenen Industrien: Stahl, Lebens- 
mittelindustrie, Autoproduktion, Wollverarbeitung. Der traditionelle Kern der Bremer 
Wirtschaft (Außenhandel, Nahrungs- und Genußmittelindustrie, Textil) basiert auf dem 
Import und der Verarbeitung von Kolonialwaren (Kaffee, Baumwolle, Tabak, Früchte, 
Getreide). Folgt daraus schon eine starke faktische Abhängigkeit von den Wechselfällen 
des Weltmarkts, so wird der Spielraum regionaler Wirtschaftspolitik noch zusätzlich durch 
die starke »Außensteuerung« der Bremer Ökonomie eingeengt. Mit wenigen Ausnahmen 
sind gerade die dominierenden Großbetriebe nur Filialen von Konzernen, deren Zentrale 
sich außerhalb Bremens befindet. Dieser Prozeß der »Externalisierung« wirtschaftlicher 
Entscheidungen hat sich gerade in den letzten Jahren noch verschärft. 

Angesichts dieser massiven stofflichen Verwicklung mit dem Weltmarkt und international 
operierenden Konzernen erweist sich die Perspektive einer »Abkopplung« der Region im 
Sinne einer weitgehend autarken Reproduktion, wie sie etwa Rudolf Bahro vorschwebt, als 
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Worum es allein gehen kann, ist eine relative Verschiebung der Gewichte zwischen Welt- 
markt und Region zugunsten größerer regionaler Autonomie, kleinräumiger Vernetzung, 
genossenschaftlichen Initiativen und kommunaler Demokratie als den Formen, in denen 
sich gebrauchswertorientierte Produktion, humane Arbeitsverhältnisse und umweltfreund- 
liche Wirtschaftsweisen entwickeln können. Um diesen Prozeß in Gang zu setzen, ist aller- 
dings eine regelrechte Umkehrung der bisherigen Wirtschaftspolitik von Bund, Ländern 
und Gemeinden notwendig, die systematisch auf die Förderung überregionaler, exportorien- 
tierter Aktivitäten angelegt ist. Damit ist bereits angezeigt, daß eine alternative Regional- 
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Binnenkooperation statt Expansion 


Die Alternative einer binnenorientierten Entwicklung muß anknüpfen an regionalen Res- 
sourcen und Bedürfnisse, die politisch mobilisierbar sind. Es geht also darum, örtliche Pro- 
duktionspotentiale, wissenschaftlich-technische Kapazitäten und soziale Interessen zusam- 
menzubringen, um ökologische und soziale Innovationen, Produkte und Dienstleistungen 
in Gang zu setzen, die sich über den Markt (bisher) nicht realisieren können. 

Ein solches Konzept ist nicht zu verwechseln mit dualwirtschaftlichen Ansätzen, die ein 
bloßes Nebeneinander von kapitalistischem (Erwerbs-) Sektor und Subsistenzarbeit entwer- 
fen. Vielmehr geht es um den Versuch, auf regionaler Ebene einen alternativen, soll heißen 
selbstverwalteten, gebrauchswertorientierten und umweltbewußten Sektor zu schaffen, 
der in die Bereiche industrieller Produktion und kommerzieller Dienstleistungen hinein- 
reicht. Am Beispiel Bremens läßt sich veranschaulichen, welche »Ressourcen« für eine sol- 
che Analyse bewegt werden könnten. Auch hier geht es mir nicht um ein quantifiziertes 
Programm, sondern um die Herausarbeitung der Vielzahl von Ansatzpunkten, die eine sol- 
che Strategie umsetzbar oder auch komplex werden lassen. Acht Ansatzpunkte will ich da- 
bei unterscheiden (vgl. hierzu auch die These einer »Gesellschaft für ökologische Regional- 
entwicklung [GÖREk im Kasten): 

l. Der Haushalt mit seinem Nachtragspotential (Investitionen), den Finanzmitteln für 
Wirtschaftsförderung, Forschungs- und Technologiepolitik, die umgepolt werden müssen 
(»Kampf um den Haushalt«). 

2. Die kommunalen Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen mit ihrem Investi- 
tionspotential und ihrem prägenden Einfluß auf die öffentliche Infrastruktur (Energie, Ver- 
kehr, Wohnungsbau und Stadtsanierung, Abfallwirtschaft). So verfügen allein die Bremer 
Stadtwerke über ein Investitionsvolumen von rund 25 Prozent der öffentlichen, über den 
Haushalt finanzierten Investitionen. Außerdem hält der Bremer Senat Beteiligungen an 
zahlreichen Industrieunternehmen und kontrolliert 50 Prozent des Kapitals der Hafenum- 
schlags-Gesellschaft, ohne diese Eigentumstitel bislang für eine koordinierte Wirtschafts- 
politik zu nutzen. 

3. Die genossenschaftlichen und gewerkschaftlichen Unternehmen, soweit sie noch vor 
dem Ausverkauf an der Börse zu retten sind, z.B. die regionalen Nachfolgegesellschaften 
der Neuen Heimat. 

4. Der Alternativsektor: Selbstverwaltete Betriebe, Selbsthilfe-Projekte, die heute noch 
weitgehend ein Nischen-Dasein im Handwerk, im Einzelhandel und im Bereich sozio-kul- 
tureller Dienstleistungen führen. 

5. Regionale Forschungs- und Technologie-Einrichtungen: Von der verbeamteten Wissen- 
schaft an den Hochschulen (die gegenwärtig in Dienstleistungsunternehmen für die Bremi- 
sche Wirtschaft verwandelt werden), dem Potential der Arbeiter- und Angestelltenkammer 
bis zu unabhängigen Einrichtungen wie dem Bremer Umweltinstitut oder dem »Verein für 
Umwelt- und Arbeitsschutz«. 

6. Der »zweite Arbeitsmarkt« mit seinen Möglichkeiten, sinnvolle, auf regionale Bedürfnis- 
se gerichtete Projekte aus Mitteln der Bundesanstalt für Arbeitzu finanzieren; sie mit beruf- 
licher Weiterbildung und der Entwicklung neuer Produkte und Dienstleistungen zu verbin- 
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den, die wiederum zum Ausgangspunkt für die Gründung selbstverwalteter Betriebe wer- 
den können (Modell eines »kommunalen Beschäftigungspools«). 

7. Die Bürgerinitiativen als pressuregroups für soziale und ökologische Interessen, die auf 
eine Umgestaltung der örtlichen Wirtschaftsweise zielen: Stopp der Müllverbrennung und 
Übergang zu einem Abfall-Recycling-System, Verdrängung des Autos aus den Wohn- 
quartieren und Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs; Initiativen für ökologische Stadter- 
neuerung oder gegen die Zerstörung naturnaher Reservate für neue Gewerbeflächen etc. 
8. Die Belegschaften im »formellen Sektor« — speziell in den Krisenbranchen, die sich 
Ideen alternativer Produktion als Rettungsanker für ihre Arbeitsplätze zu eigen machen. 
Das Beispiel der 1983 geschlossenen AG Weser-Werft hat allerdings gezeigt, daß solche 
Initiativen zu spät kommen, wenn sie erst im Angesicht der drohenden Betriebsschließung 
entwickelt werden. 

Das Projekt einer alternativen Regionalpolitik beschränkt sich also nicht auf eine Umwid- 
mung von Haushaltstiteln. Das Vorhaben ist anspruchsvoller: Entscheidende Vorausset- 
zung für eine erfolgreiche soziale und ökologische Erneuerung der regionalen Ökonomie 
ist die Verknüpfung dieser vielfältigen Ressourcen zu einem »kommunal-genossenschaft- 
lichen Netz«, das danach strebt, seine Abhängigkeit von Weltmarkt und kapitalistischer 
Konkurrenz zugunsten interner Kooperation zu verringern. Dazu zählt die gemeinsame 
Finanzierung und Entwicklung neuer Techniken und Produkte; die Koordination von In- 
vestitionen; gezielte Auftragsvergabe innerhalb des Verbundes; wechselseitige Nutzung 
von Ausbildungskapazitäten und Entwicklung neuer Berufsprofile. 

Erst diese Vernetzung schafft die Möglichkeit, die Logik von einzelbetrieblicher Rentabili- 
tät und Marktkonkurrenz auch nur partiell zu durchbrechen und stattdessen nach poli- 
tisch-sozialen Kriterien zu arbeiten: Gebrauchswert der Produkte, Kooperation mit der 
Natur, Qualität der Arbeit, Selbstverwaltung. Damit eine solche alternative Ökonomie 
sich entfalten kann, braucht es eine »kritische Masse« an Finanzen, Produktionsmitteln, 
technisch-wissenschaftlichem know how ebenso wie eine Veränderung der Nachfrage- 
ströme in Richtung umweltfreundlicher Produkte und sanfter Technik. Beides ist nur 
durch die Bündelung der regionalen Potentiale denkbar, auf die ein politischer Zugriff be- 
steht. 

Selbstverständlich beinhaltet dieser Ansatz auch die Politisierung wirtschaftlicher Ent- 
scheidungen, die Öffnung ökonomischer Entscheidungsprozesse für betriebliche und kom- 
munale Demokratie. Erster Schritt in diese Richtung müßte eine breite öffentliche Diskus- 
sion über die Entwicklungsperspektiven unserer Städte und Regionen sein — nicht nur im 
engeren wirtschaftlichen Sinn, sondern unter der Fragestellung: Wie sollen sich diese Ge- 
meinwesen entwickeln, wie sollten und könnten Wohnen und Arbeiten, Verkehr und 
Energiesystem, soziale Sicherung und Gesundheitswesen, Kultur und Bildung in Zukunft 
aussehen? Die »Sachzwang«-Exekution der herrschenden Politik muß mit einer intensi- 
ven gesellschaftlichen Auseinandersetzung über mögliche Alternativen konfrontiert wer- 
den. Auf dieser Grundlage kann eine regionale Rahmenplanung als Leitlinie für die öffent- 
liche Investitions-, Forschungs- und Infrastruktur entwickelt werden; als qualitativer 
Maßstab dafür, welche Techniken, Produkte und Dienstleistungen gefördert werden sol- 
len und welche nicht. 
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Womit beginnen? 


Der praktische Ansatzpunkt für die Entwicklung kommunal-genossenschaftlicher Netze 
liegt dort, wo sich soziale Bewegungen, Bürgerinitiativen und Belegschaftsinteressen heute 
treffen. 

Ausgangspunkt kann ebenso die Forderung nach Ausstieg aus der Atomenergie und Auf- 
bau einer alternativen Energiestruktur sein, die Beschäftigung für örtliche Ingenieurbüros, 
Maschinenbaufirmen und die Bauwirtschaft nach sich zieht wie die Kritik an dem ökologi- 
schen Irrwitz Müllverbrennung und der Übergang zu einem neuen, auf Abfallvermeidung 
und -verwertung gestützten Müllkonzept. Die betrieblichen Arbeitskreise für alternative 
Fertigung in einer Reihe von norddeutschen Rüstungsbetrieben haben zahlreiche zivile 
Produktvorschläge ausgearbeitet, in denen sich die Kritik an der Waffenproduktion mit 
dem Interesse an sozial sinnvollen und umweltfreundlichen Techniken verknüpft (ein 
Überblick in: IBS-Rundbrief 1986). 

Die Realisierung solcher Initiativen hängt allemal von politischen Entscheidungen und 
Kräfteverhältnissen ab, erfordert eine Neuorientierung staatlicher Technologie-, Umwelt- 
und Haushaltspolitik etc. Regionalisierung und Alternative Ökonomie sind deshalb nicht 
nur sozio-ökonomische Konzepte; sie beinhalten auch immer ein politisches Bündniskon- 
zept, das auf die Hegemonie eines neuen »Reformblocks« zielt, dessen parlamentarischer 
Ausdruck rot-grüne Mehrheiten sein könnte, der aber weit in das liberale und konservati- 
ve Spektrum hineinreichen kann und muß. 

So oder so gilt, daß sich alternative Entwicklungslinien nur durchsetzen können, wenn es 
gelingt, die vorherrschenden, zerstörerischen Trends zu blockieren und hinreichende Mas- 
sen an Intelligenz, Arbeit und Kapital in neue Bahnen zu lenken. 
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Modell einer » Gesellschaft für ökologische Regionalentwicklung« (GÖRE) 


Aufgabe: Bündelung der wissenschaftlichen, wirtschaftlichen, arbeitsmarktpolitischen 
und finanziellen Ressourcen für die ökologische Erneuerung der Wirtschaftsstruktur in 
Bremen/Bremerhaven; Initiierung und Unterstützung entsprechender Projekte; Er- 
schließen neuer Beschäftigungsfelder im Bereich Umweltökonomie. 

Jahresetat: Beginnend mit 25 Mio in 1988, schrittweise steigend bis 40 Mio in 1991 
(= 130 Mio 1988/91 oder & 32,5 Mio p.a.) 

GÖRE soll sich in 4 Zweige aufteilen: . 

1. Forschung und Entwicklung . 

Bremer Zentrum für ökologische Technik und alternative Produktion (ZOTAP): Mit- 
telfristig sollen folgende Abteilungen/Institute aufgebaut werden: 

Energie / Verkehr / Wohnen & Bauen / Wasser- und Abwassertechnik / Recycling /öko- 
logische Werkstoffe / Landwirtschaft & Ernährung / Arbeitsplatzgestaltung, 
Vorhandene Ansätze an den Hochschulen und wiss. Instituten sollen mitdem ZOTAP 
kooperieren oder ganz integriert werden. Ziel ist die Umsetzung von Grundlagenfor- 
schung in praktikable Alternativen für Technik, Produktion und Stadtentwicklung. 
2. Qualifikation 

Aus- und Weiterbildung für neue, umweltfreundliche Arbeitsfelder in Kooperation mit 
dem ZÖTAP, Betrieben und freien Trägern. Herstellung von Prototypen und Pilotanla- 
gen für Entwicklungen des ZÖTAP. 

3. Information und Beratung 

Betriebs- und Verbraucherberatung in Sachen umweltfreundlicher Techniken, Mate- 
rialien und Produkte; Aufbau einer entsprechenden Datenbank. 

4. Finanzierungshilfen (Bremer Ökologie-Fonds) 

Zuschüsse / günstige Darlehen / Kapitalbeteiligungen für 

— Entwicklung umweltschonender Techniken und Verfahren 

— Umstellung auf umweltfreundliche Produkte 

— Gründung von (vorzugsweise genossenschaftlichen) Betrieben im Bereich ökologi- 
scher Produktion und Dienstleistung. 

GÖRE soll keine Behörde sein, sondern eine gemeinnützige GmbH, evtl. eine Stiftung, 
kontrolliert von einem Beirat mit Vertretern/Vertreterinnen von Deputationen, Ge- 
werkschaften, Arbeitgebern, Umweltverbänden, Netzwerk und Hochschulen. 

Evtl. ist aus haushaltsrechtlichen Gründen ein Haushaltsvorbehalt des Parlaments not- 
wendig. 
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Lutz Mez 
Mit einem dichten Netz von elektrischen Kraftwerken ... 
den Kommunismus aufbauen oder Die Energiepolitik der UdSSR 


Vorbemerkung 


Als die Sowjets 1917 die Macht übernahmen, hatten sie wohl eine Menge revolutionärer 
Vorstellungen und Ideale; es mangelte aber an konkreten Konzepten für Technik, Volks- 
wirtschaft und Nutzung der Naturressourcen. Zwischen betrieblicher Selbstverwaltung 
(Arbeiterkontrolle) und straff organisierter Planwirtschaft (Kriegskommunismus} schlin- 
gerte der Kurs. 

Von Lenin (Bd. IH, 587 ff.) stammt die Formel »Kommunismus = Sowjetmacht + Elektri- 
fizierung«. Diese eindimensionale Kommunismus-V sion lautete weiter: »Wenn Rußland 
sich mit einem dichten Netz von elektrischen Anlagen bedeckt haben wird, dann wird unser 
kommunistischer Wirtschaftsaufbau zum Vorbild für das kommende sozialistische Europa 
und Asien werden«. 

Zunächst richtete sich die Sowjetunion selbst aber nach anderen Vorbildern und orientierte 
sich an der Entwicklung der Technik in kapitalistischen Industriegesellschaften. Die Ener- 
giepolitik wurde zum Mittelpunkt der sowjetischen Wirtschaftspolitik. Der Elektrizität als 
industriell am besten zu handhabende Energieform kam von Anfang an besondere Bedeu- 
tung zu. Hauptaufgabe wurde die Elektrifizierung des rückständigen Landes. In die erste 
Phase der Entwicklung gehört der Plan-Goelro (Staatliche Elektrifizierung Rußlands) von 
1920, nach dem in 10 bis 15 Jahren 30 Kraftwerke mit einer Kapazität von insgesamt 1 500 
MW gebaut werden sollten. Nach Lenins Tod (1924) begann die »Industrialisierungsdebat- 
te«. Die Tendenzen, die bis dahin eher aufgezwungen waren, wurden nun zum Programm. 
In der Kontroverse exponierten sich Bucharin und Preobrashenski. Am Ende siegte Stalin: 
Er setzte voll auf die Schwerindustrie und unterdrückte alle Debatten über qualitative Ent- 
wicklungen. Die Unterjochung der Natur wurde unter Stalin zur Emanzipation uminter- 
pretiert. Die Steigerung der Stromerzeugung galt als eine der wichtigsten Voraussetzungen 
dafür, »daß die technische Umgestaltung der sowjetischen Volkswirtschaft im großen und 
ganzen zum Abschluß gebracht werden konnte«. Angeblich »überholte« die UdSSR mit ei- 
nem Brennstoffverbrauch von 0,62 kg pro erzeugte kWh im Jahr 1937 gar die in industriel- 
ler Hinsicht führenden Länder. Im Zweiten Weltkrieg wurde der sowjetischen Industrie ein 
ungeheurer Schaden zugefügt. Die deutsche Besatzungsmacht zerstörte auf dem Gebiet der 
UdSSR über 30 000 Industriebetriebe, plünderte und zerstörte die Kohleindustrie des Do- 
nez-Beckens und des Moskauer Kohlebeckens, sprengte 61 der größten und eine beträchtli- 
che Anzahlekleinere Elektrizitätswerke. Der Fünfjahresplan für 1946-1950 nannte als Ziele 
bei der Kohleförderung 500 Mio t und bei der Erdölgewinnung 60 Mio t, beim Ausbau der 
Krafiwerkkapazität 11 700 MW im Jahr 1950. Das Gesetz über diesen Fünfjahresplan hob 
besonders hervor, daß es gilt, »den weiteren technischen Fortschritt in allen Zweigen der 
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Volkswirtschaft der UdSSR zu sichern als Voraussetzung für einen tatkräftigen Auf- 
schwung der Produktion und eine Steigerung der Arbeitsproduktivität, wozu es nötig ist, 
die Errungenschaften der Wissenschaft außerhalb der UdSSR in der nächsten Zeit nicht 
nur einzuholen, sondern zu überholen«.' Nicht nur in der UdSSR, auch im realsozialisti- 
schen Industrialisierungsprozeß feierte die sowjetische Tonnenideologie fröhliche Urständ. 
Der XX. Parteitag der KPdSU (1956) beschloß ein ehrgeiziges Programm zum Ausbau der 
Elektroindustrie. Mit der Devise Chruschtschows, den Westen überholen, gewann das 
technokratische Element in der UdSSR weiter an Einfluß. Diese Entwicklung wurde vor al- 
lem im Energiesektor deutlich. 

Nach den Atombombenabwürfen auf Hiroshima und Nagasaki durch die USA beschleunig- 
te die UdSSR die militärische Atomkraftnutzung und seit 1953 bestand ein »nukleares Patt« 
zwischen den Supermächten. Für die Sowjetbürger begann das Atomzeitalter am 27.6.1954. 
»An diesem strahlenden Sonnentag wurde in der UdSSR das erste Atomkraftwerk der Welt 
in Betrieb genommen und die freigesetzte Atomenergie begann durch die Stromleitungen 
im Dienst friedlicher Arbeit zu fließen. ‘Atome sollen dem Frieden dienen’, verkündete das 
Sowjetvolk. Großartige unerschöpfliche Möglichkeiten eröffnen sich in diesem neuen Zeital- 
ter« (Sowjetunion heute, 1958, H. 26, 8.6). Die Entscheidung für den Einsatz von Atomkraft- 
werken ist insofern nur eine folgerichtige Fortführung des schon unter Lenin eingeschlage- 
nen Weges. Die »systemische Intelligenz« hielt den Einsatz von Atomenergie allerdings nicht 
für unumgänglich, denn die Reserven an fossilen Brennstoffen schienen noch für Jahrzehnte 
zu reichen und die Investitionskosten für Atomkraftwerke lagen weit über denen von Wär- 
mekraftwerken. Es blieb Zeit für Experimente, welcher Reaktortyp am günstigsten und am 
wirtschaftlichsten einzusetzen sei. Bis heute sind alle Atom-Pläne der UdSSR gescheitert. Sie 
wurden verändert, zeitlich gestreckt bzw. nur teilweise erfüllt. Bereits 1970 war für den 9. 
Fünfjahresplan die Zeit nicht mehr vorhanden, die man noch zehn Jahre zuvor glaubte in die 
Erforschung neuer Atomkraftwerkstechnologien stecken zu können. Zwei Typen wurden in 
Serienproduktion übernommen, die Entwicklung Schneller Brutreaktoren und die For- 
schung auf dem Gebiet der Kernfusion kamen hinzu. Noch 1977 vertrat der Vorsitzende der 
sowjetischen Atomenergiekommission, A. Petrossjanz, die Meinung: »Wenn auch nur die 
geringste Gefahr für die Bevölkerung bestanden hätte, so hätte man weder in unserem Land 
noch in anderen sozialistischen Ländern auch nur ein einziges Kernkraftwerk gebaut, wie 
wirtschaftlich es auch sein mochte.« (Sowjetunion heute, 1977,H. 112). 

Der XXV. Parteitag der KPdSU (1976) wies der Energetik abermals eine führende Rolle in 
der Volkswirtschaft zu, »um den wissenschaftlich-technischen Fortschritt zu beschleuni- 
gen, insbesondere um die bekannten Verfahren zur Energieumwandlung zu vervollkomm- 
'nen und neue zu schaffen, eine prinzipiell neue Technik zu entwickeln und im großen Um- 
fang einzusetzen« (XXV. Parteitag der KPdSU, Dokumente, Berlin 1976, S. 75). Wegen 
der beschränkten Ressourcen bei Erdöl und Erdgas wurde die »rasche Entwicklung der 
Kernenergetik« im großen Maßstab — neben erweiterter Kohlenutzung — »der einzige 
Weg zur Lösung des Energieproblems« (Alexandrow 1979, S. 745). Anfang der 80er Jahre 
häuften sich Berichte über den mangelhaften Zustand sowjetischer Nuklearanlagen und 
über Fehlverhalten des Reaktorpersonals.? Ernsthafte Bedenken an der Kerntechnik wur- 
de aber nur vereinzelt geäußert, Alarm nicht ausgelöst. 
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Es stellt sich die Frage, woran es liegt, daß in der UdSSR die Probleme im Energiebereich und 
in anderen Wirtschaftssektoren derartige Ausmaße annehmen konnten. Die angebotenen 
technokratischen Lösungswege der sowjetischen Atomkraftbefürworter sind in ihrer Platt- 
heit kaum noch zu überbieten. Einerseits spielt sicher die historisch mit dem sowjetischen In- 
dustrialisierungsmodell gewachsene vorbehaltlose Technik- und Fortschrittsgläubigkeit eine 
Rolle. Sowjetischen Ingenieuren und Wissenschaftlern wird vom Präsidenten der Akademie 
der Wissenschaften der UdSSR zugetraut, »beliebigen wissenschaftlichen Aufgaben gewach- 
sen« zu sein (Alexandrow 1979, S. 743). Es ist zwar nicht zu verkennen, daß auch im Energie- 
bereich viele Ansätze zu technisch besseren Lösungen bestanden. Aber angesichts der zuneh- 
menden Zeitrestriktionen, der Ressourcenverknappung — und der insbesondere auf dem 
Atomsektor durch die militärische Nutzung determinierten Technikentwicklung — erwies 
sich nicht nur der Allmachtsglaube der Techniker als verfehlt. Wer es nicht schon vorher 
wußte, der weiß spätestens seit Tschernobyl, daß der »kommunistische Wirtschaftsaufbau« 
im Zeichen des roten Atoms für sozialistische Technik ein negatives Vorbild ist. 


Zur Struktur des sowjetischen Energiesystems 


Die UdSSR ist der einzige Industriestaat der Welt, der auf dem Energiesektor völlig autark 
ist und dies in absehbarer Zukunft auch bleiben wird. Derzeit stammt ein Viertel der Welt- 
energieproduktion aus der Sowjetunion. Die Energieressourcen und das Energiesystem der 
UdSSR bestimmen nicht nur innerhalb des RGW die Energiepolitik sondern haben auch 
auf dem Weltmarkt bei den verschiedenen Energieträgern einen starken Einfluß. Gemes- 
sen an den Gesamtvorräten bei fossilen Energiequellen und am Wasserkraftpotential wird 
die UdSSR von keinem anderen Land der Welt übertroffen. Die sowjetischen Kohlereser- 
ven gelten als ein in absehbarer Zeit unausschöpflicher Brennstoffvorrat — beim gegenwär- 
tigen Förderniveau wären die Gesamtvorräte erst in 6 000 Jahren erschöpft (Bethkenhagen 
1986b, S. 50). Die Erdgasvorräte von etwa 41 000 Mrd. m? entsprechen einem Drittel der 
bekannten Weltvorräte. Über den Umfang der Erdölreserven — schon unter Stalin ein 
Staatsgeheimnis — schweigt sich die UdSSR aus. Westliche Experten schätzen die sowjeti- 
schen Erdölvorräte auf 10 bis 11 Mrd. Tonnen (Dienes/Shabad 1979, S. 253). Die Sowjet- 
union ist der größte Energieproduzent der Welt. Bei der Erdöl- und Erdgasförderung liegt 
sie auf dem ersten Rang. Im Jahr 1985 hatte sie bei Erdgas 35% und bei Erdöl21,5% Anteil 
an der Weltförderung. Bei der Kohleförderung nimmt sie hinter den USA bzw. der DDR 
den zweiten Rangein: 1985 wurden in der UdSSR rund 495 Mio. tSteinkohle und etwa 153 
Mio. t Braunkohle gefördert. 

Seit Ende der 70er Jahre stagniert die Förderung bei allen fossilen Energieträgern außer bei 
Erdgas oder ging sogar zurück (siehe Tabelle 1). Ursächlich sind nicht die Ressourcen, son- 
dern der Mangel an Investitionsmitteln und die schlechte territoriale Verteilung. Etwa 
90% befinden sich in östlichen Regionen und nur 10% im europäischen Teilder UdSSR — 
wo aber die Hauptverbraucher von Kohle, Erdöl, Gas und Strom konzentriert sind. Dazu 
kommen klimatische Probleme, die die Kosten für Förderung und Transport wachsen las- 
sen. Gegenwärtig stammen etwa 60 % der Erdöl- und Erdgasförderung aus West-Sibirien. 
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Tabelle 1: Produktion von Primärenergie in der UdSSR 1980-1985 in Mio. t bzw. Mrd. m? 


Energieträger 1980 1982 1983 1984 1985 
Steinkohle 492,9 488,0 486,8 483,3 494,4 
Braunkohle 159,9 159,3 154,8 152,3 153,3 
Mineralöl 603 613 619 620 595 
Erdgas 435 501 536 587 643 


Quelle: United Nations (ECE): Annual Bulletin of Coal Statistics for Europe, New York 1986; Datenbank 
RGW -Energie des DIW 


Der Fünfjahrplan 1986/90 sieht bei der Produktion von Primärenergie eine durchschnittliche 
Steigerungsrate von 3,8% pro Jahr vor. Der Zuwachs ist vor allem bei der Atomenergie be- 
merkenswert: Die Atomstromproduktion sollsich bis 1990 von 166 TWh (1 985) auf 390 TWh 
mehr als verdoppeln (siehe Tabelle 2). 


Tabelle 2: Primärenergieproduktion in der UdSSR 1980 bis 1990 


Produktion Zunahme in %** 

Energieträger Einheit 1980 1985 1990* 1985/80 1990/85 
Erdöl Mio. t 603 595 635 —0,3 1,3 
Erdgas Mrd. m? 435 643 850 8,1 5,7 
Steinkohle Mio. t 493 494 0,0 

Braunkohle Mio. t 160 153 — 0,8 

Kohle*“* Mio. t 710 1,8 
Kernkraft Mrd. kWh 73 166 390 18,0 18,1 
Insgesamt PJ 54526 62610 75 393 2,8 3,8 


* Geplant 
** Jahresdurchschnitt 
*** Nettoförderung 


Quelle: Datenbank RGW -Energie des DIW; Fünfjahresplan der UdSSR 1986/90; United Nations (ECE): 
Annual Bulletin of Coal Statistics for Europe, New York 1985 


Die Primärenergiestruktur der UdSSR unterscheidet sich von der westlicher Industriestaa- 
ten vor allem durch den hohen Erdgasanteil und den geringen Mineralölanteil. 
Zur Entwicklung des Verbrauchs bei den einzelnen Energieträgern siehe Tabelle 3: 


Tabelle3: Verbrauch von Primärenergiein der UdSSR (Entwicklung und Struktur 1970-1984) 


Anteile in % 
Jahr Insgesamt Erdöl Erdgas Kohle Kernkraft Wasserkraft Sonstige 
1970 32092 34,2 21,5 34,8 02 4,4 4,9 
1975 41119 37,5 24,0 30,8 0,6 3,3 3,9 
1980 48769 38,3 27,2 26,3 1,7 3,9 25 
1981 50 263 38,2 28,2 24,9 2,1 3,9 2,8 
1982 51699 37,3 29,9 24,8 2,2 3,5 2,4 
1983 53135 36,4 31,3 24,1 2,4 3,4 2,3 
1984 54777 34,9 33,3 23,3 2,9 3,3 2,2 


Quelle: Datenbank RGW -Energie des DIW 
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1970 machten Mineralöl und Kohle etwa ein Drittel des sowjetischen Primärenergiever- 
brauchs aus. Den höchsten Anteil hatte Öl mit 38,3 bzw. 38,2% in den Jahren 1980 und 
1981. Der Anteil der Kohle verringerte sich seit 1970 stetig und lag 1985 bei 23,3%. Abso- 
lut betrachtet stieg die Erdölförderung bis 1983 an, bei Steinkohle bzw. Braunkohle wurde 
die höchste Fördermenge 1978 bzw. 1977 erreicht (vgl. Bethkenhagen 1986b, S. 51). Weil 
die sowjetische Ölindustrie die Planziele nicht erreichte — allein 1985 blieb die Förderung 
um 18,7 Mio. t hinter dem Planziel zurück (Tagesspiegel, 15. 12. 1985) — wurde der zustän- 
dige Minister entlassen und durch den Genossen Dinkow — der davor für die Erdgasindu- 
strie zuständig war — ersetzt. 1986 konnte die Fördermenge um 3% auf 613 Mio. t Erdöl 
gesteigert werden (Handelsblatt, 29. 1. 1987). Skeptisch bewerten westliche Energie-Exper- 
ten allerdings die Realisierbarkeit des Planziels von 635 Mio. t Öl für 1990. Erdgas ist im 
Jahr 1985 zur Hauptenergiequelle in der UdSSR geworden. Im Jahr 1970 betrug die Erd- 
gasförderung 198 Mrd. m? und der Anteil am Primärenergieverbrauch nur gut 21,5%. Bis 
Ende der 70er Jahre konnte die Erdgasförderung verdoppelt werden; der Anteil kletterte 
auf rund 27%. Das Programm zur Forcierung der Erdgasproduktion rangierte bereits im 
Fünfjahresplan 1981/85 mit an vorderster Stelle in der sowjetischen Wirtschaftspolitik. 
Seit Beginn der 80er Jahre nahm die Gasförderung jährlich um rund 40 bis 50 Mrd. m? zu. 
1985 wurden 643 Mrd. m? Erdgas gefördert, mehr als im Plan vorgesehen war. In den näch- 
sten fünf Jahren soll die Ausbeutung der Gasvorkommen bis auf 850 Mrd. m? pro Jahr ge- 
steigert werden (Tagesspiegel, 15.12. 1985). 


Handel mit Primärenergie 


Die UdSSR ist zugleich einer der größten Energieexporteure der Welt. Seit vielen Jahren 
wird etwa ein Sechstelder gesamten Energieproduktion ins Ausland exportiert. Der Handel 
mit Energieträgern umfaßt wertmäßig etwa die Hälfte der sowjetischen Exporterlöse. 

Die Exporte in RGW -Länder hat bei fossilen Energieträgern zu starken Abhängigkeiten 
geführt. Die Sowjetunion ist nicht nur politische Hegemonialmacht im RGW, sondern ins- 
besondere im Energiebereich die wirtschaftliche Führungsmacht der realsozialistischen 
Länder. Lediglich aus Polen erhielt die UdSSR in den vergangenen Jahren nennenswerte 
Energielieferungen, die in Tabelle 4 als Import ausgewiesen sind. Im vergangenen Jahr- 
zehnt hat sich die Energiesituation in der UdSSR und im RGW völlig verändert. Noch auf 
der 33. RGW-Tagung im Juni 1979 glaubte Kossygin erklären zu können: »Die RGW -Län- 
der sind die einzige industriell entwickelte Zone der Welt, der die schweren Schläge erspart 
worden sind, die die Energiekrise der kapitalistischen Welt versetzt« (Neues Deutschland, 
27.6. 1979). Diese optimistische Einschätzung traf aber schon damals beispielsweise für die 
DDR nicht zu. Auf der 1. ZK-Tagung der SED Mitte Dezember 1979 beklagte Erich Ho- 
necker die Preisexplosion für Brennstoffe und hier besonders für Erdölaufdem Weltmarkt: 
»Wir haben es nicht nur mit einer weiteren Verschärfung der ohnehin schon komplizierten 
Situation zu tun. Es entsteht für uns eine neue Lage« (Neues Deutschland, 14.12. 1979). 
Diese neue Lage bedeutete für die DDR, daß die sowjetischen Erdöllieferungen zunächst 
auf der Höhe von 19 Mio. t/Jahr eingefroren und seit 1983 auf 17 Mio. t reduziert wurden. 
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Tabelle 4: Energie-Handel der UdSSR 1984 und 1985 mit ausgewählten Ländern 


Land Steinkohle Koks Braunkohle Mineralöl Erdgas 
in 1000 t in 1000 in 1000 t in 1000 in Mio. m? 

1984 1985 1984 1985 1984 1985 1984 1985 1984 1985 
Beigien 144 73 7327 490 
BRD 246 529 11960 10543 13630 13730 
Bulgarien 7038 7041: 263 143 12600 12800 5536 5455 
CSSR 3115 3252 16600 16400 10485 10.790 
Dänemark 186 247 1225 1062 
DDR j 17068 17075 6167 6201 
Finnland 836 776 704 717 10324 9900 75] 949 
Frankreich 284 71975 6358 4940 7470 
Griechenland 264 29 2563 2636 
Großbritannien Hl 3428 2350 
Irland 135 97 
Island 301 291 
Italien 257 210 12098 8706 8400 6650 
Jugoslawien 1500 3135 115 5840 4156 3900 3900 
Niederlande 13390 11743 
Norwegen 901 581 75 17 
Österreich 471 1309 786 4025 4109 
Polen 735 770 15145 14800 6015 5898 
Portugal 779 249 
Rumänien 3672 3411 1995 2087 1600 2000 1800 1800 
Schweden 310 409 2522 2402 
Schweiz 1817 1915 
Spanien 83 91 59 2149 1099 
Türkei 109 214 
Ungarn 812 937 17 29 7976 8000 3798 4000 
Zypern 52 27 
Rest 4 36 
Gesamt 20016 20937 3038 2976 115 157141 141083 69526 71005 
"/- Import 12834 10373 787 714 


Quelle: United Nations (ECE): Annual Bulletin of Coal Statistics for Europe, New York 1986; OECD 
oil and gas statistics; Datenbank RGW -Energie des DIW; eigene Schätzung 


Für die DDR bestand zudem der Zwang, den Export zur Bezahlung der Energieimporte 
ständig zu steigern. Inzwischen ist die Energielage im gesamten RGW permanent ange- 
spannt. Ein Bündel von Gründen trägt dazu bei: die Energieproduktion in der UdSSR ist 
wesentlich kostspieliger als bei anderen Hauptenergieproduzenten. Im internationalen 
Vergleich ist der Brennstoff- und Stromverbrauch in der UdSSR und im RGW sehr hoch. 
Ursachen sind die Betonung der material- und energieintensiven Industriezweige, das res- 
sourcenvergeudende System der administrativen Planwirtschaft und der Mangel an Inve- 
stitionsmitteln für Strukturveränderungen (Dietz 1987, S. 12). Die Energieknappheit wird 
durch den Mangel an Devisen verstärkt, so daß die sowjetischen Energieexporte die fehlen- 
de Absetzbarkeit von Fertigprodukten auf westlichen Märkten kompensieren müssen. Mit 
dieser Politik verfolgt die UdSSR neben wirtschaftlichen Zielen eine Fortsetzung der Ent- 
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spannungspolitik in Europa und kann gleichzeitig eine Verstärkung energie- und außenhan- 
delspolitischer Abhängigkeit der westeuropäischen Länder herbeiführen. Das hat wieder 
Rückwirkungen auf den RGW -Bereich, denn der forcierte Absatz der Erdöl- und Erdgas- 
lieferungen nach Westeuropa führt im RGW zu einer zunehmenden Verknappung. Da die 
UdSSR aber auch daran interessiert ist, ihren Einfluß auf die Energiepolitik der RGW-Part- 
ner zu wahren, bietet sie als» Ersatzenergie« den Kauf sowjetischer Atomkraftwerkean. In- 
folge der Ressourcenverknappung forderte die UdSSR z.B. auch von der DDR den be- 
schleunigten Ausbau der Kernenergie. 

Mit Ländern der 3. Welt wird ähnlich verfahren, wobei realsozialistische Entwicklungslän- 
der wie Vietnam und Kuba einen Rückgang bei den sowjetischen Erdöllieferungen akzep- 
tieren müssen, während der Handel mit anderen Schwellenländern wie Indien und Brasilien 
erweitert wurde. In den 80er Jahren kamen Nuklearabkommen mit Afghanistan, Kuba, 
Bangladesch, Irak, Syrien, die Lieferangebote für sowjetische Atomkraftwerke umfassen, 
zustande. 

Der Energie-Westhandel der UdSSR besteht vorwiegend im Export von Erdöl, Erdölpro- 
dukten und Erdgas. Im Jahr 1985 erzielte die UdSSR aus dem Export von knapp 70 Mio. t 
Erdöl und Erdölprodukten sowie von rund 35 Mrd. m? Erdgas etwa 80% ihrer Exporterlö- 
se (vgl. Bethkenhagen 1986b, S. 55) aus dem Westhandel. In der Phase steigender Erdöl- 
bzw. Energiepreise waren die Energieexporte der ausschlaggebende Faktor im Außenhan- 
del der UdSSR. Als »Trittbrettfahrer« der Kartellpolitik der OPEC profitierte sie während 
dieser Phase und mußte folglich beim Preisverfall 1985 erhebliche Mindereinnahmen ver- 
buchen: »Bei einem Preisrückgang von 27 auf 15 $/Barrel hätte dies einen Einnahmenaus- 
fall von 6 Mrd. US-Dollar zur Folge, das entspricht knapp 30 v.H. der sowjetischen Exporte 
in die OECD-Länder im Jahre 1985« (ebenda). Der Erdgaspreis ist an den Heizölpreis ge- 
bunden und führt mit zeitlichen Verzögerungen zu weiteren Einnahmeausfällen von etwa 
] Mrd. Dollar. Außerdem hat der Preisverfall des Dollars Rückwirkungen, da die UdSSR 
ihre Ölexporte in Dollar fakturiert. Der entsprechende Kaufkraftverlust wird auf 1,5 Mrd. 
Dollar geschätzt (vgl. Bethkenhagen 1986a). Kompensiert werden können diese Einnahme- 
ausfälle nur durch deutliche Exportsteigerungen bei Erdgas. Die Erdgasexporte sollen bis 
1990 auf etwa 70 Mrd. m? gesteigert werden. Ein entscheidender Durchbruch war das Erd- 
gas-Röhrengeschäft mit Westeuropa. Das Lieferabkommen gilt bis zum Jahr 2010 und 
sieht Lieferungen von jährlich bis zu 40 Mrd. m? vor, davon über 10 Mrd. m? an die Ruhr- 
gas AG (vgl. Senator... 1984). Das Erdgas für Westeuropa wird auf der Halbinsel Jamal im 
Nordwesten Sibiriens gefördert. Für den Transport wurde in 14 Monaten eigens eine neue 
Pipeline gebaut, die über 4600 km lang ist. Dabei ist dieses Projekt nur eine von sechs 56- 
Inch-Pipelines mit insgesamt 20 000 km Länge, die im Fünfjahresplan 1981/85 vorgesehen 
waren (vgl. Pipe Line Industry, Jan. 1984,S. 40). Für die Bundesrepublik ginges um die kre- 
ditierte Lieferung von Erdgasröhren und von Verdichter-Stationen für die Pipeline im 
Wert von etwa 10 Mrd. DM. Auch die von Belgien, Frankreich, den Niederlanden, Öster- 
reich und der Schweiz gewährten Kredite belaufen sich auf rund 10 Mrd. DM. Das Vorha- 
ben löste zunächst erhebliche Meinungsverschiedenheiten insbesondere zwischen der Bun- 
desrepublik und den USA aus. Von US-Seite wurde argumentiert, das Geschäft würde die 
Bundesrepublik und die anderen beteiligten westeuropäischen Ländern abhängig und da- 
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mit politisch erpreßbar machen. Auch gegen den Technologietransfer in die UdSSR wandte 
man sich. Inzwischen haben sich die Gemüter aber beruhigt und es werden mit der Aufnah- 
me zusätzlicher Erdgaslieferungen die sowjetischen Schulden nach und nach getilgt. 


Stellenwert der Elektrizität 


Strom spielt in der sowjetischen Energiepolitik von Anbeginn eine zentrale Rolle, obwohl 
der Primärenergieeinsatz zur Stromerzeugung noch deutlich hinter westlichen Industrie- 
staaten liegt. Mitte der 70er Jahre wurden in den RGW-Ländern nur 21% des Primärener- 
gieverbrauchs in Elektrizität umgewandelt. Wie in allen Industrieländern ist dieser Anteil 
überproportional im Steigen begriffen und soll 1990 etwa 30% erreichen. 

Im Jahr 1975 waren in der UdSSR Kraftwerke mit einer installierten Kapazität von insge- 
samt 217 500 MW in Betrieb, die 1 036,6 TWh Strom produzierten. Davon waren 162 900 
MW thermische Kraftwerke, 40 500 MW Wasserkraftwerke, 4700 MW Atomkraftwerke 
und 9400 MW sonstige Kraftwerkskapazitäten wie Dieselaggregate (vgl. Dietz/Shabad 
1979, S. 198). Im Jahr 1985 betrug die Kraftwerkskapazität bereits 314700 MW. Davon 
waren 225000 MW thermische Kraftwerke, 61 600 MW Wasserkraftwerke und 28 100 MW 
Atomkraftwerke (siehe Tabelle 5). 


Tabelle 5: Installierte Brutto- Engpaßleistung der Kraftwerke inder UdSSR 1980-1985 in MW 


1980 1982 1983 1984 1985 1990 
Wärme-KW 201907 212433 217403 220.600 225 000 233.000 
Wasserkraft 52311 55 889 56 985 59 300 61600 70.400 
KKW 12492 17 160 19 170 24 100 28 100 69 300 
Gesamt 266710 285 482 293 558 304.000 314700 372700 


Quelle: United Nations (ECE): Annual Bulletin of Electric Energy Statistics for Europe, New York 1986; 
eigene Schätzungen 


Im Jahr 1985 betrug die Stromproduktion 1 544,2 TWh brutto, davon wurden 1 163,6 TWh 
in thermischen Kraftwerken, 214,5 TWh in Wasserkraft- und 166,1 TWh in Atomkraftwer- 
ken erzeugt (siehe Tabelle 6). Die Atomkraftwerke haben somit 10,8% der Stromerzeugung 
geliefert; Strom aus Wasserkraft hatte einen Anteil von 13,9% und die restlichen 74,4% ka- 
men aus Wärmekraftwerken. Davon wird etwa die Hälfte in Kohlekraftwerken erzeugt. Der 
Rest entfällt auf Mineralöl und Erdgas als Brennstoff. 

Der Stromverbrauch — Erzeugung abzüglich Export und Netz- sowie Übertragungsverluste 
— betrug 1390 TWh. Im Vergleich wurden in den USA 2278,4 TWh verbraucht. Sektoral 
gingen 1985 nahezu zwei Drittel des Stroms in die Industrie; etwa 15% wurden von Haushal- 
ten und Kleinverbrauchern, gut 10% von der Landwirtschaft und knapp 10% vom Verkehr 
verbraucht. Dieser extrem hohe Stromanteil der Industrie ist auf die Betonung der material- 
und energieintensiven Produktion und auf Vergeudung zurückzuführen, während bei den 


Haushalten und im Verkehr Nachholbedarf besteht. Der Stromverbrauch pro Kopf betrug 


1985 in der UdSSR 5009 kWh, in den USA 9626 kWh. 
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Tabelle 6: Daten zu Stromproduktion und -aufkommen in der UdSSR 1980-1985 in TWh 


1980 1982 1983 1984 1985 
Wärme-KW 1037,0 1096,2 1 127,9 11471 1 163,6 
Wasserkraft 184,0 174,7 180,4 203,0 214,5 
Kernenergie 72,9 96,2 109,8 142,0 166,1 
Brutto-Stromproduktion 1293,9 1 367,1 1418,1 1492,1 1544,2 
Export 19,0 21,0 23,9 25,1 27,2 
verfügbares Stromaufkommen 1274,9 1 346,1 1 394,2 1 467,0 1517,0 
Transport und Netzverluste 107,0 113,0 115,3 122,0 127,0 
Stromverbrauch 1 167,9 1 233,0 1278,9 1 345,0 1390,0 
davon: 
Industrie 808,0 837,1 880,0 901,0 
Verkehr 112,0 115,5 122,0 123,0 
Landwirtschaft 126,6 135,0 147,0 
Haushalte und Kleinverbraucher 313,0 199,7 208,0 219,0 
pro Kopf in kWh 4566 4693 4890 5009 


Quelle: United Nations (ECE): Annual Bulletin of Electric Energy Statistics for Europe, New York 1986; 
eigene Berechnungen 


Die UdSSR betreibt auch beim Strom einen schwunghaften Handel (siehe Tabelle 7). Im Saldo 
wurden 1985 24,5 TWh an Abnehmer im RGW und angrenzende europäische Staaten ver- 
kauft. Im Weltmaßstab verkaufte 1985 nur Kanada mehr Strom. Auch Europas größter 
Stromhändler — Frankreich — hat 1985 mehr Elektrizität (28,8 TWh) verkauft, blieb aber im 
Saldo hinter der UdSSR. 

Dem RGW-Verbund sind die Netze von Polen, der DDR, der CSSR, Ungarn, Rumänien, 
Bulgarien sowie Teile des Südnetzes der UdSSR angeschlossen. Die größten Stromlieferungen 
erfolgen über die 750 kV-Leitung Vinnica-Albertirsa aus dem UdSSR -Südnetz nach Ungarn, 
Bulgarien und die CSSR. Die Nennfrequenz beträgt 50 Hz, es werden jedoch Abweichungen 
von bis zu 1 Hz zugelassen. Das erschwert rein technisch den Ost-West-Verbund. Das westeu- 
ropäische Verbundnetz UCPTE und das skandinavische NORDEL-Verbundnetz halten die 
Frequenzschwankungen in der Größenordnung von 0,1 Hz. Somit bestehen derzeit zwar fre- 
quenzgleiche aber nicht frequenzsynchrone Netze in Ost und West. 


Tabelle 7: Stromhandel der UdSSR mit ausgewählten Ländern 1985 


Land Export Import in GWh Saldo 
Bulgarien 5855 1032 4823 
CSSR 1305 206 1099 
Finnland 4182 4182 
Griechenland 155 155 
Ungarn 11055 25 11030 
Polen 2506 2506 
Norwegen 49 49 
Türkei 660 660 
Insgesamt 25767 1263 24504 


Ouelle: United Nations (ECE): Annual Bulletin of Electric Energy Statistics for Europe 1985, New 
York 1986; eigene Berechnungen 
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Der 12. Fünfjahresplan (1986-90) schreibt die Perspektiven der Stromerzeugung mit einer 
durchschnittlichen Zuwachsrate von 3,7% pro Jahr fest. In diesem Fünfjahresplan ist übri- 
gens die Zuwachsrate der Primärenergieproduktion mit der der Stromerzeugung fast iden- 
tisch. Ein Wandel in der Energiepolitik, bei dem auf intelligente Nutzung der Energieträger 
und Einsparungen gesetzt wird, findet also vorerst nicht statt. Stattdessen soll die Rolle der 
Atomkraft stark an Gewicht zunehmen. Die AKW-Kapazität soll bis 1990 auf 69 300 MW 
ausgebaut werden. Als Atomstromproduktion für 1990 sind 390 TWh geplant, was einem 
Anteil an der Stromproduktion von 21,2% entsprechen würde (siehe Tabelle 8). 


Tabelle 8: Struktur der Stromerzeugung in der UdSSR 1985 und 1990 in TWh und in % 


1985 1990 
in TWh in % in TWh in % 
Thermische Kraftwerke 1 163,6 75,3 1 205,0 65,5 
Wasserkraftwerke 214,5 13,9 245,0 13,3 
Kernenergie 166,1 10,8 390,0 21,2 
Gesamt 1 544,2 100,0 1 840,0 100,0 


Quelle: United Nations (ECE): a.a.O.; Judith Thornton: Chernobyl’ and Soviet Energy, in: Problems of 
Communism, Vol. XXXV, November-December 1986, S. 2 


Schon vor der Katastrophe von Tschernobyl wurde dieses Planziel skeptisch bewertet. Eine 
Planerfüllung ist aus heutiger Sicht noch unwahrscheinlicher geworden. Nach dem Super- 
GAU wurde eine Vielzahl von Technikern und Nuklearspezialisten am Unfallort benötigt, 
so daß im Jahre 1986 statt des geplanten Zubaus von 7 500 MW Atomkraftwerken nur drei 
1000 MW -Reaktoren fertig wurden. Durch die nun auch in der UdSSR als notwendig er- 
kannten zusätzlichen Sicherheitskomponenten wird sich der Ausbau abermals verzögern; 
zudem sind die vorgesehenen Investitionsmittel für die Nachrüstungsmaßnahmen damit 
teilweise verplant. 

Der historische Hintergrund und die Verbindungen zwischen militärischer und ziviler 
Atomkraftnutzung in der UdSSR werden im folgenden ausführlich dargestellt. 


Das rote Atom 


Nach sowjetischen Quellen fanden Ende der 30er Jahre bereits intensive Arbeiten zur 
Kernspaltung statt. Es bestanden persönliche Kontakte russischer Physiker mit den Kolle- 
gen im Ausland, die aber durch den Zweiten Weltkrieg unterbrochen wurden. Bereits I 942, 
also zeitgleich mit der Entwicklung in den USA, soll mit einer Besprechung bei Stalin die Ar- 
beit an der technischen Nutzung der Atomspaltungsenergie unter der Leitung von I.W. 
Kurtschatow begonnen worden sein. 1943, als sich in den USA die Atomfabriken von Oak 
Ridge und Hanford in zügigem Aufbau befanden, wurden in der UdSSR noch Arbeitspro- 
gramme erstellt. Erst 1946 konnte der erste Atommeiler bei Moskau in Betrieb gehen. Wa- 
rum einige der ersten sowjetischen Reaktoren in ihren Ausmaßen und auch in Details fast 
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haargenau amerikanischen entsprachen, bleibt weiterhin der Spekulation überlassen. Eine 
Reihe von Spionagefällen und Reiseberichte von Vertretern der US-Regierung 1944 aus 
der UdSSR lassen eine enge Orientierung der sowjetischen an die amerikanische Entwick- 
lung erkennen. US-Quellen unterstellen dabei Spionage; eine wissenschaftliche Parallelent- 
wicklung ist jedoch keineswegs auszuschließen. 

Im November 1947 wurde der erste sowjetische Reaktor zur Erzeugung von Plutoniumkri- 
tisch, lief aber erst im Sommer 1948 für die Produktion dieses Elements, das für den Atom- 
bombenbau benötigt wird. Dieser Reaktor war fast baugleich mit dem Moskauer Reaktor, 
lag aber im Atomzentrum bei Kyschtymam Osthang des Urals (in US-Quellen als Tschelja- 
binsk-40 bezeichnet). Dort, sowie in Obninsk bei Moskau und in Suchumi an der Ostküste 
des Schwarzen Meers, arbeiteten bereits 1945 unter anderem auch deutsche Physiker und 
Chemiker am sowjetischen Atomprogramm. Aus Schriften von Kurtschatow könnte ge- 
schlossen werden, daß 1948 nur ein Reaktor — nämlich der in Kyschtym — betrieben wur- 
de. Auf dem gleichen Gelände entstand auch eine Plutonium-Abtrennungsanlage, um das 
im Reaktor erbrütete waffenfähige Plutonium zu gewinnen. Der erste vom Ausland ermit- 
telte sowjetische Atomtest fand im September 1949 statt. Esexistieren jedoch Hinweise auf 
eine frühere Atomexplosion (vgl. Kramish, ca. 1960). Wann in den 40er Jahren eine Uran- 
anreicherungsanlage in Kyschtym fertiggestellt wurde, ist nicht sicher bekannt. Spätestens 
1953, mit der Explosion der ersten sowjetischen Wasserstoffbombe, müssen jedoch auch 
Anlagen zur Urananreicherung bestanden haben. Die erste transportable sowjetische H- 
Bombe wurde erst 1955 getestet. 

Nach dem »nuklearen Patt« der Supermächte bei den Atombomben begann — ähnlich der 
Entwicklung in den USA — die Forschung und Entwicklung von Konzepten zur Energice- 
nutzung mit Hilfe der Kernspaltung. Während in den USA die Nutzung von Atomkraft für 
den Betrieb von U-Booten vorrangiges Ziel war, orientierten sich die Wissenschaftler in der 
UdSSR an Energieversorgungsproblemen entlegener ziviler und militärischer Anlagen. So 
erhielt der Atomforschungskomplex von Obninsk, 100 km südwestlich von Moskau, einen 
Reaktor, der von der Sowjetunion als »erstes ziviles Atomkraftwerk der Welt« gefeiert 
wird. Er besaß eine Leistung von 5 MW und diente wohl fast ausschließlich Forschungs- 
zwecken (vgl. Scheer/Heuler 1982, S.3). 

Alle Reaktoren der UdSSR waren bis dahin vom gleichen Typ. Sie bestanden aus vielen 
hundert gemauerten Graphitziegeln — also reinem Kohlenstoff — daher auch Atommeiler 
genannt. Die schnellen, bei der Atomspaltung entstehenden Neutronen werden vom Gra- 
phit gebremst (moderiert) und können dann weitere Atomspaltungen anregen. Gekühlt 
werden die Reaktoren mit normalem (sog. »leichtem«) Wasser. Als Brennstoff dient Natur- 
uran. Ab 1958 wurden diese Reaktoren in leistungsfähiger Form unweit von Kyschtym (bei 
Troitsk) errichtet (vgl. Zhelndev/Konstantinov 1980, $. 34 ff.). Bis 1963 wurden dort sechs 
derartige Reaktoren in Betrieb genommen (siehe Tabelle 9). Sie dienen überwiegend der Er- 
zeugung von Waffenplutonium. Ihre Existenz war zunächst geheim. Danach wurden sol- 
che mit Graphit moderierten Röhrenreaktoren nach zivilen Gesichtspunkten, aber weiter- 
hin auch mit möglicher militärischer Nutzung, in Bjelojarsk (100 km nördlich von K'ysch- 
tym) 1964 und 1967 errichtet (siehe Tabelle 9). Weiter vergrößert wurden sie nun RBMK 
genannt, serienmäßig errichtet und in Betrieb genommen. 
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Tabelle 9: Sowjetische Reaktoren für Forschungs- bzw. Sonderzwecke 


Jahr der 
Inbetriebnahme Standort Leistung in MW Nutzung/Reaktortyp 
1954 Obninsk-! 5 Forschung 
1958 Troitzk-1 100 Pu-Produktion 
Troitzk-2 100 Pu-Produktion 
Troitzk-3 100 Pu-Produktion 
Troitzk-4 100 Pu-Produktion 
Troitzk-5 100 Pu-Produktion 
1962 Troitzk-6 .. 100 Pu-Produktion 
1964 Bjelojarsk-1 100 Röhrenreaktor 
1965 Wolgodonsk 50 Siedewasserreaktor 
1967 Bjelojarsk-2 200 Röhrenreaktor mit Dampfüberhitzung 
1969 Wolgodonsk 12 Brüter 
1973 Schewtschenko 350 Seewasserentsalzung/Brüter 
1974 Bilibino- I 12 transportables Heizkraftwerk 
Bilibino-2 12 dto. 
Bilibino-3 12 dto. 
1976 Bilibino-4 12 dto. 
1980 Bjelojarsk-3 600 Brüter 
1990 (?) Bjelojarsk-4 800 Brüter 


Quelle: eigene Zusammenstellung aus diversen Angaben. 


Der RBMK ist eine spezielle sowjetische Reaktorlinie, die nur in der UdSSR eingesetzt 
wird. Seit Anfang der 70er Jahre wurden Kanalreaktoren vom Typ RBMK- 1000 gleichsam 
vom Fließband gebaut (siehe Tabelle 10). Die Möglichkeit, Brennelemente oder Bestrah- 
lungselemente während des Betriebs auszutauschen, ermöglicht eine militärische Nutzung 
des Reaktors. Für den Bombenbau erforderliches waffenfähiges Plutonium hat eine hohe 
Reinheit, die nur bei definierten Bestrahlungsbedingungen’ von Natururan oder abgerei- 
chertem Uran (Uran-238) und relativ kurzen Abbrandzeiten entsteht. Die RBMK eignet 
sich nicht nur hervorragend zur Erzeugung von Plutonium, sondern auch ohne große Um- 
stellungsprobleme für andere Spaltprozeßvarianten, z.B. einen Thorium-Uran-Brennstoff- 
zyklus. Ein großer Teil des Graphitmoderators kann durch schweres Wasser ersetzt wer- 
den, wodurch der Betrieb mit Natururan möglich wird (vgl. Wenzel/Zabka 1974, S. 361 ff.). 
Nach der Katastrophe in Tschernobyl will die Sowjetunion keine Graphit-Reaktoren mehr 
bauen, sondern nur noch Druckwasserreaktoren: In den nächsten Jahren sollen nur noch 
zwei neue RBMK fertiggestellt werden, die aber gegenüber dem Unglücksreaktor modifi- 
ziert werden (vgl. Tagesspiegel, 19. 12. 1986). Die Tabelleenthält dagegen noch die Ziele des 
Fünfjahresplans bis 1990. 

Mitte der 50er Jahre wurden neben den Graphitreaktoren auch Druckwasserreaktoren 
entwickelt. Ziel war die Versorgung von Nordmeer-Schiffen und U-Booten mit Atom- 
kraft. 1959 stach der erste, von drei Atomreaktoren versorgte Eisbrecher »Lenin« in See. 
Es folgten kurze Zeit später Atom-U-Boote und dann weitere Eisbrecher mit jeweils zwei 
Reaktoren: »Arktika« 1974 — heute »Leonid Breschnew« —, »Sibir« 1977 und »Rossia« 
1986 (Semenov 1983, S. 205). Aus diesem Reaktortyp wurden Druckwasserreaktoren zur 
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Tabelle 10: Sowjetische RBMK-1000-Reaktoren in Betrieb und geplant (Stand 1986) 


Kapazität 
Jahr der in Betrieb geplant 
Inbetriebnahme Standort/Bezeichnung 1986 1987 1987-90 
1973 Leningrad- 1 1.000 
1975 Leningrad-2 1000 
1979 Leningrad-3 1.000 
1980 Leningrad-4 1.000 
1976 Kursk-1 1.000 
1978 Kursk-2 1.000 
1982 Kursk-3 1.000 
1985 Kursk-4 1000 
1987-90 (?) Kursk-5 1000 
1982 Smolensk-1 1000 
1985 Smolensk-2 i 1000 
1987-90 (?) Smolensk-3 1000 
1987-90 (?) Smolensk-4 1000 
1977 Tschernobyl-1 1000 
1978 Tschernobyl-2 1000 
1981 Tschernobyl-3 (1.000)* 1000 
1983 Tschernobyl-4 (havarierter Block) 
1987 (?) Tschernobyl-5 1000 
1987-90 (?) Tschernobyl-6 1000 
1983 Ignalina-1 1500 
1987 (9) Ignalina-2 1500 1500 
1987-90 (?) Kostroma-1 1500 
Summe 13 500 3 500 5500 


* Dieser Block soll 1987 wieder in Betrieb genommen werden. 


Quelle: eigene Zusammenstellung aus diversen Angaben 


Stromerzeugung entwickelt. Ihre Leistungen wurden fortlaufend gesteigert. Über Zwischen- 
entwicklungen mit 210 MW und 365 MW wurde die serienmäßige Reihenproduktion von 
440 MW -Blöcken in den 70er Jahren begonnen. Seit 1980 werden zusätzlich 1000 MW- 
Reaktoren in Betrieb genommen (Tabelle 11). Sie gleichen im Bauprinzip den westlichen 
Druckwasserreaktoren der Firmen Westinghouse und Kraftwerk Union. Die Teile dieser 
Atomkraftwerke vom Typ WWER werden nun in einer eigens dazu seit 1975 errichteten 
Fabrik »Atommarsch« in Wolgodonsk am Wolga-Don-Kanal gefertigt. Reaktoren dieser 
WWER-Serie werden von der UdSSR auch exportiert, z.B. nach Finnland und in die Län- 
der des RGW. Der Handel mit diesen Atomkraftwerken hat der UdSSR den Spitznamen 
»Eastinghouse« eingebracht. Derartige Reaktoren sind jedoch teuer. In der DDR wurden be- 
reits 1984 pro 1000 MW -Block 5 Mrd. Mark Investitionskosten veranschlagt (vgl. Schramm/ 
Hahn 1984, S. 76). Nach Tschernobyl wird damit gerechnet, daß die Investitionskosten für 
zusätzliche Sicherheitskomponenten um 20% über diesem Niveau liegen. Im Vergleich la- 
gen bereits in der Vergangenheit die Kosten für Wärmekraftwerke deutlich unter denen 
von Kernkraftwerken (vgl. Thornton 1986, S. 8). Es stellt sich also die Frage, warum im 
RGW der kapitalintensivste Weg der Energieerzeugung beschritten wird. 
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Tabelle 11: Sowjetische WWER-Reaktoren in Betrieb und geplant (Stand 1986) 


Kapazität in MW 


Jahr der in Betrieb geplant 

Inbetriebnahme Standort/Bezeichnung 1986 1987 1987-90 

1964 Novo-Woronesch- | 210 

1970 Novo-Woronesch-2 365 

1972 Novo-Woronesch-3 440 

1973 Novo-Woronesch-4 440 

1980 Novo-Woronesch-5 1000 

1987-90 Woronesch-1** 2 500 

1987-90 Woronesch-2** 500 

1973 Kolsk-1 440 

1975 Kolsk-2 440 

1981 Kolsk-3 440 

1984 Kolsk-4 440 

1976 Armenian-] 408* 

1980 Armenian-2 408* 

1980 Rowno-| 440 

1981 Rowno-2 440 

1987 Rowno-3 1000 

1982 Nikolajew-1 1000 

1984 Nikolajew-2 1000 

1987-90 Nikolajew-3 1000 

1987-90 Nikolajew-4 1000 

1984 Kalinin- | 1000 

1986 Kalinin-2 1000 

1987-90 Kalinin-3 1000 

1987-90 Kalinin-4 1000 

1984 Saporoschje-1 1000 

1985 Saporoschje-2 1000 

1987 Saporoschje-3 1000 

1987-90 Saporoschje-4, -5, -6 3000 

1985 Balachowo-| 1000 

1987 Balachowo-2 1000 

1987-90 Balachowo-3 1000 

1987 Kmelnitzki-1 1000 

1987-90 Rostow-1 (Wolgodonsk) 1.000 

1987-90 Nishnekamsk-1 1000 

1987-90 Odessa-1 1000 

1987-90 Odessa-2 1000 

1987-90 Aktasch- | 1000 

1987-90 Aktasch-2 1000 

1989 Kama-l. 1000 

1990 Kama-2 1000 

1987-90 Gorkij-1** 500 

1987-90 Gorkij-2** 500 

1987-90 Minsk-1 1000 

1987-90 Minsk-2 1000 
Summe 11911 5000 20 000 


* 440 MW -Reaktor steht in einer Höhe von über 1 000 m 
** 1000 MW -Reaktor mit 500 MW Fernwärmeauskopplung 


Quelle: eigene Zusammenstellung aus diversen Angaben 
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Tabelle 12: Vergleich der Daten von sowjetischen Atomreaktoren mit 1000 MW-Leistung 


WWER-1000 RBMK-1000 
Kühlprinzip Druckwasser Siedewasser 
Turbinenantrieb Sekundärkreis über Wärmetauscher Primärkreis über Dampf 
Thermische Leistung 3000 MWh 3200 MWih 
Wirkungsgrad 33% 30,4% 
Brennstoffbeladung 66 t Uran 192 t Uran 
durchschn. Urananreicherung 3,8% 1,8% 
Mittlerer Abbrand 26-40 000 MWdlit 18 100 MWdit 
Druck im Primärkreislauf 160 at 65 at 
Temperatur im Primärkreislauf 290-320°C 230°%C 
Primärkreislauf Turbinen 2x500 MW : 2X500 MW 


Quelle: H.-P. Born: Kernenergie in der Sowjetunion, in: atw, H. 12, 1983, $. 646 


Die Entwicklung weiterer Reaktorlinien 


Auch Schnelle Brüter werden in der UdSSR errichtet (siehe Tabelle 9): So 1969 eine kleine 
12 MW-Anlage, später eine 350 MW- Anlage am Kaspischen Meer und 1980 ein 600 MW- 
Brüter in Bjelojarsk, dessen Bau bereits 1969 begann (vgl. atw, H. 4/86, S. 8). Bis 1980 wur- 
de dem sowjetischen Brüterprogramm noch eine große Zukunft vorhergesagt. Wegen fi- 
nanzieller, technologischer aber auch sozialer Folgeprobleme wurde das Programm sogar 
in der Öffentlichkeit kritisch diskutiert. In einem Artikel in »Kommunist« wurde angedeu- 
tet, daß der Schnelle Brüter wegen der angesprochenen Schwierigkeiten erst gegen Ende 
des Jahrhunderts zur Serienreife gelange. Zur Jahreswende 1985/86 begannen nach offi- 
ziellen Angaben die Bauarbeiten zur Errichtung eines 800 MW -Brüters in Bjelojarsk (vgl. 
atw,H. 1/86, S. 6). Ursprünglich war ab 1990 der Bau von 1 600 MW -Brütern vorgesehen, 
die dann den größten Teil des Neuzubaus von Atomkraftwerken abdecken sollten (vgl. 
Born 1983, S. 648). Die fortdauernden Probleme mit den beiden laufenden Brutreaktoren 
(Natriumbrände bereits Anfang der 70er Jahre und lange Stillstandszeiten) scheinen den 
Plan einer serienmäßigen Errichtung solcher Kraftwerke von 1990 an gestoppt zu haben. 
Trotzdem wurde auf dem XX VII. Parteitag der KPdSU aber gerade diese Reaktorlinie als 
zukunftsweisend dargestellt. 

Sowjetische Brutreaktoren werden anders als die im Westen bekannten Typen mit hochange- 
reichertem Uran-235 anstelle von Plutonium betrieben. Dafür gibt es vor allem zwei Gründe. 
Bis heute besitzt die UdSSR keine Möglichkeit, Plutonium aus Brennelementen der großen 
Leistungsreaktoren abzutrennen. Eine »Wiederaufarbeitungsanlage« besteht nur für kleine, 
hochreine Uran-Plutonium-Stäbe im Rüstungsbereich. Die enorme Atomwaffenrüstung er- 
laubt aber keine Abzweigung von Waffenplutonium in den zivilen Bereich. Daher wird zur 
Erstbeladung hochangereichertes Uran verwandt. Außerdem bestehen aus der Zeit der frü- 
hen H-Bomben-Herstellung große Uran- Anreicherungskapazitäten in Sibirien, die nach in- 
ternational gleichlaufender Entwicklung durch die Entwicklung von Plutonium-gestützten 
H-Bomben freiwurden. Auch in den USA entstanden in den 50er Jahren freie Anreiche- 
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rungskapazitäten, die zur Brennstoffproduktion für Leistungsreaktoren genutzt werden. , 


Die Versorgung mit waffenfähigem Plutonium blieb angespannt. 

Derzeit scheinen die vorhandenen Anreicherungskapazitäten den Bedarf der RGW-Län- 
der zu überschreiten, da diverse westliche Länder angereichertes Uran aus der UdSSR be- 
ziehen (vgl. Duffy 1979). Diese »Lohnanreicherung« — der Käufer schickt Uran in die 
UdSSR und erhält das angereicherte sowie das abgereicherte Uran zurück — bringt der 
UdSSR z.B. im Warenverkehr mit der BRD rund 10% der Devisenerlöse. Der größte westli- 
che Einzelkunde ist die Rheinisch-Westfälische Elektrizitätswerk AG (RWE) aus Essen 
(vgl. AG Atomindustrie 1984). Militärstrategisch ist dies höchst brisant. Zu Friedenszeiten 
liefern die westeuropäischen Kunden Uranhexafluorid in die UdSSR, aber was würde mit 
dem Uran im Konfliktfall passieren? Inzwischen sind weitere Anreicherungskapazitäten in 
Westeuropa — unter anderem in Gronau in der Bundesrepublik — entstanden, so daß für 
westliche AKW-Betreiber eine Notwendigkeit, das Uran in der UdSSR anreichern zu las- 
sen, kaum noch besteht. Damit kann die sowjetische Anlage allerdings auch wieder ver- 
stärkt militärisch eingesetzt werden. 

Die Errichtung des 800 MW -Brüters in Bjelojarsk — trotz bestehender technischer Probleme 
— war sicherlich auch aus militärischen Gründen notwendig. Die Lebenszeit der Reaktoren 
zur Plutoniumerzeugung in Troitzk geht nach einem Vierteljahrhundert ihrem sicheren En- 
de entgegen. Bei wachsender Nutzung der Atomstromerzeugung in der UdSSR müssen die 
militärisch nutzbaren RBMK-Blöcke zunehmend im Wechsellastbetrieb laufen — eine Er- 
zeugung von waffenfähigem Plutonium wird so weitgehend vereitelt. Brutreaktoren, insbe- 
sondere die vom sowjetischen Typ, eignen sich hervorragend für die militärische Nutzung. 
Möglicherweise hängt der plötzliche Baubeginn im Frühjahr 1986 in der Nähe der sowjeti- 
schen Atomwaffenfabrik eng mit der rüstungspolitischen Debatte zwischen den Regierungen 
der USA und der UdSSR zusammen. Gorbatschows Erklärung, in der Atomrüstung mithal- 
ten zu wollen, wenn keine Vereinbarungen getroffen werden würden, war für Fachkreise in 
den USA solange unglaubhaft, wie die derzeitigen sowjetischen Kapazitäten zur Herstellung 
von Waffen-Plutonium diese Perspektive nicht ermöglichten. Mit zwei Brutreaktoren in Bje- 
lojarsk ist die Versorgung der Roten Armee für lange Zeit abgesichert. 


Das sowjetische Atomprogramm und die Umwelt 


Atomkraftwerke werden von offizieller Seite auch im Osten als besonders umweltfreundlich 
bezeichnet. Eine öffentliche Diskussion der mit ihnen verknüpften Probleme gibt es bisher 
kaum. In den letzten Jahrzehnten wurden die sowjetischen Atomkraftwerke fast ausschließ- 
lich im dicht bevölkerten Gebiet westlich des Urals errichtet. Der Direktor des wissenschaftli- 
chen Instituts für Energie und Technik, N. Dollezhal, schrieb 1980: »Bisher war es nicht not- 
wendig, zwischen der Größe der Kraftwerke und ihrem möglichen Einfluß auf die Umwelt 
abzuwägen. (...) Heute ist es nicht länger möglich, so weiter zu verfahren« (Dollezhal/Korya- 
kin 1980, S. 33 ff.). Er führte insbesondere den Verbrauch von Wasser als problematisch an. 
Die sowjetischen Kraftwerke brauchen jährlich 100 Mrd. m? Wasser. Davon gehen nach sei- 
nen Angaben 2% verloren, dies hat ökologische Folgen. Unerwähnt bleibt die Aufwärmung 
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der Flüsse und Seen, obwohl die Kraftwerke fast nie Kühltürme besitzen. Ein zweites Pro- 
blem, das Dollezhal darstellte, betraf den Schutz vor radioaktiver Strahlung. Westlich der 
Linie Wolga-Ostsee-Kanal leben 60% der sowjetischen Bevölkerung. Die wichtigsten 
agrarwirtschaftlichen Nutzflächen und Kulturdenkmäler befinden sich in diesem Raum. 
Ohne größte anzunehmende Unfälle zu erwähnen, wies Dollezhaldarauf hin, daß Ressour- 
cen oft austauschbar, aber Lebensbereiche solcher Art nicht wieder ersetzbar seien. Er plä- 
dierte für den Bau großer Kraftwerkszentren — einschließlich der atomaren Infrastruktur 
— weitab von bevölkerungsreichen Gebieten. Nach der Katastrophe von Tschernobyl 
könnten diese Vorschläge sicher auch im Kreml neues Gewicht erlangen. 

Die Schädigung der Umwelt durch Kraftwerke ist gewaltig. An der Weltspitze liegt die 
UdSSR nämlich auch beim Schadstoffausstoß. Im Jahr 1978 betrugen die Gesamtemissio- 
nen von Schwefeldioxid (SO,) 24,5 Mio. Tonnen. (Zum Vergleich: Die Bundesrepublik hat- 
te in diesem Jahr einen Gesamtausstoß von 3,65 Mio. Tonnen.) Für 1985 wird der SO,-Ge- 
samtausstoß der UdSSR mit 26,4 Mio. Tonnen veranschlagt (vgl. Prittwitz 1984, S. 189). 
Dabei handelt es sich um Hochrechnungen; Meßdaten liegen nicht vor. Spezifische Kenn- 
ziffern für den Schadstoffausstoß von konventionellen Wärmekraftwerken und von Atom- 
kraftwerken verdeutlichen das Ausmaß der Umweltbelastung. Rauchgasreinigungsanla- 
gen nach dem internationalen Stand der Technik gibt es in der UdSSR noch nicht. Ein mit 
Kohle (Schwefelgehalt 3,5%) befeuertes Kraftwerk mit einer Kapazität von 1000 MW 
stößt jährlich 140000 t SO, aus. Ein entsprechendes Ölkraftwerk (Schwefelgehalt 1,6%) 
emittiert noch 52.000 t und ein gasgefeuertes Kraftwerk 13,6 t pro Jahr. Ein sowjetisches 
1000 MW-Atomkraftwerk stößt im Normalbetrieb jährlich 16% 10°Ci (das sind 5 920 Giga- 
becquerel) Radionuklide in die Umwelt aus (vgl. Sivinitsev/Teverovskii 1977, S. 902). Der 
spezifische Kühlwasserbedarf pro erzeugtekWh Strom ist bei Atomkraftwerken wesentlich 
höher als bei konventionellen Kraftwerken. Im Jahr 1975 wurden in den Kernkraftwerken 
200 1/KWh, in thermischen Kraftwerken lediglich 125 /kWh Kühlwasser benötigt (ebenda, 
8.901). 

Auch ohne schwere Zwischenfälle geben die sowjetischen Atomkraftwerke große Mengen 
Radioaktivität ab. Vor allem die Druckröhrenreaktoren, deren Dampf direkt aus dem Re- 
aktorkern in die großen Leistungsturbinen strömt, kontaminieren die Umwelt. Der Atom- 
kraftwerk-Komplex in Tschernobyl emittiert besonders große Mengen Radioaktivität. 
Auch im Vergleich zu anderen RBMK -Blöcken handelt essich um ein besonders dreckiges 
Atomkraftwerk (siehe Tabelle 13). Es ist anzunehmen, daß gerade die technisch-konventio- 
nelle Bauweise zum Austausch radioaktiver Stoffe führt. Die vielen zu öffnenden Druck- 
röhren, viele tausende von Rohrverbindungen und die Nutzung herkömmlicher Turbinen- 
sätze führen offensichtlich zu gigantischen Radionuklid-Freisetzungen. 

Tschernobyl ist nicht die erste Katastrophe beim sowjetischen Atomprogramm. 1958 wurden 
Teile der riesigen militärischen Anlage in Kyschtym durch eine große Explosion zerstört 
(vgl. Medwedjew 1979). Die gesamte Anlage mußte geschlossen werden, weite Landstriche 
wurden evakuiert und bis heute nicht wieder besiedelt. Nach Berichten verschiedener Quel- 
len handelte es sich um einen Kritikalitätsstörfall, bei dem es zu einer atomaren Explosion 
kam. Ein Areal von einigen 100 km? wurde abgesperrt. Eine Reihe von wissenschaftlichen 
Veröffentlichungen zeigt indirekt, daß riesige Mengen Caesium- 137, Strontium-90 und 
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Tabelle 13: 
Jahresabgaben radioaktiver Stoffe aus sowjetischen Atomkraftwerken mit der Abluft 
Gas Jod-131 

103 Ci/Jahr CilJahr 
Atomkraftwerk 1979 1980 1979 1980 
Kola (4 WWER) 2 2 1 1 
Novo-Woronesch (5 WWER) 2 2 4 11 
Kursk (2 RBMK) 68 89 66 458 
Tschernobyl (2 RBMK) ee 133 280 290 5000 


(1 Ci = 3,7 10! Becquerel) 


Quelle: Atomnaja Energia, H. 4, 1983, S. 257 


Strontium-89 freigesetzt wurden. Große Seen von bis zu 100 ha, aber auch Nahrungsket- 
ten, in denen eine Reihe von Säugetierspezies vorkommen, dienten in den 60er und Anfang 
der 70er Jahre als Basis für radioökologische Studien. Die Strahlendosen waren noch Jahre 
nach dem Unglück so hoch, daß Wachstums- und Entwicklungsschäden — bis zum Abster- 
ben — bei Bäumen analysiert werden konnten. Es ist also davon auszugehen, daß in der 
UdSSR die größten Erfahrungen mit den Auswirkungen schwerster Atomunfälle verfüg- 
bar wären. Damals wurden aus Kamenez-Uralskij fast 100 000 Menschen evakuiert — wie 
1986 aus dem Gebiet um Tschernobyl. Im rund 80 km weit entfernten Tscheljabinsk wur- 
den Lebensmittel auf Radioaktivität untersucht und teilweise vernichtet. Noch Jahre spä- 
ter sollteauf der Hauptdurchgangsstraße zwischen Tscheljabinsk und Swerdlowsk nicht ge- 
halten werden. An Flußufern standen Schilder, die auf eine Verseuchung hinwiesen. Nach 
Berichten sollen die Dörfer und Höfe in diesem Gebiet später von der Armee zerstört wor- 
den sein. Obwohl sehr viele Indizien dafür sprechen, daß es sich bei der Katastrophe von 
Kyschtym um die Explosion von Atommüll aus der Waffenproduktion handelte, ist doch 
ein Reaktorunfall nicht ausgeschlossen. Es ist anzunehmen, daß in der Nähe der alten 
Atombombenanlage eine neue errichtet wurde. Die militärisch relevanten Reaktoren wer- 
den, wie der Brüter, weiterhin in Bjelojarsk errichtet. Die Stadt liegt ca. 100 km vom Kata- 
strophengebiet entfernt. Die Ausmaße der Katastrophen von Kyschtym und Tschernobyl 
ähneln sich. Die Menschen der Sowjetunion müssen die zivile Nutzung der Atomspaltung 
mit einem weiteren verseuchten Gebiet bezahlen. Die militärische Nutzung verstrahlte be- 
reits den Raum Semipalatinsk (H-Bomben- Tests), Novaya Zemlja (H-Bomben- Tests) und 
Kyschtym (Bombenherstellung). 


Perspektiven? 


Die unflexible sowjetische Langzeitplanung auf dem Energiesektor ist bezeichnend für die 
realsozialistische Technikentwicklung. Auch nach Tschernobyl wird verstärkt auf Atom- 
kraft gesetzt. Dauerhaften Energieträgern mißft man dort nur einen verschwindend gerin- 
gen Anteil an der Energieversorgung bei. Unter »alternativer Energie« wird in der UdSSR 
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übrigens vorwiegend die Kernfusion verstanden, also die zivile Nutzung der Atomkernver- 
schmelzung, deren militärischer Vorreiter die Wasserstoffbombe ist. Vermutlich ist esnur 
ein frommer Wunsch, daß die Regierung der UdSSR ihre Politik in Sachen Atomenergie 
und Atomrüstung ändern werde. Zu hoffen wäre zwar, daß der langsame Reformprozeß 
unter den Stichworten »Glasnost« und »Perestroika« ausreicht, um weitere ökologische 
Katastrophen zu verhindern, vor weiteren tragischen Fehlentwicklungen kann die Sowjet- 
union aber nur durch eine kritische und grundsätzliche Diskussion über Sicherheitsfragen 
und die Problematik des »technischen Fortschritts« an sich geschützt werden. 


Anmerkungen 


1 Der Fünfjahresplan zur Widerherstellung und Entwicklung der Volkswirtschaft der UdSSR für 
1946-1950, Berlin 1947, S. 63. Zitiert nach a.a.O., Sp. 874 

2 Laut DavidR. Marples: Chernobyl’ and Ukraine, in: Problems of Communism, Vol. XXXV,H. 6, 
1986, S. 27, war die Baustelle Odessa Ende 1984 und 1986 im Chaos; Beschäftigtedes AKW Row- 
no mußten Anfang 1986 wegen Alkoholismus behandelt werden; das Computersystem vom AKW 
Saporoschje mußte wegen schwerer Defekte ausgetauscht werden; Betriebsleiter vom AKW 
Kmelnitzki wurden wegen Diebstahl und anderer Delikte vor Gericht gestellt; usw. 
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Heide Gerstenberger 
Vom Lauf der Zeit. Eine Kritik an Fernand Braudel* 


1. Geschichtsforschung als Grundlage und Richtschnur der Humanwissenschaften. 


Mal um Mal hat Fernand Braudel die Einheit der »sciences de ’homme«, der Wissenschaf- 
ten von Menschen, beschworen. Immer wieder hat er hervorgeboben, in welchem Aus- 
maß die Geschichtsforschung dieses Jahrhunderts von der Geographie, der Psychologie, 
der Soziologie, Ökonomie, Ethnologie und Biologie gelernt habe, um dann jeweils darauf 
hinzuweisen, wie unverzichtbar die Geschichtswissenschaft für die Gesellschafts- und Hu- 
manwissenschaften sei (1969, Teil ID. Dies nicht nur, weil sie dazu befähige, allzu kurzgrif- 
fige Fragestellungen zu vermeiden, sondern vor allem, weil die Geschichtsforschung die 
»einzige Verifikationsmöglichkeit« für die Schlußfolgerungen der Gesellschaftswissen- 
schaften biete (III, S. 11). Braudel geht jedoch noch weiter und vertritt das Projekt einer 
Einheit der Sozialwissenschaften. Dessen Realisierungsmöglichkeit ergibt sich für ihn aus 
der Übereinstimmung des Forschungsgegenstandes in den »sciences de ’homme«. Nichts- 
destoweniger hält er zusätzlich auch die Erarbeitung einer »gemeinsamen Sprache« dieser 
Wissenschaften für erforderlich (1977, S. 59). Das historische Faktum, daß die Humanwis- 
senschaften heute in Fachdisziplinen aufgespalten sind, veranlaßt Braudel zu der Forde- 
rung, diese Situation zumindest partiell durch die Bereitschaft, voneinander zu lernen und 
miteinander zu streiten, zu überwinden. Die Einheit der Sozial(Human) wissenschaften 
wird also im wesentlichen durch die forschungspraktische Aufhebung von Prozessen der 
Arbeitsteilung angestrebt. Die Frage nach der Übertragbarkeit von Ergebnissen der einen 
Fachdisziplin in eine andere — also diejenige nach einer Lösung der theoretischen Proble- 
me von Interdisziplinarität — stellt Braudel nicht, und er kann sie auch gar nicht stellen, 
weil für ihn der Gegenstand der Humanwissenschaften ganz unproblematisch als identi- 
scher gegeben ist. Das folgt aus seinem Geschichtsverständnis. Geschichtsforschung ist 
für ihn »die Rekonstruktion« der Geschichte aus dem zu sammelnden Material (Review 
1978, S. 244). Nun geht aber keine derartige »Rekonstruktion« ohne die Konstitution des 
Forschungsgegenstandes vonstatten (aus welcher in den Arbeiten Braudels beispielsweise 
folgt, daß die biologische Abhängigkeit der Menschen von geographischen Bedingungen 
ihrer Umwelt als »Geschichte« gelten soll). Wenn sich aber die Bestimmungen des Gegen- 
standes »Gesellschaft« (und »Geschichte der Gesellschaft«) in den verschiedenen Fachdis- 
ziplinen grundlegend voneinander unterscheiden, wenn beispielsweise die Wirtschafts- 
wissenschaft Aspekte »der Gesellschaft« aus ihren Modellen ausklammert und in den 
»Datenkranz« verweist, die anderen Fachdisziplinen die Fragestellung vorgeben oder 
wenn sie von Verhaltensmustern ausgeht, welcher einer anderen Wissenschaft vom Men- 


* Anmerkungen zu: Fernand Braudel, Sozialgeschichte des 15.-18. Jahrhunderts, 3 Bde, München 
1985/86 (im folgenden zitiert als: I, I, IM. 
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Heide Gerstenberger 
Vom Lauf der Zeit. Eine Kritik an Fernand Braudel* 


1. Geschichtsforschung als Grundlage und Richtschnur der Humanwissenschaften. 


Mal um Mal hat Fernand Braudel die Einheit der »sciences de ’homme«, der Wissenschaf- 
ten von Menschen, beschworen. Immer wieder hat er hervorgeboben, in welchem Aus- 
maß die Geschichtsforschung dieses Jahrhunderts von der Geographie, der Psychologie, 
der Soziologie, Ökonomie, Ethnologie und Biologie gelernt habe, um dann jeweils darauf 
hinzuweisen, wie unverzichtbar die Geschichtswissenschaft für die Gesellschafts- und Hu- 
manwissenschaften sei (1969, Teil ID. Dies nicht nur, weil sie dazu befähige, allzu kurzgrif- 
fige Fragestellungen zu vermeiden, sondern vor allem, weil die Geschichtsforschung die 
»einzige Verifikationsmöglichkeit« für die Schlußfolgerungen der Gesellschaftswissen- 
schaften biete (III, S. 11). Braudel geht jedoch noch weiter und vertritt das Projekt einer 
Einheit der Sozialwissenschaften. Dessen Realisierungsmöglichkeit ergibt sich für ihn aus 
der Übereinstimmung des Forschungsgegenstandes in den »sciences de ’homme«. Nichts- 
destoweniger hält er zusätzlich auch die Erarbeitung einer »gemeinsamen Sprache« dieser 
Wissenschaften für erforderlich (1977, S. 59). Das historische Faktum, daß die Humanwis- 
senschaften heute in Fachdisziplinen aufgespalten sind, veranlaßt Braudel zu der Forde- 
rung, diese Situation zumindest partiell durch die Bereitschaft, voneinander zu lernen und 
miteinander zu streiten, zu überwinden. Die Einheit der Sozial(Human) wissenschaften 
wird also im wesentlichen durch die forschungspraktische Aufhebung von Prozessen der 
Arbeitsteilung angestrebt. Die Frage nach der Übertragbarkeit von Ergebnissen der einen 
Fachdisziplin in eine andere — also diejenige nach einer Lösung der theoretischen Proble- 
me von Interdisziplinarität — stellt Braudel nicht, und er kann sie auch gar nicht stellen, 
weil für ihn der Gegenstand der Humanwissenschaften ganz unproblematisch als identi- 
scher gegeben ist. Das folgt aus seinem Geschichtsverständnis. Geschichtsforschung ist 
für ihn »die Rekonstruktion« der Geschichte aus dem zu sammelnden Material (Review 
1978, S. 244). Nun geht aber keine derartige »Rekonstruktion« ohne die Konstitution des 
Forschungsgegenstandes vonstatten (aus welcher in den Arbeiten Braudels beispielsweise 
folgt, daß die biologische Abhängigkeit der Menschen von geographischen Bedingungen 
ihrer Umwelt als »Geschichte« gelten soll). Wenn sich aber die Bestimmungen des Gegen- 
standes »Gesellschaft« (und »Geschichte der Gesellschaft«) in den verschiedenen Fachdis- 
ziplinen grundlegend voneinander unterscheiden, wenn beispielsweise die Wirtschafts- 
wissenschaft Aspekte »der Gesellschaft« aus ihren Modellen ausklammert und in den 
»Datenkranz« verweist, die anderen Fachdisziplinen die Fragestellung vorgeben oder 
wenn sie von Verhaltensmustern ausgeht, welcher einer anderen Wissenschaft vom Men- 
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schen als fragwürdig gelten, so können nicht einfach einzelne Ergebnisse der voneinander 
getrennten Fachdisziplinen in einem integrierenden Verfahren als miteinander kompatibel 
behandelt werden. 

Obwohl somit Braudels wissenschaftliches Programm einer Vereinheitlichung der Human- 
wissenschaften auf irrigen Voraussetzungen beruht, soll seine »Sozialgeschichte« im fol- 
genden an seinem Anspruch gemessen werden, einen Beitrag zu diesem Vorhaben geleistet 
zu haben. Ich greife zu diesem Zweck einzelne Problemkomplexe heraus und verzichte auf 
die Darstellung der Argumentationsentwicklung im einzelnen. 

Das bedeutet zum einen, daß hier keine Rezension im engeren Sinne vorgelegt wird und 
zum anderen — und dies zu meinem Bedauern —, daß die anregenden und nicht selten ver- 
gnüglichen Aspekte Braudelscher Forschungspraxis gründlich zu kurz kommen werden. 
Denn Braudel hat sich zwar ständig mit der Frage beschäftigt, was die Historie zur Wissen- 
schaft mache, gleichzeitig war er jedoch ein regelrechter Abenteurer der Geschichtsfor- 
schung, und seine »Sozialgeschichte« ist nicht zuletzt der Bericht eines Reisenden, der sich 
in den Gegenden und Jahrhunderten seines Forschungsgegenstandes herumgetrieben hat, 
sich dabei für alles und jedes interessierend und nach Möglichkeit auch die abwegigen Win- 
kel erkundend. Gelegentlich hat er sich dann offensichtlich, wie jeder gute Reiseberichter- 
statter, Zwang angetan und uns die Einzelheiten eines seiner Kurzausflüge vorenthalten. 
Aber sehr oft kann das nicht der Fall gewesen sein. 

So erleben wir denn mit, wie sich einer weder von der Weite der Regionen noch von der 
Länge der Zeit hat schrecken lassen, und Braudels Verhalten gegenüber jenen Spezialisten 
für die Geschichte bestimmter Orte zu einem ganz bestimmten Zeitpunkt und womöglich 
unter einem ganz besonderen Blickwinkel zeugt gelegentlich von jungenhafter Unverfro- 
renheit. Vor Fehlern hat ihn das nicht bewahrt. Und seine Neigung, Hypothesen auf einer 
Materialbasis zu entwickeln, welche angesichts der inzwischen in der Geschichtswissen- 
schaft verallgemeinerten Anforderungen kaum noch als »schwankendk« bezeichnet wer- 
den kann, ist manchmal nichts weniger als atemberaubend. Aber: Braudel besaß die Fähig- 
keit, uns an seinen immer neuen Ausflügen in seinen Forschungsgegenstand auf eine Art 
und Weise teilnehmen zu lassen, die immer wieder von neuem für überraschende Ein- und 
Ausblicke gut ist. Wenn wir, wie Braudel selbst, jede Sorte von Geschichte lieben, die poli- 
tische, ja selbst die anekdotische (Review 1978, S. 251) — und eben auch die Geschichte 
nach Braudel’scher Manier, dann sind wir bei seiner »Sozialgeschichte« allemal am richti- 
gen Leseort. 


2. Der historische Prozeß als Resultat einer »Dialektik« 
unterschiedlicher Geschwindigkeiten der Veränderung 


In einem unterscheidet sich Braudel zufolge die Geschichtswissenschaft von den übrigen 
Humanwissenschaften: in ihrer Beschäftigung mit dem Lauf der Zeit. Allerdings müsse sich 
die Geschichtswissenschaft diesen auch wirklich zu ihrem Forschungsgegenstand machen, 
dürfe ihn nicht, wie in der traditionellen Historiographie üblich, im Wege der Narration 
aufeinanderfolgender (politischer) Ereignisse als Selbstverständlichkeit unterstellen. Der 
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Angriff auf ein Geschichtsverständnis, dessen Zeitbegriff und Erklärungshorizont sich auf 
eine Chronologie von Ereignissen beschränkten, ist eines der durchgängig organisierenden 
Prinzipien Braudel’scher Forschungspraxis. 

Der von ihm entwickelte Lösungsvorschlag, von drei »Ebenen« »Stockwerken«, »Schich- 
ten«) des Zeitverlaufs auszugehen, ergab sich, als es sich darum handelte, das Material über 
die Geschichte des Mittelmeerraumes im 16. Jahrhundert für die Darstellung »zu organisie- 
ren« (Review 1978, S. 245). Während die geographischen und biologischen Bedingungen 
der Reproduktion des Menschen (als Gattungswesen) sich Braudel zufolge nur sehr lang- 
sam, sozusagen fast überhaupt nicht, änderten, das »Milieu« somit als die Ebene der »/an- 
gen Dauer« zu bezeichnen ist, hat er für die Geschichte sozialer Gruppen, für Staaten und 
andere Institutionen, für bestimmte Typen von Kriegen oder für wirtschaftliche Konjunk- 
turen »langsame Entwicklungsrhythmen« und jeweils eine typische Dauer ihrer Existenz 
beobachtet. Die Abfolge politischer Ereignisse gilt Braudel als charakterisiert durch ihre 
»kurze Dauer«. 

Seit der »Mediterranee« (Braudel, 1949/1965) haben sich die Bestimmungen der einzelnen 
»Zeitläufte« und die Schwerpunkte Braudel’scher Fragestellung teilweise verändert. Die 
»lange Dauerc« heißt inzwischen zumeist die Ebene der »Strukturen«, worunter Braudel ei- 
ne Realität verstanden wissen will, »die von der Zeit wenig abgenutzt und sehr langsam 
fortbewegt wird« (1977,S. 55). In der »Sozialgeschichte des 15.-18. Jahrhunderts« wird.die- 
se Ebene als diejenige der »Strukturen des Alltags« oder der »materiellen Kultur« gekenn- 
zeichnet. Die Fragestellung geht jetzt also über den Untersuchungshorizont hinaus, wel- 
cher mit dem Begriff des »Milieus« in »Mediterranee« bestimmt worden war. Die zweite 
Ebene, von Braudel seither vorzugsweise mit dem Begriff der »conjonctures« charakteri- 
siert,' umfaßt alle — sich langsam verändernden — zyklisch auftretenden sozialen Erschei- 
nungen. Die Ebene der Ereignisse kommt in der »Sozialgeschichte des 15.-18. Jahrhun- 
derts« als gesonderte Untersuchungseinheit gar nicht mehr vor. Statt dessen führt uns 
Braudel im dritten Band dieses Werkes einen besonderen Aspekt der »conjonctures« vor: 
die Abfolge von Weltwirtschaften. Diese konstituieren Braudel zufolge die » Weltzeit«, wel- 
che jeweils in all jenen Gegenden der Welt wirkt, die durch eine historisch gerade dominan- 
te Weltwirtschaft beeinflußt sind. Weil die Einflußsphären von Weltwirtschaften sich (von 
der venezianischen bis zur englischen) säkular erweiterten, veränderte sich auch die Reich- 
weite der Weltzeit. Noch heute allerdings hat diese nicht jeden Winkel des Erdenrunds in ih- 
ren Bann gezogen. Daß} diese Klassifikation des Laufs der Zeit in drei Typen unterschiedli- 
cher Entwicklungsgeschwindigkeiten einer forschungspraktischen Willkür geschuldet ist, 
hat Baudel selbst zugestanden: Es hätten »auch zehn oder hundert Ebenen« sein können 
(1969, S. 112). Dem wäre nichts entgegenzuhalten, wenn Braudel diesen von ihm durch 
Klassifikation geschaffenen Typen dann nicht eigene Geschichtsmächtigkeit zuschriebe. 
Ein Sachverhalt, auf den wir zurückkommen werden. 

Schwerer wiegt der Einwand (Hexter 1972, 8. 533 und Groh 1973,8. 85 f.), daß Braudel den 
verschiedenen Ebenen des Laufs der Zeit unzulässigerweise bestimmte Sphären des Lebens 
zugeordnet habe. So ist etwa die Geographie bei Braudel unweigerlich ein Element der »lan- 
gen Dauer«, obwohl doch Vulkanausbrüche, dörferzerstörende Lawinen und Über- 
schwemmungen sehr viel eher als »Ereignisse« zu bezeichnen sind und Erosionsprozesse 
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oder das Waldsterben Geschwindigkeiten entwickeln können, welche eine Zuordnung zu 
den »conjonctures« nahelegt. Andererseits haben politische Formen, ja selbst Herrschafts- 
dynastien gelegentlich eine Stabilität und Lebensdauer erreicht, welche Braudels Klassifi- 
kation der Veränderungsgeschwindigkeiten zufolge mindestens der Ebene der langsamen 
Entwicklungsrhythmen, wenn nicht gar derjenigen der »langen Dauer« entsprechen wür- 
de. Im Bereich von »Strukturen« und »conjonctures« will Braudel von Herrschaftsformen 
jedoch partout nichts wissen. Andererseits beschränkt er »den Alltag« ganz auf die »lange 
Dauer«. Weil er diese als »Quasi-Immobilität« begreift, meint er, auf die Erklärung von 
Veränderungen verzichten zu können. Doch auch bei sehr langsamen Veränderungen 
handelt es sich noch immer um Veränderungen. Deren Ursachen gilt es zu erforschen, 
wenn sie nicht als eine bloße Summe von zufälligen Auswirkungen der »conjonctures« er- 
scheinen sollen. Im übrigen ist es mit der langsamen Veränderung von Alltagspraktiken 
seit der Ausbreitung des Kapitalismus und dann noch verstärkt mit der Entwicklung der 
Massenproduktion und entsprechenden raschen Veränderungen des Konsumverhaltens 
ohnehin vorbei. Bei Braudel ist die »lange Dauer« aber nicht an eine (zugegeben sehr lan- 
ge) historische Epoche, in welcher eine spezifische gesellschaftliche Organisation von Pro- 
duktion und Verteilung vorherrschte, gebunden, sondern sie ist ihm ein allgemeines Merk- 
mal des »Laufs der Zeit«. Dem ist nicht entgegenzuhalten, daß Braudel im 18. Jhdt. mit 
seinen Forschungen aufgehört habe, denn er hat in kurzen Ausführungen zur Gegenwart 
und sogar zur möglichen Zukunft zu wiederholten Malen deutlich gemacht, daß er die 
dreistöckige Struktur des Zeitlaufs für ein historisch durchgängiges Merkmal hält (III, 
S. 702-704). 

Solche Ungereimtheiten erklären sich leicht. Denn entgegen Braudels eigenem Bekunden 
sind seine »Stockwerke« des Laufs der Zeit nicht in erster Linie einer systematischen Klas- 
sifikation empirischen Materials zu Entwicklungsgeschwindigkeiten geschuldet, sondern 
der Kritik an jener Sorte einer — vom deutschen Historismus geprägten — politischen Ge- 
schichtsschreibung, welche in den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts an der Sor- 
bonne (und damit in der französischen Geschichtswissenschaft) dominierte. »Nieder mit 
den Ereignissen« ist ein Kampfruf, den Braudel von den Gründern und den frühen Mitar- 
beitern der Zeitschrift »Annales« übernommen hat,” und er meint damit jene »politischen 
Ereignisse«, welche in der von ihm als traditionell apostrophierten Geschichtsschreibung 
vorzugsweise von »großen Männern« verursacht wurden und deren allesüberragende Ge- 
schichtsmäßigkeit als selbstverständlich galt. Mehrfach hat Braudel allerdings auch darauf 
verwiesen, daß zusätzlich zu dieser Erbschaft einer forschungspolitischen Frontstellung 
auch eine autobiographisch begründete politische Motivation seine Demontage der »Er- 
eignisse« geleitet habe. Denn als er während des Krieges in einem Kriegsgefangenenlager 
bei Lübeck daran gegangen sei, seine Arbeit über die Geschichte des Mittelmeerraumes im 
16. Jahrhundert zu verfassen, habe er mit seiner Betonung der »langen Dauer« auch die 
aktuellen Ereignisse von sich gewiesen, ihnen in gewisser Weise ihre Wahrheit bestritten 
(1969, S. 116). 

Daß er seine Fragestellung beibehalten, die »politische Geschichte« also auch späterhin 
fast vollständig ausgeklammert hat, wollte Braudel in seinen letzten Lebensjahren eher 
pluralistisch, als Festhalten an einer einmal eingeschlagenen Forschungsrichtung und oh- 
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ne die zunächst maßgebliche wissenschaftspolitische Frontstellung verstanden wissen. 
Doch müssen uns derartige Begründungen hier schon deshalb nicht näher interessieren, 
weil die Wirkungsgeschichte des Braudel’schen Forschungsansatzes diesen längst von au- 
tobiographischen Veranlassungen emanzipierte. In den sechziger Jahren sind den, damals 
schon vorzugsweise durch Braudel repräsentierten, »Annales« nämlich die Gegner ausge- 
gangen (Review 1978, S. 251) und hat sich die von den »Annales« propagierte For- 
schungspraxis zu einer Art »intellektueller Epidemie« ausgewachsen (ebenda, S. 247). Für 
diese Wirkungsgeschichte ist nun aber meines Erachtens ein Zusammenhang von Bedeu- 
tung, den Braudel nicht expliziert. Wenn ich nicht irre, weist er nur einmal auf jenes »ge- 
schickte und prekäre Spiel« hin, welches seiner Ansicht nach Sartre vorschlägt (1977, 
$. 51). Jack Hexter ordnet diesen Hinweis dem oben angeführten autobiographischen Be- 
gründungszusammenhang zu. Denn während sich Sartre in der Resistance ständig vor 
neuen Entscheidungen gesehen habe und dadurch die Bedeutung der Entscheidungen von 
Personen (und damit von Ereignissen) habe denken können, sei Braudel im Gefangenenla-. 
ger nur ständig erneut die Ohnmacht des Einzelnen gegenüber den Verhältnissen (Struk- 
turen) vor Augen geführt worden (1972, S. 509). Aber die Kritik an Sartre beschränkt sich 
ja nicht auf Braudel. Vielmehr ist sie seit mehreren Jahrzehnten ein charakteristisches 
Merkmal gesellschafts- (und human-) wissenschaftlicher Theoriebildung in Frankreich. 
Die rigorose Ausschaltung jeder Theoriebildung, welche der Rolle von »Subjekten« in der 
Geschichte gilt, die sich von Althusser über Levi-Strauss und Godelier bis hin zu Lacan 
und Bourdieu findet, und aus welcher Michel Foucault erst in seinen letzten Arbeiten 
(theoretisch noch ganz hilflos) auszubrechen versuchte (Foucault, 1977/1983, 187 und 
Foucault, 1986), bildete den theoriestrategischen Rückenwind für die Durchsetzung der 
»Strukturgeschichtsschreibung«, welche in der Gruppe um die »Annales« (mit Differen- 
zen und Entwicklungen, die uns hier nicht beschäftigen können) praktiziert wird. Deshalb 
war auch die vom »Freibeuter« (Nr. 24, 1985) vorgerommene Zuordnung Braudels zu 
den »Kleinschreibern« der Geschichte und die zumindest suggerierte Nähe zu »Liebha- 
bern des kleinen Mannes« auf doppelte Weise falsch. Denn Braudel vertritt nicht nur eine 
heute gänzlich aus der Mode gekommene Erforschung jahrhundertewährender Entwick- 
lungen und das auch noch im Weltmaßstab, sondern Braudel hat seiner Demontage der 
»großen Männer« dem ersten Anschein zum Trotz auch keine Geschichte der »kleinen 
Leute« engegengesetzt und eine »Geschichte von unten« nur insofern, als er dem unter- 
sten, trägsten »Stockwerk« des Laufs der Zeit besondere Geschichtsmächtigkeit zu- 
schreibt. Jene Gefahr, welche sich für einen Teil (!) der heute in der Bundesrepublik mit 
oppositionellem Impetus gegen den »mainstream« der Historiographie vertretenen All- 
tags- und Lokalforschung aufzeigen läßt — die unreflektierte Neuauflage historistischer 
Argumentation, welche dem Verzicht auf die Analyse verallgemeinerter materieller Pro- 
duktionsbedingungen und Herrschaftsstrukturen geschuldet ist, hat bei Braudel keinerlei 
Äquivalent. Er stellt der Geschichte der »großen Männer« nicht diejenige von Männern 
und Frauen »aus dem Volke« gegenüber, denn »kleine Leute« handeln bei Braudel gar 
nicht oder jedenfalls nicht aufgrund einer Reflexion über die Verhältnisse, in welchen sie 
leben. So gibt es bei Braudel zwar Bauernaufstände und Arbeiterunruhen und dabei treten 
auch Figuren auf, welchen gelegentlich sogar eine für sie typische Denkungsart zuge- 
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schrieben wird (II, S. 548), aber es ist kein zufälliger Ausrutscher, wenn Braudel bei Gele- 
genheit der Darstellung früher Arbeitererhebungen fragt: »Mußte der Arbeit (sic., H.G.) 
nicht nahezu von Anbeginn an ... ihre Andersartigkeit im Vergleich zum Kapital zu Be- 
wußtsein kommen? (II, S. 551)«. Auch lassen sich bei Braudel nicht etwa arme Kätnersfa- 
milien, sondern »arme Landgebiete zur Heimarbeit ... herbei« (TI, S. 552)«. Die Beispiele wä- 
ren beliebig zu vermehren. 

Nun handelt es sich bei der Frage nach dem Ausmaß, in welchem Menschen für »ihre eige- 
ne Geschichte« unter Verhältnissen, die ihnen aufgeherrscht sind, verantwortlich werden, 
um eine Grundfrage der Gesellschaftstheorie, und hier ist nicht der Ort, um die Kritik an 
Lösungsvorschlägen zu formulieren, welche derzeit in der französischen Gesellschafts- 
theorie dominieren. Wer aber so rigoros wie Braudel auf der »unbewußten Geschichte«, die 
er vor allem in der »langen Dauer« materialisiert sieht (1977,S. 66), wer ebenso rigoros wie 
Althusser in einem meines Erachtens unzulässigen Anschluß an Marx darauf beharrt, daß 
(ausschließlich!) die Gesellschaft in uns denkt (II, S. 505), der muß sich an solcher Rigorosi- 
tät auch theoretisch messen lassen. Wenn Braudel aber auf die Plätze, welche in der »tradi- 
tionellen Geschichtsschreibung« für die »Helden« reserviert waren, »den Mittelmeer- 
raum«, »die Gesellschaft« (als ein handelndes, von einer Mentalität geleitetes Subjekt), 
oder gar die Ebenen der Zeitrhythmen setzt, dann geht er mit dem Begriff der Strukturen 
doch allzu sorglos um, als daß er solchem Maßstab standhielte. So ist zwar nichts dagegen 
einzuwenden, »die Zeit« als eine Strukturkategorie zu behandeln. Daraus ergibt sich aber 
noch nicht, daß die unterschiedlichen »Zeitläufte« als autonome Faktoren bewiesen seien. 
Braudel jedoch schreibt ihnen einen von jeweiligen gesellschaftlichen Verhältnissen unab- 
hängigen Verlaufsduktus zu. Ihm zufolge haben bestimmte Denkstrukturen, Wissenschafts- 
verständnisse oder künstlerische Probleme einen ihnen jeweils eigenen Zeitrhythmus der 
Entwicklung. Beispielsweise habe der Kreuzzugsgedanke sein Ende nicht zusammen mit 
demjenigen aktueller Kreuzzugspolitik gefunden, sondern er habe — unbeirrt durch die 
politischen Ereignisse! — erst Jahrhunderte später seine Wirksamkeit verloren. Braudel 
analysiert nun aber nicht die gesellschaftlichen Bedingungen dieser Verlängerung einer 
Denktradition, sondern er konstatiert sie als eine Tatsache, welche sich dadurch erklärt, 
daß Vorstellungen regelmäßig für eine bestimmte Zeit in Geltung bleiben. Auch die »Be- 
ständigkeit des geometrischen Bildraumes«, welcher von der Renaissance bis zum Kubis- 
mus und zur intellektuellen Malerei zu Anfang unseres Jahrhunderts vorgeherrscht habe, 
resultiert für Braudel aus einer derartigen »conjoncture« der darstellenden Kunst (1977, 
56-57). 

Entsprechendes gilt für die Ebene der »langen Dauer«. Dort herrscht die materielle Kultur 
im Verein mit dem als entwicklungsbestimmend gefaßten Moment der »Quasi-Immobili- 
tät«. Menschen sind an der Konkretion der Herrschaftspraxis beider auffallend unbeteiligt. 
So gibt es typischerweise in Braudels Konzeption des Alltags vom 15. bis 18. Jahrhundert 
nicht nur keine Religion, sondern auch sonst keine Denkpraxis. Von Aaron Gurjewitsch 
(1980, S. 247-327), Maurice Godelier (1977,S. 169-185) und Alain Guerreau (1980, S.201- 
210) haben wir aber endgültig lernen können, daß es ganz falsch wäre, die Religion im Mit- 
telalter alseinen Reflex materieller Verhältnisse (im Sinne eines verengten Ideologie-Begrif- 
fes) zu verstehen, weil im Gegenteil die Organisation von Produktion und Reproduktion 
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durch die Glaubenspraxis (und damit beileibe nicht nur auf Anweisung des Personals der 
religiösen Institutionen) strukturiert wurde. Wenn wir uns dann noch vergegenwärtigen, 
daß die Religionskriege des 17. Jahrhunderts zwar Kämpfe um Herrschaftsbesitz darstell- 
ten und Unternehmungen, in welche viele ihrem Gewerbe, dem Hauen und Stechen, nach- 
zugehen hatten, nichtsdestoweniger sich andere aber auch — alle (oder doch so ziemlich 
alle) Tage — Sorgen machten um ihr Seelenheil; wenn wir ferner berücksichtigen, daß For- 
derungen, welche eine Änderung materieller Reproduktionsbedingungen und bisher gel- 
tender Herrschaftsstrukturen betrafen, im 16. und 17. Jahrhundert noch kaum anders als 
im Zusammenhang religiöser Argumentationsmuster gedacht werden konnten und uns 
schließlich durch Keith Thomas von der fortdauernden Wirkung magischer Bestimmun- 
gen alltäglicher Lebensvollzüge überzeugen lassen (1971/1973), so wird — selbst durch die- 
se wenigen Hinweise — deutlich, daß Braudel sich eines zwar verbreiteten, nichtsdestowe- 
niger unverzeihlichen Fehlers von Historikern sehr gründlich schuldig gemacht hat: Jene 
zweckrationalen Verhaltensmuster, welche durch die Verallgemeinerung konkurrenzhaf- 
ter Reproduktionsbedingungen den in entwickelten kapitalistischen Gesellschaften leben- 
den Menschen für viele Bereiche ihres Lebens aufgezwungen sind, projektiert er zurück in 
historische Epochen, in welchen diese Verhaltensmuster erst zwangsweise und zerstöre- 
risch gegenüber vorhergehenden durchgesetzt werden mußten. Wenn — um nur ein einzi- 
ges Beispiel zu erwähnen — Keith Wrightson (1932, 6. Kap.) aufzeigt, wie die verallgemei- 
nerte Strafjustiz in England mühsam gegen lokale, am Dorffrieden anstatt an allgemeinen 
Normen orientierten Verarbeitungsformen von Diebstählen, Ruhestörungen oder »Un- 
sittlichkeiten« durchgesetzt wurde und uns dadurch begreifen läßt, daß die »Gleichheit vor 
dem Gesetz« ganz widersinnig erscheinen konnte, wenn dadurch ein Diebstahl unter 
»Nachbarn« im Unterschied zu den Diebstählen »Fremder« nicht mehr durch die Rückga- 
be des gestohlenen Gutes beigelegt werden konnte, so erfahren wir etwas über die unter- 
schiedlichen Möglichkeiten von Verhaltensmustern unter ein und denselben Bedingungen 
»materieller Kultur«. Welche diese Möglichkeiten sich — wie schnell — und auf welche 
Weise durchsetzte, das war aber von individuellem und gruppenmäßigem Handeln unter 
den Bedingungen einer spezifischen Verteilung des Herrschaftsbesitzes abhängig. 

Weil für Braudel der Akzent der Untersuchung generell auf jenen Formen liegt, die sie der 
modernen Welt »entgegentrieben« (I, S. 600), weil für ihn — und in dieser Hinsicht stimmt 
er sowohl mit modernisierungstheoretischen Argumentationsmustern als auch mit ge- 
schichtsphilosophischen Ausprägungen des Marxismus überein — die Richtung der Ent- 
wicklung bereits vorab entschieden ist und die Ausschaltung ihr entgegenstehender Le- 
benspraktiken somit gar keine Frage, deshalb kann er auf eine Erklärung der historischen 
Entwicklungsprozesse auch verzichten. 

Entwicklungs»theorie« beschränkte sich bei Braudel denn auch auf den Hinweis der »Dia- 
lektik« zwischen den Zeitebenen (1969, S. 114), welche ganugenommen dann als die kaum 
merkliche langsame Anpassung der »langen Dauer« an die durch »conjonctures« (kaum je: 
durch Ereignisse) entstandenen Veränderungen beschrieben wird (1986, S. 23). Der Vor- 
wurf, bei Braudel (wie auch bei den meisten anderen Historikern der »Annales«) sei keine 
Theorie der Entwicklung zu finden, ist nicht neu (vgl. etwa Review, 1. Jg., H. 3/4, 1978). 
Wenn darauf aber nur entgegnet wird, es könne keine allgemeine Erklärung sozialen Wan- 
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dels geben (ebenda, S. 259) oder die »Annales« hätten insgesamt eben vor allem jene Ele- 
mente untersucht, welche die Stabilität sozialer Systeme erklärten, so bringt dies Braudel 
für die vorliegende Arbeit kaum aus der Bredouille. Denn in seiner »Sozialgeschichte« 
schreibt er eine Geschichte »des Kapitalismus« und mit seiner Darstellung des »Aufbruchs 
in die Weltwirtschaften« (ID hat er sich Entwicklungen zum Thema genommen und dazu 
noch solche, die sich auch Braudel zufolge von früheren unterscheiden. Als Ursache für 
diese Differenz, also für das Ende der früheren »conjoncture« stadtzentrierter Weltwirt- 
schaften, gibt Braudel die Produktivitätssteigerung durch Maschinen an, weil diese zum 
ersten Male ein kontinuierliches Wachstum ermöglicht habe (III, S. 660). Zusätzlich ver- 
weist er allerdings auch auf »außerökonomische Bedingungen«, welche in früheren Welt- 
wirtschaften, wie etwa der von ihm in diesem Zusammenhang exemplarisch herangezoge- 
nen ägyptischen, nicht gegeben gewesen seien (III, S. 607). Derartige »außerökonomische 
Bedingungen« haben sich nicht nur in Einzelheiten, sondern vor allem in ihrem Zusam- 
menhang auf eine Weise verändert, welche — trotz der Tatsache, daß dieser Prozeß Jahr- 
hunderte in Anspruch nahm — die Bezeichnung einer strukturellen (revolutionären) Dif- 
ferenz zu vorhergehenden Formen verlangt. Das kann Braudel nicht in den Sinn kommen, 
weil er gebannt auf die langsame Veränderung des Alltags schaut und dabei beispielsweise 
die katastrophische Ereignishaftigkeit des Verlustes der bäuerlichen Existenz, die ja vor al- 
lem in England ein durchaus massenhaftes Phänomen in der Zeit vom 16. bis zum 18. 
Jahrhundert darstellte, ebenso beiseite läßt wie die Erschütterung von Alltagspraktiken, 
die manch ein jüngerer Bauernsohn erfuhr, wenn er in einer Stadt um Arbeit fragen mußte 
oder die regelrechte Zerstörung des gesamten »Alltags«, welche der Tod eines Ernährers 
für die Frau und Kinder im Gefolge haben konnte. Bei Braudel kommen die Armen vor, 
und zwar als eine soziale Gruppe, die »unterhalb der Nullsumme« lebt (II, S. 558-567). 
Diese ist ihm zufolge durch die Arbeitsteilung zwischen Stadt und Land seit dem 11. und 
12. Jahrhundert in Europa vergrößert worden (Il, S. 558). Verursacht wurde diese Ent- 
wicklung durch die Gesellschaft: durch »ihre übliche Ungerechtigkeit, mehr noch aber 
(durch) die Wirtschaft und ihr Unvermögen, die Vollbeschäftigung zu gewährleisten« 
(ebenda). Lassen wir beiseite, daß es »die Gesellschaft« oder »die Wirtschäft« als womög- 
lich agierende Strukturzusammenhänge im 12. Jahrhundert keinesfalls gab und das Wort 
Vollbeschäftigung ziemlich zweischneidig klingt angesichts der Situation, daß zumindest 
in England im 12. Jahrhundert ein Unfreier noch zugestehen mußte, daß sein Herr das 
Recht hatte, ihn alle Tage und so lange er wollte, zu »beschäftigen«; beschränken wir uns 
auf die Feststellung, daß das Elend für Braudel nur auf der Ebene der »conjonctures« vor- 
kommt. Daß aber auch die jahrhunderte-»lange Dauer« bäuerlichen Alltags von Vorfah- 
ren nichts half, wenn Schulden und Zinsen nicht bezahlt werden konnten oder eine »te- 
nure« (die begrenzte Verfügungsberechtigung über Land) auslief und vom Grundherren 
{nicht von »der Gesellschaft«) nicht erneuert wurde, das bleibt bei Braudel außer Betracht. 
Nur dadurch ist es möglich, daß die Transformation der gesellschaftlichen Struktur des 
kommerzialisierten Feudalismus in diejenige des (nicht im Braudel’schen Sinne verstande- 
nen) Kapitalismus historisch bei Braudel ausfällt und statt dessen die erste nationale Welt- 
wirtschaft (die englische) auf die letzte der städtischen Weltwirtschaften, diejenige von 
Amsterdam, folgt. 
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3. »Histoire totale« und »Gesellschaft als integratives Ganzes« 


Braudels wiederholt formulierter Anspruch, die »ganze Geschichte« oder auch »die Totali- 
tät des Sozialen« (1969, S. 114) darzustellen, hat zu erheblichen Mißverständnisses geführt. 
Braudel selbst erläuterte, daß damit keineswegs das »sympathische und verrückte« Vorha- 
ben, eine vollständige Geschichte der Welt schreiben zu wollen, sondern lediglich sein 
Wunsch gemeint sei, die (üblichen) Grenzen eines Problems systematisch zu überschreiten 
(Review, 1. Jg., H. 3/4, 1978,S. 245). Braudel zufolge gibt es keine begrenzbaren, sozusagen 
mit Mauern umstellten, »historischen Probleme« und in der Regel fand er es nicht nur wün- 
schenswert, sondern im Gegenteil ganz unerläßlich, die ursprüngliche Fragestellung einer 
Untersuchung auszuweiten. So hielt Braudel eigenem Bekunden zufolge seinem Schüler Le 
Roy Ladurie entgegen, daß eine Geschichte der Bauern sich keinesfalls ohne deren Bezie- 
hung zu den Flüssen und den Wegen und zur Vegetation einer Gegend, auch nicht ohne die 
Geschichte ihrer Herren schreiben lasse, ebensowenig wie eine Geschichte des Landlebens 
ohne die Beschreibung der Entwicklungen in den umliegenden Städten auskommen könne 
(ebenda). Ganz entsprechend kritisierte er auch, daß seine Nachfolger in der Redaktion der 
»Annales« die Auffassung vertreten, »Mentalitäten« ließen sich als eigenständige Größen 
untersuchen. Wenn Braudel demgegenüber den Zusammenhang von Mentalitäten und 
materiellen Bedingungen des Lebens reklamiert, so bedeutet dies zwar einerseits eine Ver- 
teidigung materialistischer Interpretationskonzepte gegenüber jenen geistesgeschichtli- 
chen Versionen der Sozialgeschichtsschreibung, welche auch in der Gruppe um die »Anna- 
les« ihre Anhänger gefunden haben, andererseits jedoch zugleich schlicht und einfach eine 
Kritik an einem seiner Ansicht nach unzulässig verengten historischen Blickwinkel. Denn 
genau genommen heißt Braudels »histoire totale«: möglichst viel (von der) Geschichte, am 
besten alles. 

Ganz ähnlich verhält es sich mit Braudels Programmatik »die Gesellschaft als integratives 
Ganzes« (Hervorhebung im Original) zu untersuchen (II, S. 506). In diesem Fall erspart er 
uns den Hinweis auf das Fehlen einer Theorie der spezifischen Strukturen des gesellschaftli- 
chen Zusammenhanges, indem er präzisiert, dieses integrative Ganze sei die »Summe aller 
Fakten, auf die wir Historiker in den verschiedenen Zweigen unseres Forschungsgebietes 
stoßen« (ebenda). Diese Fakten hängen auch Braudel zufolge untereinander zusammen, 
aber auf welche (womöglich veränderliche und durch gesellschaftliches Handeln zu beein- 
flussende) Weise, dafür gibt es bei Braudel keine systematische Antwort außer jener, die uns 
im Stockwerksmodell der Geschichte geliefert wurde. Das hindert Braudel aber nun nicht, 
»Gesellschaften« ein Eigenleben zuzuschreiben, ihnen »Mentalitäten« zuzugestehen und 
sie miteinander in Konflikt leben zu lassen oder auch nicht. Und was für Gesellschaften! 
Besonders deutlich wird dies an einem etwas umständlichen Beispiel. Denn Braudel refe- 
riert zustimmend (II, S. 512-513) die Wiedergabe der Feudalismusanalyse Marc Blochs 
(1939-40) durch Georges Gurvitch (1963). Danach hätten im Feudalismus fünf — unter- 
schiedlich alte — Gesellschaften koexistiert: Diejenige, welche Bauern und Grundherren 
zusammenschloß, dann die theokratische Gesellschaft der römischen Kirche und ihrer 
Gläubigen, dann das »Umfeld des Territorialstaates«, schließlich die Gesellschaften des Le- 
henswesens und der Städte. Aus dieser Inflationierung des Begriffs der »Gesellschaft« geht 
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hervor, daß Braudels Betonung der »materiellen Kultur« des Alltags sich ohne weiteres mit 
Verfahrensweisen verträgt, in welchen auf die Untersuchung der materiellen Reproduk- 
tionsbedingungen gesellschaftlicher Zusammenhänge vollständig verzichtet wird. Die 
»theokratische Gesellschaft« beispielsweise war aber in weiten Teilen auch ein »Zusam- 
menschluß« (!) von Bauern und Grundherren, und die »Gesellschaft des Lehenswesens« 
war zwar durch bewaffnete Aneignung konstituiert, aber zu Lehen erhielten Vasallen in 
den allermeisten Fällen Land und damit die Gewaltmittel, sich mit Bauern »zusammenzu- 
schließen«. Was Braudel offensichtlich intendiert, ist ein Hinweis auf die vielfältigen und 
unterschiedlich konstituierten Widersprüche in »Gesellschaften« des Mittelalters, welche 
von Marc Bloch jedoch als Bestandteile eines strukturierten Zusammenhanges (»des Feu- 
dalismus«) und nicht als eine Art Ritterturnier mit fünf gleichzeitig gegeneinander anreiten- 
den Lanzenträgern dargestellt worden ist. 

Im übrigen verstellt Braudels leichtfertiger Umgang mit dem Begriff der Gesellschaft die 
Frage nach den Ursachen für die Entstehung jenes strukturierten Zusammenhanges, für 
welchen dieser Begriff in den Sozialwissenschaften vorzugsweise reserviert ist. Für eine So- 
zialgeschichte des 15.-18. Jahrhunderts wäre aber kaum eine andere Frage so vordringlich 
zu stellen, wie diejenige nach dem Ausmaß und den Grenzen der Verallgemeinerung von 
Lebensbedingungen, welche historisch durch die (in der Form des Rechts institutionalisierte) 
Verallgemeinerung von Herrschaftsstrukturen und durch die Ausbreitung verallgemeiner- 
ter Konkurrenzbedingungen für die materielle Reproduktion des Lebens zustande kamen. 
Denn als reale Strukturzusammenhänge sind »Gesellschaften« erst die Resultate solcher 
Verallgemeinerungsprozesse. 


4. Die »soziale Mathematik« 


Um zu demonstrieren, daß sich die Barrieren zwischen den Humanwissenschaften hinweg- 
denken lassen, verweist Braudel (1977, S. 59) darauf, daß nicht nur die strukturalistische 
Ethnologie, sondern auch die Geschichtsforschung zu Modellen gelangen könne, welche 
»im Grenzfall, wie die Mathematiker sagen würden, ... die bevorzugten, quasi zeitlosen Mo- 
delle der mathematischen Soziologie« erreichen (ebenda, S. 69). Zustimmend verweist er 
(ebenda, S. 68) auf die TheseSigmund Diamonds (1955), daß sich »herrschende Klassen« zu 
allen Zeiten einer für ihre Klassengenossen bestimmten Binnenargumentation und einer 
nach außen gerichteten Sprache bedient hätten. Das verdeutlicht den Preis, welcher für die 
Erstellung derartiger Modelle zu entrichten ist: den Verzicht auf historische Theorie. Denn 
die Frage, ob denn soziale Gruppen, nur deshalb, weil sie herrschten, sinnvollerweise je- 
weils als »K lassen« bezeichnet werden sollten, läßt sich im Zusammenhang solcher Forma- 
lisierungsbestrebungen gar nicht mehr stellen. 

Die »soziale Mathematik« ist also das Resultat des Verzichts auf eine Analyse des gesell- 
schaftlichen Strukturzusammenhangs. Denn weder die Frage nach der gesellschaftlichen 
Formbestimmtheit sozialer Phänomene noch diejenige nach möglichen funktionalen Dif- 
ferenzen sozialer Erscheinungen, die in einer Reihe äußerer Merkmale miteinander über- 
einstimmen, läßt sich ohne eine solche Analyse formulieren. Welche Begrenzungen der hi- 
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storischen Forschung dieser Verzicht zufolge haben muß, soll zumindest an zwei Gegen- 
ständen der Braudel’schen »Sozialgeschichte« noch etwas genauer erläutert werden. 
Braudel propagiert die Unterscheidung zwischen »Marktwirtschaft« und »Kapitalismus«, 
worunter er das seit vielen Jahrhunderten und noch heute bestehende Nebeneinander der 
kleinen Warenproduktion unter Konkurrenzbedingungen auf der einen und monopolisier- 
ter Produktion samt Handel im Weltmaßstab auf der anderen versteht (III, S. 705). Auch 
heutige Industriegesellschaften sind demzufolge »nicht durch und durch kapitalistisch« 
(III, S. 706). Braudels Intention, für die »Gesellschaften« des Ancien Regimes die Tatsache 
hervorzuheben, daß es damals noch weite Bereiche der Produktion gab, welche dem Wa- 
renverkehr fast völlig entzogen blieben, ist — gegenüber vielen wirtschaftshistorischen 
Darstellungen — ohne weiteres zu folgen. Heute aber sind auch die Reproduktionsbedin- 
gungen selbständiger Handwerker und Kleinhändler von den allgemeinen Bedingungen 
»des Kapitalismus« abhängig, kann von einem Nebeneinander zweier Wirtschaftsformen 
schon deshalb nicht die Rede sein, weil es zwar Teilmärkte gibt, aber denn doch einen allge- 
meinen ökonomischen Funktionszusammenhang. Weil Braudel nirgends zu einer Analyse 
der Reproduktionsbedingungen einer bestimmten ökonomischen Struktur vordringt, kann 
ihm auch nicht deutlich werden, daß sich die Anwendung der volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung auf Ökonomien des Ancien Regimes schon deshalb verbietet, weil dieses In- 
strumentarium reale gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge unterstellt, im übrigen aber 
an Geldströmen orientiert ist, von welchen Braudels eigenem Bekunden zufolge damals 
nicht nur die Hausarbeit von Frauen, sondern eben sehr viel weitere Teile der Produktion 
nicht erfaßt wurden. Innerhalb seines jahrhundertewährenden »pax de deux« von Wirt- 
schaftsformen gibt es bei Braudel dann auch die immer gleiche Figur des »Monopols«. Zu 
allen Zeiten führte die eine »glückliche Ehe« mit dem Staat (III, S. 698). Unterschlagen wird 
dabei, daß vorkapitalistische Monopole herrschaftlich konstituiert wurden, nämlich durch 
die (in der Regel teuer bezahlte) Verleihung von Privilegien, welche einen Anspruch aufden 
Einsatz von herrschaftlicher Gewalt zur Ausschaltung von Konkurrenz im Geltungsbe- 
reich der Privilegien begründeten. Heutige Monopole sind weder der Konkurrenz entzo- 
gen, noch herrschaftlich konstituiert. Ihre »Ehe« mit dem Staat, sofern es denn eine sei, wä- 
re somit auf ganz andere Heiratsstrategien zurückzuführen. 

Damit sind wir beim zweiten Beispiel: dem Staat. Einerseits gab es diesen Braudel zufolge im 
außereuropäischen Bereich schon seit langem (und Anfänge des Territorialstaates in Euro- 
pa schon zur Zeit der Karolinger), andererseits habe er in Europa seit dem 15. Jahrhundert 
»einen kräftigen Aufschwung« (I, S. 569) erfahren. Von da an agiert nach Braudel »der 
Staat« und seine Entwicklung ist durch funktionale Anforderungen bestimmt. Ganz unbe- 
kümmert um eine in der Forschung etablierte und gut begründete gegenteilige Ansicht 
führt Braudel beispielsweise die zahlenmäßige Erweiterung von Ämtern im Ancien Regime 
von Frankreich auf wachsende Funktionsanforderungen an den Staat zurück (IL, S. 609). 
Daß »Staat« erst entstehen konnte, nachdem der personale Besitz von Herrschaftsgewalt 
(und die privaten Beteiligungsrechte an dieser Gewalt, welche zum Beispiel in der Form von 
Amtseigentum in Frankreich bestanden), beseitigt wurden, kann Braudel nicht denken, 
weil es Staats»tätigkeiten« ja vorher wie nachher gab. So weist Braudel zwar beispielsweise 
darauf hin, daß »Frankreich« im Zeitalter der Monarchie keine »Verstaatlichung« seines 
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Finanzwesens gelungen sei: » Vielleicht weil es (sic., H.G.) ... Keinen ernstlichen Versuch in 
dieser Richtung unternahm« (II, S. 594), und er vermerkt auch, daß der Revolution die Fi- 
nanzreform »auf Anhieb« gelang. Aber ausder wichtigen Arbeit von Bosher schließt er nur 
auf vorhergehende »Schwierigkeiten v.a. im sozialen und institutionellen Bereich« (II, S. 
595), während Bosher doch ins Einzelne gehend gezeigt hat (1970, S. 230 ff.), daß die »Ver- 
staatlichung« des Finanzwesens die Enteignung der privaten Besitzer von Amtsgewalt zur 
Voraussetzung hatte, weil diese an ihrem Anspruch, solches Eigentum zu ihrem Profit ein- 
zusetzen, anders nicht erfolgreich gehindert werden konnten. Auch kann Braudel keinerlei 
Begriff davon entwickeln, daß die »englische Finanzrevolution« in den Jahrzehnten nach 
1688 nicht einfach dadurch zustandekam, daß »England« »die Dialektik zwischen kurz- 
und langfristigen Anleihen (begreift)« (II, S. 583), und die Herrschenden »herausfinden«, 
daß für langfristige Anleihen zu einem niedrigen Zinssatz ein »potentieller Markt vorhan- 
den ist« (ebenda). Denn für ihn ist gänzlich irrelevant, weil auf der Ebene der »Ereignisse« 
stattfindend, daß die Voraussetzungen für die Realisierung solcher Entdeckungen durch 
den Umstand geschaffen wurden, daß der 1688 nach England gekommene ausländische 
König sich seinen ihm damals durchaus noch zugestandenen personalen Herrschaftsbesitz 
Zug um Zug hat abhandeln lassen, um so die Zustimmung des englischen Parlamentes für 
die Finanzierung »seines Krieges« auf dem Kontinent zu erlangen (J.R. Western 1972, 11. 
Kap.; C.G.A. Clay 1984, II, S. 276-282). Dabei wird — ganz nebenbei — offensichtlich, 
daß eine der von Braudel angeführten »conjonctures«, in diesem Fall die Veränderung des 
»englischen Finanzwesens«, sich nicht ohne Bezug auf die Herrschaftspraxis eines einzel- 
nen (mehr oder minder großen) Mannes erklären läßt. Systematisch verallgemeinert heißt 
dieser — hier nur exemplarisch veranschaulichte — Sachverhalt, daß die Entstehung »des 
Staates« als einer Gewalt, welche nicht mehr im Besitz ganz bestimmter Personen ist, die 
analytische Auseinandersetzung mit den vorausgehenden Strukturen und den Bedingun- 
gen für ihre Beseitigung erfordert. Das bedeutet aber ferner, daß Prozesse der »Verstaatli- 
chung« nicht einfach aus »conjonctures« erklärt werden können, welche eine neue Form 
der Finanzpolitik, eine Rechtsform oder eine Zentralisierung militärischer Gewalt rückblik- 
kend funktional notwendig machten, weil nämlich derartige Prozesse allemal eine Revolu- 
tion voraussetzten: die Zerstörung (oder gründliche Beschneidung) personaler Herrschafts- 
gewalt und die Zerstörung (oder gründliche Beschneidung) herrschaftlich sanktionierter 
Privilegien. 


5. Von den »tendenziellen Regeln« des Geschichtsverlaufs 


Um von »Gesetzen« nicht reden zu müssen, hat Braudel von Georges Gurvitch die Formu- 
lierung »tendenzielle Regeln« übernommen (III, S. 22), und gegenüber allzu spitzfindigen 
Kritikern hater ein vordergründig probates Verfahren entwickelt: fast durchgängig formu- 
liert er seine »tendenziellen Regeln« in der Form einer Frage, deren definitive Antwort er 
dann umgeht. 

Wenn er beispielsweise aufzählt, daß in Frankreich nach wie vor der Revolution eine klei- 
ne Zahl von Familien bzw. Personen herrschte und dies auch »mutatis mutandis« für Siena 
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im 16. und für die USA im 20. Jahrhundert festzustellen sei, so folgt darauf die Frage: 
»Herrscht demnach in allen Gesellschaften, zu allen Zeiten und in sämtlichen Regionen der 
Welt ein tückisches Gesetz der kleinen Zahl? Ein Gesetz, das uns irritiert, weil wir seine 
Gründe nicht recht durchschauen, das sich uns aber dennoch unablässig als Realität auf- 
drängt und über das sich deshalb jede Debatte erübrigt (sic., H.G.), weil es von allen Zeug- 
nissen übereinstimmend bestätigt wird?« (II, S. 516). »Beantwortet« wird diese Frage dann 
durch weitere Hinweise auf die »kleine Zahk« der Herrschenden in Venedig, in Genua, in 
Florenz, in China und anderswo. Und ganz zum Schluß erhalten wir die Frage nachgescho- 
ben: »Aber haben wir nicht wieder einmal lediglich einen Tatbestand konstatiert, ohne ihn 
wirklich zu begreifen?« (II, S. 520). Wer wollte da opponieren? Nichtsdestoweniger ist es 
Braudel mit seiner »tendenziellen Regel« der »kleinen Zahl« vollständig ernst, denn wenige 
Seiten später wird die Erklärung des Aufstiegs von Bürgern in den Adel dann für gelöst er- 
achtet, wenn wir uns erst einmal darüber geeinigt haben, »daß die wesentliche Aufgabe je- 
der Gesellschaft in der Wiederherstellung ihrer Führungsspitze besteht« (II, S. 524). Auch 
schlägt Braudel in diesem Zusammenhang vor, der »kämpferischen Soziolagie Bourdieus« 
rückblickend zu vertrauen und sich jenen französischen Historikern anzuschließen, welche 
von einer stets wiederkehrenden »sozialen Konjunktur« reden. Lassen wir beiseite, daß 
Braudel hierbei sowohl Bourdieu als auch die zitierten Historiker-Kollegen funktionalisti- 
scher interpretiert als diese argumentieren, er jedenfalls vertritt (hier und an vielen anderen 
Stellen) eine »tendenzielle Regel«, welche den Aufstieg sozialer Gruppen auf die Wieder- 
auffüllung der »kleinen Zahl« von Herrschenden begrenzt. 

Die methodische Basis solcher Aussagen über Gesetzmäßigkeiten des historischen Ablaufs 
ist die Sammlung empirischer Daten und ihrer Betrachtung im Hinblick auf Übereinstim- 
mungen in einer Reihe äußerer Merkmale. Es handelt sich also um eine Art von Verglei- 
chen, welche mit dem Ziel durchgeführt werden, empirisch zu Typenbegriffen (einschließ- 
lich typischer Prozesse und Entwicklungsgeschwindigkeiten) zu gelangen. Nun ist das mit 
den Vergleichen in der Geschichtswissenschaft (und im übrigen auch in anderen Sozialwis- 
senschaften) so eine Sache, denn es finden sich nie jene völlig übereinstimmenden Bedin- 
gungen, welche für eine strikt komparative Untersuchung von den Spezialisten dieser Ver- 
fahrensweise gefordert werden. Noch weniger gibt es je eine identische Ausgangssituation, 
welche es uns in einem »indirekten Experiment« (Durkheim) ermöglichen würde, die ge- 
naue Beschreibung des im einen Fall stattgehabten und im anderen ausgebliebenen Bau- 
ernaufstands oder die Relevanz der konkreten Herrschaftspraxis eines Monarchen im Un- 
terschied zu derjenigen eines anderen zweifelsfrei zu ermitteln. Das spricht beileibe nicht 
gegen Vergleiche und auch nicht gegen jene »kavaliersmäßige« Behandlung der Vorschrif- 
ten für komparative Forschungen, welche mit großem Nachdruck Philip Adams den histo- 
rischen Soziologen zugeständen hat (1982, S. 155). Es gibt aber Grenzen für methodische 
Großzügigkeiten, und Braudels »Sozialgeschichte des 15.-18. Jahrhunderts« isteine Anrei- 
hung solcher (in der Geschichtsforschung allerdings keineswegs untypischer) »Grenzüber- 
schreitungen«. So ist es beispielsweise durchaus sinnvoll, den niederen französischen Ro- 
benadel und die englische »gentry« im 17. und 18. Jahrhundert »zu vergleichen« und sich 
nicht daran zu halten, daß im einen Fall Titel (größtenteils) gekauft oder vererbt wurden 
und im anderen (größtenteils) nicht. Der Sinn eines derartigen Vergleichs, welcher auf die 
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Übereinstimmung einzelner Merkmale abzielt, endet aber dort, wo gar nicht die Frage auf- 
taucht, worin die Ursachen dafür lagen, daß im einen Fall der Aufstieg neuer sozialer Grup- 
pen die Beseitigung von Adelsprivilegien zur Voraussetzung hatte und im anderen nicht. 
Ein Vergleich erfordert also immer die Diskussion des konkreten gesellschaftlichen Zusam- 
menhanges, in welchem ein soziales Phänomen auftritt. Wird dies unterlassen, so landet die 
kavaliersmäßige Handhabung der methodischen Voraussetzungen für eine komparative 
historische Analyse unversehens und schnurstracks in Metaphysik. Denn wenn aus dem 
Auftreten einer bestimmten »sozialen Konjunktur« im Zusammenhang einer bestimmten 
gesellschaftlichen Organisation der Produktion und in einem bestimmten herrschaftlichen 
Zusammenhang der Verteilung darauf geschlossen wird, daß solche Konjunktur (mit ent- 
sprechender Entwicklungsgeschwindigkeit und womöglich annähernd identischer Dauer) 
auch unter ganz anderen gesellschaftlichen Bedingungen auftritt — und dies ist es ja, was 
Braudel durchgängig behauptet —, so wird damit implizit eine über alle Gesellschaftsfor- 
mationen hinweg herrschende Gesetzmäßigkeit für historische Entwicklungen postuliert. 
Solange solche Gesetzmäßigkeit nicht erklärt wird (und sie kann nicht erklärt werden), han- 
delt es sich aber um einen Glaubenssatz, der postuliert, daß »sein wird, was gewesen ist«. 
Aus bloßer Beobachtung der Fakten ist eine Gesetzmäßigkeit nie zu erschließen. Braudels 
kategorischer Imperativ für Historiker: »Beobachten und abermals beobachten, bis einem 
die Augen übergehen« (II, S. 12) muß sein Ziel unweigerlich verfehlen. 

Wenn — um uns von Braudel für einen Moment zu entfernen — beispielsweise festgestellt 
wird, daß sich die Produktivkräfte (wenn auch mit Unterbrechungen und vorübergehenden 
Rückschritten) im Laufe der Menschheitsgeschichte entwickelt haben, so ist die daraus ge- 
zogene Folgerung, daß die Produktivkräfte das dynamische Moment in der Menschheitsge- 
schichte bilden (noch einmal: Cohen 1978) dennoch nichts weiter als Metaphysik. Denn 
nur für den Kapitalismus ist bislang (von Marx) die Norwendigkeit für die Entwicklung der 
Produktivkräfte aus dem Konkurrenzverhältnis der Kapitale wissenschaftlich erklärt wor- 
den. Welche gesellschaftlichen Veränderungen daraus »folgen«, bleibt noch gesondert zu 
diskutieren. Mit der Übertragung der Erklärung für die Entwicklung der Produktivkräfte 
im Kapitalismus auf ganz andere gesellschaftliche Bedingungen wird aber auf jeden Falldie 
Sphäre der Wissenschaft verlassen. Braudel ist, so gesehen, ein grandioser Metaphysiker. 
Denn bei ihm rangiert statistische Häufigkeit (zusammengefaßt etwa in Typenbegriffen hi- 
storischer Konjunkturzyklen) unablässig — wenn auch in Frageform — als Kausalität. Er- 
klären kann er uns die Geschichte damit nicht. 


6. Zum Schluß 


Das Verdienst der Braudel’schen Arbeiten, der eben neu ins Deutsche übersetzten »Sozial- 
geschichte« wie auch der früheren, ist meines Erachtens ein zweifaches: Sie reizen zum Wi- 
derspruch, und das ist mehr als sich von vielen historischen Forschungen sagen läßt, in de- 
nen sich keine einzige waghalsige Fragestellung und wenig Metaphysisches findet. Wenn 
wir feststellen, daß es »so nicht geht«, so ist das immerhin eine Herausforderung, die Sozial- 
geschichte des 15.-18. Jahrhunderts anders zu erklären. Zum anderen hat sich die Eintei- 
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lung des Laufs der Zeit in »Zeitläufte« verschiedener Entwicklungsgeschwindigkeit entwe- 
der direkt über die Arbeiten Braudels oder aber über diejenigen seiner Schüler und Mitarbei- 
ter inzwischen dermaßen in der sozialhistorischen Forschung verbreitet, daß das Verdienst 
Braudels an vielen neuen, aufregenden Fragestellungen schon kaum nach wahrgenommen 
wird. Braudel war beileibe nicht der erste, welcher darauf hingewiesen hat, daß nicht alle 
Veränderungen einer Gesellschaft gleichsinnig erfolgen, aber vor ihm ist diese Erkenntnis 
nie dermaßen konsequent zur Grundlage historischer Untersuchungen gemacht worden. 
Wenn derzeit etwa in der englischen Forschung von der »langen Reformation« die Rede ist, 
für welche die Ereignisse und Beschlüsse in den dreißiger Jahren des 16. Jahrhunderts be- 
stenfalls eine auslösende Bedeutung hatten (vgl. z.B. Scarisbrick 1984), oder wenn für 
Frankreich gezeigt wird, daß der Integration der französischen Kirche in die Staatsverwal- 
tung des (napoleonischen) Kaiserreiches eine lange Entwicklung vorausging (oder voraus- 
gehen mußte), in welcher sich die Kirche der Laiengesellschaft als Institution zur Pädagogi- 
sierung und Moralisierung andiente (de Certeau, 1972), so treffen wir auf»Braudek« auch in 
Bereichen, in welchen er selbst gar nicht forschte. Und wenn es immer noch Argumentatio- 
nen gibt, in welchen königliche Verordnungen oder gar die Konzepte, die Königsberater 
sich ausdachten, als Belege für die Veränderung von Verhaltensweisen vieler Menschen ge- 
nommen werden (Heinsohn/Knieper/Steiger, 1979, S. 130-145), so ist mit Braudel allemal 
daran zu erinnern, daß solche Verordnungen über sehr holprige Wege in Gegenden trans- 
portiert werden mußten, in welchen sie, sofern sie von unwilligen Beamten »unters Volk« 
gebracht wurden, von diesem nicht ohne weiteres verstanden wurden und es im übrigen mit 
der »langen Dauer« zu tun bekamen. Und die war, da hat Braudel vollkommen Recht, in al- 
ler Regel eine äußerst hart zu knackende Nuß für irgendwelche noch so folgerichtig ausge- 
dachten Herrschaftskalküle. 

Auch sollten wir, bevor wir die drei Bände der »Sozialgeschichte des 15.-18. Jahrhunderts« 
allzu schnell beiseitestellen, uns doch noch vorher einprägen, daß sich in dieser Zeit »das 
halbe Alltagsleben der Europäer um den Weizen (dreht)« (I, S. 132), und daß für die Mög- 
lichkeit des Bevölkerungswachstums der Anbau von Kartoffeln auch deshalb so entschei- 
dend wurde, weil die Kartoffelpflanzen durch Verheerungen des Krieges weniger beschä- 
digt werden konnten als die Getreideähren (I, S. 175). 
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Anmerkungen 


1  Andersals Sieglinde Summerer, Gerda Kurz und Günter Seib habe ich den Begriff »conjonctures« 
nicht übersetzt, weil dieser — darauf hat schon Jack Hexter hingewiesen (1972, S. 503) — allzu 
viele unterschiedliche Bedeutungen hat. 

2 Daichsowohl auf die Darstellung des Gesamtwerkes von Braudel als auch auf diejenige seiner Be- 
deutung für die Gruppe der »Annales«, wie insgesamt auf diejenige der Entwicklung dieser Grup- 
pe verzichtet habe, verweise ich hiermit auf die Literaturzusammenstellung, welche dazu Peter 
Schöttler für die Übersetzung von Braudels Die Dynamik des Kapitalismus (1986), besorgt hat. 

3 Diese Problematik ist ausführlich und systematisch von Max Weber in seiner Auseinandersetzung 
mit den Arbeiten Eduard Meyers behandelt.worden und Gesellschaftswissenschaftlern kann die 
Lektüre dieser Schriften m.E. nicht angelegentlich genug empfohlen werden (Weber 1922/1982), 
S. 215-290). 
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Heiner Ganßmann/Rolf Weggler/Michael Wolf 
»Krise des Sozialstaats« — Krise für wen? 


»Im August 1985 fand in der Sommerresidenz des Papstes zum zweiten Mal ein Kolloquium des Wissen- 
schaftlichen Beirates des Wiener Instituts für die Wissenschaft vom Menschen statt. Der Gastgeber, Jo- 
hannes Paul II., wohnte der Diskussion ständig bei. Als Thema hatte man ... »Die Krise« gewählt: Was 
bedeutet das heute in Europa (im Westen genauso wie im Osten) verbreitete Krisenbewußtsein? Haben 
wir es heute tatsächlich mit einer Krise zu tun? Und durch was würde sie sich auszeichnen? Befinden wir 
uns vielleicht, wie manche behaupten, zum ersten Mal in einer Krise, für die es keine Lösung geben 
wird?« (Verlagsankündigung vom 1.8. 1986) 


Als der bekannte Futurologe XY anhub, die letzte Frage zu beantworten, war Woytila 
wohl längst eingedöst. Reifere Menschen konzentrieren sich eben auf Probleme, nicht auf 
Lösungen. Das braucht uns jetzt nicht zu interessieren. Zu denken gibt jedoch, daß der Kri- 
senbegriff schon in Castelgandolfo Einlaß gefunden hat. Dort kommt schließlich nicht je- 
der hinein. Wackelt etwa der Heilige Stuhl? Oder interessiert sich die älteste aller bekannten 
Großorganisationen für die Möglichkeiten, die in einer Absegnung des »verbreiteten Kri- 
senbewußtseins« stecken? Wird Woytila demnächst alttestamentarische Plagen für die 
Jahrtausendwende ankündigen? Nach dem Vorgang der »Überbietungstheorien« hätte er 
damit nur statusangemessen übertrumpft, was die Theoretiker der »Langen Wellen« anzu- 
bieten haben: Langfristprognosen mit dem Akzent auf der Gegenwart als »Wendezeit«. 
Dieser Dramatisierungseffekt des Krisenbegriffs scheint ihn inzwischen allseits beliebt zu 
machen. Normalität wird in Frage gestellt. Entscheidungen werden abverlangt. Je schärfer 
die Krise, desto bedeutender die Akteure, desto wichtiger deren der Situation angemessenes 
Bewußtsein, desto aufgewerteter die Theorie, mit der die Krise antizipiert oder diagnosti- 
ziert wird. 

Sicherlich wäre es verkehrt, auf den Krisenbegriff (und seine Effekte) gänzlich zu verzich- 
ten, nur weil er inzwischen auch ins Spracharsenal des Heiligen Stuhls aufgenommen wird. 
Zumindest sollte man aber sparsam mit dem Krisenbegriff umgehen, d.h. ihn nur dort ver- 
wenden, wo sich auch bei näherem Hinsehen ein empirisches Korrelat für das bei Kirchen- 
vätern und kritischen Sozialwissenschaftlern »verbreitete Krisenbewußtsein« finden läßt. 
Gleichwohl ist zuzugestehen, daß die Gegenstände sozialwissenschaftlicher Betrachtung 
im Unterschied zu denen der Naturwissenschaften auf ihre Beschreibungen reagieren kön- 
nen — das Wetter reagiert nicht auf den Wetterbericht, die Börse auf den Börsenbericht 
schon. Ob es eine wirkungsmächtige Rede von der »Sozialstaatskrise« gibt und wer deren 
Autoren sind, wird zu klären sein. 

Die Rede von der »Krise des Sozialstaats« suggeriert, die Institutionen/Programme des So- 
zialstaats seien entweder in ihrem Bestand gefährdet oder müßten wenigstens drastisch in 
ihrer Größe zurückgenommen bzw. umgestaltet werden. Mit folgendem melden wir'uns 
zur Gegenrede. Der Sozialstaat als Bündel von Institutionen und Programmen ist — zumin- 
dest in der Bundesrepublik — nicht in einer Krise. Wenn überhaupt etwas in der Krise ist, 
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Anmerkungen 


1  Andersals Sieglinde Summerer, Gerda Kurz und Günter Seib habe ich den Begriff »conjonctures« 
nicht übersetzt, weil dieser — darauf hat schon Jack Hexter hingewiesen (1972, S. 503) — allzu 
viele unterschiedliche Bedeutungen hat. 
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pe verzichtet habe, verweise ich hiermit auf die Literaturzusammenstellung, welche dazu Peter 
Schöttler für die Übersetzung von Braudels Die Dynamik des Kapitalismus (1986), besorgt hat. 

3 Diese Problematik ist ausführlich und systematisch von Max Weber in seiner Auseinandersetzung 
mit den Arbeiten Eduard Meyers behandelt.worden und Gesellschaftswissenschaftlern kann die 
Lektüre dieser Schriften m.E. nicht angelegentlich genug empfohlen werden (Weber 1922/1982), 
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»Krise des Sozialstaats« — Krise für wen? 


»Im August 1985 fand in der Sommerresidenz des Papstes zum zweiten Mal ein Kolloquium des Wissen- 
schaftlichen Beirates des Wiener Instituts für die Wissenschaft vom Menschen statt. Der Gastgeber, Jo- 
hannes Paul II., wohnte der Diskussion ständig bei. Als Thema hatte man ... »Die Krise« gewählt: Was 
bedeutet das heute in Europa (im Westen genauso wie im Osten) verbreitete Krisenbewußtsein? Haben 
wir es heute tatsächlich mit einer Krise zu tun? Und durch was würde sie sich auszeichnen? Befinden wir 
uns vielleicht, wie manche behaupten, zum ersten Mal in einer Krise, für die es keine Lösung geben 
wird?« (Verlagsankündigung vom 1.8. 1986) 


Als der bekannte Futurologe XY anhub, die letzte Frage zu beantworten, war Woytila 
wohl längst eingedöst. Reifere Menschen konzentrieren sich eben auf Probleme, nicht auf 
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senbewußtseins« stecken? Wird Woytila demnächst alttestamentarische Plagen für die 
Jahrtausendwende ankündigen? Nach dem Vorgang der »Überbietungstheorien« hätte er 
damit nur statusangemessen übertrumpft, was die Theoretiker der »Langen Wellen« anzu- 
bieten haben: Langfristprognosen mit dem Akzent auf der Gegenwart als »Wendezeit«. 
Dieser Dramatisierungseffekt des Krisenbegriffs scheint ihn inzwischen allseits beliebt zu 
machen. Normalität wird in Frage gestellt. Entscheidungen werden abverlangt. Je schärfer 
die Krise, desto bedeutender die Akteure, desto wichtiger deren der Situation angemessenes 
Bewußtsein, desto aufgewerteter die Theorie, mit der die Krise antizipiert oder diagnosti- 
ziert wird. 

Sicherlich wäre es verkehrt, auf den Krisenbegriff (und seine Effekte) gänzlich zu verzich- 
ten, nur weil er inzwischen auch ins Spracharsenal des Heiligen Stuhls aufgenommen wird. 
Zumindest sollte man aber sparsam mit dem Krisenbegriff umgehen, d.h. ihn nur dort ver- 
wenden, wo sich auch bei näherem Hinsehen ein empirisches Korrelat für das bei Kirchen- 
vätern und kritischen Sozialwissenschaftlern »verbreitete Krisenbewußtsein« finden läßt. 
Gleichwohl ist zuzugestehen, daß die Gegenstände sozialwissenschaftlicher Betrachtung 
im Unterschied zu denen der Naturwissenschaften auf ihre Beschreibungen reagieren kön- 
nen — das Wetter reagiert nicht auf den Wetterbericht, die Börse auf den Börsenbericht 
schon. Ob es eine wirkungsmächtige Rede von der »Sozialstaatskrise« gibt und wer deren 
Autoren sind, wird zu klären sein. 

Die Rede von der »Krise des Sozialstaats« suggeriert, die Institutionen/Programme des So- 
zialstaats seien entweder in ihrem Bestand gefährdet oder müßten wenigstens drastisch in 
ihrer Größe zurückgenommen bzw. umgestaltet werden. Mit folgendem melden wir'uns 
zur Gegenrede. Der Sozialstaat als Bündel von Institutionen und Programmen ist — zumin- 
dest in der Bundesrepublik — nicht in einer Krise. Wenn überhaupt etwas in der Krise ist, 
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dann das mit dem Titel »Sozialstaat« verbundene politische Projekt einer Bändigung und 
reformerischen Transformation des Kapitalismus. Daß wir die Existenz einer Krise des So- 
zialstaats bestreiten, heißt nicht, daß die Konsequenzen der sozialstaatlichen Ausgabenent- 
wicklung für die auf sozialstaatliche Leistungen Angewiesenen nicht zu massenhaften Kri- 
sen der individuellen Reproduktion führen oder führen können. Allgemeiner: Krisen in der 
Umwelt des Sozialstaats führen nicht von selbst zu Krisen des Sozialstaats (oder im Sozial- 
staat), und die Existenz der letzteren zu bestreiten, bedeutet nicht zugleich, die der ersteren 
zu bestreiten. Bevor wir versuchen, diese These durch einen kurzen, empirischen Überblick 
über die Entwicklung der letzten Jahre zu erläutern, wollen wir die verschiedenen Verwen- 
dungsweisen der Termini »Krise« und »Sozialstaat« fixieren. Dies erlaubt uns zugleich, die 
Reichweite unserer These zu präzisieren. 

Ob man die These von der Sozialstaatskrise bejaht oder verneint, hängt davon ab, was man 
damit meint. — Das ist eine Banalität. Schwieriger zu beantworten ist die Frage, in welcher 
Hinsicht man die These präzisieren muß, um sie sinnvollerweise bejahen oder verneinen zu 
können. Uns erscheinen drei Dimensionen relevant: Man muß 1. klären, was in die Krise 
gerät. Man muß 2. klären, wer beobachtet, daß etwas in die Krise gerät. Man muß 3. klären, 
wann etwas in die Krise gerät. Bezieht sich der Beobachter auf vergangene, gegenwärtige 
oder künftige Ereignisse und Entwicklungen? — Zunächst zur Sachdimension. Üblicher- 
weise bezieht man sich mit dem Terminus »Sozialstaat« auf staatliche Institutionen und 
Programme, mit denen diejenigen sozialen Sachverhalte bearbeitet werden, die in der bür- 
gerlichen Gesellschaft zu allgemein anerkannten »sozialen Problemen« erhoben worden 
sind (Krätke 1985, S. 92). Kern des Sozialstaats sind demnach bekanntlich die sozialen Si- 
cherungssysteme. — Können nun derartige Institutionen und Programme in die Krise ge- 
raten? Man kann zum Beispiel bemerken, daß die bestehenden Finanzierungsregeln nicht 
mehr ausreichen, um die beschlossenen Leistungen zu erbringen. Man kann feststellen, daß 
die intendierten Zwecke mit den getroffenen Maßnahmen nicht erreicht werden. Man 
kann über Nebenfolgen klagen — etwa darüber, daß sich die bestehenden sozialpolitischen 
Regelungen negativ auf die Arbeitsmoral der Beschäftigten und der Arbeitslosen oder die 
Investitionsneigungen der Unternehmen auswirken. Der Arbeitslose kann sich in seiner 
Erwartung getäuscht sehen, daß ihm die Arbeitslosenversicherung eine relativ gesicherte 
materielle Existenz während seiner Arbeitslosigkeit garantiert. Politiker können solche Be- 
obachtungen ihrerseits beobachten und sich dann um den Ausgang der nächsten Wahl sor- 
gen. Wissenschaftler können die negativen Auswirkungen des Sozialstaats auf die Lebens- 
welt oder auf die Stellung der BRD auf den Weltmärkten beklagen usw. Alle zusammen 
werden von Krisen reden, wenn sie sich durch ihre Beobachtungen soweit alarmiert fühlen, 
daß sie auf Änderungen (der sozialstaatlichen Programme) drängen. 

In eine Krise geraten also nicht die sozialstaatlichen Institutionen/Prograrnme als solche, 
sondern das auf sie bezogene Gefüge wechselseitiger Erwartungen, die mit relativ stabilen 
Handlungsmustern verknüpft sind. Werden nun die Erwartungen in einem Ausmaß ent- 
täuscht, daß die politisch relevanten Beteiligten sich für Alternativen zu interessieren be- 
ginnen, geraten die Institutionen in die Krise. Daher läßt sich die Frage: »Was gerät in die 
Krise?%« gar nicht unabhängig von der Frage: »Wer beobachtet Entwicklungen als krisen- 
hafte?« beantworten. Sind es die beteiligten Akteuere selbst, die aufgrund enttäuschter Er- 
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wartungen eine Situation als krisenhaft definieren und durch entsprechende Verhaltensän- 
derungen eine Krise tatsächlich herbeiführen? Selbstverständlich kann sich eine Krise 
»hinter ihrem Rücken« anbahnen. Wir schlagen aber vor, erst dann von Krisen zu spre- 
chen, wenn die Akteure selbst eine Situation oder einen Prozeß als krisenhaft beobachten. 
Diese Eingrenzung ist auch für die dritte Dimension, die Zeitdimension, relevant. Sozial- 
wissenschaftler neigen dazu, ihre Erwartungen bezüglich künftiger Wirkungen gegenwär- 
tiger Entwicklungen ihres Beobachtungsgegenstandes (der Gesellschaft) mit den Erwartun- 
gen und Beobachtungen der Akteure inihrem Gegenstand zu verwechseln. Zwar wird diese 
Differenz mit Hilfe der Unterscheidung von »objektiven« und »subjektiven« Krisen reflek- 
tiert, oft wird dabei aber vergessen, daß prognostizierte »objektive« Krisentendenzen ledig- 
lich die, wie auch immer kontrolliert gebildeten, subjektiven Erwartungen der Sozialwis- 
senschaftler bezüglich der tatsächlichen künftigen Entwicklung darstellen. Insbesondere 
wird vergessen, daß die rechtzeitige Krisenprognose (z.B. die oft beschworene Krise der 
Rentenversicherung) gerade die Funktion haben kann, durch Auslösen von Reaktionen die 
Entwicklung zu verändern (nach dem Muster einer »self-defeating prophecy«). 

Mit Hilfe der drei genannten Dimensionen ließe sich nun eine Matrix von möglichen »So- 
zialstaatskrisen« entwerfen. Wir verwenden jedoch den Begriff in einer engeren Bedeu- 
tung, indem wir zwei zusätzliche Filter in diese Matrix einbauen. Wir sprechen 1. von einer 
Sozialstaatskrise nur dann, wenn die Krisendiagnose im Gegenstand selbst vorfindbar ist, 
was natürlich nicht heißt, daß die Krisendiagnose in den Köpfen der Sozialwissenschaftler 
nicht auch Teil ihres Gegenstands, der Gesellschaft, ist. Da wir aber 2. nur dann von einer 
Krise reden, wenn die Krisendiagnose einer gesellschaftlichen Gruppe Wirkungen auf die 
Situationswahrnehmungen hinreichend vieler anderer Gruppen hat, die Diagnose also wir- 
kungsmächtig wird, reicht uns die Tatsache, daß Sozialwissenschaftler eine Krisendiagnose 
stellen, selbst dann nicht aus, wenn sie recht behalten. 


I. Ökonomische Krise und Sozialstaatsentwicklung 
A: Lokalisierung und Funktionsbeschreibung des Sozialstaats 


Wählt man die Reproduktionsvoraussetzungen kapitalistischer Gesellschaften als Bezugs- 
punkt einer funktionalen Beschreibung, dann läßt sich der Sozialstaat im Relationsfeld von 
Politik und Ökonomie folgendermaßen lokalisieren: Die Ökonomie weist dem politischen 
System bestimmte Probleme zur Bearbeitung zu und stellt die dazu notwendigen Mittel zur 
Verfügung, während das politische System der Ökonomie Funktionsprobleme dadurch ab- 
nimmt, daß es seine eigenen Mittel (Macht, Recht) einsetzt. Die Politik ihrerseits nimmt die 
Ressourcen der Ökonomie in Anspruch, um ihrer gesamtgesellschaftlichen Funktion der 
Herstellung und Durchsetzung allgemein verbindlicher Entscheidungen nach Maßgabe ih- 
res Figeninteresses (an Machterhaltung und -erweiterung) gerecht zu werden. Was wieder- 
um in der Form von Kosten Probleme für die Ökonomie schafft. Die Probleme, die dem po- 
litischen System zugewiesen werden, lassen sich kurz so beschreiben: Eine kapitalistische 
Ökonomie beruht auf der Behandlung des Inputs »Arbeitskraft« als Ware. Arbeitskraft 
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wird aber nicht als Ware produziert. Die Verfügbarkeit von Arbeitskraft muß also mit ande- 
ren Mitteln sichergestellt werden. Einerseits geschieht dies durch den (über Geld vermittel- 
ten) Tausch der Verfügung über Arbeitskraft gegen Waren, die zur Reproduktion der Ar- 
beitskraft erforderlich sind. Andererseits wird diese Form der Reproduktionssicherung der 
Arbeitskraft qua (individuellem) Tausch (aus hier nicht darzustellenden Gründen) flankiert 
durch staatliche Eingriffe mit demselben Zweck. Dabei dürfen bei Strafe der systemisehen 
Reproduktionsgefährdung weder die Problemlasten noch die Ressourcenbeanspruchun- 
gen Schwellenwerte überschreiten, deren Bestimmung zwar schwierig (weil sie offenbar hi- 
storisch variabel sind usw.), aber im Prinzip möglich ist. Mit anderen Worten: das Teilsy- 
stem Ökonomie nimmt das Teilsystem Politik zur Regelung eines Vorgangs in Anspruch, 
für den die Steuerungskapazität der Ökonomie (qua Geld) allein nicht ausreicht. 

Wir gehen davon aus, daß sich mit den sozialstaatlichen Institutionen und Programmen ei- 
ne einigermaßen erfolgreiche Form politischer Stützung des Reproduktionsprozesses von 
für die Ökonomie verfügbarer Arbeitskraft entwickelt hat. Im politischen System wieder- 
um erlauben z.B. die sozialstaatlichen Umverteilungsmaßnahmen den um den Machterhalt 
konkurrierenden Parteien (als Kernbestandteil des politischen Systems) ihr Eigeninteresse 
am Machterhalt gegenüber den Wählern als bloßes Mittel zur Durchsetzung der Wählerin- 
teressen an sozialstaatlichen Leistungen darzustellen. Der vom Sozialstaat angezielte Pro- 
zeß selbst (Reproduktion der Arbeitskraft für die Ökonomie; Reproduktion des loyalen 
Stimmbürgers für die Politik) findet jedenfalls weder »im« ökonomischen noch »im« politi- 
schen System statt. Beide Systeme können nur von »außen« mit ihren spezifischen Mitteln 
in die individuellen und familialen Lebensprozesse intervenieren (bzw. sich nur bestimmte 
Teilprozesse der Reproduktion von Arbeitskraft und Bürger inkorporieren: z.B. durch öf- 
fentliche Schulen, betriebliche Ausbildung), so daß immer das Risiko der Fehlsteuerung be- 
steht. 

Unter diesen Voraussetzungen könnte man die »Krise« des Sozialstaats als einen Vorgang 
beschreiben, in dem der Sozialstaat diese Aufgaben nicht (mehr) erfüllt und damit Erwar- 
tungen enttäuscht. Zur Krise gehören dann sowohl die objektiv konstatierbare Funktions- 
störung als auch deren subjektive Wahrnehmung durch die Beteiligten, sowohl die Störung 
der System- als auch die der Sozialintegration. In diesem Fall, und nur in diesem Fall, ist es 
sinnvoll, von einer »Krise des Sozialstaats« zu sprechen. Davon zu unterscheiden ist der 
Fall, daß der Sozialstaat die ihm von gesellschaftlich relevanten Interessengruppen zuge- 
schriebenen Aufgaben (diese können andere oder weitergehende sein) nicht mehr erfüllt 
bzw. eine Änderung seiner Aufgabenstellung verlangt wird. Die Folge wäre, daß diese 
Gruppen den bisherigen sozialstaatlichen Regelungen ihre Unterstützung entziehen und 
durch das Ausrufen der »Krise« auf Änderungen drängen. Natürlich kann auch dies Aus- 
wirkungen auf die eben beschriebenen systemischen und sozialintegrativen Zusammen- 
hänge haben. Deren Ausmaß wird von der Macht der auf Änderung drängenden Gruppen 
abhängen. In diesem Fall könnte man von einem Konflikt bezüglich der künftigen Aufga- 
ben des Sozialstaats sprechen.! Ob und in welchem Sinne es hierfür Anlaß gibt, wollen wir 
im folgenden diskutieren. 
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B: Krise oder Konsolidierung des Sozialstaats in der BRD? 


1. Empirischer Verlauf: BSP und Sozialleistungsquote; Trendbruch nach 1975; Anpassung an Wirt- 
schaftswachstum; Interpretation als Konsolidierung. 


Um plausibel zu machen, wie es überhaupt zur Anwendung der Krisensemantik auf den 
Sozialstaat gekommen ist, müssen wir uns die sozialstaaliche Entwicklung und ihre ökono- 
mischen Rahmenbedingungen vergegenwärtigen. Unzweifelhaft gab es für alle kapitalisti- 
schen Ökonomien eine Krise 1974/5, die einen Trendumschwung einleitete. Gemessen am 
Niveau der vorangegangenen Jahrzehnte haben sich die Wachstumsraten in etwa halbiert. 
Die Arbeitslosigkeit ist zu einem massiven Dauerproblem geworden. Es wäre überraschend, 
wenn dieser (inzwischen nicht mehr ganz so) neue Trend in der Wirtschaftsentwicklung 
sich richt im öffentlichen Sektor allgemein und im Sozialstaat insbesondere niedergeschla- 
gen hätte. Die Zeit der rapiden, überproportionalen Ausdehnung der Staatsausgaben ging 
zumindest insoweit zu Ende, als in den meisten kapitalistischen Ländern der mehr oder we- 
niger erfolgreiche Versuch unternommen wurde, das Wachstum der Staatsausgaben enger 
an das allgemeine Wirtschaftswachstum zu binden. Bei Null- oder negativem Wachstum 
bedeutete das im Ernstfall, sozialstaatliche Ausgabenprogramme gerade in dem Augen- 
blick zurückzuschrauben, in dem mit den entsprechenden gesellschaftlichen Problemlagen 
die Ansprüche und Forderungen an den Staat drastisch zunahmen. 

Der Vergleich der Entwicklung der Sozialstaatsquoten (OECD 1985, S. 33) zeigt, daß in der 
BRD nach 1975 relativ schnell und erfolgreich eine Anpassung an die veränderte ökonomi- 
sche Großwetterlage in dem Sinn gelungen ist, als das Wachstum der Sozialausgaben insge- 
samt im Rahmen des Wirtschaftswachstums verblieb. Die durchschnittliche Wachstums- 
rate des realen Bruttosozialprodukts betrug in den Jahren 1960 bis 1975 3,8%. Im selben 
Zeitraum wuchsen die (deflationierten) Sozialausgaben jährlich durchschnittlich um 7%. 
1975 bis 1981 betrugen die vergleichbaren Wachstumsraten 3,0% (BSP) und 2,4% (Sozial- 
ausgaben).? Da in der BRD (wie in fast allen kapitalistischen Ländern) die Sozialstaatsaus- 
gaben zwischen 1960 und 1975 erheblich schneller gewachsen waren als die Wirtschaft ins- 
gesamt, bedeutete die Anpassung nach 1975 ein Schließen der Schere zwischen den beiden 
Wachstumsraten mit dem Resultat einer Konstanz der Sozialstaatsquote: »Gemessen am 
insgesamt verfügbaren Einkommen ... beträgt die Sozialleistungsquote im. weiteren Sinn 
seit 10 Jahren nahezu unverändert 28 v.H.« (DIW 32/86). 

Soll man diese Anpassung der Entwicklung des Sozialstaats an seine ökonomischen Rah- 
menbedingungen als Krise bezeichnen? Oder ist hier die Bezeichnung »Konsolidierung« 
treffender, auch wenn sie den Effekt auf die Lebenslage der von Leistungskürzungen Be- 
troffenen verharmlost und verbirgt? Da es uns darauf ankommt, Krisen von (gleich wie- 
viel) Individuen nicht mit Krisen von Systemen zu verwechseln, gibt die Beobachtung der 
Anpassung der sozialstaatlichen Ausgaben an die allgemeine Wirtschaftsentwicklung kei- 
nen Anlaß, dem Sozialstaat eine Krise zuzuschreiben. Daß eben dies in den letzten 10 Jah- 
ren dennoch immer wieder geschehen ist, Kann entweder daran liegen, daß die »Konsolidie- 
rung« ausgerechnet zu einer Zeit erfolgte, als das Wirtschaftswachstum insgesamt so 
schwach war, daß die Anpassung ein Konstanthalten des Volumens der Sozialausgaben 
implizierte,? oder es muß andere Gründe für die Rede von der Krise geben. 
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2. Kürzung von Sozialleistungen; wo wird gekürzt? Umschichtung von Ausgabenprogrammen und 
die Eigenlogik des politischen Systems. 


Ein möglicher Grund läge darin, daß die (durch die allgemeine Wirtschaftsentwicklung frü- 
her oder später erzwungene) globale Konsolidierung der Sozialstaatsausgaben mittels quali- 
tativ bedeutsamer Umschichtungen bei den einzelnen Ausgabeposten erreicht wurde. Um 
nur die wichtigsten dieser Umschichtungen zu nennen: Einerseits wurde die Massenarbeits- 
losigkeit so »bewältigt«, daß der Arbeitslosenversicherungssatz erhöht, die Leistungen an 
die Arbeitslosen aber drastisch reduziert wurden; andererseits gelang es nicht, den überpro- 
portionalen Kostenanstieg im sog. Gesundheitssystem wirksam zu dämpfen. Wahrschein- 
lich ist, daß die Reaktion des politischen Systems auf die Massenarbeitslosigkeit die Rede 
von der »Krise des Sozialstaats« begünstigt hat. Der Sozialstaat hat die von der Ökonomie 
externalisierten Krisenlasten nicht in dem Maße abgefangen, wie es den Erwartungen derer 
entsprach, die an die Sicherheit des »sozialen Netzes« glaubten. Die Enttäuschung der Er- 
wartungen seiner Klienten ist aber, wie gesagt, (noch längst) nicht dasselbe wie die Krise des 
Sozialstaats. Die sozialstaatlichen Institutionen haben die 1975 aufgrund von verminder- 
ten Einnahmen bei steigenden Ausgaben akut werdenden Finanzierungsprobleme abge- 
wälzt. Die Lasten der Wirtschaftskrise wurden auf eine spezifische Weise weitergereicht, 
die nicht aus den Erwartungen der aktuellen oder potentiellen Sozialstaatsklienten, son- 
dern aus der Funktionslogik des politischen Systems zu erklären ist. 


3. Gekürzt wird da, wo am wenigsten negative, destabilisierende Reaktionen für das politische System 
erwartet werden. 


Unsere (nicht sonderlich überraschende) Hypothese ist, daß die Krisenlasten so verteilt wer- 
den, daß die für das politische System erwartbaren destabilisierenden Reaktionen minimiert 
werden (ob die Art der Krisenlastverteilung auch ökonomisch funktional ist, ist demnach ei- 
ne sekundäre Frage). Natürlich müssen für eine erfolgreiche Krisenverarbeitung nach ei- 
nem derartigen Muster bestimmte Voraussetzungen erfüllt sein. Deren wichtigste ist, daß 
die Problemlasten insgesamt von ihrem bloßen Volumen her für das politische System (in 
seiner gegebenen Verfassung) bewältigbar sind. Zudem muß das politische System (seine 
Handlungsträger) über hinreichende Erfahrungen und Informationen verfügen, so daß tat- 
sächlich das Weiterreichen von Problemen kurz- und mittelfristig gelingt, ohne negative, 
destabilisierende Rückwirkungen aus der Umwelt zu produzieren. Das bewährte und leicht 
erklärliche Verfahren besteht darin, Belastungen möglichst undurchsichtig für die Belaste- 
ten zu halten und Leistungseinschränkungen so zu plazieren, daß wenig artikulations- und 
organisationsfähige Interessen und geringe Wählerpotentiale betroffen werden. 


C: Marginalisierung durch den Sozialstaat als Kehrseite der Konsolidierung? 


Als Ergebnis einer solchen Strategie ist, wenn sie sich denn nachweisen läßt, zu erwarten, 
daß der Sozialstaat bestehende Privilegien und Diskriminierungen verstärkt: Lastträger der 
Krise werden diejenigen, die sowieso schon über die geringsten Organisations- und (homo- 
genisierbaren) Wählerpotentiale verfügen, von denen sich also vermuten läßt, daß sieschon 
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bisher relativ benachteiligt waren. Auf diese Art trägt der Sozialstaat im Interesse seiner 
Selbststabilisierung zur Verschärfung sozialer Ungleichheit bei. 


IT. Konsolidierung der Sozialstaatsausgaben und die materielle Lage der Betroffenen 

A. Auswirkung der Umschichtung/Konsolidierung am Beispiel Arbeitslosenversicherung 
Am Beispiel des Umgangs des Sozialstaats mit der Arbeitslosigkeit läßt sich unsere Hypo- 
these zur Verteilung von Krisenlasten stützen. Das Gesamtbildssieht schlicht so aus, daß die 


Zahlungen an die Arbeitslosen in den letzten Jahren trotz deren drastisch gestiegener An- 
zahl praktisch konstant geblieben sind. 


Arbeitslose Summe Alg + Alhi 
1982 1,8 Mill 23 Mrd DM 
1984 2,26 Mill 22,9 Mrd DM 
1985 2,3 Mill 23,3 Mrd DM 


Eine um ca. 22% gestiegene Arbeitslosenzahl wurde von den zuständigen sozialstaatlichen 
Einrichtungen für den Einkommensausfall mit einer (nominal) um 1% erhöhten Zahlung 
entschädigt (DIW-Wochenbericht 27/86, S. 346). Diese Art der »Konsolidierung« war ei- 
nerseits dadurch möglich, daß der Anteil der Arbeitslosen, die entweder Arbeitslosengeld 
oder -hilfe erhalten, beständig zurückgegangen ist (1981: 74,3%; 1985: 64,8%; vgl. Cramer 
1986, S. 206), eine Tendenz, die sich sowohl aus gesetzlichen Änderungen der Anwartschafts- 
bedingungen*als auch aus der Zunahme von Dauerarbeitslosen, die ihre Leistungsberechti- 
gung ausgeschöpft haben, ergibt. Zum anderen wurden die Leistungen selbst verändert. 
Z.B. erhielten im Jahresdurchschnitt 1981 54,9% der Arbeitslosen Arbeitslosengeld und 
13,3% erhielten (die geringere, aus allgemeinen Steuermitteln finanzierte undan Bedürftig- 
keitskriterien gebundene) Arbeitslosenhilfe, während 1985 die entsprechenden Zahlen lau- 
ten: 36,3% Arbeitslosengeld, 26,8% Arbeitslosenhilfe (Cramer 1986, S. 208). Immer weniger 
Arbeitslose kommen also in den Genuß der bis zu Beginn der 80er Jahre normalen Kom- 
pensation aufgrund von durch Beiträge erworbenen Anrechte. Immer mehr Arbeitslose 
sind auf Sozialhilfe oder Unterstützung durch Familienangehörige angewiesen. Insgesamt 
vergrößert sich der Abstand zwischen der Einkommenslage der aktiv Erwerbstätigen und 
der der Arbeitslosen, ganz zu schweigen von der Einkommenslage (der zunehmenden Zahl) 
der Dauerarbeitslosen. 

Über die Einkommenslage der Arbeitslosen-Haushalte berichtet das DIW (44/86, S. 566): 
»Während die nominalen Haushaltseinkommen bis 1981 — mit Ausnahme von 1976 —— ge- 
stiegen sind, sind sie nun — mit Ausnahme von 1983 — von Jahr zu Jahr gesunken. Inallen 
übrigen Haushalten hat es dagegen im gesamten Berichtszeitraum überhaupt keinen nomi- 
nalen Einkommensrückgang gegeben. Noch deutlicher wird die schlechte wirtschaftliche . 
Lage von Arbeitslosen-Haushalten beim Blick auf ihre Haushalts-Realeinkommen. Zwar 
sind diese seit 1975 — von 1978 abgesehen — ständig zurückgegangen, aber der Rückgang 
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im Verlauf der letzten drei Jahre war etwa so groß wie in den sieben Jahren zuvor. Zuletzt 
betrug das nominale Jahreseinkommen von Arbeitslosen-Haushalten 42 v.H. des Einkom- 
mens von Arbeitnehmer-Haushalten, Mitte der siebziger Jahre waren es noch über 60 v.H. 
gewesen.«® Bei diesen Zahlen muß man berücksichtigen, daß es sich um Durchschnitte han- 
delt, die naturgemäß die erheblichen Unterschiede innerhalb der verglichenen Gruppen 
nicht kenntlich machen. Insbesondere käme es zur Stützung unseres Arguments von der 
Ungleichheiten verstärkenden Krisenbewältigungsstrategie des Sozialstaats darauf an, in- 
nerhalb der Gruppe der Arbeitslosen(-Haushalte) zu differenzieren. Für wieviele Arbeitslo- 
se leitet der Verlust des Arbeitsplatzes einen sozialen Abstieg ein? In welcher Form wird 
dieser soziale Abstieg durch den Sozialstaat (Umfang und Art der Leistungsgewährung) be- 
fördert? ’ 
Genauere und neuere Daten, die solche Fragen zu beantworten erlauben, haben wir noch 
nicht gefunden. Es gibt aber Hinweise darauf, daß sich die (von Heinze [1984, S. 108] für 
den Anfang der 80er Jahre festgestellte) Tendenz zur »Ausgliederung konfliktschwacher 
Gruppen« verstärkt hat. Die durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit hat stärker zuge- 
nommen als die Dauer der Leistungsgewährung (vgl. Cramer 1986, S. 206), und die Diffe- 
renzierung zwischen Männern und Frauen in dieser Hinsicht zeigt, daß Frauen von dieser 
Entwicklung weit härter betroffen sind als Männer (z.B. hatten 1985 bei den Männern 
20,8% der Arbeitslosengeldempfänger ihren Anspruch erschöpft, beiden Frauen warenes 
34,9%; von diesen 20,8% konnten immerhin 80,9% nach dem Arbeitslosengeld Arbeitslo- 
senhilfe beziehen, bei den Frauen waren es nur 33,7%; ebd.). Wenn auch wenig über die in- 
nere Differenzierung der Arbeitslosen herauszufinden ist, ist doch immerhin bekannt, wo 
der mit Dauerarbeitslosigkeit verbundene soziale Abstieg endet: in der Sozialhilfe. »Im 
Laufe des Jahres 1984 haben insgesamt 1,04 Mill. Haushalte außerhalb von Einrichtungen 
(mit 1,77 Mill. Personen) laufende Hilfe zum Lebensunterhalt erhalten. Von diesen Haus- 
halten gaben 24 v.H. als Hauptursache der Hilfegewährung den ‘Verlust des Arbeitsplat- 
zes’ an .... Im Zeitraum 1980/84 ist die Zahl der Haushalte mit laufender Hilfe um insgesamt 
282.000 gestiegen. Diese Zunahme ist in erster Linie auf die Hilfegewährung wegen ‘Ver- 
lust des Arbeitsplatzes’ zurückzuführen; 60 v.H. dieser neu zugegangenen Sozialhilfeemp- 
fängerhaushalte gaben diesen Hauptgrund der Hilfegewährung an« (DIW-Wochenbericht 
27/86,S. 343). An all dem ist nicht so sehr interessant und auch nicht neu, daß es eine typi- 
sche Arbeitslosenkarriere gibt, die, bei Nichtgelingen des Wiedereintritts in das sog. Er- 
werbsleben, einen stufenweisen Abstieg bedingt (vgl. z.B. Wagner 1982; Büchtemann 
1984). Vielmehr ist interessant, daß der bundesdeutsche Sozialstaat als Krisenbewälti- 
gungsstrategie auf eine selektive Verschärfung derartiger Muster setzt: Der Abstieg in die 
Armut erfolgt schneller, und die Unterschiede zwischen arm und nicht-arm, von reich ganz 
zu schweigen, werden krasser. Daß der Sozialstaat dabei auch innerhalb seiner Klientel se- 
lektiv vorgeht, mag daraus deutlich werden, daß 1975 ein Arbeitslosen-Haushalt im 
Durchschnitt 92% des Einkommens eines Rentner- und Pensionärs-Haushalts erhielt, 
während es 1985 nur noch 68% waren (vgl. DIW-Wochenbericht 44/86, S. 359). 
Innerhalb des großen Bevölkerungsanteils der »Sozialstaatsabhängigen« (Rentner, Pensio- 
näre, Arbeitslose und die in ihren Haushalten lebenden Personen machen 1985 31 % aller 
in Privathaushalten lebenden Personen aus) hat die größte Gruppe der Rentner und Pensio- 
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näre die »Konsolidierung« wesentlich besser überstanden als die Arbeitslosen. Wie ver- 
schlungen dabei die Wege des Herrn nicht nur von der Leistungs-, sondern auch von der Be- 
lastungsseite her sind, wird vielleicht daraus ersichtlich, daß gemessen an den Aufwendun- 
gen für Rentner »der Beitragssatz in der Rentenversicherung weit stärker (hätte) steigen 
müssen, als er tatsächlich erhöht worden ist« (DIW-Wochenbericht 32/86, S. 402 f.). Die 
Finanzierung dieser Leistungsüberschüsse wurde zu einem beträchtlichen Teil dadurch 
möglich, daß seit der Periode 1978/81 eine Kostenabwälzung auf die Kranken- und Arbeits- 
losenversicherung stattfand, indem einerseits in der Arbeitslosenversicherung Beiträge zur 
Rentenversicherung abgeführt, andererseits Krankheitskosten der Rentner teilweise aus 
dem Beitragsaufkommen der gesetzlichen Krankenversicherung bezahlt werden. Mitande- 
ren Worten: Leistungen an die Rentner wurden nicht aus Rentenversicherungsbeiträgen 
bzw. allgemeinen Steuermitteln bezahlt, sondern aus den Lohnabzügen für die Arbeitslo- 
sen- bzw. Krankenversicherung. Man kann darüber spekulieren, ob hinter solchen Ver- 
schiebungen bewußte Kalküle stecken, etwa derart, daß eine Erhöhung der Belastung 
durch Arbeitslosenversicherungsbeiträge in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit von seiten der 
beschäftigten Lohnabhängigen eher akzeptiert würde als eine Erhöhung der Rentenversi- 
cherungssätze. Jedenfalls scheint der Effekt derartiger »Kostenabwälzungen« zu sein, daß 
den Arbeitslosen nicht zugute kommt, was den Nochnicht- Arbeitslosen an Zahlungen für 
sie abverlangt wird. 

Unbeschadet der Tatsache, daß noch weitere Untersuchungen zu anderen sozialstaatlichen 
Aktivitätsfeldern notwendig sind, um unsere Hypothese zu prüfen, liefert das Beispiel der 
Bearbeitung des Problems Arbeitslosigkeit durch den bundesrepublikanischen Sozialstaat 
genügend Hinweise, die für diese Hypothesen sprechen. Die Verkettung: »Finanzkrise« — 
Konsolidierung — Abwälzung und Verteilung der Krisenlasten — verschärfte Diskriminie- 


“ rung und Marginalisierung innerhalb der Sozialstaatsklientel, läßt sich am Beispiel der Ar- 


beitslosigkeit gut beobachten. Ebenso läßt sich beobachten, daß keine der beteiligten sozial- 
staatlichen Institutionen in eine »Krise« gerät. Im Gegenteil. Alle sind nötiger denn je. Sie 
stabilisieren sich offenbar gerade dadurch, daß sie ihre Leistungen selektiv verknappen und 
damit um so dramatischer als Rettungsinstanzen vor dem drohenden sozialen Abstieg oder 
als Helfer in letzter Not gelten können. 


B: Interessen an einer Restrukturierung des Sozialstaats nach der Konsolidierung 


für die Kapitalseite, für Lohnarbeiter im »Normalarbeitsverhältnis«, für (potentiell) Marginalisierte. 


Das letzte Argument deutet darauf hin, daß es in bezug auf den Sozialstaat besonders 
schwierig ist, die subjektiven und die (berüchtigten) objektiven Interessen der Beteiligten zu 
bestimmen und womöglich zu ihrer Kongruenz beizutragen. Auf seiten der der Objektivität 
verpflichteten Wissenschaft weiß man nur partiell und nicht sehr genau, was der Sozialstaat 
eigentlich wie macht (z.B.: Wer zahlt für wen und wer bekommt was?). Auf seiten der Be- 
troffenen müßten sich derlei Schwierigkeiten eigentlich noch häufen, so daß eine konsisten- 
te Artikulation von Interessen gegenüber dem Sozialstaat schwer vorstellbar wird. Wenn 
man den Sozialstaat als Teil eines Systems von erworbenen und legitimen Anrechten und 
Ansprüchen behandelt, die die eigene soziale Position sichern, täuscht man sich offenbar 
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über seine Fähigkeiten und Funktionen. Die Erfahrungen mit dem Sozialstaat in der Krise 
haben hier sicherlich eine »Ent-Täuschung« bewirkt, aber noch wenig Klarheit darüber ge- 
schaffen, wie eine vernünftige Interessenswahrnehmung gegenüber dem Sozialstaat ausse- 
hen könnte. Wir versuchen, uns einer Bestimmung »objektiver Interessen« am Sozialstaat 
zunächst dadurch anzunähern, daß wir schlicht auf ökonomische Interessenslagen zurück- 
gehen. Was hat die Sequenz von »Finanzkrise« und Konsolidierung für Kapitalisten, Lohn- 
abhängige und Nichterwerbstätige bedeutet, welche Interessen lassen sich bezüglich einer 
»Restrukturierung« des Sozialstaats vermuten? 

Für die Bundesrepublik ist die Beantwortung dieser Fragen sehr einfach, zumindest aufden 
ersten Blick. Die Kapitalseite ist im großen und ganzen in den letzten zehn Jahren, trotz all- 
gemeiner Wachstumsschwäche und zyklischem Einbruch 1980/81, gut bedient worden. 
Die Massenarbeitslosigkeit hat sich — sicherlich auch ein Verdienst des Sozialstaats — als 
politisch verarbeitbares Problem und als ökonomischer Vorteil erwiesen: »Die Unterneh- 
men haben mit den zu erwartenden Ergebnissen für 1986 im fünften Jahr hintereinander 
deutliche Verteilungsvorteile erzielt ... Die Lohnquote, also das Verhältnis der Bruttoein- 
kommen aus unselbständiger Arbeit zum Volkseinkommen, hat sich ... von 63,4 v.H. im 
Jahre 1979 auf 60,4 v.H. im Jahre 1986 vermindert. Das ist zugleich der tiefste Stand dieser 
Verteilungsrelation von Arbeit zu Kapital seit dem Jahr 1960« (DIW-Wochenbericht 
46/86,8.588 f.). Warum sollte von der Kapitalseite her ein Restrukturierungszwang gegen- 
über einem Sozialstaat bestehen, der so etwas erlaubt?”? 

Auf seiten der Lohnabhängigen muß man differenzieren. Die bekannten »Problemgrup- 
pen« am Arbeitsmarkt haben andere Interessen gegenüber dem Sozialstaat als die in einem 
stabilen Normalarbeitsverhältnis Beschäftigten. Es scheint, als hätte der (sich konsolidie- 
rende) Sozialstaat genau zwischen diesen beiden Gruppen die Trennlinie vertieft. Eine Un- 
tersuchung des IAB, die allerdings nur die Jahre 1976 bis 1981 erfaßt, also genau die Zeit 
vor dem großen Beschäftigungseinbruch, gibt Hinweise auf die Größe der respektiven 
Gruppen (hier differenziert nach Geschlecht, Nationalität, Alter und formaler Qualifika- 
tion). Demnach befinden sich knapp über 50% der erfaßten sozialversicherungspflichtigen 
Erwerbstätigen in einem stabilen Beschäftigungsverhältnis. »Diese Personen erbrachten al- 
lerdings 64,8% des Beschäftigungsvolumens (...) und verdienten 70,9% des Gesamtein- 
kommens« (Cramer 1986 a,S. 248 f.). Die Durchschnittszahlen verbergen wie immer erheb- 
liche Differenzen. Den Stabilitätsspitzenwert von 76,2% erzielen Männer zwischen 30 und 
50 Jahren ohne Berufsausbildung mit Abitur, während ausländische Männer unter 30 mit 
derselben Qualifikationsstufe mit nur 17,6% in einem stabilen Beschäftigungsverhältnis 
den niedrigsten Wert erzielen. Bemerkenswert ist, daß selbst in einer normalerweise als pri- 
vilegiert eingeschätzten Gruppe wie den deutschen männlichen Facharbeitern zwischen 30 
und 50 Jahren eine Viertel nicht stabil beschäftigt ist. Dieser Anteil in instabiler Beschäfti- 
gung wächst bei ausländischen Frauen auf zwei Drittel und mehr. 

Nach diesen Untersuchungsergebnissen kann man also davon ausgehen, daß schon vor 
1982, also vor dem Eintreten der wirklichen Massenarbeitslosigkeit in der BRD, bereits 
knapp 50% der abhängig Beschäftigten von Arbeitslosigkeit bedroht. oder bereits einmal ar- 
beitslos waren. Wie gravierend und folgenreich diese Lage der Lohnabhängigen jeweils ist, 
hängt allerdings davon ab, ob die Arbeitslosigkeit selten und kurz bleibt. Nur dann funktio- 
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niert der Sozialstaat im Sinne einer Risikoabsicherung und Kompensation. Man kann also 
folgern, daß die »objektiven« Interessen gegenüber dem Sozialstaat für die ca. 50% der 
Lohnabhängigen (nach 1981 dürften es eher weniger sein), die sich in einem stabilen Be- 
schäftigungsverhältnis befinden, ‚und für diejenigen, die nur gelegentlich einmal arbeitslos 
(geworden) sind, nicht in Richtung einer Restrukturierung gehen. Allenfalls könntedas An- 
steigen der sozialstaatlichen Abgabelasten Anlaß zu Widerborstigkeit geben. Bisher ist aber 
nicht ausgemacht, ob nicht, über den Lebenszyklus gesehen, diejenigen, die am meisten für 
den Sozialstaat zahlen, auch — in direkter finanzieller Hinsicht — am meisten vom Sozial- 
staat beziehen. Jedenfalls deuten mehr Anzeichen in diese Richtung als in irgendeine ande- 
re. Das legt nahe, auch von der Belastungsseite her auf seiten der Lohnabhängigen in einem 
stabilen Beschäftigungsverhältnis keinen Restrukturierungsbedarf gegenüber dem Sozial- 
staat zu veranschlagen. 

Anders steht es mit denjenigen Lohnabhängigen, die häufiger und länger arbeitslos sind (oder 
werden können). Für sie hat sich gezeigt, daß die sozialstaatlichen Absicherungen desto we- 
niger wirksam funktionieren, je länger die Massenarbeitslosigkeit andauert. Hier besteht 
sowohl ein gruppenspezifischer Bedarf an Änderungen, die auf Besonderheiten der jeweili- 
gen Arbeitsmarktsituation Rücksicht nehmen (ein Beispiel wäredie 1985 erfolgte altersspe- 
zifische Änderung der Arbeitslosengeldansprüche für die über 49 jährigen), als auch ein ge- 
nereller Bedarf an ausgeweiteten sozial- und beschäftigungspolitischen Programmen, die 
das Auseinandertreiben der Lebenslagen durch höhere Leistungen oder verstärkte Wieder- 
eingliederungsversuche für die Arbeitslosen verhindern. Kurz, die Interessen der »Pro- 
blemgruppen am Arbeitsmarkt« sprechen gegen die Art der »Konsolidierung« des Sozial- 
staats, die hauptsächlich zu ihren Lasten erfolgt ist. Ob diese Interessen gleichbedeutend 
sind mit einem Druck in Richtung »Restrukturierung« wird noch zu untersuchen sein. 
Kommen wir zur Großgruppe der Rentner und Pensionäre als Kern der Sozialstaatsklien- 
tel. Die Gruppe umfaßt (1984) 9,9 Mill. Haushalte in der Bundesrepublik, in denen 16,7 
Mill. Personen (oder 27,3% aller Personen) leben.? In ihrer Mehrzahl können die Rentner 
und Pensionäre nicht zu denjenigen gezählt werden, denen ein Interesse an einer Restruk- 
turierung des Sozialstaats zugeschrieben werden kann. Selbstverständlich gibt es auch hier 
»Problemgruppen«, für die schon aufgrund ihrer Einkommenslage unbefriedigte Ansprü- 
che vermutet werden können. Immerhin hatten (1984) 735 000 oder 7,4% dieser Haushalte 
ein monatlich verfügbares Einkommen unter 1000 DM (DIW-Wochenbericht 45/85), wo- 
bei es sich hauptsächlich um die Haushalte von alleinstehenden Frauen handeln dürfte.? 
Die Frage ist aber, ob das Bestehen von (berechtigten) Ansprüchen auf bessere Versorgung 
durch den Sozialstaat gleichbedeutend ist mit einem Restrukturierungs-Interesse oder gar 
-zwang. Oder ob man nicht dagegen annehmen muß, daß die Befriedigung derartiger An- 
sprüche noch mit den bewährten Mitteln und in den bestehenden Formen erfolgen kann, 
indem schlicht die gröbsten »Unausgewogenheiten« in der Einkommenslage, etwa der ver- 
witweten Hausfrauen, beseitigt werden. Generell gilt: Ohne eigene Markteinkommens- 
quellen bleibt die Masse der Alten (bzw. Erwerbsunfähigen) auf Versorgung durch den 
Staat bzw. die parastaatlichen Einrichtungen der Sozialversicherung angewiesen. Deshalb 
dürfte beiden Rentnern und Pensionären das Interesse an der Stabilität des Sozialstaats und 
seiner finanziellen Grundlage gar nicht hoch genug zu veranschlagen sein. 
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Unbeschadet der Tatsache, daß man diesen groben Überblick über die objektiven Interes- 
senlagen gegenüber dem bundesdeutschen Sozialstaat noch durch sehr viel differenziertere 
Analysen ergänzen sollte,!° ergibt sich das für unsere momentanen Zwecke hinreichend 
aussagekräftige Gesamtbild einer überwiegend »konservativen« Orientierung: Abgesehen 
von den diskriminierten und marginalisierten (oder entsprechend bedrohten) Teilen der 
Lohnabhängigen oder Versorgungsempfänger, deren Gesamtgröße vielleicht dem ent- 
spricht, was dasSchlagwort von der »Zweidrittel-Gesellschaft« signalisiert, besteht für den 
großen Rest der Bevölkerung kein unmittelbarer Handlungsdruck in Richtung einer Re- 
strukturierung des Sozialstaats. Von daher resultiert also auch keine Krise des Sozialstaats. 


C: Fazit: Handlungsbedarf (Interesse an Restrukturierung) 


besteht nur für Marginalisierte. Deren individuelle Reproduktionskrise ist aber nicht gleichbedeutend 
mit der Krise des Sozialstaats. Wieso übersetzen und artikulieren sich die Interessen der Lastenträger 
der Konsolidierung nicht im politischen System? 


Zusammengefaßt ergibt unser grober Überblick über die »objektiven« Interessenlagen ge- 
genüber dem Sozialstaat, daß ein Interesse an dessen Restrukturierung nicht durchgängig 
unterstellt werden kann. Selbst wo man ein solches Interesse unmittelbar veranschlagen 
kann, bei den sog. »Problemgruppen« am Arbeitsmarkt und unter den Rentnern, bleibt die 
Frage, in welche Richtung es geht: Hat es Sinn, hier von einem Restrukturierungsinteresse 
zu sprechen, oder geht es nicht vielmehr um eine Erweiterung der bestehenden Institutio- 
nen und Programme, ohne große qualitative Veränderungen? 
Die Antwort auf diese Frage hängt wohl davon ab, wie man die künftige wirtschaftliche Ent- 
wicklung der BRD einschätzt. Wenn man davon ausgeht, daß die Massenarbeitslosigkeit 
— trotz der angekündigten demographischen Wende in den 90er Jahren — uns als Problem 
erhalten bleibt, folgt, daß von seiten der von Arbeitslosigkeit ernsthaft betroffenen Bevölke- 
rungsteile in der Tat ein Restrukturierungsbedarf besteht. Wenn man umgekehrt davon aus- 
geht, daß die Massenarbeitslosigkeit ein vorübergehendes Phänomen bleiben wird, kann sich 
das Interesse der von ihr Betroffenen darauf beschränken, akute Diskriminierungen abzubau- 
en. Letzteres wäre durchaus im Rahmen der bestehenden Institutionen und Programme mög- 
lich, insofern es darum ginge, zeitlich und sachlich begrenzte Probleme mit finanziell begrenz- 
ten Mitteln zu bewältigen (ein Muster liegt mit den Versuchen vor, ältere Lohnabhängige mit 
diversen Anreizen zum vorzeitigen Ausscheiden aus dem Erwerbsleben zu bewegen). 
Anders sieht es aus, wenn — aufgrund welcher Ursachen auch immer — Massenarbeitslo- 
sigkeit auf Dauer einzukalkulieren ist. Dann besteht — wie gesagt — in der Tat ein Interesse 
: der Betroffenen an einer Restrukturierung des Sozialstaats. Es ergibt sich einfach aus der 
gegenwärtigen Kopplung sozialstaatlicher Leistungsgewährung an ein Normalarbeitsver- 
hältnis,'! das für viele von der Arbeitslosigkeit betroffene Lohnabhängige bei bestem eige- 
nen Willen nicht mehr realisierbar ist. Wenn diese Lohnabhängigen vermeiden wollen, daß 
sie nicht nur am Arbeitsmarkt, sondern auch vom Sozialstaat — und damit doppelt — dis- 
_kriminiert werden, müssen sie darauf dringen, daß sozialstaatliche Leistungen kompensato- 
risch einsetzen, die Diskriminierung am Arbeitsmarkt also (tendenziell) ausgleichen und 


nicht — über das »Äquivalenzprinzip«'? u.ä. — auch noch fortsetzen. 
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Die Konsequenz aus dauerhafter Massenarbeitslosigkeit bezüglich der Restrukturierung 
des Sozialstaats lautet also aus der Sicht der Betroffenen: Die für fast alle Programme domi- 
nante Kopplung der Dauer und Höhe sozialstaatlicher Transfers an individuelle Beiträge 
nach Einkommenshöhe und Dauer des Einkommensbezugs im Erwerbsleben muß gelöst 
werden. Das Restrukturierungsinteresse besteht genauer darin, sowohl von der Finanzie- 
rungsseite her von individuellen »Beiträgen« auf allgemeine Steuern überzugehen als auch 
den Bezug und die Höhe sozialstaatlicher Transfers von der Bindung an die vorhergehende 
Beitragszahlung zu trennen. Nur dann kann man damit rechnen, daß die mit den unter- 
schiedlichen Zugangschancen zu Arbeitsplätzen verbundenen Status- und Einkommens- 
differenzierungen nicht noch sozialstaatlich verlängert und verschärft werden. Gegenwär- 
tig, unter den Bedingungen der »Flexibilisierung«, der (Teilzeit-) Beschäftigung unterhalb 
der Sozialversicherungspflichtgrenze, der Dauerarbeitslosigkeit, trägt hingegen die Art der 
Gestaltung des Sozialstaats dazu bei, den Weg in eine gespaltene Gesellschaft zu ebnen. 
Um es zu wiederholen: Nach unserer Auffassung bedeutet diese Rolle des Sozialstaats nicht, 
daß er in einer Krise ist oder kommen muß. In seiner gegenwärtigen Form könnte er besten- 
falls in eine Krise geraten, wenn sich diejenigen, die ein Interesse an seiner Umstrukturierung 
haben, zureichend politisch artikulieren, organisieren und durchsetzen könnten. Dagegen 
spricht vieles, vor allem die Kräftekonstellation gegenüber den (wie auch immer kurzsichti- 
gen) Interessenten am sozialstaatlichen status quo. Zu einem anderen Ergebnis könnte man 
— auf dem hier (zur Einkreisung des Problems) eingeschlagenen Weg einer Rekonstruktion 
»objektiver« Interessenlagen — nur kommen, wenn es Gründe für eine weiterreichende Soli- 
darität unter den Lohnabhängigen gäbe, die gemeinsame Interessen gegenüber dem Sozial- 
staat zur Geltung bringen könnten. Der Mechanismus der lohndrückenden Konkurrenz um 
Arbeitsplätze bei Vorhandensein einer »industriellen Reservearmee« gibt ein Beispiel für die 
Begründung solcher gemeinsamen Interessen '? (die Entwicklung der Lohnquote in den letz- 
ten Jahren dürfte sich unschwer mit Bezug auf diesen Mechanismus erklären lassen). Inso- 
weit die Einkommens- und Arbeitssituation auch noch der relativ privilegierten lohnabhän- 
gig beschäftigten Erwerbstätigen vom Vorhandensein der »industriellen Reservearmee« 
durch alle »Arbeitsmarktsegmente« hindurch spür- und nachweisbar negativ beeinflußt 
wird, ist eine Grundlage für gemeinsame Interessen und ihre Durchsetzung für Arbeitslose, 
marginalisierte Beschäftigte und stabil Beschäftigte gegeben. 

Z.war bestehen zwischen diesen Gruppen manifeste Unterschiede in der Betroffenheit von 
Arbeitslosigkeit und in der Abhängigkeit von den entsprechenden sozialstaatlichen Maß- 
nahmen. In Frage steht aber, ob diese Unterschiede die Gemeinsamkeit des Gegensatzes ge- 
gen das Kapital aufwiegen. Wenn die kapitalistische »Produktion« einer Unterklasse, eines 
Sub- oder Lumpenproletariats ebenso wie die einer Arbeiteraristokratie, die Funktion hat, 
diese Klassenfragmente in wechselnder Koalition mit der Kapitalseite gegeneinander und 
gegen das Gros der Lohnabhängigen ausspielbar zu machen, muß sich angeben lassen, für 
wen sich, ab wann, unter welchen Bedingungen, die »solidarische« Koalition mit den ande- 
ren Gruppen der Lohnabhängigen mehr lohnt als die Verfolgung womöglich kurzfristiger 
Vorteile auf deren Kosten. 

Der Witz ist, daß derartige Kalküle für die vielen einzelnen Individuen erst dann überhaupt 
in Erwägung gezogen werden können, wenn tatsächlich die Möglichkeit einer organisierten 
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gemeinsamen Interessenvertretung besteht. Und daß nur in solchen Organisationen der 
Vorrat an Erfahrungen und Wissen kumuliert oder kumulierbar ist, der wiederum ihre 
eventuelle Rationalität ausmacht. Mit anderen Worten: Nur Lohnabhängigenorganisatio- 
nen, die auch die Funktion eines kollektiven Gedächtnisses haben, können einsichtig machen, 
was unmittelbar im Horizont des individualistischen oder segmentzentrierten Kalküls nicht 
einsichtig ist: z.B. daß die dauerhafte Existenz einer »Unterklasse« eine Beeinträchtigung 
der Konfliktfähigkeit für alle abhängig Beschäftigten ausmacht; dal} es also nicht genügt, 
sich selbst von dieser Unterklasse zu distanzieren, solange man im Lohnabhängigenstatus 
verbleibt. Insofern gibt es gemeinsame, wenn auch dem Einzelnen nicht unmittelbar evi- 
dente Interessen, und daß es sie gibt, daß sie artikuliert werden können, ist nicht nur Vor- 
aussetzung, sondern auch Resultat der Organisationsbildung. Sie beinhalten gegenüber 
dem Sozialstaat eine Orientierung an Politiken und Programmen, die auf Abbau der durch 
die »Konsolidierung« verschärften Disparitäten ausgerichtet sind. 

Ein ähnliches Argument gilt bezüglich der Rentner und Pensionäre, insofern sich auch für 
diese Gruppen auf gemeinsame Interessenlagen verweisen läßt, die den Einzelnen unmittel- 
bar nicht sichtbar sind. Einerseits sind wiederum die Negativfunktionen von impliziten »di- 
vide et impera«-Strategien nachweisbar, die manifest zunächst nur zur Diskriminierung ei- 
nes Teils der Alten führen. Andererseits läßt sich plausibel machen, daß die Entwicklung 
der Einkommens- und Lebenssituation der Nichterwerbstätigen praktisch angebunden 
bleibt an die entsprechende Entwicklung bei den Lohnabhängigen insgesamt. Hier stellt 
sich wiederum die Frage, ob und gegebenenfalls in welchen Organisationen die nötigen Er- 
fahrungen gespeichert sind, und welche Organisationen die sozial relativ isolierten Rentner 
und Pensionäre überhaupt erreichen können, so daß deren Orientierung an unmittelbaren 
Interessen überwindbar ist. 

Ohne weiter bei diesem Punkt zu verbleiben, müßte ersichtlich geworden sein, daß der Ver- 
such, sog. objektive Interessen am Sozialstaat zu rekonstruieren, nach Lage des Problems 
von selbst in eine andere Dimension führt als die mit der Grobeinschätzung ökonomischer 
Positionen zunächst eröffnete: die Dimension der Organisation (als Frage nach den Bedin- 
gungen der kollektiven Interessendefinition und -wahrnehmung). Damit sind wir auf einer 
neuen Ebene der Sozialstaatsproblematik angelangt, die es erlaubt (oder nötig macht), die 
Frage nach der Krise des Sozialstaats erneut zu stellen. Mit der kollektiven Interessenwahr- 
nehmung im und gegenüber dem Sozialstaat sind politische Projekte (organisierte soziale 
Bewegungen und ihre auf Beeinflussung oder Veränderung des politischen Systems zielen- 
den Strategien und Ziele) verbunden, die als solche in Krisen geraten können. 


III. Der Sozialstaat als politisches Projekt 


Krise der traditionellen Politik der Arbeiterbewegung, die ihr Ziel verliert: egalitärer, weil sozialstaat- 
lich gebändigter Kapitalismus. 


Wir haben bisher deutlich gemacht, daß wir keine Krise des Sozialstaats indemSinneerken- 
nen können, daß die Kernbestände des sozialen Sicherungssystems bedroht oder auch nur 
über notwendige'* Anpassungen hinaus quantitativ eingeschränkt würden. Diese Vernei- 
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nung einer Krise des Sozialstaats, die sich auf die Diagnose stützt, daß der Sozialstaat seine 
wesentlichen gesellschaftlichen Funktionen!’ nach wie vor wahrnimmt, schließt zweierlei 
nicht aus: 

1. daß es gegenwärtig eine Krise des Sozialstaats als politisches Projekt (im noch zu erläu- 
ternden Sinne) gibt, 

2. daß es künftig eine Krise des Sozialstaats in seiner gegebenen Form geben kann aufgrund 
eines durch politische Projekte ausgeübten Drucks. 

Zunächst: Was ist mit »Sozialstaat als politisches Projekt« gemeint? Gemeint ist das Pro- 
jekt der Transformation (Heimann 1929) bzw. später der Bändigung des Kapitalismus mit- 
tels des Sozialstaats, das in der Arbeiterbewegung, genauer: an ihrem »reformistischen« 
Flügel, entstand. Das Projekt versprach einerseits die Absorption der Risiken der Lohnar- 
beiterexistenz durch den Sozialstaat, andererseits einen tolerierbaren, weil in seiner Kri- 
sendynamik durch Wirtschaftspolitik gedämpften, in seiner Akkumulations- und Produk- 
tivitätsdynamik aber ungebremsten Kapitalismus. Dieses Projekt war erfolgreich, insofern 
viele der mit ihm formulierten sozialpolitischen Ziele erreicht werden konnten, wenn auch 
modifiziert nach dem Kriterium der Kompatibilität mit kapitalistischen Basisinstitutionen. 
Der sozialstaatliche status quo ist in vieler Hinsicht Ergebnis dieses Projekts. Als seine 
Haupterfolge können wohl die Anerkennung der Lohnabhängigen als gleichberechtigte 
Bürger (Marshall 1964) und deren wie auch immer unvollkommene Partizipation an der 
allgemeinen Wohlstandsentwicklung gelten. 

Inzwischen ist dieses Projekt, das in der BRD vom Organisationskonglomerat vonSPD und 
Gewerkschaften getragen wurde, in einer Krise. Die mit ihm verbundenen Erwartungen 
haben sich mit dem Wiederauftreten der Massenarbeitslosigkeit nicht hinreichend erfüllt. 
Die mit ihm gesetzten Ziele haben entweder ihre Attraktivität verloren (z.B. wegen des im- 
plizierten staatlichen Funktionszuwachses) oder sie sind hinsichtlich ihrer Realisierbarkeit 
dubios geworden. Das Ziel einer Konjunktursteuerung ohne Beschränkung der privaten 
Disposition über Investitionen wird heute allgemein skeptisch beurteilt. Das Risiko der Ar- 
beitslosigkeit bleibt entsprechend hoch, und die materielle Absicherung gelingt im Bedarfs- 
fall nur unzureichend. All dies führt zu Ernüchterung. 

Nicht zuletzt verdankt sich schließlich die gegenwärtige Krise des Projekts seinem Erfolg in 
der Vergangenheit: Die mobilisierende Kraft des Appells an Werte der Arbeiterbewegung 
wie Solidarität und Gleichheit schwindet in dem Maße, wie ihre Institutionalisierung in so- 
zialstaatlichen Veranstaltungen gelingt. Man muß nicht in das Habermassche Horn sto- 
Ben, das Verschwinden »utopischer Gehalte« in der Arbeiterbewegung beklagen und die 
»neue Unübersichtlichkeit« proklamieren, um zu dieser Diagnose einer Krise des Sozial- 
staats als politisches Projekt zu kommen. Die Ursachen dieser Krise liegen nicht im Verlust 
utopischer Gehalte, sondern zunächst vor allem darin, daß die Erfahrungen der Wirt- 
schafts- und Sozialstaatsentwicklung der letzten zehn Jahre nicht zureichend verarbeitet 
und in eine neue Programmatik des Projekts integriert wurden. 

Einerseits haben die Erfahrungen der letzten zehn Jahre ausreichend über die Realitätsfer- 
ne der Hoffnung belehrt, eine Verstetigung der Wirtschaftsentwicklung und die Abschaf- 
fung der Arbeitslosigkeit könnten unter kapitalistischen Voraussetzungen (d.h. ohne Anta- 
stung der privaten Dispositionen über Produktionsmittel) erreicht werden. Andererseits 
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haben diese Erfahrungen zugleich gezeigt, daß der bestehende Sozialstaat zur Kompensa- 
tion der Folgeschäden der wirtschaftlichen Entwicklung, gemessen an den Bedürfnissen 
der Betroffenen, nicht in der Lage ist. Zugleich ist es den Organisationen der Arbeiterbewe- 
gung nicht gelungen, die massenhaften Krisen der individuellen Reproduktion auf seiten 
der Arbeitslosen in eine politische Mobilisierung umzumünzen. Dazu hätte es (als einer 
Voraussetzung) einer Programmatik bedurft, die trotz der Enttäuschung durch den sozial- 
staatlichen status quo in die Richtung sozialstaatlicher Expansion zielt und es zugleich er- 
laubt, die individuellen Reproduktionskrisen in Systemkritik umzusetzen. Hingegen fallen 
durch das Festhalten an der traditionellen Sozialstaatsprogrammatik sowohl die Mängel 
der als politisch steuerbar deklarierten kapitalistischen Ökonomie als auch die Defizite so- 
zialstaatlicher Kompensation auf deren organisatorischen Träger zurück. Sozialdemokra- 
tie und Gewerkschaften (und mit ihnen die gesamte Linke) kommen als politische Organisa- 
tionen in die Krise, und zwar umso mehr, je mehr sie unfähigbleiben, den Sozialstaat anders 
als traditionell zu konzipieren. 

Den Kern dieser traditionellen Sozialstaatskonzeption bildet die Fixierung einerseits auf 
‚den zunehmend kleineren Teil der Lohnabhängigen, der in einem stabilen Normalarbeits- 
verhältnis (vgl. Mückenberger 1986) ausreichend Ansprüche an die sozialen Sicherungssy- 
steme kumuliert, andererseits auf eine vom Prinzip der »Äquivalenz« von individuellem 
Beitrag und empfangener Leistung geprägte Form der sozialen Sicherung. Diese Fixierung 
blockiert schon auf programmatischer Ebene einen möglichen Umbau des Sozialstaats in 
Richtungeiner bedürfnisgerechteren Versorgung der nach wie vor wachsenden Zahl seiner 
Klienten. - 
Mit einer programmatischen Umorientierung der organisatorischen Träger des traditionel- 
len Projekts einer sozialstaatlichen Transformation des Kapitalismus ist es jedoch nicht ge- 
tan. Das Problem, das sich hinsichtlich divergierender Interessenlagen für den Umbau des 
Sozialstaats auf der Ebene einer Koalitionsbildung ergibt, haben wir bereits oben formu- 
liert. Unter welchen Voraussetzungen kann sich eine hinreichend breite Koalition für den 
offensiven Umbau des Sozialstaats bilden, die ihn in seiner gegebenen Form in eine Krise 
bringen könnte? Lassen sich kurzfristig und individuell rationale Interessen am sozialstaat- 
lichen status quo in einer Umbaustrategie durch Verweis auf mittelfristig erwartbare Pro- 
blemlagen (nach dem Motto: Du könntest der nächste Arbeitslose sein!) argumentativ ver- 
ändern? Mit welchen Mitteln, in welchen Formen sind die gegenwärtig Nichtorganisierten 
organisierbar? Lassen die Sicherheitsbedürfnisse der vielen Sozialstaatsabhängigen, insbe- 
sondere der Rentner, überhaupt genügend Spielraum für einen erfolgreichen Umbau des 
Sozialstaats? 

Erst die Beantwortung dieser Frage würde das politische Projekt »Sozialstaat« aus der 
Sackgasse einer Verteidigung des status quo führen. Wenn, schon bevor solche Antworten 
anfallen, auch von links schlicht von der Krise des Sozialstaats und nicht von der des eige- 
nen politischen Projekts die Rede ist, so hat diese Anwendung der Krisensemantik auf den 
Sozialstaat den Charakter einer Projektion: die eigene Krise wird »dem System« oder seinen 
Teilen zugeschrieben. Das »System« läßt schön grüßen. Es geht ihm gut. 


»Krise des Sozialstaats« — Krise für wen? 751 


Anmerkungen 


par 


Das Konstatieren derartiger Konflikte hält Jessop (1986) für ausreichend, um von einer Krise des 

Sozialstaats zu sprechen. Wenn man sich dieser Sprachregelung anschließt, muß man eine perma- 

nente Krise des Sozialstaats unterstellen, denn diese Konflikte sind so alt wie der Sozialstaat selbst 

(Heimann 1929). 

2 Sozialausgaben heißen in der OECD- Abgrenzung (1985, S. 18): »direct public expenditure on edu- 
cation, health services, pensions, unemployment compensation and other income maintenance 
programmes and welfare services«. 

3 Soz.B. Altvater(1982,S. 127): »Der Sozialstaat kommt dann indie Krise, wenn das System der pro- 
duktiven Arbeit aus Gründen, auf die der Sozialstaat keinen Einfluß zu nehmen vermag, nicht 
mehr expandiert, sondern stagniert, weil die Akkumulation des Kapitals nachläßt.« 

4 Für 312 Werktage Anspruch auf Arbeitslosengeld mußte man 1980 720 Tage, ab 1983 1080 Tage 

versicherungspflichtig gearbeitet haben. 

Der Anteil der Arbeitslosen, die länger als zwei Jahre arbeitslos sind, betrug 1977-1982 etwa 5% 

und ist seitdem auf über 14% gestiegen (DIW-Wochenbericht 44/86, S. 566). 

6 Dasdurchschnittliche verfügbare Einkommen eines Arbeitslosenhaushalts betrug 1975 29% und 
1985 16% des entsprechenden Einkommens eines Selbständigenhaushalts (ebd., S. 560). Der An- 
teil der Arbeitsiosenhaushalte an allen Erwerbstätigenhaushalten ist im selben Zeitraum von 
2,9% auf 5,5% gestiegen. 

7 Die Abwesenheit eines Zwangs bedeutet natürlich nicht, daß es kein Interesse an einer weiteren 
Steigerung der Gewinne zu Lasten der Löhne gäbe. 

8 Inder Differenz zwischen Haushalts- und Personenanteilen schlägt sich der hohe Anteil von I-Perso- 
nen-Haushalten (knapp über 50%) an den Rentner-Haushalten nieder. 

9 Diesen Armen steht jedoch eine 5% umfassende Gruppe von Rentner- und Pensionärs-Haushalten 
gegenüber, die ein Monatseinkommen von 5000 DM und mehr erzielten. 

10 Die Frage ist, wieweit sich —- jenseits eines vielleicht typisch deutschen Grundvertrauens in die 
Unerschütterlichkeit und Gerechtigkeit des Staates und damit der staatlich organisierten Vorsorge 
fürs Alter — die Sozialversicherung für die von den einschlägigen Abgaben hauptsächlich Belasteten 
im Sinne eines Kosten-Nutzen- Vergleichs tatsächlich lohnt. 

11 Gemeint ist grob gesprochen, daf) der gegenwärtige Sozialstaat diejenigen privilegiert, die das Pri- 
vileg hatten, 40 Jahre lang 40 oder mehr Stunden wöchentlich arbeiten zu dürfen. 

12 Mit Aquivalenz kann in diesem Zusammenhang nicht die von Beitrag und Leistung (oder von Kosten 
und Nutzen), sondern lediglich eine Art Rangäquivalenz gemeint sein. D.h. die Einkommenshierar- 
chie unter den Erwerbstätigen wird als Transferempfängerhierarchie nachgebildet. 

13 Ein Blick auf die Krankenstandsstatistik zeigt, daß es nicht nur um die Lohnentwicklung, sondern 
generell um die der Arbeitsbedingungen geht. 

14 »Notwendig« sind solche Anpassungen natürlich nur im Rahmen jeweils gegebener wirtschaftlicher 
Bedingungen, zu denen auch all die wirtschaftspolitischen Konzeptionen gehören, die die gegebenen 
kapitalistischen Basisinstitutionen nicht in Frage stellen. 

15 Die eben nicht identisch sind mit seinen Funktionen für die individuelle Reproduktion seiner 

Klienten. 
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